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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Erstes Stück vom Jahre 1853.
—a—“

 I. Ministerial-Bekanntmachung,
die im Königreiche Württemberg neuerlich cingetretenen Abänderungen in der
Gesesgebung über die Besteuerung des Branntweins und des Malzes betreffend,

d. d. 11. Januar 1853.

Im Königreiche Württemberg istinFolgeneuerlicheingetretener Abanderungen
in der daselbst bestehenden Gesetzgebung über die Besteuerung des Branntweins und
des Malzes vom 1. October 1852 an

1) die Uebergangssteuer für den Eimer Branntwein von der Normalstarke zu
50 Grad nach dem Alkoholometer von Tralles bei 12, 416 Reaumur auf 10 Fl.
40 Tr., statt der bisherigen5Fl. vom Württemberg schen- Eimer für Branntwein
aller urt, festgesetzt, auch nach diesem Verhältnisse der Betrag der Uebergangs-
steuer für Mrannewein über und unter 50 Grad regulirt,

2) der biöhrrige Unterschied zwischen eingesprengtem und trockenem Malze auf-
gehoben und der Uebergangssteuersatz für das aus dem zollvereinten Auslande ein-
gehende geschretene Malz ohne Ausnahme auf den Betrag der Württemberg'schen
Malzsteuer von 24 Kreuzer vom Simri Würtembergisch erhöht worden.

Hiernächst ist aber auch für den Verkehr mie Wein,Obstmost, Branntwein,
Bier und Malz die Einhaltung bestimmter Uebergangsstraßen (deren Bekannt-
machung noch erfolgen wird), ingleichen binsichtlich des eingehenden Branntweins
die Angabe des Stärkegrades in den Uebergangoscheinen unter Beifügung amtlich
versiegelter Probeflaschen, vorgeschrieben worden.

Zur Erledigung von lebergangsscheinen und zur Erhebung der Uebergangs-
steuern sind neben den Königlich Württembergschen Haupt= und Nebenzollämtern
I. Klasse, auch die Grenzacciseämter an den besondern 1bergangsstraßen und zwar

Fürtlich Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XIV.
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unter dem Vorbehalte ermachtigt, diese Befugniß nach Bedurfniß des Verkehrs
noch weiteren Steueramtern zu ubertragen, die Zoll- und Acciseamter aber haben
zugleich die Anweisung erhalten, die Einfuhr der unter Uebergangoschein-Kontrole
ohne Angabe des Stärkegrades und ohne Beifügung amtlich versiegelter Probe-
flaschen abgefertigten Branntweinsendungen vorerst in dem Falle nicht zu bean-
standen, wenndie Fässer sich unter ordnungemdßigem amtlichen Verschlusse befinden.

Rudolstadt, den 11. Januar 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abtb. der Finanzen.
Th. Schwars. 1#sm

 I. Nachtrag
zu der Verordnung vom 10. December v. J., das Sportelcassen-Rechnungs-

wesen betreffend, d. d. 21. Jannar 1853.

In weiterer Ausführung der Verordnung vom 10. December v. J., das
Sportelcassen-Rechnungewesen betreffend, (Gesetz-Samml. 1852 S. 215) wird
hiermit bestimmt, daß bei Einsendung der Sportel-Einnahmebeträge jedesmal
anzugeben ist, was an Forststrafgeldern und Schadenbersabbeträgen unter denselben
enthalten. Um dies zu erleichtern, sind die Forststrafgelder und Schadencersatz-
beträge bei der Eintragung in das Sportelbuch und in das Sporteleinnahmebuch
mit verschiedenen Zeichen z. B. die ersteren mit einem und die lehteren mit zwei
Kreuzen von rother Dinte zu versehen und am Schluß der Vierteljahrs-Einnahme
besonders zusammengustellen.

Rudolstadt, den 21. Januar 1853.

Fürstl. Schwarzburg. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Zweiles Stüch vom Jahre 1833.
— —.

 III. Ministerial= Bekaumtmachung.
Mittels Erklärung vom p. v. M. ist auch die Großherzeglich Mecklenburg-

Schwerinsche Regierung dem in der Gesetzsammlung pro Inöl unter No. Nl. publi-
cirten Vertrage wegen Uebernahme der Auszuweisenden 1. d. Gotha den 15. Juli
1851 mit der Maßgabe beigetreten, daß für dieselbe die Wirksamkeit des Vertrags
mit dem 1. März d. J. beginnt, was anmit öffentlich bekannt gemacht wird.

Rudolstadt, den 2. Februar 1853.

Fürstl. Schwarzburg. Ministerium.
v. Bertrab.

F. IV. Verordnung
vom 4. Febrnar 1856. die Arrestlegung und Ererntionsvollstreckung in die

Löhnung der Unteroffitiere und Soldaten betrefend.
Zu Beseitigung der nach AufhrbungderZuständigkeit der Militairgerichte in

bürgerlichen Rechtosachen vorgekommenen Zweifel wird auf Höchsten Befehl Sere-
uissimi bie zum Erlaß eines das Erecutionswesen regulirenden Gesetzes provisorisch
verordnet, daß die Löhnungen der Unterefsiciere und Soldaten jeder Erecutionsvoll-
streckung entzogen sind und mit Arrest nicht brlegt werden können.

Rudolstadt, den 1. Februar 1833.

Fürstl. Schwarzb. Mimisterinm.
v. Bertrab.

« , , — —

drfllich Echw. Rudolst. Gesehjammil. XIV. 2
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As V. Ministerial-Bekanntmachung,
die Erhöhung der Uebergangs-Abgabe vom Bier im Großherzogthum Hessen betr.

Nachdem im Großherzogthum Hessen in Folge einer, in der Besteuerung des
Biers eingetretenen Veränderung die Uebergangs-Abgabe von dem dort eingehenden
vereinsländischen Biere auf 1 Fl. 20 Tr. für die Ohm vom 1. Jan. d. J. an erhöht
worden ist; so wird solches hiermit bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 1. Februar 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abth. der Finanzen.
Th. Schwart.

A. Koc.

 VI. Ministerial-Verordnung
vom 11. Februar 1853, die Einziehung von Holzgeldern betreffend.
Es ist von Uns wahrgenommen worden, daß bei Einziehung von Holzgeldern

nicht überall in der Weise verfahren wird, wie die bestehenden gesetlichen Vorschrif-
ten es verlangen. Ec erscheint deshalb nothwendig, die betreffenden öffentlichen
Behörden auf die letzteren ausdrücklich hinzuweisen, gleichzeitig aber, zur Erleichte.
rung des Verfahrens, einige neue Bestimmungen zu treffen.

g. 1.
Unter Holzgelder werden diesenigen Gelder verstanden, welche für auf Credit

erhaltenes Holz von Privatpersonen oder Gemeinden an landesherrliche oder Ge-
meindecassen zu zahlen sind.

Die Forderungen dieser Cassen gründen sich auf Verträge und können deshalb
nur im gewöhnlichen Prozeßverfahren zum Austrag gebracht werden. Regelmaßig
werden dabeiin Folgedesgeringeren Betrags der Forderungen die Vorschriften des
Gesetzes über das Verfahrenin geringfügigen iehrlichen Rechtsstreitigkeiten vom
26. August 1870 (Geset= Sammlung 18106 * 9) zur Anwendung kommen müssen.

g.Die mit Erhebung der Holzgelder Aairan Behörden oder Beamten haben,
sobald sie die Hülfe der Justizbehsrden zum Zweck der Beitreibung der Restein An-
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spruch nehmen müssen, denselben ein Verzeichniß der Restanten einzureichen. Dies
Verzeichniß muß

1) den Schuldner nach Vor= und Zunamen, Stand und Wohnort,
2) die Quantität des abgegebenen Holzes und. den Forst, aus welchem dasselbe

abgegeben ist,
3) den Betrag der Schuld und
1) die Zeit, wenn die Schuld entstanden ist,

genau angeben.
K. 3.

Die Justizbehörden fertigen die Restverzeichnisse den Restanten durch eine Eir-
cular, Verfügung zu und laden die Schuldner durch dieselbe zu einem über 4 Wochen
nicht hinaus zu erstreckenden Termine vor, um bei BVermeidung der gerichtlichen,
für die Schuldner mit Kosten verbundenen, Klage entweder nachzuweisen, daß die

Reste andie mit der Srhn beauftragte Casseiinder ish sochn. sind,oder um wenigstens den huld zum gerichtlich

g. 4.

Solche gerichtliche Anerkenntnisse hat die wegen der Einziehung requirirte Ge-
richtsbehörde auf Anmelden der Restanten aufzunehmen und darauf zu achten, daß
in den Anerkenntnissen der Betrag der Schuld richtig angegeben wird, daß die
Schuldnerdie Jahlung innerhalb bestimmter Frist versprechen und sich auf den Fall
der Nichtzahlung der sofortigen Execution unterwerfen.

Kosten dürfen für diese Verhandlungen nicht in Ansatz gebracht werden.

S. 5.

Nach Ablauf des in der Eircularverfügung (G. 3) bestimmten Termins giebt
die requirirte Justizbehörde das Restverzeichniß an die betreffende Finanz= oder Ge-
meindebehörde zurück und bemerkt dabei, welche Restanten den Betrag ihrer Schuld
gerichtlich anerkannt haben. Sache der Cassenbehörde ist es alodann, gegen dieje-
nigen Schuldner, gegen welche gerichtliche Anerkenntnisse mit Unterwerfung unter
die Execution vorliegen, seiner Jeit die Hülfsvollstreckung zu beantragen, gegen die
übrigen aber förmliche Klage zu erheben (6. 1).
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8. 6.

Nach diesen Bestimmungen ist bei Einziehung aller derjenigen an landesherr-
liche oder Gemeindecassen zu entrichtenden Holzgelder zu verfahren, wegen welcher
bei Publication dieser Verordnung die gerichtliche Klage noch nicht erhoben war.

Rudolstadt, den 11. Februar 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

 I VII. Ministerial-Bekanntmachung.
Die nachstehende, mit Höchster Genehmigung Sercnissimi erlassene Instruc-

tion für die Bergarbeiter des Fürstlenthums Schwarzburg= Rudolstadt wird
andurch zur Nachachtung der Betheiligten zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 12. Februar 1853. .

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm
v. Bertrab.



1853. 7

Instrucetion
für die Bergarbeiter des Fürstentbums Schwarzburg-Audolstart.

8. 1.
Augemeine Jeder Bergarbeiter hat nachst der Beobachtung der Pflichten, die
Pflichten. ihm als treuem Unterthan des Durchlauchtigsten Fursten und Herrn

obliegen, das Beste des Bergbaues im Allgemeinen nach allen Kraften zu befor-
dern, seinen Vorgesetzten, namentlich dem Fürstlichen Bergamte und dessen Mit-
gliedern, den dasselbeverkretenden Local-Behörden, den Revierbeamten, dem Schicht-
meister, Steiger und Controleur Gehorsam und die ihnen gebührende Achtung zu
erweisen, gegen seines Gleichen sich gefällig und friedfertig zu betragen, sich einco
guten und moralischen Lebenswandelc zu befleißigen und sich übechaupt so zu ver-
halten, wie es einem frommen und getreuen Bergmanne eignet und zukömmt.

S. 2.
Insbesondere hat er das Beste der Grube, in welcher er Arbeit findet, aus

allen Kräften zu fördern, Schaden und Nachtheil von derselben aber möglichst ab-
zuhalten und darauf zusehen, daß ein solcher von Anderen weder auo Veichtsinn noch
auo bösem Willen geschehe, namentlich hat er, sobald er eine Veruntreuung oder
Entwendung von Bergwerko-Producten, Materialien, Utensilien #. bemerkt oder
muthmaßet, den Steiger oder unmittelbar den treffenden Schichtmeister davon ge-
börig zu benachrichtigen, damit die nöthigen Schritte zur Ermittelung und Bestra-
fung der Schuldigen geschehen konnen.

Unterlaßt er seine pflichtmaßige Anzrige, so hat er eo sich selbst auzuschreiben,
wenn beim Vorhandensein der gesetzlichen Vorauosetzungen gegen ihn wegen Be-
günstigung des Verbrechens oder sogar wegen Theilnahme an demselben (Art. 35
bio 70 deo Strasgesetzbuches) eingeschritten wird. Die bloße Unterlassung der An-
zeige hat nach §. 17 der gegenwärtigen Instruction schon die Ausstoßung auo dem
Knappschafts-Verbande zur Folge.

S. 3. «

Jeder Bergarbeiter soll zu der bestimmten Zeit anfahren und sich vor dem An-
fahren und nach dem Auofahren bei dem Steiger oder dem sonstigen, die Aussicht
führenden Beamten melden, auch die Arbeit nicht zu früh verlassen.

Zürfl. Schw. Ruvolst. Gesetsamml. XIV.
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Für die zwölfstündige Schicht sind die Anfahrzeiten früh 3 Uhr und Nachmit-
tago 1 Uhr; für die achtstündige Schicht früh 4 Uhr, Mittag 12 Uhr, Abends 8
Uhr; für die sechöstündige Schicht früh 1 Uhr, Vormittags 10 Uhr, Nachmittags
4 Uhr und Abends 10 Uhr.

Die Auofahr-Zeiten richten sich nach Obigem und es wird ausdrücklich bestimmt,
daß bei den zu sechs Stunden betriebenen Arbeiten die Ablösung vor Ort und auf
das Faustel erfolgen muß.

8. 4.

Verbalten des Jeder Arbeiter hat die ihm von seinem Vorgesetzten angewiesene
Bergarbelters Arbeit, sie mag im Schichtlohne oder Gedinge stehen, fleißig und

bei der Arbelt. unweigerlich zu verrichten und sich den ihm bei derselben über die
Art des Betriebes und der Gewinnung noch besonders ertheilten Vorschriften zu
sügen. Ohne genägende Entschuldigung darf er auch auf kurze Zeit die Arbeit nicht
verlassen, ebenso wenig sie durch Berge oder auf irgend eine andere Art verunreini-
gen, vor derselben weder schlafen noch Tabak rauchen, in der Grube, Kaue und
in den Maschinen-Gebduden weder Bier noch Branntwein trinken.

S. 5.

Von dem Ver:7 Kein Arbeiter darf sich erlauben, auf den Anfahrwegen oder
hatten der 5 gar in der Grube, Kaue oder in den Maschinen-Gebäuden einen
auf der Grube andern zu schlagen, zu stoßen, oder auf andere Art auch blos durch
und den Anfahr= mündliche Injurien zu verletzen. Namentlich soll streng darauf

gesehen werden, daß kein Häuer einen Jungen schlägt, oder sonst
mißhandelt. Glaubt ein Häuer, daß ein Junge seine Schuldigkeik nicht gethan habe,
so hat er ihn dem betreffenden Steiger resp. der Grubenverwaltung zur Bestrafung
anzuzeigen.

K. 6.

Vom Gedinge. So weit als es thunlich ist, sollen, um fleißigen Arbeitern Ge-
legenheit zu geben, einen höheren alo den Normallohn zu verdienen, die Arbeiten ino
Gedinge gegeben werden. Die Abschließung der Gedinge liegt unter Aufsicht des
Fürstlichen Bergamtes der Gruben-Verwaltung ob, und es sind dieselben sowol
für die Gruben-Verwaltung als für die Arbeiter bindend.
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F. 7.

Lon der Lohn, W0o mehrere Arbeiter — eine Kameradschaft — an einem Ge-

verthellung del dinge Theilnehmen, wird einer von ihnen zum Gelderheber bestellt.
Geding.Arbei. Oieser hat am Lohntage das Geld nach Ausweis dec Lohnzettelo

ten. für die ganze Kameradschaft in Empfang zu nehmen, mit seinen
Kameraden darüber zu quittiren und hierauf an dieselben, je nach den verfahrenen
Schichten und den verschiedenen Lohn-Elassen zu vertheilen. Er ist für die gewissen-
bafte Vertheilung deo Lohns verantwortlich. Macht er sich Eingriffe in den Lohn
seiner Kameradschaft schuldig, so wird er zur gesetzlichen Untersuchung und Bestra-
fung gezegen. Als Grundsab bei der Vertheilung gilt, daß zuerst die im Schicht-
lohn anfahrenden Jungen ihren bohn rein erhalten, in den übrig bleibenden Lohn
sich die Voll= und Lehrhäuer so theilen, daß zuerst ein jeder seinen Nermallohn pro“
Schicht erhält, der Rest aber gleichmähig zwischen ihnen nach Anzahl der Schichten
vertheilt wird. Wenn hingegen der nach dem Gedinge sich herauostellende Lahn,
nach Auslohnung der Jungen, zum Normallohne nicht auoreichend ist, so gehen
sämmtliche Voll= und Lehrhäuer nach Verhältniß ihrer Schichten und ihres Nor-
mallohne in gleiche Theile. Glaubt sich ein Arbeiter bei der Vertheilung an seinem
Lohne verkurzt, so hat er sich darüber bei dem betreffenden Schichtmeister zu beschwe-
ren, welcher die Sache näher untersuchen und zur Erledigung bringen wird.

F. 8.

Von den Ge- Sollte ein Arbeiter die Gedingzeichen betrügerischer Weise weg-
dinazeichen. hauen und verändern, so verwirkt er dadurch, abgesehen von der

ihn nach dem Strafgeseobuche treffenden Strafe, außer der Rüuckzahlung des zu viel
erhaltenen Gedingec, die fernere Bergarbeit, sowie die Theilnahme an dem Knapp-
schafto-Verbande. Dasselbe gilt bei Zirhern, wenn diese nicht volles Maaß fördern
und mehr angeben, als sie wirklich gefördert haben.

C. .
Anzelge von Jeder Arbeiter hat die Pflicht, den Steiger oder sonstigen Auf-
Veränderun= sichtö-Beamten auf etwaige Veränderungen bei seiner Arbeit zei-
rneb. der Ber tig aufmerksam zu machen, ebenso alle mögliche Aufmerksamkeit

darauf zu verwenden, daß weder Producte anstehend zurückblei-winnung der ·, .

V»»»,.m,ben,nochmdteBekgegewokfemdaßdagegendtcvorhandeness
3.
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moglichst rein von den mit einbrechenden Gebirgs-Arten gewonnen und resp. ausge-
schlagen werden. Im Fall der Nachlassigkeit wird die unterbliebene Gewinnung,
Förderung, Ausscheidung, Aucklaubung aus den Bergen 2c. auf Kosten des Nach-
ldssigen durch andere Arbeiter geschehen und es wird auherdem die im §. 19 sub 4
bestimmte Strafe verwirkt.

S 10.
Von der Siche. Ec muß streng darauf gesehen werden, daß jeder Arbeiter die
rung der Ar. größte Sorgfalt auf die SicherungseinerArbeit verwendet, indem

besten. Vernachlässigungen dieser Art nicht nur sein Leben und seine Ge-
sundheit, sondern auch die seiner Kameraden und das Wohl der ganzen Grube ge-
fährden. Wenn sich ein Arbeiter wiederholter Ermahnungen des Steigers ungeach-
tet dergleichen Fahrldssigkeiten zu Schulden kommen läßt, so hat ihn derselbe sofort
von der Grube zu weisen und in jedem Falle Fürstlichem Bergamte, wenn aber ein
Schaden entstanden ist, auch der competenten Gerichtobehörde zur Bestcafung an-
zuzeigen. Vor allem Andern ist eo Pflicht der vie Zimmerung und Mauerung be-
sorgenden Arbeiter, in dieser Hinsicht die größte Sorgsamkeit und Aufmerksamkeit
auf den guten Zustand sämmtlicher Schächte, Stollen und Strecken, wo sie ihr Be-
ruf hinfährt, zu verwenden. Halten sie irgendwo Sicherungs-Maaßregeln nöthig,
so sollen sie sofort den Steiger darauf aufmerksam machen und sie haben immer zu
bedenken, daß sie inobesondere die Pflicht haben, für die Sicherheit der übrigen Ar-
beiter Sorge zu tragen.

# 11.
Von dem Ge, Jeder Arbeiter hat sein Gezéhe in gehöriger Ordnung und
brauche des Ge, Vollständigkeit zuerhalten und die sowol von Seiten des Reviers,
zäbes und der alc in Commun, sowie im Separat-Ungeld jeder Kameradschaft
Materlalien. anzuschaffenden Materialien und Utensilien mit gehöriger Vor-

sicht zu benutzen und ihren vorzeitigen Verbrauch resp. ihre Abnutzung zu verhüten.
Er hat namentlich auch das Förder-Personal hierzu anzuhalten und vorkommendes
Dawiderhandeln dem Steiger anzuzeigen.

S. 12.
Vom Tragen d. Jeder Bergmannhat sich, wo er als Bergarbeiter oder Knapp-
bergmänalschen schafto-Mitglied auftritt, oder vor seinen Vorgesetzten, denen er

Kleidung. auch die Gdußeren Zeichen der schuldigen Achtung nicht versagen
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darf, erscheint, der vorgeschriebenen bergmannischen Kleidung zu bedienen. Hierin
werden ihm die Grubenbeamten stets mit gutem Beispiele vorangehen uud es ist
diesen namentlich zur Pflicht gemacht worden, die Dawiderhandelnden zurAnzeige
und angemessenen Bestrafung (. 20) zu bringen. Dasselbe geschieht gegen diejeni-
gen, die sich auf erhaltene Aufforderung der Leichenbegleitung eines verstorbenen
Bergmannes ohne genügende Entschuldigung entziehen.

8. 13.
Vom Knavp- Jeder in den Knappschafts-Verband aufgenommene Arbeiter
schafts-Ver, hat sich den für denselben besonders bestehenden Vorschriften zu

bande. unterwerfen und den von der gesammten Knappschaft vorgeschla-
genen und vom Fürstlichen Bergamte bestätigten Aeltesten, als Vertretern dieseo In-
stituts, Folge zu leisten. Er hat dagegen auch Anspruch auf alle auc dieser Verei-
nigung hervergehenden Rechte und Unterstützungen, als da sind Krankengelder,
freie Medizin, freie ärztliche Behandlung, Unterstühuung im Fall der Invalidität 2c.
Den Knappschafto-Aeltesten ist dao Knappschafts-Regulativ mitgetheilt, und es
steht jedem frei und ist sogar seine Pflicht, sich mit den darin enthaltenen Bestim-
mungen bekannt zu machen, zu welchem Zwecke er k# sich vorlegen lassen soll. Glei.
chergestalt kann und soll er auf die kranken und Almosenempfangenden Mitglieder
der Knappschaft ein wachsames Auge halten und wenn er Mißbräuche zu entdecken
glaubt, diese bei dem Aeltesten oder unmittelbar bei dem Fürstl. Bergamte zur
Anzeige bringen. Ein Anspruch auf Aufnahme in den Knappschafts-Verband kann
Niemandem zugestanden werden. Unter allen Umständen ist zur Aufnahme einer
darum nachsuchenden Person Folgendec erforderlich: Der Aufnahme suchende muß
frei von solchen innerlichen und außerlichen Gebrechen, welche zur Berg-Arbeit un-
tüchtig machen, deögl. frei von einer Anlage hierzu sein, er muß die nothdürftigen
Kenntnisse im Rechnen, besen und Schreiben und endlich einen guten Leumund in
der Art besitzen, daß solche gegründete Auostellungen gegen die bioherige Aufführung,
welche ein Auostoßen aus der Knappschaft zur Felge haben würden, auch die Auf-
nahme in dieselbe auoschliefen.

Der Knappschafts-Verband ist ein Institut wie ein jeder anderer Innungs-
verband und e kann die Aufnahme in denselben nie und nirgende Heimatherechte
gewähren. In der Regel ist auch zur Aufnahme als Interims-Arbeiter die Erfül-
lung dieser Bedingungen, namentlich aber die Beibringung eines gültigen Heimaths-
scheines erforderlich.
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ß. 14.
Berbalten der Wied ein Bergarbeiter zum Fürstlichen Milicär einberufen, so
Bergarbelter hat er dies im Könitzer Reviere dem Fürstl. Bergamte, in den

bei der Eimbe übrigen Revieren der betreffenden Grubenverwaltung, zu melden.

uluns zm DHasselbe ist nöthig bei seiner Ruckkebt, wo er seine Führungs-At-9 en Mi- a.
Ttalr, in Krank, teste und se stig Papie e vorzuweisen hat. Wird

beltssöllen, einBergarbeiter krank, so daß er seine Schichten nicht verfahren
belem Helrathen kann, so hat er solcheo der Grubenverwaltung und dem Knapp-

u. f. w. schafto-Aeltesten anzuzeigen. Unterläßt er dies ohne triftige Ent-
schuldigungo- Gründe, so wird er einerseite auf der Grube so betrachtet, als ob er
ohne Erlaubniß aus der Arbeit geblieben sei, andererseito verliert er, so lange die
Meldung unterlassen ist, seine Ansprüche auf Krankenlohn. Krin Bergarbeiter darf
ohne vorhergegangene Erlaubniß de Fürstl. Bergamteo heirathen und es soll die-
selbe in der Regel nur Vollhauern nach zurückgelegtem 24 ten Lebenojahre ertheilt
werden. Interims-Arbeiter haben sich, so lange sie in Arbeit stehen, denselben Vor-
schriften zu unkerwerfen.

g. 15.
Norwallobn. Der Normallohn eines Häuers wird bei achtstündiger Arbeit
für jebt und bio auf Weiteres auf 2 Fl. 12 Kr. resp. 1 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf., der
eines Lehrhäuers auf 1 Fl. 45 Fr. resp. 1 Thlr. Preuß., der eines Jungen je nach
Alter und Kräften auf 52 Kr. 4 Hlr. — 1 Fl. 27 Kr. 1 Hllr. — 15 — 25 Sgr.
gestellt; bei 12 und 6 stundiger Schicht nach Verhältniß höher und geringer. Im
Schichtlohn wird Gezahe und Geleuchte c. von der Grube vorgehalten.

5. 16.

Känudlgung Wenn wegen Mangels an Arbeit oder aus einem sonstigen
der ArbettGlrunde die Entlassung aus der Arbeit sich nöthig macht, so soll

dies den Knappschafto-Genossen in der Regel 14 Tage zuvor bekannt gemacht wer-
den. Bei Interimo-Urbeitern, die zuerst zu entlassen sind, ist dies nicht nöthig.

S. 17.
Straf.Reglement. Aller auc dem Knappschafts-Verbande hervorgehenden
Wen berast e e Nechte, sowie der Berg-Arbeit selblk geht unbedingt undauf
ogung aus d. K. ¾( schofts: #ort immer verlustig
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1) wer sich irgend einer Veruntreuung oder Entwendung auch der kleinsten,

sie möge Namen haben, wie sie wolle, an dem Eigenthumeder Grube oder eines mit-
anfahrenden Arbeiters erweiolich schuldig macht,

2) wer in seiner Wohnung oder sonst Berg= oder Hüttenprodukte verborgen
hält oder aufbewahrt,

3) wer eine solche Verunkreuung, Entwendung oder Verbergung eines Ande-
ren verheimlicht oder begünstigt (6. 2);

4) wer ein Gedingzeichen betrügerischer Weise weghauet oder verändert GC. 8).
5) wer sich einer wiederholten Widersetlichkeit schuldig macht;
6) wer sich größere und wiederkehrende Abweichungen von den ihm ertheilten

Vorschriften erlaubt, die nöthige Sicherung bei der Arbeit vernachlässigt, nament-
lich wenn hierauo Lebens= und Gesundheitogefahr für ihn selbst und andereentsteht;

7) wer nach zweimaliger Bestrafung wegen Bier= oder Branntwein-Trinkens
in der Grube, Kaue oder in den Maschinen-Gebduden zum dritten Male sich einer
solchen Uebertretung schuldig macht;

8) wer sich eines auffallenden ummoralischen Lebens, des LastersdesTrur,
Spiels u. s. w. schuldig macht und sich auf ssert;

v) wer sich uberhaupt auch ohne Rucksicht auf die Gruben und deren Cioon
thum 2c. eines Verbrechens schuldig macht, wegen dessen ein Criminalverfahren gegen
ihn eingeleitet wird, soll während der Untersuchung feiern, und wenn er schuldig be-
funden und auf Berlust der staatsbürgerlichen Rechte erkannt wird, definitiv abge-
legt und aus dem Knappschafte Verbande gestoßen werden. Der Verlust der Berg-

m. erfolgt außerdem noch in den in den nachfolgenden §#. besonders bemerkten
Sällen.

F. 18.

I. Unterlassene Meldung beim An= und Ausfahren.

Geld= u. an- Ein einmaliges unterlassenesAn=undAbmeldenwirdmie2 Kr.
der Stra= resp. 7 Pf. im ersten Wiederholungsfalle mit 4 Kr. resp. 1 Sr.

Das An- und 2 Df., im zweiten Wiederholungofalle mit8Xr.resp. 2 Sgr.
Vokbren ver 44, im dritten Wiederholungofallemit 17 Kr. 1 Hllr. 5 Sgr.,

Kers im vierten Wiederholungsfalle mit 35 Kr. — 10 Sgr., im fünften
Wiederholungsfalle mit 52# TXr. — 15 Sgr. und 8 Tage Feiern bestraft. Bei
noch öfteren Wiederholungsfällen wird die Strafe verhaltmißmäßig gesteigert.
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er 3 Mal in einer Woche die Anmeldung versdumt, kann zum Nutzen dee-
jenigen Reviers, auf welchem er anfährt, in eine unentgeldliche Strafschicht henom-
men werden.

. Zu spätes Anfahren und zu frühes Ausfahren.
1) Wenn ein Arbeiter zu spat an= oder zu früh ausfährt, so zahlt er, wenn

die Fl 1 —1 Stunde beträgt, das erste Mal im bohntage 1 Kr. resp.
1 Sgr. 2 Pf., im ersten Wiederholungefalle 8 Tr. resp. 2 Sgr. 4 Pf., im zweitenWrhechelunsefall 17 XKr. 14 Hllr.—5Sgr., im dritten Wiederholungofalle
35 Tr. = 10 Sgr., im viertenWicberholloigckall 52 Kr. 4 Hllr. — 15 Sgr.

Bei nochnmehrerenWiederholungofällen tritt ein 1#ätgiges — zwochentlicheo Aus-
feiern ein.

2) Beträgt die Versäumniß über 1— 1 Stunde, so erfolgt das erste Mal
eine Strafe von 3 Tr. resp. 2 Sgr. 1 Bf., im ersten Wiederholungefalle 17 Kr.
4 Hllr. = 5 Sgr., im zweiten Wiederholungsfalle 35 Kr. 10 Sgr., im dritten
Wiederholungofalle 52 TKr. 4 Hllr. — 15 Sgr., im vierten Wiederholungsfalle,
stets auf einen Kohntag gerechnet, ein 1##tdgiges und verhältnißmäaßig längereo Aus-
feiern.
 ) Beträgt die Versäumniß mehr als 1 und bis zu 2 Stunden, so tritt im

ersten Falle eine Strafe von 17 Kr. 4 Hllr. — 5 Sgr., im ersten Wiederholungs-
falle eine dergleichen von 35 Fr. 10 Sgr., im zweiten eine dergleichen von 52 Tr.
4 Hllr. = 15 Sgr., im dritten und öfteren, steto auf einen Lohntag berechnet,
ein 1#tagiges und verhältnißmäßig längeres Auofeiern ein.

1) Eine noch größere Versäumniß wird im ersten Falle als eine unabgemeldete
verscumte, im ersten Wiederholungofalle aber als eine angemeldete und nicht ver-
fahrene Schicht betrachtet und bestraft.

5) Außer den sab 1, 2, 3 und 3 angedrohten Strafen findet bei dreimaligen
derartigen Vergehen die sub I. gedachte Strafschicht statt.

6) Bei den zu 6 Stunden anfahrenden Arbeitern wird die Strafe stets zu dem
nächst höheren Sabe gemessen.

IUI. Das Verfahren der Schichten betreffend.
1) Wenn ein Arbeiter unabgemeldet aus der Arbeit bleibt, oder die Abmel-

dung zu spat erfolgt, so wird er das erste Mal mit einem Schichtlohne, in Wieder-
bolungsfällen während eines Lohntages mit zwöchentlichem Ausfeiern und bei acht-
tägigem unabgemeldeten Ausbleiben mit gänzlicher Ablegung bestraft.
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2) Eine ohne Vorwissen des Aufsichtführenden Beamten verfahrene Schicht

wird das erste Mal mie 2 Schichelöhnen, in Wiederholungsfällen mit 8 Tagen
Feiern und darüber bestraft.

3) Eine angemeldete und nichtverfahrene Schicht wird das erste Mal mit
à8 Tagen Feiern oder drei Schichtlöhnen, in Wiederholungsfällen nach Befinden.mit Altglioe Ablegen bestrast.

n g. 19.

Das Verbalten 1) Widersetzlichkeiten gegen Vorgesetzte werden, wenn nicht
bel der Schicht nach 5. 17 sub5die Ausstoßung aus dem Knappschafts-Ver-

bet bande eintritt, unbeschadet des nach Art. 100 des Strafgese#=
buches deshalb einzuleitenden criminellen Verfahrens, zum mindesten mit unmittel-
barer Verweisung von der Grube, und außerdem mit achttägigem Auöfeiern oder
mit drei Strasschichten bestraft.

2) Ungehorsam der Arbeiter und wiederholte Fahrlässigkeit wird, wenn nicht
nach §. 17 sub 0 eine höhere Bestrafung eintritt, das erste Mal mit 1— 1chicht-
lohn, in Wiederholungsfällen mit 1— Awöchentlichem Ausfeiern oder 3— 12 Straf.
schichten bestraft.

0) Unterlassene Anzeigen von Veränderungen bei der Arbeit werden nach Be-
finden mit einer Strafe bis zu 9 Schichtlohn bestraft.

4) Unordnung der Arbeiter bei ihrer Arbeit, Verlassen derselben ohne genü-
gende Entschuldigung, Schlafen und Tabakörauchen 2c. während derselben, Ver-

unreinigungdurchBerge oder auf irgend eine andere Art wird das erste Mal mit
einem Schichtlohne, inWiederholungafällen mit drei und mehreren Schichtlohnen
bestraft. Bei vorkommenden in Gegenwart des Schichtmeisters von dem Steiger
vorzunehmenden Gezähe, Revisionen wird jedes fehlende Stück mit 2 Kr. resp. 6f.
Strafe bestraft.

5) Die aus Nachlässigkeit unterbliebene Gewinnung, Förderung, Ausschei-
dung, Auoklaubung von Bergprodukten wird mit 8— 11 Tagen Auofeiern bestraft.

6) Das Bier- und Branntweintrinken in denKauen,Maschinen-Gebäuden
und auf der Grube wird dac erste Mal mit 52 Kr. 4 Hllr.=15 Sgr., das zweite
Mal ohne Rücksicht darauf, ob es in demselben Lohntage geschiehe, mit 1 Wochen
*8 oder 12 Schichtlöhnen und das dritte Mal mit gänzlichem Ablegen
estraft.
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7) Wiederholte Fahrlässigkeiten, die Sicherheit der Arbeiter betreffend, wer-

7 vierwöchentlichem Ausfeiern und nach Befinden mit gänzlichem Ablegenestraft.

8) Bei muthwilliger oder absichtlicher Beschadigung der der Grube oder Com-
mune gehorigen Gegenstande hat der Schuldige nicht nur den Schaden aus eigenen
Mitteln und allein zu ersetzen, sondern auch die Halfte des Werthbetrages des Scha-
dens als Strafe zu erlegen.

5. 20.
Allgemelnes 1) Das Nichetragen der bergmännischen Kleidung bei feier-
Berhalten betr. Ischen Gelegenheiten, Kirchgängen, Lohntagen 20c. oder in solchen
Fällen, wo überhaupt ein Arbeiter in seiner Eigenschaft als Knappschafts-Mit-
glied oder vor seinem Vorgesetzten erscheint; deogleichen das Nichterscheinen bei
Leichenbegängnissen eines Bergarbeiters ungeachtet erhaltener Aufferderung wird
mindestens mit 3 Fr. 4 Hllr. = 1 Sgr. und nach Befinden mit angemessener höhe-
rer Strafe bestraft.

2) Jeder Bergarbeiter, Maschinenwärter 2c., der seinen Vorgesebten, vom
Controleur aufwärto, nicht durch Aufstehen, Abnehmen der Mütze, Weglegen der
Pfeife gehörig grüßt, verfällt das erste Mal in einen Schichtlohn Strafe. Unter-
bleibt diese Erweisung der schuldigen Achtung wiederholt oder absichtlich, so soll
gänzliche Ausweisung von der Arbeit erfolgen.

Auch fremdenin Uniform erscheinenden Beamten, so wie alln höheren Civil-Beamten soll bei gleicher Strafe verselbe Respect bewiesen wer
3) Wer bei Lohntagen ungewaschen und im Grubenzeuge e verfalltin

einen Schichtlohn Strafe.
S. 21.

Allgemelne Be. 1) Dem vorstehenden Strafreglement ist auch das Maschinen-
stimmungen,diePersonaleunterworfen.
ot etr. 2) Wenn auf Ausfeiern erkannt wird, gehen die Buchsengel-der fort. «

II)Allenach§§.18—20ekkasmtwerdendenGeldstraerfließcnindieKnoppi
schafts. Casse.

4) Jungen sollen nie mit Geldstrafen, sondern an deren Stelle bei geringeren
Vergehen und wenn keine Wiederholunga--Fälle vorliegen, mit angemessenen, auf
ihr Ehrgefühl einwirkenden Strafen, als deim NRichttragendürfen deo Bergleders 2.,
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bei groberen Vergehen und in Wiederholungöfallen mit Ausfeiern und nach Be-
finden mit der Seilprobe (3—5 Hieben) bestraft werden.

5) bohntäglich werden die erkannten Geldstrafen vom Lohne abgezogen und

mittels Specification derKnappschafto-Tubergeben.
Vom Erkennen Dieim §. 17 i-ie Strafen erkennt das Fürstliche Berg-

der Strasen amt, die in den §F. 1n# bis 20 mit Ausnahme der der gänzlichen
und vom Entfernung von der Bergarbeit, welche Strafbefugniß ebenfalls

Nerurse. nur dem Fürstl. Bergamte zusteht, der die Aufsicht führende
Gruben-Beamte, resp. die Gruben-Verwaltung.

Glaube sich ein Arbeiter durch die Verfügung eines seiner Vorgeseczten beein-
trächtigt, so kann er bei dessen nächst Vorgesetztem Beschwerde führen. Glaubt er
sich bei dessen Entscheidung nicht beruhigen zu können, oder hat er gegen diesen selbst
Beschwerde zu führen, so hat er sich an das Fürstl. Bergamt zu wenden, von wo“
aug er noch Recurs bei dem Fürstl. Ministerium, Abtheilung der Finanzen, nehmen
kann. In allen Fällen muß der Recurs längstens innerhalb einer Frist von
10 Tagen nach der publicirten Entscheidung erhoben werden.

z. 23

Jeder Bergarbeiter ist verpflichtet, sich die gegenwartige Instruction anzu-
schaffen und mit deren Inhalte genau bekannt zu machen, und es sind Entschuldi-
gungen des Nichtwissens durchaus unzulässig.

Jedes Mitglied der Knappschaft unterwirft sich durch Annahme des Recep-
tions. Scheines, jeder Interims= und Maschinen-Arbeiter durch den Eintritt in
ständige Arbeit bei einer Grube den Bestimmungen der gegenwärtigen Instruction.

Rudolstadt, den 12. Februar 1853.

Fieerstl. Schwarzb. Minssterium, Abth. der Finamzen.
v. Ketelhodt.

G. Keller.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Driltes Slück vom Jahre 1833.

“-

 VIII. Ministerial-Bekanntmachung.
Auf Antrag der Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtischen Fürstlich Thurn

und Taris'schen General-Postdirection zu Frankfurt a. M. wird Folgendes hier-
mit zur öffentlichen Kenntniß gebracht:

Für die im Fürstlich Thurn und Tarisschen Postgebiet
gen gltnbinlichtlich der Beförderung mit der Briespost oder mit der *
vom 1. März d. J. ab die nachstehenden Bestimmungen:

1) Briefe, Packete und Actensendungen ohne angegebenen Werth bis 4 Loth
Jollgewicht auöschließlich unterliegen durchweg der Behandlung als

Briefpostsendungen; schwerere dagegen werden alo Fahrpestsendungen be-
handelt, sofern nicht der Absender deren Beförderung mit der Biiefpost
ausdrücklich verlangt. Packete, welche aus zusammengepackten
Briefen bestehen, werden dagegen steto mit der Briefpest befördert und
nach dem Briefposttarif tarirt. In dergleichen Packete dürfen vom Absen-
der überhaupt nur die eigenen Briefe unddie Briefe solcher Persenen, welche
zu dem eigenen Hausstande des Absenders gehören, zusammengepackt wer.
den. Das Sammeln und Zusammenpacken anderer Briefe ist nicht gestarke.

2) Briefe, Briefschaften und Actensendungen ohne Werthoangabe, welche
in die Briefkasten eingelegt werden, werden mit der Briefpost beferdert und
nach dem Briefposttarif taxirt.

3) Briefe, Briefschaften und Actensendungen, auf denen ein Werth angegeben
ist, oder die mit Geld oder Sachen von Werth beschwert sind, werden zur

Für#lich Schw. Rurolst. Gesetzsamml. XIV. 3
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Beforderung mit der Briefpost nicht angenommen und es wird, wenn heim-
lich dergleichen den Briefen beigefugt sein sollte, im Falle des Verlustes kein
Ersatz dafur geleistet.

Rudolstadt, den 18. Februar 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerlum.
v. Bertrab.

 IX. Bekanntmachung
des Fürstlichen Ministeriums, Abtheilung des Innern, die Veränderung der

Preise der Arzueimittel pro 1853 betreffend.
In Folge der in den Droguenpreisen eingetretenen Veränderungen hat sich

eine gleichmäßige Abduderung in den Preisender Arzneimittel nöthig gemacht, wes-
halb die hiernach abgeänderten Taxpreise, welche mit dem 1. April d. J. in Kraft

treten sollen, hierdurch mit dem Bemerken zur Nachachtung bekannt gemacht wer-
den, daß die Berechnung des Nabbats in der Fürstl. Oberherrschaft und Fürstl.
uUnterherrschaft nach Maßgabe der für beide bandestheile bestehenden gesetzlichen
Bestimmungen zu erfolgen hat.

Rudolstadt, den 2. März 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abth. des Jnnern.
Scheidt.



1853.
4.

Cewich Kr. Im.) Kr. I#. Kr

Acelon ... . jl)m(i—
Acolum nromalicum · 1ano44

ijusulLZL
colchici.. 1 Unzo 4
concem##tum. 8—

—1
4 Pluulf] 4

Digitalis . 1Uazcs4
pututa.. . —2—
lkubildnci . i-—:I—

Ephialtij
scilliticum . Nun-zust-

Acidum accticum . Immu-
acelicum oromoticum . — 61

benzoicum 1 Scrup.113
borncicum . . 1l)kn.14

our-cum jun-um . . 1U--«.«.«-!«

lulv ims-
lsytlkochlomlum . 1UIM044

rudum — 14

4 Pfun6—
- 1 Drn. 1|Unze 814

serudum ... -—3—
. «j1’l·un(134

sumians .1 Unzel44

Acidum phosphori 1 Dru..py os rutom 1 Urze 4
 bPlun66—

rectilical 1 Uze —

4 Plnds 18—
Weoinig b#.½—— erudum U 2—

1 Plund —
dilulum 2

recl. seu dep. — z54
tonnicum I1 Dra. 9|—

 —*gggeSSEEELE ddol1——.1.21*v————.—(.S

Slelol
*



22 1853.

4.
Ceoulcht (Kr. #c.] Kr. i#lir., Kr. llr, ·-

Acitlutnluklukicum.....«ll-7I».cl04 ·

subt. pulv. . —16—
A(lq)ssnsllus. ... — 14 4

Acrugo grosso modo * — 18—
subl. pulv. — 10—

Acther — 8—

 bPsund 0 -
naceticus.. . . . . IIDraech. 5 4

Aloe .. . 11Unzel 4 4

grossomodo an —G4subt. pulv. . — 8—

Alumen. ....-. — 14

subt. pule. —.3—
ustu .... —

pulv. — 10
Ammoniagem —54

depurulum — 914
curbonicum — 8—s

pyro- oleos. . — 117 —
cuprico-sulphuric. 4 Drach) 11

 y drochl. erud. . 4 Unze 4 4.gr. pulv. — 4
Psund |r — U

depurnk. 1 Ue 4 .
subl. pulv — 1714 ·

serrauum 15 24
Amygdalnc amarne . Unz

ercorlichine 61—
dulcla — 50—

excorticalue —6
Amxlum ....... —24

Auun Awweitalarum aumararum —911uromu — 12 4
A#sne Hboul#ne eompos. — 5—
Culenrine —

Cerasorum eli — 1—
Chamomillue — 1—

Cinnamomi impfer — 14 v

–—



1853. 23
A. 1.

CGowieh Kr. ulle. Kr. Mlc. Kr. 1#lc. S.p T. S. TS. P.
Aquu Cinnamomi spirituosu. . . 1Unze 21— 8

communis liltralm ——2 —1 1 s
Wirth-lus- llolsalasatlsca) ê#

Aqun destillum . . — 4 2

kiimmn, 8 . —2,-l —’l0.;"
l» —l— -—:i«.!
koclstlu nnlslnslcrsut —lli-— 52
httslstl....»... ——4 --—-2I
krcusols —-·1—« -—-4II
Ael — 1— 11
Menmue eriepae · —1—! 4

biperinoeo — 1 —4
spirituos — 2— –8S

Opii .. —14— 4
Peiroselini 1—, 4 s
lilnsgctltscnico. —6s —3. «

uml)i.. — , ., — 3
Rosurn — 1—1 — 6

Kubi line. 1J
Sumbuei. — 1.— — 4
 1 –1

Argenlum iietm .. ...1l«mnll— 3rieum us . Srup1 — · 314
Arsenieum allum pulv. I1 Une— 2—

Asa lociin — 6° 4 2 2
depur . — 110 4 3 6Auro-Nalrium mim. 1 Urm 3 4 1—

Aurum solinlum 1 Lum.3. 4 1—
Buccuc luniperi 1 Unzo—4 4

grosso modo #va — 14 —0,subt. pulv. 2— 1—
Lauri - 10

grosso modo pulv. 3— 1—
1 Prund 134 46

1. palv. 4— 18Bulsamum i 24 4
Nucisuc — 1114 81101 I



 —Sp-2SebeScce—

24 1853.
H. ¶.

Gewicht Ke. HI#r. KMr. u Ime.s

Balanmum Pernvinnum .1Drneh 4— 1
Burfum chlorauum .— 4 1

enzoo .. .. .1Un7.cls— 4

Benzoc sohl. W WFT5v’ — 1814 6

Bismutllum Dydrico- nktric. 4Drach] 170— 5
Bolcius Laricis 4nZe 1

i . 7— 2
suht. pulv. .-— 9— 3

Bolus olba gr. Loch. bulw. .— 14 —

raeparaul. .— 3 1

Armenn * .— 4 4 1
Bora . .—- 5— 1

1 74 2
Bulyrum insulsom . .— 7 4 2

Calcuria. brporlorosa . . — 2 4 —

Plund 10, 4 3
Camphora Unze 8— 2

.— 111- 3
Canihariden . ..—17-l b

grosso modo zr . —22— 7
subt. pulv. 40Dracht 3— 1

Capita Papaveris comun 1#U#ze 1
Caragahboen — 24 —

concisum. 1— 31 1

Psund 15- 5
Carbo sbenm . ·1Un-.c74 21D.rach 4 1

ehhn snbt. hulv. Unze 3— 1
—i.3“ minus 114 4

W zui„ .. 11)kstcli 3— 1
Cariene . ..I»c:14 1
Caryopuylii 1— 6— 2

subi. pulv. — 10.— 3
Cassia hinnemoncch . — 7 4 2

eonlusas.. — 9. 4 4
subt. * 111— 3

Caslorcum 1 Scrup.332 4 7

 ———

 Se#lrSlS21SolS



1’85.3. 25

 ·#
Crwiet IKr.II Nr MI-TSNISN

Cosloreum subl. pulb 1 Crun:9 6 6
unndense Druach.47 13 6

subl. pul 510
Caloplasma ad decubitum 94 32

alechu — 124 — 10

aubi. zni —4 4 1 #
Cera alba . —9— '-

lh — 174 2 6
Cernium ’-iet — 16—. 54

Resinne n*i — 6s 4 *i
Cerussn subl. pulv. . — 16— 2—
Ceincem — 1| 4 36

Churta corala RBagen 6— 2—
6 -*ie Bogen

von 80

Zolll8— 2 6
Chinioidoum 1 Drach]14 4—
Chinium liy drochieralum Scrup95 10—

plosphorieum. .. 42 12—,
purum . — 42— 12—4

sulphur. — 25— 72.
neutrale — 112— 12—

valerinnicum — 52 15—

Cinchonium vuiphurieun 101 3—Chloroformium Drach 1½2
Collodium . .ls»cl-— 58
camnbuns littIOPnHIln . . 11)m- lis— 1—
Cinmnumomum aculum . . —2— — 8

conlus. .. . —24 -——’0

suhl. hulr. . —3— il-
Coccionelln and puiv. — 13 4 12
Colocymhis . 1Unzel N 3—

pmeparst.. .«)k«cls.5— 18
Colopbonim 4 Une4 —6

subl. pulv. —3— 4—
Conchae praeparutüt —8— 26
Cornu Cervi raspalum. — 13— 1—



e 1853.

C.

1 (#rylht N #lr., Ke.l., Kr. HlS.1%% T’I.S.
(orices adsiring. Bras. cone. luz 4 1410

i — 16 4 2
Cuschrillne — 311 12

conlus. el gr. m. piulv. — 5 18
Suhl. pulr. — 54 110.

(hinnpe luscus — 13|— 4 4#
conl, ei gr. m.. pulr. —6 5#

sulil. buhv.. 120 — ie
Chinac reius — ½1 8.10

Donl. el gr. un-4 puls- — 10 0,

subl. pulw. 36 2—
Chinur ruber com. Urach- 11 if 6

Suhl. pulv. 51 110
lrangalue coue. .. l lnxt -l-— il-!
I’rucins Auranlür - ID— 1—-

tunthus — -l-l 6

’*'* —11 110Con . —l-l-i- 18

* rib — 52
Corter Cri —- 514 12

#nc. — 5— 18
Mezerei —1·— 1

conc. — iie 110

subi. pulv — .— 26
Qunssine .. — 1144 16

subl. pulv. — 6 2.—
Ouercus Conc. &amp;gr. n. plv. — 3— 1—

1 I’#un 4 6
EIIIIIIE 18

Handicis Grannli cone. . —-8 28
suhl. pulv.. — 101 4 3.

Salicis conc. &amp; gr. m. D. 3— 1—
1 Pfundl31 40

zubl. P !1 Unze5! 1Simaruhne conc. — 54 312

sull. bii- — 1 1—
Ulmi inlerior comhr. . — — 1.—



1853. 27
C. D. E.

Govwichi sit.jil Ir Kr. IIr. S.P.S. T.]SgP.

Cortex Ulmi interior subl. pu. 4½ä4 1
Croe . . . . . . IDraoch4ò 14 4 410

nee. — 17 58
subl. pulv.. — 20 4 0

CubebbeI4Unze74 2 6
Grosso mod. pulb. — 10— 3 4

aubt. pulv.. — 112 310
— —— BB —10| 34

aluminakum . — 12 4 4

sulphuricum purum —14s 44
— 1.—

gr. m. pulv. — 5— 1|8

1 Pfndf22 4 76
suhl. pul.4 e6 2—

Decoct. Zilmanni lortius 24 Pnd. 100|— 010
1 Pmd 26— 92

milius 24 blInd.185— 61|8
1 Plund 17— 5|8

Der Preis des einzelnen Ouerles (zu
drei medicinischen Pfunden gerechnel) 50—
wohl des slarken, mals des schwachen Zil#—
moennschen Decocles, Wird durch Division
des fur 21 Pld. frstgescizten Preiges mil
6 gelunden; der Preis einzelner Plunde
bls zu 3 Pfund escl. wird nach dem aus-
geworfenen Preise des Tlundes berechnet.
Elocosachhurn.

cenn der Serupel des unzuwen-
denden Oeles bis 8 Kr. excl. kosiel1Drac4 — 6

Wenn der Scrupel des anzuwon-
denden Ooles bis 12 KkKr. kosteit — 2— 8

Elncosecchurum Amygdalar. omerur.! — 4 1 4
. Culumi — 2 4 —10

Chumomillno — 7— 2 4
Florum Auramü — 4— 14
NMonihac crisp. . — 24 —10

piperitao — 3 1
Rosarum.. ...— 8— 24

Hürstl. Schw. Rudolst. Gesedsamml. IV. 4



8 1853.
4

conen IE# WEr MFMTSTESNNNN.

Sineosperkuum Salvine 1Druch- 1—celi —.3 4 1
Prinnne — 3— 1

Eleclunriun o emm 1 Unze 2 21
Theriuen — 81 210

elemi —.7— 24

Elixir Amiennn compos. — 21— 7—
r*5b i5’ Ulkyerrrhizuo —7– 24
Pronmielans Purucelsi — 114 — 48

Empluslr. naharsirum —6 4 *22
Anglicum 1 zo HEE
Aumonite 1 Unze 1 4 1 36
aromalic 171 I 510.
(1mllstintl Brot-ell- lUlull 2— 8

orclin. #1 Iinze13— 144Miaer . ll)r-icl13·-sl ·- 12
Conü ... 1 Unze 58
Cerusse .. # 126

Enuplaslrum desens. (seu de Minio.) — 5— 52 8
locim . .. — 1104 310

luscum — 9 4 32

de Gustant eroenl. — 25.— 811
IIy dra — 15|— 5—
iis — 9— « 512
dictiwi s-— 0

Opinitum 1hrach 4 4 r.
(Keroceimm . 1Unze r6 4 80
Plumbi Compos. 11— 938

siniplex — 8— Z '

suponulum — 10— 494
Euphorb. gr. miod. pulv. — 7 2—

subl. pul#w. — 8.— 24
Exku#cl, #conili sicc. seu pulv. 1 Drnch! · 20

Nelludonnue her, seu zunss — "1 26
Conii sicc. seu pulv. — 17 4 2 0
Digilulis sicc. scu pulv. — 1714 2 6
IIOFami sicc. s puly. — 9j 4 « 512



1853. 29

E.

CowichtDKr. Ilr. Kr. Nr.- Nr. Mr./S. Tf.)S.P. S. F.

Extracl. Luclucho vir. sicc. scu pv. 1Drach! I —
Von diesen Irorknen nurkolischen Ex— ! .#

iraclen ist stels duppell soviel zu neh-

men und zu berecinen, uls der Arzt s
tlun Hunlmluliut Lxlrulc verord- l

’- I
Bxlkacl.-U)sisslhii —54 110

Aconili 13 4 4 6
oss — 5 4 1/10

neid. L corroel. — 1.7 41 2 0
Arnicne ä — 14— 4. 8

Bellodennae — 4 4 6 |!
Calumi. ... —lI-— ; 4

43 W — 4 4 1 6
Cuscurillne . — 9 4 32
Ceneri minoris — 51 110
Chumomillke — 5—0 1 8
Chelidon . 13 4 4 6

Chinne suscho . —l7«l 5—
srigide parnum . — 19— 5 6

Cinn# nethercum Scrup 4—
Colocymbidis . LIMJUM 10|•·

comm. — 20 1. 5 8
Colombo . - 10— 5/ 4
Conü nculan . —1214. 416
Corticis Aurumü —1 3.
roei. — 324 10 10 1

Digitalis. 13|1, 4 6
Dulenmurne — 5.— 118
Elmerii · —12—"z 4—
Ferri pomalln —9— 4

Exrackum Fillcis neihereum Scrup]15| 4 5 5

r-5 alin *- LLEE 52Fumor · — 5 110
Cenbinnts. .... --I4 1 2
Graminis..... —4 1 4

liguckn — 24— , 8.



30 1853.

E.

Wicht Hr#Hre. S#.. öSg. i. ISe.

Extraclum Pb. Bor. ed. quink. (Noln.) "üUn 9— 3—
iane . Drach. 17— 58llelen ... 101 36

Lesebor nigri . . — 16| 5| 4

IHvoscbimm — 17| 5|

Ipecacunnune 8crup 4 1010
Laciuene virosao . . 4rach334 46
Levislic . — 3—

Ligni Guajaci .. – 18— 6— "

Quassic — 19 64
Marrubit — 44 186

MNezxeree .. 4SCTrupFEEO 46
Millefoll 1Drach!] 4 16
Myrrhne . — 15 4 110
Nicolinnao — 10— 34

Nuc. luglandis —— 2—
Nuc. vomicar. aquos. 5— 18

spirit. Scrup.]7 5—
Oir — 98— 24
Pimpinellue. . . 44Drach.31 4
Halanhne .... —ls4 46
Rhei — 1814 6

composil. — 184 6½
#l#—. — 14 4 1
Scillie . —1 1 4

Secalis comun 1 Scrtup.]8 52
aqucsum —110|4 3.—

Gonegao TDrachl10 34
Schna . 9— 3—
Sirumoni — 116 — 5—

Tararaci — 144 16
lauckum Unze8. 0|2

Ph. Bor. ed. quint. 10— 5

GenTrilsolü 4Drach] 4— 14
Walerinnse . ·· —7 26



F.

Gewicht Nr.üI
Faorinn lordei prncp. 1 Unze3—

14 Plund13
Secalis 1 Uno 1—

Fel Tauri inspissalum 1 Dra.
" . l-4U112.8—

Ferto-lcnliluktokicum·. jun-DU-
jl’fun(l-104

Ferro-Kalium eyanal. slav. 1 Unze7—
Ferrum chlorntum 1 Dra. —

cyanalum —
5 *—* in 41½ 1 Unzes20—
bydricu 1 Dra.

in qua 1 Unze12
jodalum sachharul. 1 Drn.
lacucron —1—

Phosphoric. oxydul. .Serup7
pulveratum Unze 4
szulphuric. purum — 54

venalo 1—
1 4 4gr. mod. pulv. Unze2—
blund9—

Flores Arnicu 1 Unze

conc. gr. mod. *— 4—
subt. . —5—

Annauiscu Nuphaocone. . —16-—-
clmmomllom. — 144

eone. —6
is — 13

vaulgaris rcudi 4
conc. &amp; gr. m.,. Unze 5—

kFlndbb 4
Chamom vulg. subt. pulv. 4 Ungze6
Lavandulto 14

2—
31—
6—

subi. pulv.
Malvae arborese

I Kr.IIN-NS.

11117

IGGESNAIETIZTBZJ&amp;*&amp;—
—

-

—1–—enol——

SSrgeze

31



a 1853.

AÆ.
Owicht Kr.MIr. Kr. IIir. Kr. Nir ISp. Pi. s. p. Sa. Pt.

Flores Malvae arhorene eoncis.. . Ilnze 7- 214
vulgar. Ccone. — 8— 210

Milleoll —..4 4
co « — 124 12

igendes! — 15 110
- - · — 7 — 2 4

Hogur. E Tonc. — 6 — 2 4
ubl. pib. — 5— 28

Sambuch — 2— 1—
conc. ur. m Intlv —..·i— 16
Illnn. . k-- 4—s 1

Slochhudos eilrinne . — 13— 1—
Conc. — 4—1 1

Tunnccli —. 2 4 140
cond —1 14

Tiliue —1 4 n 16
iie 6.— 2—

Verhasci ... ——lil—.s 5
onG. „ 1 — 7— 26

Folin Allbnon — 2— 8
onc. &amp; Br. m. puluy. —4 - 12«

Aumnliiwno...... — 5— 1110

subl. pulv.. — 16— 2—
Belludounuo cone. —— 16

Er. . pulv. 4— 18#-all an. — 5|— 2—
Bucco conc. — 9— 3—

zubi. rib — 111#4 310
Cardui benen . — 2— 8

Conc. &amp; gr. m. ply. — 3.— 12

puhl.E— – 4— 11Digilulis conc. . — 12— 16
gr. in. pulv. — 1 18 .

gue * —.1— 2—Fn#e##### —.2—
conc, — 3— 1.1

Ilhyosoymmi conoc. —— 16



1853. 38

7*
" n# sser inr urrinrir ihess 17 a E.§.T.

Folin Hyoseyami gr. m. pulv. 1 Unze 4 110
subl. hunrn. — 5— 22

luglundis cone. —14 1. 2.
subi. pulv. — 144— il i

Malvae cone — 3|— 1— V
Melissue 11T4 1 0

conc. — !— 2.—,
1 Plunds? 5½,

Menthuo crispne . in ime3 4 12

c#.q ur %M. ns. — 14 16 1 ·
;"l’l·nsul·2,l'— 7 —

Mentline Enish., wuhl. paly. Ime 51 " 110 1 6pipe .. — I 1 4.
rie 4gr. in. ply. — 564 110

I Piunds— 8— „
subl. pul. 1 mze 2 2 l

Mincrolii. ...—-2-— —«·8-
conc. . — 12 «

Nicoliammvirgconc... —«7«— 2·-l«
gr.m.1«slv.—·8«l W

HRosmarint . —2·— —. s
one. 3— 1—

1 Plndnkr . 14 6
Rume EBXII 2

e. .. — 5— v 5 8
suhl. Pulv. —1 2 —

Salwwine .... — 1% *r** 12
conc. &amp; r. m. p. 111 1 6

1 ase! — s 7—
subl. pulv. 1 Ums54 110

Sennne . . —«5«-l»· Ums
cone. &amp; gr. in.* 4½ 2. 6,

subl. pulv. ¾iè 10 — 34 «Spir. Vini —* cune. I1Druch 4 1
subl. pulv. —1 16

FSirnmonit cone. "Z Unze 5 45
gr. mod. pu. — 6| ¾ 2.—1



34 1853.
F. G.

CGowichlKr.l## SK
Folin Siromonit subt. pulv. 1 Unze) 24

Toxicodendri coro. —1 38
subl. pualv. 4 40

Trisolii Aeian, . —2— -8c. &amp; gr. m. pulv. —— 1.—
4 Flandl34 40

subl. pulv. 4 Unze4 12
Uvae Ursi cone. — 134 12

aubi. * — 14 16
Fructus Aurumtü M* — 124 —10

conl. — 34 12
bubi * — 4 1

Capsici annui .. . — 4 1

conc. . —54 110
subt. pulv. —74 26

Galbanum . — 13— 44

opuralum — 184 6
Gullae — 24

comtus. &amp;gr. m. pulv — 195 3—
W pulv. — 111 4 310

Glandes Quoreus toslao pul. —.3s 1—
4 Plund 13 46

Graphites Anglicus depuralus 4Drach6| 2—
Gummi Arabicum 1 Unze 3—

gr.modo pulv. . —114 310
subl. pulv. —1#24 42

———Z . —12— 4—

gr. mod. puv. 154 52
subl. palv.44rch., 1— 64

Ilepar Antimonü gr. m. pulw. 1 Unze— 3—
lierba Absinthü . —4- 14

conc. &amp;gr. m. plv.. — 5— 18
4Ffund?24 76

subl. pulw.1 Unze 2—
Aconiti rcone. —54 10

subl. pulv. —4 26
Ballolne lanatae conc. — 7I4 5.—

*



1853.
I.

CGewichKkr. AIlIr. Kr. Mlr., Kr. IrIS.F. S.P. S.

Ilorba Cenlaurii minoris .. .1U-»,c24· —10
Cgkm II. 1— 11Fpals. pulw— 5 4. 16

Chenopodii ambr. cone. — 5| 4 16
Coni macul. conc.. ..-— 3 — 16

gr. m. piv.— 4—, 18
subl. pal— 5 — 2—

Graliolnc conc. .. — 44 16
gr. mod. pulv. — 5 110

gubl. pulv.. — 714 22
Lobeline conc. &amp; gr. m. pav. 112 — 310

subl. palv—15— 44
Haerbol cooo.— 4 — 114
Marru b . — 21 ,. 0

— 4— 12
Moliloli clnun . .-—— 2— —0

conc. &amp; gr. m1 — 3— 12
subl. polv. — 4½— 1

Polfgoluo emorne . .—3— 12
concis. — 4— 18

subl. pulv———6— 2—
Pulsatillao co0cnn.— 4 4 16

subl. pulbr.— 64 22
Sabinae conc. ....— J— 12

gr.mod.pulv..—4- 10
suprulv.—5-—- 110

Serpylli . — 126 —8
concigs. — 3— " 12

Thymi ... — I— 1—

mac.ng-.m.p. —4— 14
Violao iricoloris. — 2— 1

conc. — 31— 11

Lubi. * — 1— 16
Ilirudines nach der Grösse 4Suckl1o —

14
Ilydrargyrum 1 Unze 17— 410

iulnlobtclilomium 1Dra. 17 4 2 2
Burstlich Echw. Rudolst. Gesetzsamml. Alv. 5



as 1853.
—2

zn NrK. S#v IS-IFeSSFt.

Irdurgrrun !rm7 corrosirum 4ruch2“ 8üodulum rubrum. crup6 110
n- mite. 14Draech 4 10

1 UzezZ.1 62

llydrargyrum &amp; Shn zuhrn, IDruch]3— —s10
iocluum lnvum Schupi:— s
oxd Fdulum rubrum .Drach. 12
ox ydululum nigrum 4rup M 4 28

sulplurntum nisrum . 1Drnch. 3 —10
lehllyocolla conc. . .. — 1714 216

Indieum subl. pulv. ... —5— 18

Uilsum Sennne Snnb. EIIIALI 2—lolum EEIIIIEIE 1—
Kali veciielm . 1Dra. 15 4 110

corbonieum crud. 1 Uze 1—
 Pfünd 4 46

depurak.4 Unze— 24
FPlundB1 1006

purum . 1 Dra. 9 1—

hlortcum depurat.4 U212 4cilri . . . 1Dra. 61 3
* susum Unze 4—

siccum — 10 3 4

14 Dlunq#s 10.—
nitricum erud. gr. m. pull. Uze 14

1 Plund6— 6—
. I1Unze 14

an pulv 6— 2.—
. 1l)I-ncls li— 2—

drn eruagr.m. plv. 1 Unze 4 10
Plund— 7

dep. subl. pulv. 1 Unze 6— 2—
tariaricum . ... — 46— 54

zubt. pulv. — 194 64
Kalium iodatum.. . . . IlDraochsla 4 42

sulphuratum.. .. — 4 16

pro bannee . Unzel 0 4 22



18553. 37

H. 2.

. umsonst-sinds-»n.lsz.»sg»

Kin0..........lUnzs.-s.4 210
subi. pulv. —41 40— 1

Kroosolum H1h 12 I
htcluusnum Anglscum .....—15—— 4% I

um * —9 2881 "E
Lichen Ilsland. conc. &amp; gr. m. p.ze2— — 10

8 pulv. — 114
Lignum Gunjaci rasp. . —2— -—s »-

subl. pulv. — 13 12 1
Ouussine conc. C gr. m. p. — 13— 1— s

subi. pulv. — 5— 186 1

Sussalrns conrenn. 3 1— 1
LinimenlumAeuginie .... —94 322ammonincak. — ie.

ammoninc. cam hn. ... —4 2 6

— —4 40ponnlo-cumpot. — 8— 28

Liduor Annlont geie ... —(·s— 40
salus — 24

enrbomten . —-."J— —40
PFro-oloosi —1 14 14
causliei —14 16

1 Plunds 7—
ich rach 1— —8

Chlori cum - communi 4 Unze 2— 64
 Plndd— 3—

cum Aauanddest. 4 Unze 3— 1—Ferri ncciich . . . IIDruch. 4- 14

chloi m60— 186
sesquiehloralti. . . Druch!3— 1—

Ilydrarg. bichlor. corr.4 ze 4
nitrich —7 2—

———.-- — 43— 44
curbonie —.— 3—
hydrici — 81 2|10

Plunde## 10—
Myrruae Unzoll 11— 38

57
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Liduor Nalri hydriecni.. . . 1Unze] 6. 2—

1 Pfunds27— 5—
Plumbi hvdrico-acelici. . Ume3— 1—

1 Plund!]3 4 6
Stibii chlorutii.. . . . 1Unzell2 4—4

4 Prumah, — 18—1
Lilhargyrum subl. pul. 1 Unze5— 18

MNucis . i—l."1—- 44

sall. * 14 Dra 4 1s00
NMagnesin kiirotnhrhon. . Unze 24

sulph. crud. gr. m. pulv. 24 —0
# nd 10| 3

depurala . 1 Unze 4 14•n½t 7— 2 3
pulv. 1 UmeBB 1.—
sicca ... — 14 — 14

 1Dr-a. 1—Manganum *-“ naliv. pulv. 4 Und2 40
Plundso 316

Manna ·4 Unze! 3 86
Connellala seu clecibi — 48

Mosliche ....... — 102

subt.pulv... ..ll)kn. 18
Mel Unze 12

1 blund 5—
haur#m . 1 Uor 22

— 26
Minium —* .... —- 110
Mixlurn oleos. Weisen. .... — 210

aulphurica acidu. — 16
vulnerurin acich — —10

 ie
Morphium 1 Crnn — 8

ce — 8
Moschus — 11 34

Mucilego Eban 1 Unze 1—* mi arubic. . — 12
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J. 7F 0.

Gewich Ir.-une.Kr-#n. Krin# Iss- I-TSe-.
Mucilngo Sulop bis incl. 2 Unzen i 1—

bis incl. —— " 16
his inel. . EXEE 2—
über 6 Unzen prolnz. —

AMyrrha 1 Unzel2 310
grosso modo hulr. — 15— "% 4110 "

R il — 8— 5| 8 #
Nutro-Kali tarinrie. —0H r 36

pulv. — 114 4 4 6
Nulrum acclicum — 6| 110

sicem — 112 4 42
carbonicum acidl. pulk. — 6— . 2—

cruklu 1— 1| — 4
11 Plund 111 ' 16

depural. 1 Unze 1—
1 Plundl3 16

gi 1 Unze— 3—
nitric. depurn. —3— 1—

subt. pulv. — 144 16
phosphoricum.. . . 1Dra. 4- 14

subt. pulv. — 5— 18
sulphuric. gr. m. pulv. 1 Unz –8

1 Plund| 3—1
depurat. 1 Unn14 —6

4 Plun!?. 23
siccum. 1 Une 1— 14

Nuccs moschaluog —34 46
snbl. puiv. I1Drach?5 —10

Vomicne gr. m. pulv. 1 Unze— 1 4

subt. aanst — 5 18.
Olcum Absinthii .. .1scI-ul).224 76

Amygdalarum 1 Unge8 6—
gelbereum 4 ScruppG/R 996

animalo neiherem 1 Drac2 310
loclium 1 Unze — —8

Anisi 1Drachl8 62
Bergamoliac — 44 16
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0.

GowicbhIMIr.Kr. u illr. FeISTESE
Oleum Cuco Unze30 - 10—

Cajepukt s4 Druc. 4 1—
recitilicad. 7— 2—

Calami . -.1Scrusi.144 410
Cmmphorstum · .1Unzcs— 28

arvi Drach d — 28
Car ophyllorum . «6«1 22
clnsstsomillnceilt-ol. .. ist-rup. 614 206

cocuim Ure8— 28
purum fie 151 50

Cinnomomi — 2— —

conirn Treim Chub. 4 Unze 12— 310
Corlicis Drnch. 4— 14

 4Scrup2 –6

Cubehurum veiler. .Drachl10 316
Cumini .— l5— 410

klorum, Ausmn * 2Foecn Drnch.9 210—. .1scruli.104 36
Iyoseyomi coci. 4 #N#4 28
Jccoris Aselli !§½ 4— 14

4blund 18— 6—
luniperi. IInch.6— 8—

n— 1 Unz 7— 2—
Lavandulae 1Draech —40

ini . 1 Unze 12r

Plond 15— 66—
Macidis —D 26
Memlaue cris. 4#Scrup54 52

bpiperille 1 666
Nucisue . .1Un7.e!I-— 3—
Olivarum . — 44 16

Prowinciule — 6— 2—
Ppaveris — 4— 1
bhosphornlum —27— 9—
Riciin — 6— 110

Psundl 27 9—
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O. P.

" r TN ILMNFKFrS-TTSTNSSTN
Olcum Hosarum Scrupl60 188 4

1 Tropf]2 8
Rosmarini 1 Ume9 32

abinno 1 Drach. 3 44
Salviae 1 Scrup.4 7100
Sinapis — 26 8 8

uccini. .. 1Unzel 5— 184
roetisient 12 310

"b 18erup. 26 8 r*
Torobimhinne 1 Ume 34 12

1Plund18|— 5
"“ r— 1 Unelo 3 4

Thymi 1 Druch,—
Valcrionno 8crup. 22 7 4

Olibanum ...-1 Unu- 54 110
subl. pulv. — 8— 2. 8

Opium subl. palv. 1crup.4 1.2
Os sopinc pulv. 1 Unz4 22

Va gallinnceg. 1 Siückl 3— 1—
Oxymel scilliiem 1 Unze9— 3—

simplex. —4 2 6
Pasla Glycyrrhizao .. —l24 12

gummosn 13— 44
Pelroleeen — 8— 28

reclilicnlum — 16|— 52
Phosphorus . kaucb2— —8
Pilulne alocicho lerruiao . -—4—— 14

tunc —l2—- Ist
niercukml soll 12 4—
odomalgice Scrup 6— 110

Pluccntn Sem. L gr. m.pib I 14 — 8
Plumbum ncctic. crud. 3— 1—

—R 13 4 46
depurat.. IUnze) sh 4 110

Pulpa Tamarindorum ... —54 410

Pulwis ukrophorus ... — 1



subt. pulv. 14 Unze
Curicis arcnorioc conc.

Caryophylluiac
conc. ##gr. u

gubl.
Colelioi cone.
Columbo conc.

42 1853.

P. H.
—ll Ft. [Sg. Fr.

Pulvis aromaticus ze10|—, 54
Feyrrhizne * —4 26

Gunjuci comp. —44 — 4—
gummosu 1 Drachl14 —6
Tpecacunnh. opiat. — 3— —410
Magnes. cum HRheo — 2— 6

zambernos 1Unze— 2 6Radix Alco —3— 1—
— 4 4 16

nte e — 2 4 —0
ne. &amp;gr.m.p. 3 4 12

n0— 5—subl. pulv. 1Uze 16
Angelicec . —2«l —10

ncCgr. m.pulv. —1— 14
71 Plundl— 6—

gubl.bul. 1Uze— 2—Arnicue . —3— 1—

conc.4#gr. m..p. — 4 4 1.6
gubi. hulr. — 54 410

Arlewisiue conc. . —7— 24

bl pulv . — 10| 34

Bardunoe —2 10
. gr. m. p. —4 12

veusconnse'conc. —14 16
. motl pulv. i—5—— 18

subt. pal. — 6— 2—
Culami erort . · — 12 6. K gr. m. * — 13 1—

blnd|13. 4
3 1
3 —

2 —

3 1
4 1
4 1
8 2

n. p.
pulv.

 IU — dgSrzP
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EIEIII Frr. IFr.rk s.I. S. F.
Iludix subl. pulv. l'’'nze9— *iie

Filicis conc. K gr. m.pubv. — 4 12

umndal. Cone. —i 22

zubt. han- — 1—. I 3—
CGulinzzuerne —4 k 1½2

conr. * ar. m. p. — 5s— 1
suhl. hul. —54 I 150 #

lienliunne W . — 24 I —lli
- Ggr m lihh 514 · 1½

1 D’lndt15.— n 5|0
subl. pulv. (1 Im— ½ D

(dreyrrhizne erhinnt. — 13 — 1.— 1
conc. — 14, 16#.#

1 Plum94 .
subl. pulw. 1 Unze4 22 "

ulobra —12— — *1 "
Cne. kr. m. L. —. 1.

 4. Pfund/lB3311 44 „
(inmminis ronr. Illmet 10

4# ’und2.— „99
Ilelenü ..... 1 Unze 3— 5 —

conc. &amp; gr. m. p. — 4 4 - lj OF

3 Plund 4 u½m
abl. pulv. 1 ze 514

Iiellchori albi cone. . —- ts«44 2
gr. modo pulv. — 144 1 6:

1 Plundfly 4 u. 6
subl. pul.1 Lnze 4 1.10

Ilellebori nigri Cone. ..898.4 210
gr. m. bulr. — 9— 3 "#

 Plundd) 4 13 6
subt. pul. Unze ! 4 p

lalupno gr. mod. 8 .. — 16|— 5. 2.
l. pulv. —8— 5110,

lpecacunnhac ecane . lbruch 14 ·

suht. * — 144 1. 6.
lridis Florent. 1 Unze 5— 1—.

Fürfll. Schw. NRudolst. Oestesonml. JIn. 6
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I.S-T
Hudix lridis Florom. conn.

subt. pulv.

oe2

—W——————————————1 1TTS
Levislici .... —

conc. de gr. m. p. —

subt. pulw. —
Ononidis cßone. —

« subl. pulv. —
Preonine conrn. —

saht-sahn-
l’im1)incllnc .... —

conc. &amp; gr. m. p. —

subt. pulv. —

Pyrellri. —
cone. —

gubt. pulv. —
Maionhuc conc. — —subl. pulyv —
Rhei 4 Drach] 4

cone. ....—

subl. pulv. —
Hubinc linclorum. . . 4 Unze

conc. &amp; gr. m. pulv. —

subt. pulv. —

Salep suht. pu.. LDrach
FSarsahnrillno conn. 4 Uze

 FPlnd
subl. pulv. 4 Unzell

Scilleeeeee —

. subs.pulv.

scacgao...·..
cone

subt. pulv.
Serpem. Virg. conrn.

sult. pulv.
Taruxuci eonc. . 111111111 ————————————— “—————

reeeennn#—————————––—

cum erla conc.



M. S.
Covulchi Ir. IIlIt. Kr.

Radix Tormemill. cone.. ze

1 Plund151.—
subl. palv. 1 Unze 4

Valerianae minoris —
conc. &amp; gr. m puv 44

Fd9
saubt. pulv. 1 Unze 5—

Zedoarie —8—
concis. —1

aubt. pulvy. — 15-
Zingiberis — 3

conc. &amp; gr. m. pulv. 5—
zubl. pulv.6—

Resino emppyreumalicn liduihen —2—
solid — 2—

Gunjaci.. .... — 19 4

subl. puly.... — 16—
" *r *-'i ... 1sckup7—Pini Bu vrundica 1 Uze

Holulne Menihnc piperil. —
Sachchnrum —“ soll buls. — 65½—

s subl. pulb. —
Sal durnure GCusonenel ... —-35—

siccum 1Druch
Sanioninun ... tsckupl04
Supo domeains- usus 4Unze4

subl. pulw. 6—
gunj#cinus .Inch. 3.—
llispanicus albus . Unze-c-

kus... —5—

sub1.pulv. —-s—
jnlapinus. ....19--«.«-.IJ·’

icalus. .. 1 Unze 20

tercholits — 64
vViricis6 —2

Plund
Scammonlum Uolep. subl. pulv. Drachl12

III. kr. Mmals.

I

IEsomciødoOdchesololdoR
gfløpecoccspsälldlokodl
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S.

EIIIä—
EEEEE…EEGGGCGQCGIEEIEIEIIrIIEIIILE 14
Serul corum — 2 4

subt. pallv. 4 Drn.[1 — 6
Semen Anisi slelluti 1 Unc6— 2—

suht. pull. —10 3 4
vulgaris — 34 1. 2

gr. m. butv. —5 1 8
PPlund2? 760

subl. pual. Unze 2 4
Cannabis .... —14 —6
———————- —2— 8

gr. modo pulw. — 1—
 llnn 46

suhl. pulv. Unze - 1 68
Cinee — 1.4

subl. pulb. — 22
Colehiei. —14 14
Coriundnpdcck — 1 —

suht. Pulw. — 144 16
Cydonine — 14— 1
Kruce — 14 —. 8

r. m. pulv.. .. — 12

Focniclll —2— — 5
Er. mold. pulv. —994 12

 Plundl5.— 5—
aubl. pulv. J1 Unzel 5 4 110

Focni Grncci gr. m. pulv. 121 10
XLE 3.6

Linii. 1 l’ 14 — 6
Kr. mod. pa. —-21 10

 iundj.t• 39
I.y#cohodim 6Ue ' 2 4
lPupuvris EII —0
Pelrosclin —0 1
Phellundri .... 24 1

gr. m. bulv. — 4 - 14 ’,

s-.-..s-s,3 6.—!-
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1e·

—

S————#8
I

Genuicht Kr.)MIr. Kr. Ilr. Kr. Ule.E

Somen Phellandrii subl. puallv. Uze

Sahndilluc subl. puly. .. —9(»—j
Sinnl. ..· —23

gr. m. pulv. — 134

1 Plundfl8|/—
« Stil-L Imlv UYIIzuti—-«
slkummm —4—!

Ilsl 2 . — 4
Serum Laaciis ELXEB

alumminanl. —4—.
umorindinutum ... — —

Sionpismu .. . 11Unze] 3 —
Solulio zseniconn 1Drl.4

Species nd (nlahlnssz. Unze 5
ad Decocl. Lignor. — 3

Plund15—
Ph. milit.Unze3

ad Cargurim .. — 54

ad Inlusum pecbior. —5—
4 P#nd2

Pharm. mih. 1 Unze 1—
aromalice — 162

Dsund 27
lnganles Sl. Germain4 Unzel4
resolventes ... — 5—

Spirilus nelherennns .. —1—
Aciheris accliri —

r .. . . 11Dro. 3
ilrosi — 131 4

Amm. Causl. 5„ n ir ’Jl1’j¾dd11 Unze 4
Angelicue comp ... — 11

Camphoralus — 894
4 Psund lõs

Cochleurino EIIIIIEE
Ferri chlor. neim. ... . 11Dra. 114
Formicarum. . . . . 1Unzq G 4

luniperi. . .. . — 142

—

————

zl——

i



Spiriiuus Lavonduloo 4
Mustich. comp., .

Menihne crisp
Mindereri .. .

HRoserum .

Rosmarini ....
golmstolus......

ScrpFlli-.....
Vinialcoholisnt.

kccllüqtlissim...

kccåücalus....

spogiqeccraloo.....
compressac

slthsthals Ist-i lt

Slibium nel auram.sulphural. crud. gr. m. p.
s—-ss..N..p.p

nigr. lnevigat..
rubeun.

Supites Duloamor. cone.
subt. pulw.

Strobili Lupuli coooro.

Strychnium artciedSuccinum conlusum
Succus Duuci zmssals .

Glyeyrrhizoo Crudus

Juniperi inspiss
Sambuci iospiss.

Sulphur ciirin. m. pulv.
depurnheprm .

l!pukaL III-IV l

1

—

1100Une
Plund

IDruch.
Unze
L

f14

Kr.Alir. Ker.Hlr. Kr.##

6—
4 4
1 —
4—

4—
18.—

ded *ri'l
——.

1 Druckh. —ut: —
· 10SCHOTT-JOSwa

SOLO

dlF»w-:tds-UIs———

—

——
S##—

— ———

—-
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S. .

—. S#.. S-NS vr.

Sulphur. sublimatum 1 Ure2— 8
Psund] 9 - 31—

Syrup. Allhaeno nzes 9 4 12
Amyganierum — 54 110
Balsumi Peruvlani. — 5— 1
Capilum Papaveris — 5— 18
erasorum . .. — 164 22

Chumomillne 4— 14

(innamomt . —6sT 4 22Comn —.24 0
s #oraauu —8 4 210.

— 84 210
ko 1Drach4 1—
Florum Aurumtii 4 Unze 4— 1 4
Gircyrrhisne . —6— 2—
Ipecacunnhne . Q4— 14

sci. . —64 22
lumoarlos . —4— 14
Rubi ldaei . —6 2—

7encgse . —1— 14#
Sennuo com Mannn . -54 110
simplex . — 1434 12

Spinue corvlnne · —-6— 2—
Succi Cilri . --10— 42

Tamorindi . . -24 —10

Tarlarus boraxalus . . -—-174 58
ckutl. pulv. . — 5 110

- —4 26Merhinitepurncocn . —3— 1—
eommunis . — 24 410
laricinn . — 165 18

Tinclura Absintlul: . — 10|— 34

Aconi: . --9— 3—

aeiherca 1 Drale 8
Aloe ... 1Unzo64 ID
man-. —10— 4



50 1853.

T.

Cowich Mr.Lllr.Kr. 1 L Pl. §e. Pl.
Tinclurn Arnicuo 1 Unzee 8 32

uromulic —11 38n
acidu —114 310

Asno loelidne — 604 22

Aurantü Pomor. —42 4—
Benzoös S — 28

compos. — 10 » 516
Culami . —94 32
C# milurickum . —15— 50—
Cupsici unnui —11— 98

carminn —4 186.
Cuscurille — 110 583ä46

Taslorci 1 Scrup.#2 11—
neiheren . — 12— 11

Canadensis . IDrach.13 44
nelheren —3 4 4

Calcc 1 Undlo4 360
CEmar composiua - —1I 44

s splex . —l4-— its
Cinnamomi . — L-— il-

lolcicznllntlss —1-1—- 44
iönür —- 94 32

Corücis Auramit — 13|— 4 4
roci . 1l)mcls.L1-1 12

# Ll Unze 314
Fern ocelichj neiher. #Drch 1 4

bomati 1 Unze11.— 4
Galbam. - —8» 26
Genlia — 10— 31
64% ammoninc. — 9 3—

. —16—— 48

lpccnctmnluto — 14| 4%
Kalinn — 18 6

Ligni Cuujaci 10 3. 4 «
— 10 314

Lobolic — 1 4—
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T. I.

CowicheKe. r. Kr. MIlrJSg.

Tinciurn Mucidlis. 1 Unze1 4 4
Moschi 1D rach]1 5—
Mriue 1 Unze 8— 26

Nicolinnne — 10| '
Opii benzoica — 18— 500

craculn 4reb- 4 11
Simpler LUnzes20 510UNO 10 4 34

lini composi. — 10— 54
Unlunhute — 15— 1410

licsinne (zugjaci —8 26
Hhei uqnos. — 9— 3—

vin#sn — 20— (18

Scillle — 10| 3/4

LSeminis Colchici — 110 4 36
. Strumonin0 . -—11-s- IS

·1«nc. —ll)--—- Its
Vultskitnmo... 10 4 36

netheren 1 Drach! 1 6
Vanilluc 6— 2—

Tragucunihn. . U--».!-! 8
zubt. huulv. — 20— 68

Drochisei Ipecacuanluec — 1124 427*8 busilizum —14 22
Belladonnne — 7 2 4
Cumharitlum — 18.— 6—

corenm — 1 31
Cerussae 6 4 22

Diilalis — ¾ 2X 24
rlemi. . —8— 2.

Uxdrurg) re alb. — 11|— 38
cinereum —16— 5—
rubrum . — 11— 38

Kalii joduti IDruch.— 1—
Aczerei — 1 4 3110

Plumbie 1 Unze 4b — ] 4
l

l’s.sq.
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Cesickk Kr. lle. IN. Kr. ilr.S.IPf. Ss.(Pf. ISe.e.

Unguontum Hesliac Burgund 1 Uree 410
HRosmoe —.| 586

*1 —1 8— 28
anmer — 2 4sulphurul. comp. — 6— 2—

Pharm. mil. —2— —6
sim ipl. — 16 2—

Stibio-Kali iarl. — 114 — 410

lerebinthinauum. ——54 10
Zind — 18— à%

Vanilla 4 Scrup— 2 4
— (1, 2 1D’rnch,— 20

Verotriim 1 Grun3— —40
Vinumcampboraium 1 Unze 64 22

Gullicum alb. — 1514 110
Madeirenso — 4 26

Radicis Colchici —460|— 56
Seminis Colchici — 16| 5|
slibiatnm —— -

Viscum album conee —4 12
subl pul. — 5 110

Zincum accticom .·.. 11)mcli.74 2
chlorntum — 10| 3s 6

oxydatum .. — 10|4 36

—. 1 Unzot6 22
Valerianicum Scrup.16 46
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 LAX. Ministerial-Bekauntmachung.

Die Großberzoglich Mecklenburg= Strelitz'sche Regierung ist dem Vertrage
wegen Uebernahme der Auszuweisenden d. d. Gotha, den 15. Juli 1851 mittels
Erklärung vom 28. v. M. mit der Maßgabe beigetreten, daß für dieselbe die
Wirksamkeit des Vertrags mit dem 1. d. M. beginnt.

Wir bringen dies hiermit zur öffentlichen Kenntniß.
Rudolstadt, den 13. März 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Viertes Stück vom Jahre 1853.

 XI. Verordnung
des Fürsklichen Ministerlums, Abtbeilung des Junern, die Beaufsichtigung #c#

der Leihbibliotheken und Leseanstalten betreffend, vom 14. März 1853.

Da es au, verschiedenen Gründen nothwendig erscheint, die Leihbibliotheken
und Leseanstalten unter polizeiliche Beaufsichtigung zu stellen und, insofern sie ge-
werbmäßig betrieben werden, sie den übrigen Gewerben gleichzustellen, so wird
mit Höchster Genehmigung Serenissimi verordnet, wie folgt:

g. 1. -.

Niemand darf eine Leihbibliothek oder eine Leseanstalt gedruckter oder un-
gedruckter Bücher und Schriften oder eine Leihanstalt von Abbildungen oder auch
einen geschlossenen Lesezirkel, welcher einen größern Kreis von Lesern hat, errichten,
ohne dazu die Erlaubniß von dem unterzeichneten Fürstlichen Ministerium er-
halten zu haben.

g. 2.
Wird aus diesen Anstalten ein Gewerbe gemacht, so müssen die Inhaber

derselben einen von dem Fürstl. Ministerium zu bestimmenden Concessionszins
entrichten.

8. 3.
Die Erlaubniß kann nur solchen Personen ertheilt werden, welche Orts-

bürger einer inländischen Gemeinde sind, das erferderliche Vermögen, eine dem
Geschäft entsprechende Bildung und Einsicht besilhen und welche nicht befürchten
kasine daß sie von der ihnen ertheilten Erlaubniß einen Mißbrauch machen
werd

“7( Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XIV. 7
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S. 1.

Alle diese Anstalten stehen unter der Aufsicht der Fürstl. Landrathsämter
dergestalt, daß von denselben das Ausgeben von Büchern, Schriften und Ab-
bildungen, deren Inhalt resp. Gegenstand der Religion, der Sittlichkeit, dem
Anstand und der büurgerlichen Ordnung zuwiderlaufen, nicht geduldet werden darf.

*-iis
Jeder Besitzer einer solchen Anstalt muß ein vollständiges Verzeichniß aller

Bücher, Schriften und Abbildungen nach ihren Titeln und Aufschriften mit An-
gabe der Verfasser und Verfertiger anfertigen und solches dem betreffenden Fürstl.
Landrathsamte auf Verlangen zur Durchsicht und beliebigen Vergleichung vorlegen,
in dieses auch die spaterhin angeschafften Bücher 2c. eintragen.

g. 6.

Die Benutzung der Leseanstalten und die Betheiligung an Lesezirkeln ge-
wissen Personenclassen, wie z. B. Schülern zu verbieten, auch die Verabreichung
von Büchern 2c. an dergleichen Personen den Inhabern solcher Anstalteu, wo
nöthig bei Strafandrohung zu untersagen, wird hiermit ausdrücklich vorbehalten.

S. 7.

Das Haustrentragen von Büchern rc. aus solchen Anstalten ist verboten.

d. 8.

Alle diejenigen, welche bereits eine solche Anstalt errichtet haben, sind ver-
pflichtet, innerhalb 4 Wochen von Publication dieser Verordnung an gerechnet,
eine Erlaubniß hierzu (§. 1.) einzuholen, bezüglich einen Concessionsschein (. 2.)
zu lösen.

8. 9.

Die Besitzer solcher Anstalten, welche dieser Verordnung zuwiderhandeln,
werden mit einer Geldstrafe von 1 Fl. 15 Xr. = 1 Thlr. bis 17 Fl. 20 Kr.
= 10 Thlr. oder verhältnißmäßiger Gefängnißstrafe belegt und verlieren im
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Wiederholungsfalle die ihnen ertheilte Concession. Außerdem werden diejenigen
Werke, welche dem F. 1. zuwider ausgegeben werden, confiscirt.

Nimmt das Zuwiderhandeln den Charakter staatsgefährlicher Handlungen
an, so treten die desfallsigen Bestimmungen des Strafgesetzbuchs namentlich
des Art. 85 und folg. ein.

K. 10.

Alle Polizeibehörden haben auf die genaue Befolgung dieser Verordnung
gebührend zu achten.

Rudolstadt, den 17. März 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abth. des Innern.
Scheidt.

Wiemann.

 XII. Ministerial-Bekanntmachung.
Zu Beseitigung vorgekommener Zweifel wird hiermit darauf aufmerksam

gemacht, daß die Vorschriften der Artikel 269—275 des Strafgesetzbucho über
die Bestrafung der Beeinträchtigung fremder Jagden an die Stelle der corre-
spondirenden älteren Bestimmungen des Jagdstrafgesebes vom 20. April
1819 (Ges. Samml. 1849 S. 19 ff.) getreten sind und daß durch Art. 2 No.2
und 5 des Einführungsgesetes zum Strafgesetbuche vom 26. April 1850 (Ges.
Samml. 1850 S. 73 ff.) alle diejenigen älteren Strafbestimmungen aufrecht
erhalten werden, welche nicht crimineller Natur sind, sondern nur die Aufrecht-
erhaleung der nothwendigen Ordnung bezwecken oder polizeilichen Character an
sich tragen.

Rudolstadt, den 26. März 1853.

Fürstl. Schwarzburg. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

ünstes Stück vom Jahre 183.

 XIII. Berordnung,
die Erleichterungen des Verkehrs zwischen den Staaten des Zollvecreins und

den Staaten des Steuervereind betreffend, vom 30. März 18
Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzbug ut.

Die zum Zollvereine gehörenden Regierungen einerseits und die zum Steuer-
vereine gehörenden Regierungen andererseito find übereingekommen, den unmittel-
baren Verkehr zwischen beiden Vereinsgebieten schon jehzt durch umfassende Zollbe-

freiun Fn, zund Zollermäßigungen zu buniapgen,r zufolge verordnen Wir was folVom5.iri dieses Jahres an bis zum hhe dieses Jahres werden von den in

der Anlage II bezeichneten Erzeugnt -hen der Steuervereino= Staaten bei deren un-
mittelbaren Einführung auc dem Gebiete des Steuervereino in das Gebiek des Joll-

vereins keine, besthunsewes keine höheren, als die in dieser Anlage bestimmtenEingangs-"|rhr aben erbG#en rhee r6 Zollvereins bei ders unmittelbarer Einführung ausdem Gebe deo Zollvereins in das Gebiet des Steuervereing von Seiten der
Steuervereins-Staaten zugestandenen Jablerhrond und Ermäßigungen sind in
der Anlage! enthalten.

Diein den Anlagen zum Artikel2derUebereinkunfe VI vom 16.October1815
gegenseitig zugestandenen Zollbefreiungen und Zollermäßigungen sind, soweit sie
fortan noch Geltung haben, in die Anlagen II und ! mit aufgenommen; im Uebri-

gen bleibendie in der gedachten Uebereinkunft verabredeten Verkehrs- Erleichterun=
gen esteher

urkundich unter Unserer eigenhandigen Unterschrift und beigedrucktem Furst-
lichen Wäelo ge ehen

Rudolstadt, den 30. März 1853.
(L. S.) Fr. Gänther, F. 3. S.

v. Bertrab. Scheidt. v. Bamberg.
8Fürtt. Schw. Rudolst. Gesezsamml. XIV.
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I.

Verzeichniß
derjenigen zollvereinöländischen Erzeugnisse, welche bei ihrem unmittelbaren Uebergange in
den Steuerverein einer geringeren als der tarifmäßigen Eingangs-Abgabe zu unterziehen

sind, beziehungsweise von derselben ganz frei bleiben.

Ver-
sren des Krags,

Benenmung der Gegenstände. ebent. dnwo Bemerkungen..

ah.* ##r.
 — ellsniner-
 —

Laufende
. Jaumwollengarn, ungemischt oder gemischt mit Wolleoder Lein

1. Ndeleichies n und zweidrätbiges, und Watten S. V. 2b. 1 frei.
2. ungebleichtes drei= und mebrdrätbiges, ingleichenalles gezwirnte, gatleiche odec gelärbte Garn. S. V. 2. 2.rei.

2/ Baumwollenwaaren, desgleichen aus Baumwolle und
Leinen, ohne Beimischung von Seide, Wolle und anderen
Thierbaaren gesertigle Jeuge und Strumpfwaaren, Spichen
(Tüll), Lostmemirr. Anopsmaacher-, Slicker= und Pug-waaren; auch dergleichen Zeug= und Strumpfwaaren mis
Wolle gefslickt oder brochirt; serner Gespinnste und Tressen--
waaren aus Metallsäden (Labn) und Boumwolle oder Baum-
wolle und Leinen, außer Verbindung mit Seide, Wolle,

wee Has. Hoaers cde Messiing Siabl ind anderenMaterialien .. Z. V. 2e. 10

Blei:
#a) rohes, in Blöcken, Mulden u. s. w., guch altes, des- Z. V. Ja. freigleichen Blei- Silber 1 Golagiätte St. V. 4.1
) gro Bleiwaaren, als: Kessel, 8 St Viat.

. w., auch geroWdn St. V. Ab.frei.e) 18n Bleiwaaren, als: s ans od
theilweise aus Blei, auch Spusgets — naaren.t. P. 4c. 3/%.

4) Bärstenbinder und Siebmacherwaa
% bebe,1—mit Hoeoder n !*m# §* S. D. 4a. frei.
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Ver
osition des2 Steuer- *

* Benennung der Gegenstände. event. Pees Bemerkungen.Vereins-
Z Tariss.A B 20%

sr den Jollzeniner.

b) hur. in Verbindung mit anderen Materialien (mitAusnahme von edlen Metallen, seinen Metallgemischen,
echt vergoldetem oder versilbertem Meall. Schilrpatt,
Perlmutier, echten Perlen, Korallen oder Steinen) 18. V. ö—. 2.auch Siebböden aus Perdehaaren T. V. 6.

5 Droguerte : und Apotbeker-, auch Farbe- —aaren t.5 HOel., Muschel-, Minialur-,Pastellsarben und Tusche.1.

tundTuschtasten.feine Pinsel. Mundlac, Gic. 1.S. V. 5%

b) Fen künskliches, in Flaschen oder Krügen * E 10. frei.
 V. 5

) Zündhölzer, chemischr; Leichenkreide . J. a sei.
1.

 Eisenvitriol (grüner) St. V. 60.frei.
c) Mineralwasser, natürliches, in Fiaschen und Krägen 8ESt. V. ti.
 Schweselsaures und sfalzsaures Kali; gemahlene KreideHis frei.
6) Cichorienwurzeln, getrocknete, gedörrte . StVCofeei.

CEifenanShl
s) Sloheesea aller Art; altes Bruchtisen, Eisenfeile, Ham- «

Z. W. Oa. frei.
b) — und sewalzies Eisen m Ausnahme deosaconnirten)in Stäben von reu.im Quer-chnikt und oirbern desgleichen Ett Eisenbabn--

schienen, auch 8 und Cementstahl, Guß- und raffi-
nirter Sta Z. V. öb. frei.

) Geschmiedeles und gewalztes Eiscn (mit eiuanabme des
Hucomitcn) in Stäben von weniger als 1 “ Preuß. 4nerschnit Z. W. 6c. frei.4) PBe# Eisenin Stzben des gleichen Eisen, wel.
ches zu groben Bestandtheilen von Maschinen und Wa-

1 (Kurbeln, Achsenu.f. w.) roh—— ist.iesofern dergleichen lls einzeln 1 Zenmer
en darüber wiegen, auch Pflugschaarencisen; schwarzes
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 LaufendeMõ Benennung der Gegenstände.
Sieur

event. #ea.
Vertins-
Tarifs.

Polendes Bertrags=
mähiger

Abgaben=
6.

Nibl. gör.

Bemerkungen.

Eisenblech, robes Stablblech, robe (unpolirte) Eisen-
und Sud plattenSinken-,ioioteclnkmundSkhtss
keit

e) ig, gefirnisies Eisenklech, polirtes Stbliech.
vol irte Eisen= und S#nolblatten, Eilen · und Siabl.drabt5) Ehm, und Stablwaarcn·
 Janz Wte auhmnaren in Oesen, Platten u. s. .2. grobt, die aus geschmicdetem Eisen oder Eisen"
* aus W und Stahl, Eitenblich, Sml=
und Eisendrabt, auch in Verbinduna mit Holzgestri, inglrichen Waaren dieser Art, die ge-
brniht. berkupfert oder Verzinnt, jedoch nicht poll#t
sind, als: Aepte, Degenklingen, Feilen. Hömmer,
Haccheln, Hopeln, Holzschrauben, Laßtectrommeln
*r½ Mublen, Kelten (mit Auast

issakelten), Maschinen von Eisen. **Ae#nn, Plätttisen, Schaufeln, Schüöser grobe
Ninge (obne Polikur), ——e Sensen,Eicheln, Stemmisen, Striegeln, Tburmubren,
Tuchmacher- und Schueiderscheeren, grobr Waage.
balken, Jungen u. s. w.
seine, sie mogen gon aus feinem *** polir.
tem Eisen oder Stabl, oder auo dirsen Urfloffen
in Verkindung mit Holz. Horn, „Knocben, lob=garem Leder, Kupfer, Kasn. Jinn (legleres
Folirl) und anderen unedlen Metallen gefertigt
sein, ald: Guhwaaren (seine), Mesier, Scheerch,
Streichen. Schwerdlsegerarbeit 2c. (mit Ausschluz
der Nälnadeln, metallenen Stkricknadeln, metalle-
nen Hötelnadeln ohne Grisse); lackirte Eisen.
magren; auch Gewehre aller Art

—

Getreide, Hülf üuchte, 1 d m

S. V. 6d.

Z. V. ör.

fr V.1120. 4.

für den Follzeniner.
–...

srei.

srei.

srei.
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. Mk-
- osition des

2 L%% trags= « .
z Benennung der Gegenstände. (ebent. Zoll-)miltger Bemerkungen.
. Vereins. onben.
3 Tarifs. *
4 "6 Ribl. ar.

für den o #——
6 Glas= und Glaswaa

a) grünr Hoblglau 6 r t. V. 24. 6
i weihes# oblalas.. urenusintes. ungeschickenes, oder

nur init abgeschlijfenen Stopseln, Boden oder Randern;

Fer! und Taselglus in seiner natürlichen Farbeball: und ganzweiß Et. V. 24b. 1½c) ulten geschlissenen, tNN ne g#e--—
muslertes werßes Glan; auch Bebänge zu Kronleuchtern V. A#b
von Glas, Glaskabpse, #nnerien an Ginonhur „c. 6

ch Spiegelglas. wenn das Stuck nichtuber 288 Preuh.O“’“ mußt fu rbiges i eigelbe W
ohne Unierschicd der Form; Glaswaaren in Dertindungmit unedlen r und auderen, nicht zu den Ge.. V. 104

inusten gehörigen Urstossen; desgleichen aeiel deren1 A.Glastaseln nicht über 288 Preuß. “ mess Et. M. 24c. "“
0

 Solz, Holzwaa St. V. 280
u) Bau= und ½“ auch Oolz in geschniutenenFour F 120. kre.

nm. 1.

b) bölzerne Husprrätz= (Menbles) und andere Tischlerc#ler- und Bölicherwaaren, die gefärbt, gebtizt.lackirt, Hbirtoseen auch in einzelnen Tbeilen in Ver-
bindung mit Eisen, Mrssing orer lobgarem Leder ver- St. 28g.arbeites sind; auch gerissenco Fischbein. 1 1. 2. 3. 1

S. V. 12b.-) seine Holzwaaren (ausgelegte Arbeit). Aenterger. 1.
waaren aller Art; Spielzeng, seine Drecholer,Schnig-
und Kummmacherwaaren, Msc#umenhee ferner der- r

leichen Waaren in Verbindung mit anderen Materia- 1!
lien (mit Ausschluß von cdlen Mekallen, seinen Metall. a
gemischen, ccht vergoldeiem oder esse## Metall, 1Schildpatt, Perlmutter, echten Per LKorallen oder E
Steinen), Holzbronce, hölzerne goken seine Korb.St. V. an
und Holzsiechterarbeit ohne Unterschied. Fournierr mit. 51

eingelenter Arteit und beschnitenes Fiae bein. Blei· 11u.2. .und Nothsiite 1889°



64 1853.

Position L1 » Steuer- 4
z Benennung der Gegenstände. tu 3Joll=Jae1. Bemerkungen.ereins-=

Tuiss .n
für den —

ch *rwooe, ungefärble Böltcher-, Drechaler., Tischler.
— bloß gebobelte Holzwaaren und Wagnerarbeiten,obe Maschinen von Holz und grobe Korbflechter- 26#aren 307079. ren r.————.—....—

St.V.1.30.]10| Kopfen . Ill» wim-

41| Kupfer und Messing
6) selchmiedeieg hehunse Schofinr arGeschansnnFalen, wie sie vom Hammer kommen; Blech, Dach

wlatten gewöbnlicher und piattirler Fri W 8walzte, auch plallute Taseln und Bleche

b) Waaren: Kessel, Pfannen und e nuleichen auch allesonstigen Woaren aus Kupfer nd Messing; Gelb- und
Glockengicher-, Gürkler un nltrahiren außer
Verbindung mit edlen Mokallen, veicn achue
Kupfer= und Messingwaaren .

c)Rob-(Skutt-)Mkssaq,Nob- oder Schwarzkupser;
ar= oder Nosekltenkupfer, alles Bruchkupfer oder

Heuchmes Lbftre und mmi-] ielkeufugKupfer= und andere Scheidemünzen zum t
Mie Munzen auf besondtre Erlaubnihscheine anch

Kurze Waaren, Ouincaillerien u. f. w.

Leder,Lederwaaren und ähnliche Fabrikate:a) lobaare oder nur lohrotd gearbeiteic Häute, Fablleder,
· obllkdkr.thilblerekSaul-klitschCttmlvchnftkauch

kn.sasnichsundnskthgakkslkk,Pekqa-aknl,
Uummiplattkn und mehr oder weniger gereinigie Gutta-

5) B#ster und Pänisches Hawsschuhleder, Korduan,
Marokin, Sasfian, alles gesärble und lackirte Leder,
Gummisäden außer Verbindung mit anderen Mnrialem

St.B. 358.
"4 3. a. G. frei.

b 1.

V 5 3,

1½ frei.— St. V. 00.

v S. V. 2.

Z. B. 210. 3.

g. v. aib. 3h.
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. Ver-

4 Vosition des trags-=
Benennung der Gegenstände. (event. 8rn#nt Au Bemerkungen.. Vereins ¾[

5 Tuiist. ah.
2 H#ttl. 9#r.

 #Jint.
—..

) grobe Schuhmacher., Saltler= und Täschnerwaaren aus
eder oder Gummi; Blasebälge; deagleichen andere

nicht lackirte Hmmifabrikase auher Verbindunzmit Et 8. arb.anderen Materialien 6#
)D 2160.c.

d) seine Lederwaaren von Korduan, Sassian, Marokin,
Brüsseler und Tänischem Leder, von sämisch- und weiß-

em Leder, von Luckeaen Lrder, lackirtem Gumm und
ergament; Sattel= und Neitzeuge und Geschirre mit

Schnallen und Ringen, ganz oder tbeilweise von ken
Metallen undEI und feine Sqhuhe allerArt St. V. 36.

Jc. 10
e) lederne Handschhhe S. V. 21 d.) 1

44] Lelnengarn und Leinenwaaren:

66 tGarn. Maschinengespinnst und — . I3. B. 220. srei.b) Zwir . 13. B. 22. frei.
c) graue Vacleinwend und Stiellich . Zeit LHW frei.
d) rohe Leinwand, roher Iwillich und Drillich St. M.10d frei.
0) gebleichte, gesärbte, gedruckte oder in anderer Art zu- 5

erichtete, auch aus gebleichtem Garn gewebte Leinwand;A#lincce. oder in anderer Art zugerichteter Iwillich
und Drillich; rohes und gebleicht LI

isch., Bell= und Oandtcher zeug. leinent Kutt, auchneue Leibwäsche St.V.100f8|1
4.

M Bander,Vatist, Borten, Fransen, Gaze, Kammertuch,
ewebteKanten Schnüre, Strumpfwaaren, Gespinnst.
und Tuossenwoeea aus Metallsäden und Leinen, jedoch

auers chbistungmititEisenGlae,Hol Leder, Messing Et. V. 10d..1449) Nege, Fischer, Vogel , Jagd= und Vserde revonun-
gebleichtem Flachs= und Hanfgarn St. W. 50. .



Wosilion weal Ver-
r2 » Eimer-I4½
2 Benennung der Gegenstände. ennnt. 3010) # !* Bemerkungen.

Vrreins= 6Kab.
2 Tariss. ## 66

W aeJeULier-—

15] Material= und Spezerei-, auch Konditor-
waaren und andere Konsumtibilien:
a) Bier aller Art in Fässern, auch Metb in Zassern 6
b) Bärme oder Hescn, trockene Wechlef en 38) Wrin und Most,auch Cide 1
4) Essig in Fälen 1.
e) Buller in Slück srei.
I) Fleisch, —¾iesl ides und Uereiltes; c. «u.1schlzknks»klt,S-1), pskck Wiss des- frei.

leichen großes Wild .. ... .

anchonkn .. srei.
.) Käst aller Ari frei.
i) Bäckerwaaren, gunchmict- znlchell ghichar srei.

b#) Mehl, unverpackt oder in Säcken frei. *n 6n utN1) Krasimebl, Nureln, Puder, Stärke; Mblenfabtitale oder au en-
aus Getreide und Hülsenfrüchten, mit Nusnabme von nebt Schee detbrl
Mobl, nämlich: geschroleie undveschalle Korner. Oraupt. (Z. v. 239. felde Frchdel.
Gries und Grüge 5- % frei.

m 1 255 -

noTabacksblaitmiiiilskiikbkiitik. 25 %

n) Tabacksfabrikate: Nauchtaback in Nohen, Augrrelten
oder entrippten Blättern, org beschniurn: Clgarren;
Carolten oder Stangen 4 Wstaback:Stnuh"Q
taback; Tabacksmehl und Abfälle  V. 25v. 816

10|] Oelkuchen, als Nücksländegen Oblschlagen aus Lein,
Naps, Nübsaamen u. f. w., inngeichen Wich aus solcen
Kuchen und Nuckstanden .. 13. V. 20. srei.Anm. 3

17| Papier= und Pappwaa0) ungeleimtes ordinairce 4. graues und ballweißfes)
ruckpapier, auch goes (weihes und —- 4. S. V. 272. dß Se.o
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pofition des e-
9 ragd-
* 2 Sieuer- wihtct
2 Benennung der Gegenstände. event. Zoll.) * Bemerkungen." Vereins, 9
*“ ————

uUuNUEMNENN
— ——

b) gehimts * iungleimtes feinen; buntes (mit Aus-nahmeder unte genannten Papiergaltungen); litbo,Fopbirtes, brrruchh oder liniiries, zu Rechn
tikeilen, Frachtbriesen, Debisen u. s. w. vorgerictetes (S. V. 27#Paopier; ordinaire Bilderbogen, Molcrpappe .1 % 1|#

400. c.
Dc) Gold= und Silberpapier; Papier mit Gold= oder Sil-

bermuster; durchgeschlagenen Pwir. ingleichen Sttisenvon diesen Papiergaklungen Et. D. 40% 22
 . graues Löschpapier und Huchabier . 27. frei.

e) Hhtindtarkein aus Papier und Pappe; grob#lackirte Waaren aus diesen Urstoffen, auchFermerarbeit
aus Steinpappe, Auphalt oder ähnlichen Stofsen St. V. 40c. r5

18|] Pelzwerb: überzogene Pelze, Müten, Hamschube; Tterie Decken, Pelzfutter und Besäge und dergleichen St. V. 41c1 0

10 Seide und Seidenwaaren
 ) gefärble, auch weiss gemachte Seide und Florekleide,

ungezwirnt oder ieinnt auch Iwirn aus rober Seide S. V. 30 u.rei.leidene Zeug- wrir in Tücher (Sbawla),Bionden Sin eetun. n Gaze), Posamentier,,
Knopfmacher,, Slicker- imran- rnn, Gesbinngeund Tressenwaaren aus Nason#d und Seide, außer
Vrrdindung mit Eiscn. Glas, Holz, rder, Masing
und Stabl; serner Gold= und Silberssofse (echt oder
unccht); Bönder, ganz oder tbeilweise aus Seide; end-

lich — Waaren ½ „Fi (hleurre de 80#2),oder Seide und Florc . V. 30b.) 10) alle obigen Waarcn, 7 "4%% auher - und Florel.
leide auch andere Spinnmatcrialien: Wolle oder andere I
Tpierbaart, Baumwolle, Leinen, einzeln oder verbunden .
enkbalten sind, mit Auascht iß der old und Eilber- 1stoffe, so wie der Bänder --. ..-«.Z.V.:10c. 10.

tune, schwarze und andert Shnierlcisehuegl- enr. Rudolst. Gesetzsamml.x S. #. 31 u.. 112
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 Laufende3 Benennung der Gegenstände.
Gosinon desSten
(ebent. Jeu

Vrreins=
Tarise.

Ver-
trags=

mähiger
Abgaben-

i
Ribl. gör.

Bemerkungen.

te1.

12

h) gemeine weiße
) seine n 4 m Bichen. fnrigen Titin*e

— .......
NohkndPastqua) Martin und Fushrooen VvonSafeWirob und Schilf,
inaire

1. ungeiekt2. gesärbt
b) Strob- und Ballgeslechte Decken ron !

Strob, Span und Nohrhüte ohne Garnitur

) Basl. und Strohhüle ohne Unterschied

Teer csutern und anderer),Daggert,Pech,ueh,d4R#eastti Cement, Aophalt und Apbalt-platten

Topferswonren: :
5 tutsoderweihesFabenctoder Steingut. irdeneseisen

) bemaltes, *w. vergeldetcs edodet mRTtein4) Porzellan, üge¼
JD) Porzellan, furbiges und weißes mit fitige 2auch dergleichen mit Malerei und Vergoldu-
) Favence, Sleingut und anderes Erdgeschirr, 4% !4r

Worrlan und Email in Verbindung mit unedlen Me-
9) r—e in Virbindung mit Gotd, Eilber.Platin

Semilor und anderen seinen Mectallgemischen, ingleichen
alles übrige Dorselan in Verbindung mit *“7 undunedlen Metalle

— 2

El.W
Et. V. 49c.

 Et. V. 33.

.—W*

5½%V.28g.
B 4 2Rg.

Et. V. 26.

Z. V. 3tze.

Z. V. 8
J. V. 38e.

S. V. 38b.

—.denroMÜ

St. V. 57 „.

3. V. 38 T.

18

.

srei.

rei.
frei.

rei.

stei.
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. Ver-

2 Wosition des trags,
*.•t— teuer · mäbig er

r- Benennung der Gegenstände. ebent. Joll.) i½ Bemerkungen.Vereins=

G Tariss. * 5%
für S .

25] Vleh
u) Nindvieh: Bam

1. Ochsen und Zuchisliert Et. V. 50 r 2|12ä # Grenzen genen das
2. Kübe « Ei.V. 59d. 112 Hetriegt * n
 . Jungvieh t. V. öhe. 1S#ann 74

b) Schweine: - »w- 1
1. gemästele Etl. V. 50l. srei. en9 4%
2. magere .... ....... do. srei t7 1 5½5 ZanEransertel . eEeEeea. . aus. * 1 A 7. 6 n.

........ k.ch Snerrs Schastich und Zirdee Ee.. V. 30. srei. berabgiseh

20. Wageleinwand. Wachomousselln, Wachs-a
) grobe unbedruckte Wachuleinwand

für #—denIelluinet.
Z. V.## 112

5) alle undere mungen, ingleichen Wadhsnousein undMalertuch S. V. 10 b.
27| Wolle undWollem vaau) weises drei. ode Tuieß: gezwirntes wollenes und

Aieuann. at Gurn aus Wolle und Seide; des-
en alles #rfärbte Garn S. V. 41b.

b) 4 aus Wolle (einschliehüch anderer Tbierbaart)
oder in o mil anderen, nicht seidenengltnnmrrnen gese1. bedruckte t 1½t Art; ungewalkte Waaren

an * theilweise aus Kammgarn), wenn sie
gemustert (d. h. saconmirt gewebt, geslickt ooder bro-
chirt) sind; Umschlagetücher mit angenähten gemuster-
ten Kamen: Posamentier-, Knopfmacher= und Sliicke-
reiwaaren. ußer Verbindung mit Eisen, Glas, Hohz, 1
Leder, Messing und Stahl .. 4½ 1.

I

I»
2. gewalkle unbedruckte # Zeug - und Filzwaaren; 1

Strumysfwaaren aller Art; "% wieL ungwwaltt 1ungemuslerte Waaren. S. V..1c.110
3. Fuhteppicbe . B.B.aic.a ios.

c) einsachen und doublirtes ungesärktes Wollengam, — wie
Oeltücher aus Nohhaaren, inaleichen ganz gobe Ee 10 stei.aus Aerhoarmn und Werg . .iisi.2.

9*



S 185B.
* Ver-

4 17des *'v= .
" Benennung der Gegenstände. erent. Zoll.) ann Bemerkungen.
5 Wereins- P0.

Tarifs. Wirrf:

28| ink- und Jinkiwaaren:tr rober 3 .Et. B. 00. frei.
. .3B4.-Ost-Or zroleginkwaaren 3. 8

) seine, auch lackirte Zinkwaaren. Et. V. 07b4

29.] Zinn= und Zinnwaaren:
#a) Zinn, robes, in Blocken, Stangen u. s. w. 1# 43. srei.
5) grobe Zinnwaaren, als: Schüsseln, Teller, Kuuur und

andere Gesäße, Nöbren und Plakten 3. V. 43#
„DC) andere seinc, auch lackirle Zinnwaaren. Spiehzeugu. (. w. St.V.060.

30]] Bienenkörbe, gebrauchte, und Futlerbanm, 64% wie istetbei
in welchen die Bienen getödlet sind, mit dem Honi 00. 11a#. rei.

34.Bücher, bandkarken, 8 Aupfersiche Se 3..
8 Holgschnikte zl. V. 12 frel.

32. Backe 3.V.I.E. A.frei.
33. — do. frei.
4. 8%l do. krei.35. 7 do. srei.

5550. Vorhan 5%% srei.
37 Seilerarbeit (mit Ausschluß der Nebr) St. V. 50.6 i.

St.V.299.
38] Schiesertaseln und Silte 11. 00. rei.
39] Wachs. Z.V.A.E.A. frei.
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Verzeichniß

dersenigen steuervereinsländischen Erzeugnisse, welche bei ihrem unmittelbaren Uebergange
in den Jollverein einer geringeren als der tarismäßigen Eingangsabgabe zu unterziehen

sind, beziehungsweise von derselben ganz frei bleiben.

71

Ver-
ags-

* Position deo naun
Venennung der Gegenstände. ing. Atgaten Bemerkungen.

E Joll.Tarifé.Wsah.
ñ Atbl. far.

für den JZollzeniner.
Gesgen y derKöniglichHanneve#r#=

4] Baumwollengarn, ungemischt oder gemischt mit Wolle schen Landdrositien u.

oder r v114hteiches ein= und *md und » Wasssljllssmlsssl Jst-IMl . 2ls.l frei. bung bie uf cte
von einem Dunbeil
det vorjabrigen Pro-
dustien jedes Kab#-

Blel: nlen.
#) rohes, in Blöcken, Mulden u. s. w., alles, des-

gleichen Blei,, Silber= und hi da. frei.b) grobe lemeals:Kesel, obten ui.6 w. ½gerolltes Biei Ib. frei. Nur Produlie dar
Sent Ontnegen Ur-
loanbnr is ti3.] Bürstenbinder: und Slebmacherwaa bortsteosrod go,

brotr in ubindung mit FesoderdnnVolitur2Lack An. frei.

4| Drogn#erie-, Apotheker= und Farbewaaren Sgen beglaukigt# Ur.
E Sinerakwasser. künstlichro, in Flaschen orer pu 5# srei.
b) Jündbölzer, chemische; Zeichenkreide 5a. frei.

Eisenvitriol (rüner) 5d. srei.
4) Mineralwasser, nakirlliches inFlaschen und Arugen . öh. srei
T) schwefelsauren und salzsaures Kali; alle Ablan von der-abrikation der Salpelecsäure; gamahlene Kzreidt 51. u. i. frei.
Cichorien= Wurzeln, gelrocknete, gedörrte . 5 srei.

#e#ns 1.
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*#

Ver-

2 1 » Wosition des 9* .
z Benennung der Gegenstände. ereins· Bemerkungen.
5 Zoll-Tariss. bgaben-
3 sah.
— — „Mol. (#u#1

5. Eisen undSta hl: ##Jolluenlacr.u) Nod-mit aller Art; altes Vrucheisen, Eisenfeile, Lam ·
Co. rti.

b) d dle und zwe 50r„ *7 iugiadn- desfaconuirten) in Stab io reuß. im Rur Produlte der
OQuerschnitt und Sa, Lu Hienes Eisen- Hannokchen Hü#t-
kuse ch Noy- und Cemen##slahl, Guß= und * «
nunktkcb b. frei. kanTucbemicchenp0) geschmiedetes und gemalztes. Eisen cmit r*— des ten und Gleten

irten) Siabden von weniger als 4  Soll 6
zc. srei. .

ch faconniries Eisen in **5 dreegl. Eisen, welches g
FJroben Bestandtheilen n ialc nen und Wagenbeln, Achsen u. (# #) . vongischmeret isi, bsiofemn

« dekjlktrbkn Clkstandlbksle nnzkln 1 Zeniner und darüber
wicgen, au ugschaareneisen; sbomargten Eisenblech.
rohes Stablblech, * Hunpol Sne zadt lahl= Nur Predukteblatten; Anker, so wie Anker- u chi 6d. srei uAueaschenvut

e) Weihtles. gefirnißtes Eltenttch, hr Setteecl e dan
polirke Eisen und Stoblhlatten, Eisen= und Stahldraht bCc. frei. en Hat,D din und Stablw « la iche oreien.

1. gun nogaeGohaerenin Oesen, Platten, Giltern . 6l. 1. 10
rkung. Produkte der Hannouerschen Hütten-vorle gegen lirpr#ngs-Zrugnisse der Landes=
errlichen Hüttenund FWaktoreicn frei.

2. grobe, die aus geschmiedetem Eisen oder Eispguh,
aus Eisen und Slahl, Eilenblech, % um Eisen.rabt, auch in Verbindung mit Holz geserligt; in-
gleichen Waaren dieser Art, die 9 gatun t
zrr- verzinnt, #edoch nicht dolri sind, Are,Dfenblingen, Feilen, Hämmer, HeFannnns! rend,Holsschrauben, Kastarnomnenn und -Mühlen, Kctten
(mit AuoschlußderAnker- und Schiffskeiten), Ma-
schinen von Eisen, Nägel, Pfannen, Plälteisen,
Schaufeln. Schlösser, grobe Ninge (ohne Polikur), Rut ¶ Predulte d
Schraubsläckk. Sensen, Sicheln, Stemmeisen, Strie. u vin
geln, Thurmuhren, Tuchmacher= un eider= emwerfe, gegen Ur-
scheeren, grobe Woagebalken, Sangen u. l. w. 6l. 2 frei. serungszeußussse do

landesbenmHul·ten und
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Ver-

2 bun 6 rt
* Benennung der Gegenstände. Bere n Bemerkungen.— ZoFeerls ·
Z

os- Jl l. ist«
süskeazkollztamer.

3. Maschinen, feine, aus Eisen geschmiedete 25 anet, r*

gelshrehele rPdzustben,
6] Flachs, Werg, Hanf, Heede: frei. ren esuhnt.geillam

. m

71 Getrelde. Hülsenfrüch Sä I1 d frei V.Bnn- „
" z demselten maaß.

Glas= und Glaswaaren: tad.
n) gruned Hoblglas (Glasgeschirr 10 K 10
b) eihe Loblglas, i zadrtesen Fenster-

u in seiner natürlichen Farbe (grün, halb-55 6 nooe
c) vbrhibuues ghaen nur mit eboiltzüsenen uvien. vin. lan

Böden oder Nönde COb. 215 biete Urirtungeteug.
d) gepreßtes, llenbn ccheritenes, nnn ge- nlise dec Verieriize.

inuslertea weisjes Glas; auch Bebange zu Kronleuchternvon Glas, Glasknöpse, Glasperlen e# Glserchn 6 10c r.
e) ghn wenn das Släück nicht. über 288 Preuß. 40

3

D ##ne, nle oder Iorhettttn,Glas ohne B.schird der Form; Glaswaaren Ist chbmdu mit u
edlen Mrtallen und anderen, t zu den —
gebörigen Ursloffen, vrralnhen Epiegel, deren Glas-
kaseln nicht über 288 Preuß.  Soll das Stück messen 10e. 4 detgl.

9. Hohz, Holzwaaren:) Beennbolz, 120°. frei.
b) Bu- und iet ut * in ** *niere 12b. 1 srei.e) n- wht= (Mertler uid ndere Tishiet- ’e

Drechuler= und Bölicherwaaren, welche gefärbt, gebein* * oder auch in einzelnen Theilen in Vertin-

dng mit Eisen, r*i*# oder lobzarem Leder verarbeiletauch geriffenes Fischbein . 120-·1
O rohe, zuifbte Mäucher,"Drechsler- Fischler.

und bloß gebobelte Holzwanren und Wagnerarbeiten,
grobeAbstenvon Holz und grobe Korbflechterwaaren 12. u. h.|frei.

Anmettung.
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Ver- W.
- 4 osstion des aier-
9 VBene#nmung der Gegenstänpt, Vereins= derBemerkungen.
9o Jell.-Turife. gaben,lat.
2 Ribl. sar.

 Sden Fol——J
(10)Sopfen . . .. 10

4.| Kupfer und Messtug:
1. gertminenne sale, gegossenes zu Geschirren; Kupfer- dae rei 5#.schaalen, wie sie kommen; Blech, Dach- kenwerke, gegen Ur-

wattn, handhuln und platürter D policke, ge- serungezeugissewaljte, auch plattirte D und Ble 199. rei. lnetanrtekenLan
2. Kupfer= und Nessng waaren, rräbere als: Fessel, An für **l sulI.HPimnen. ½ dergl 19b. 0 e Versindungen
3. Nob- (Sluck. Messing, R oder Schwarzkupfer, Schene der Berser-

Gar-# odeNosektenkupfer, altes Bruchkupfer oder tiger kieser Wagten.

Bruchmessing ire und Messingseile, Glockengut, Nur Produlle detupfer- und andere Schtidemunzen zum Einschmelzen ——
(die Münzen aui besondere Erlaubnihscheine eingehend) 19. srei. krrngustun 4

s l bclsklvahüls

»So d Lederwa ten und Zaltorcitn.2.] Leder= und Lede

u) lebdere oder nur Winr eiet dute, Fahlleder,
Sobl 4%% Kalbleder,Saltertert. Eliefelsäf. Im.gleichen sämisch- undrshnren 7 21°. 3(.) Nur fr die unuattel.5) 8 Mtcein, Safßan und — Leder 21b. 2#25 % se

c) Sttele und Scube aus Lider ** Staneän= rie r r S

31 Leinengarn und Leimenwgaren:
a) kobsn Garn (Handgespinnst) 22 a.2. rel.b) ZSwir 22c. srei.
) graue Hacleiawand und Segel tuch 22 srei.
d) rohe Leinwand, roher Se und Drillich 22c. frei.
0) gebleichte, gefärbte, gedruckte oder in anderer birt zu-

gerichtete, it aus gebloichlem Gur geweble Lein-
wand; gebleichter oder in n fzenArt gugerichteterZwillich und Deilich rohes vepebseichenh auch Vver-arbeitetes Tisch-,Bell- 7 #eabrebechhe leinene

Iihs, ln½n 7 n 22s. 8
uege, Fischer-, Dogel -, Jagd= und ses von un-gebleichtem Flachs= und Hansgarn 2 22ec. 4



1853. 75

Ver-
. trags-

Wosition des|jet•
Benennung der Gegenstände. Vreeins- Bemerkungen.

Joll-Tarifs. 5
sah.

* Aibl. sgt.
rr den Ne#e#iner
 —— ——

14 Waterian- und Spezerei-, auch Konditor-
8 und a kzts* 2n) m alkk ira,·su tib in assern· 5u. 7 ange überb) Bärme oder Hesen, trockene Wiehbe sen) 26b. # #a t aun·c) Essig in Fassern 25e. 1 —Grenge.

4) Butler: a) n Sit 25g. frei.
b) eingeschl 208. 115 v zu eintnt jdhrli-e) Fleisch, ansgechlechtalet frisches und s#hzereiketen: auch cben Quantum von

zngesonnelues Ful. Schiutn *“ #Wsü * besgl. Wo# entnern ban- ehen Wild 25. rei. t% 4%% atg anX 25m. rei. welgische gluurs *ß Kealer Art 250. fern iee 6
) Bäckerwaarrn, ziasinsicn - 22 A.G.A.v25.Krei.Nurin Funiei) Honigkuchen und Pfrffern 25Pp. 3 L 3 Zemiu##n

k) Mehl, unverpackt oder in 24. frei. od. auf Versendnugs·
1) Krafimebl, Nudeln, Puder, Quirie nweri oh n

aus Getreide und Dülsenfrüchten, mit Ausnahme von Matten 1 " S
Msbh nämli r—id oder geschüll Körner, 1Graupe, Gries und Gröe 254 rei. #=

m) Tabacksb latler. tobe itacdein * waulnänmis Uinsudr üter die gell.
verpackte 25 v. 1 20 äntt Silaemter.Le##un enhausen nd En

45.] Oel in Fässern (Nüböl) 2w. 1 15 Rur sur dit unmittel·

bontne Aaus den

46.] Oelkuchen, als d#ückslände beim Oelschlagen aus Lein, und

Naps, ##übsaomen u. s. w., ingl.Mebi ausissolchenKuchenund Nuckstanden .. 26. srei.
Nank#ng1.

47| Popler= und Pappwaa
#a) ungelrimtes ordinaires rae hraues und halbweißes)

Druckpapier. auch Kobes (weihes und gefärbies) Pack-
apier u l 27-. 10

b) geleimtes Papier; ungelemten, Htines tuntes (mit Aus-nahme der unler c. genannten Puicrgateung en); litbo-
grapbirtes. saier, oder lin#irtes, zu Ha-chnungen,
Enkelten, Frachttriesen, Devisen #c. *Papier; ordinaire Bilderbogen, Malerpappe 27b. 1 120
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Ver-
. trags-

Position des
Benennung der Gegenstände. Verius, mähiger Bemerkungen.

4% Abgaben=
S. Zoll-Tarifs." lat.
2 Ribl. su.

für den gelljeniner.

B graues Löschpapier und Packpapier .. 27. frei.4) Buchbinderarbeiten aus Papier und Vv##bet hrobetttutt
laclirte Waaren aus diesen Urstoffen, auch Former=arbeit aus Steinpappe, FWrnen oder ähnlichen Stoffen 27 e. 4

18 Seidenwaaren, nänlich:
Gespinnsle 8 cerrn aus Metallsäden und

30b. 10

19 Seife:
a) grune, itar und andere Schmicrseise 3S1o. 35) gemeine 31b. 1110) feine in n Kugeln Büchsen, Krügen, Topfenrt. 3lc. 3

34. i i Cinsubr b20. Steinkohlen 34 frei. . n bg
ue 5

21| Stroh-, Rohr= und Bastwaa digit nnesng.** B und Fuhdecken von Vt eWirob und Schilf, der Grub
ordinaire: en

1. ungefärbt 35 S#. 1.frei
2 gesärbt 3558. 2.frei.

22.|Theer ersretter und anderer), „ Pechauch Masti *m uß E
platte 97. rei.

pferwaare: 38b. - Rufst-Neunund-
Y « srei. baren Verseudungtn

b) n 2 wunerbiheoder2und irdme Fo#ntt, u. Sseln,
Meifen WBe. 3 15) galfabnienu.derFa,

iken irdenm Psel·

bh sen im Sleuccdetttin.24| Vieh:rß npbtlten“ 23 4% n ein Si4% 3
wsen und Zuchistiere Db. 1. 2 dem E#- ub.

E 30b. 2. 51 54 Wi3Ingoelh 39b. 3. Sreust Grenzt
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Ver-
" . trage-2 osition des
z Benennung der Gegenstände. Vereins, mähiher Bemerkungen.

*z Zoll. Tarifs.
S* „#u-

·—— Ssc 1n— ES*z .

loschwtiac « QMZIW 4«S«"«:J
Lamms-te ZEIT-LIM- might-I
2. magere Sbc. 2.rei. eder Zuchustter auf

3. Spanserkel 59 % srei. u ut *l "enrsic) Hammell - stei. I«-"II.’«»
d) Ring Schskvikvaaosikgm. goes-ei Eitena160er.

25. -sleinwand, Wachsmousselln, Wachs- für den Zollzentner. "
de—

r* br#t unbedruckte Wachsleinwa 408. 1 115
b) 7 andere Guttungen * #tanin und Ma-tuch 40b. 3

26| Zink und f
roher . 42a. krei. Ast-: Weg-«- EIT-Illflsklljcslsll

ttusvtfltlll

27.Bienenkörbe, #etranhte. Futterhonig, so wiekünse, in tut
welchen P. diene getödtelsind, mit dem A. E. A. rei. len unt Faftoreien.28l Bücher, 54 J* erien, Musikalien, Kapfusmte Wot

stiche, ibanrurt und Holzschnitle, und zwar:
wenn sie neu und gebunden oder karkonirl, oder im

ollvereins, oder Steuervereins-Gebiete grdruckt
oder verlegt #in , frei-

b) i oder gcheftete auch 44 at,biazuzehnPfund in einem Transp » frei.
20 Backo » frei.

30.] Bärme oder * triite » frei.
31 Zuderaerschiã » frei.32. Bettsede " krei.
33. Jerse „ Krei.

34. d ig « kril.45. mii Fu stiche der Aero frei.
30.1 Scieferta feln und in " srei.37. Sre " frei
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

FSechstes Slüch vom Jahre 1853.

 XIV. Ministerial-Bekauntmachung,
betreffend die Prüfungen, die Ausbildung m' die Beschäftigung der Rechts-

candidaten, Accessisten und Anditoren, vom 26. April 1853.

Nachdem dieinGemahheit des Artikel 10 des Vertrags uber die Errichtung
einesgemeinschaftlichenAppellati lung 1850 Seite 40|1 f.)

eingeleiteten Verhandlungen zu einergegenseitigen Verstindigung geführt haben und
in Folge dessen zwischen dem diesseitigen Gouvernement und den Regierungen des
Großherzogthums Sachsen-Weimar-Eisenach und Schwarzburg-Sondershausen
eine Vereinbarung über nachfolgendes „Regulativ über die Prufungen, die Ausbil-
dung und die Beschäftigung der Rechtscandidaten, Accessisten und Auditoren“ zu
Stande gekommen ist, so wird dieses Regulativ hiermit auf Höchsten Befehl Sere-
nissimi zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Dasselbe tritt an Stelle deo provisori-
schen Regulativs vom 20. Februar 1852 (Gesetz-Sammlung 1852 S. 23 f..), e
bleiben indeß von dem letzteren

1) 6. 1 stalt s. 2 des neuen Regulativs
2) K. 9. 13. 14. 17. 19. 24. 25. 26. 27. 28 statt §5. 10. 14. 15. 18.

20. 25. 26. 27. 23. und 20 desselben
in Wirksamkeit. Außerdem verbleibt die Ministerial-Verordnung vom 8. März
1852 (Ges. Samml. 1852. S. 36) in Kraft.

Rudolstadt, den 26. April 1853.

Fürstl. Schwarzburg. Ministerium.
v. Bertrab.

Fhl Schw. Nudolst. Gesetzsamml. XAI



so 1853.
RNegulati

über die Prüfungen, die Ausbildung und die Beschäftigung der Rechts-Candi-
daten, Arcessisten und Auditoren.

lI. Die erste Prüfung betreffend.
J. 1.

Die Prüfungen derRechts. Candidaten finden Statt, sobald sich eint an-
gemessene Zahl von Candidaten gemeldet hat.

8. 2.
Diejenigen, welche zu diesen Prufungen zugelassen zu werden wunschen,

haben sich unter Ueberreichung
1) des Abgangszeugnisses des betreffenden Gymnasiums;

2) der Jeugnisse überrihrsittliches Verhalten seit Abgana von dem Gymnasium
3)überihres itdem gef ssD Auobildung, namentlich über

die auf Universit hörten Lehrvortr wobei, was insbesonderediefach-

wissenschaftlichenVorträgebetrifft. zectrl. werden muß, daß wenigstens#a) juristische Encyklopädie und Methodolo
b) Naturrecht (Rechts-Pphilosophie);
„D) Geschichte und Institutionen deS römischen Rechtes;
d) Pandekten mit Einschluß des Familien= und Familiengüter-Rechtes

und des Erbrechtesz;
e) deutsche Rechtsgeschichte;
!I10 deutsches Privat-Recht mit Einschluß des Handelsrechtes, sowie des

Lehnrechtes;
9) Kirchenrechtz
h) deutsches Staatsrecht;
i) Kriminal-Recht und Kriminal, Prozeß;
k) Civil-Prozeß;
1) Eivil-Prozeß-Praktikum;

m) Relatorium
gehört worden siod;

4) einer in deutscher Sprache verfaßten kurzen Darstellung ihrer persönlichen
Verhaltnisse und ihres Bildungsganges

bei dem Appellations-Gerichte anzumelden.



1853. 84
Dasselbe macht nach erfolgter Prufung der Gesuche noch vor der Vorladung

zum Examen den betreffenden Ministerien eine berichtliche Anzeige über diejenigen
Candidaten, welche sich zum Erxamen gemeldet haben, wobei anzuführen ist, in wie
weit sie den gesetzlichen Erfordernissen entsprochen haben, oder in wie weit ihrer
Zulassung zum Examen Bedenken entgegenstehen.

 iie

Der Präsident des Appellations-Gerichtes ernenn t darauf die Prüfungs-Com-
mission, welche wenigstensdrei Mitglieder zahlen muß, jedoch auch aus einer größern
Anzahl bestehen kann. Regelmäßig ist dieselbe durch Mitglieder des Appellations.
Gerichtes zu bilden, aucnahmeweise können jedoch auch andere Staatsbeamte mit
Genehmigung des betreffenden Ministeriums zugezogen werden. Die Zusammen-
sebung der Prüfungs-Commission erfolgt in der Regel in der Weise, daß jeder der
zu dem Appellationo-Gerichte vereinigten Staaten mindestens durch ein aus der
Zahl der von ihm angestellten Räthe de Appellations-Gerichtes, oder seiner sonsti.
gen Beamten, in die Prufungo-Commission abzuordnendes Mitglied an denselben
Lbeil zu nehmen hat;z jeden Falles aber sollen diejenigen der drei verbundenen Staa-
ten, denen die zu prüfenden Recht-Candidaten im einzelnen Falle angehören, in
dieser Weise in der Prüfungs-Commission vertreten sein.

S. 4.

Das Appellationo-Gericht läßt jedem der gehörig zu dem Eramen angemelde-
ten Rechto-Candidaten reponirte Akten erster Instanz über einen schwierigen ordent.
lichen und über einen minderwichtigen Civil-Prezeß zugehen. Aus diesen sind späte-
stens binnen sechs Wochen zwei Probe-Relationen anzufertigen und dem Appella-
tion-Gerichte zu überreichen. Statt der Relation aug den Akten über einen min-
derwichtigen Prozeß kann auch die Anfertigung einer Anklage= oder einer Berthei-
digungo-Schrift auo reponirten Kriminal-Akten als zweite Probearbeit gefordert
werden. Ven dem Appellations-Gerichte gelangen die eingereichten Probeschriften
an die Prüfungs-Commission und cirkuliren bei deren einzelnen Mitgliedern. Bei
Prüfung dieser Arbeiten soll das Gewicht nicht nur auf die richtige Auffassung und
Beurtheilung der Sache, sondern auch auf eine übersichtliche und klare Verarbei-
tung deo gegebenen Stoffes gelegt werden.

10“
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S. 5.

Falls sich dabei ergiebt, daß es dem Candidaten an einer genügenden Befähi-
gung zur Zulassung zu der weitern Prüfung fehlt, so ist er auf eine zu bestimmende
Zeit zurückzuweisen, außerdem erfolgt die Vorladung zu der Prüfung durch die
Prufungs-Commissien. Ueber die erfolgte Zurückweisung eines Candidaten, des-
gleichen uber die etwaige anderweite Meldung desselben zum Examen ist dem Mini-
sterium des Landes, welchem derselbe angehört, Anzeige zu machen.

S. 6.

Zu der nach Einreichung der Probeschriften anzuberaumenden Prüfung sind
drei Tage bestimmt.

Vor Beginn der Prüfung hat der Candidat an Eidesstatt anzugeloben, daß
er die Rälationen ohne fremde Beihülfe gefertigt habe.

Der eine Tag ist der müundlichen Prüfung gewidmet, welche Vormittags und
Nachmittags, je nach der Zahl der Examinanden, im Ganzen fünf bie sieben Stun-
den hindurch Statt hat.

Eo wird dabei mit dem Uebersetzen und der Exegese schwierigerer Stellen der
Quellen des römischen Rechteo der Anfang gemacht und dann Vormittags vorzugs-
weise Rechksgeschichte und römisches Recht an sich und in seinen Beziehungen zu den
späteren Rechtöquellen behandelt.

Der Nachmittag ist für dao Eramen in den übrigen Theilender Rechtswissen-
schaft bestimmt.

Die Candidaten sind zur Erferschung ihrer Urtheilskraft auch über kürzere
zweifelhafte Rechtofragen auc der gerichtlichen Praxis mit ihrer Ansicht und Ent-
scheidung zu hören. Die lateinische Sprache wird bei der mündlichen Prüfung im
Allgemeinen nicht angewendet. 1

S. 7.

Anden Vormittagen der beiden anderen Tage werden den Candidaten je zwölf
und an dem Nachmittage des ersten derselben secho Fragen in deutscher und lateini-
scher Sprache aus allen Gebieten der Rechtowissenschaft vorgelegt, die in derselben
Sprache, in welcher die Frage gestellt ist, unter Klaufur zu beantworten sind.

Am Nachmittage des letzten Tages wird ein kurzer Rechrefall schrifelich vor-
gelegt, dessenEntscheidung mit Gründen, ebenfalls unter Klausur, sofort auszu-
arbeiten ist.
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. §.S.

SindmchkalsscchsCandidatcnvorhanden,sozerfckllkdiemündlichePrkts
fung in zwei Tage, an deren jedem die Hälfte der Candidaten zu prüfen ist.

S. 9.
Die mündliche Prüfung ist öffentlich und eine protokollarische Niederschreibung

findet bei derselben nicht Statt. Das Ergebniß der Prüfung ist in Bezug auf jeden
einzelnen Candidaten von den Commissaren kürzlich zu den Acten zu bringen und
das Ergebniß von ihnen sämmtlich durch Unterschrift zu beglaubigen. Während
die schriftlichen Fragen beanewortet und der aufgegebene Rechtofall ausgearbeitet
werden, soll ein Sekretär gegenwärtig sein, um darauf zu sehen, daß die Candidaten
sich nicht unter einander über die Arbeit besprechen und sich, das Nachschlagen im
corpus juris ausgenommen, keiner fremden Hülfemittel bedienen.

F. 10.
Die Präfungs-Commission ertheilt die Censuren nach dem Ausfall der Prü-

fung selbstständig und laßt sie in ihrem Namen ausfertigen. Die Akten werden so-
dann, insofern nicht das eine oder andere der zu dem Appellatiens-Gerichte verbun-
denen Ministerien dieselben zu seinen eigenen Persenal-Akten zu nehmen für ange-
messenererachten sollte, an das Appellatiens-Gericht abgegeben, welches jeden Falles
das Ministerium und ebenso die Kreiogerichte des Landes, welchem der Candidat
angehört, von dem Ergebnisse der Prüfung in Kenntnißsetzt.

. §.11.

Es giebt drei Grade der Censur:
1) ausgezeichnet, 2) gut, 3) ausreichend.

Auch kann die Verbindung zweier, einander nächster Censur-Grade in dem
Zeugnisse Statt finden.

S. 12.

Wer nicht einmal die dritte Censur erhält, hat nicht bestanden und darf sich
vor Ablauf eines Jahres nicht wieder melden. Erlangt er auch dann nicht einmal
den dritten Censur-Grad, so kann seine abermalige Zulassung zu der Prüfung nur
auf besondern Befehl des Landesfürsten erfolgen.
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g. 13.

Fur die Prufung eines Rechts. Candidaten sind demselben als Separat-
Gebühr zuzuliauidiren:

2 Thlr. für jeden der Prüfungs-Commissare,
1 Thlr. für den Secretär,

15 Sgr. Dienergebühr,
1 Sgr. an durch die Prüfung veranlaßten Abschriften oder Reinschriften

für jede Seite für die betreffenden Canzlisten.

II. Die Ausbildung der Accessisten nach der ersten Prüfung
betreffend.

8. 14.
Alobald nach bestandenem Eramen wird jeder Rechts-Candidat, der von nun

an die Bezeichnung „Accessist“ erhält, durch das Appellations-Gericht, insoweit
dao betreffende Ministerium über die Verwendung deoselben nicht unmittelbar ver-
fügt, einem Kreisgerichte dro Landes, welchem er angehört und inöbesondere also
die Accessisten ded Großherzogthumeo dem Kreisgerichte Weimar, Eisenach, Weida,
Sonderohausen oder Arnstadt, die Accessisten des Fürstenthumes Schwarzburg-
Ruvolstadt dem Kreisgerichte Sonderohausen oder Rudolstadt, die Accessisten des
Fürstenthumes Schwarzburg= Sonderêhausen dem Kreiogerichte Sonderohausen
oder Arnstadt zugewiesen.

Es gilt dabei, damit der Zweck gehöriger praktischer Ausbildung der Accessi-
sten auch wirklich erreicht werde, alc Regel, daß, soweit thunlich, jedes der be-
treffenden Kreisgerichte diejenige Zahl von Accessisten erhalte, denen bei ihm selbst
eder bei den Untergerichten desselben nach Verhältniß des Geschafteumfanges dieser
Behörden im Vergleiche zu dem Geschäftokreise der übrigen Kreisgerichte des Landes
einschließlich der Einzelgerichte derselben genügende Gelegenheit zu praktischer Aus-
bildung gewährt werden kann. Nur soweit eo sich mit dieser obersten Rücksicht ver-
tragt, ist bei der Zuweisung der Accessisten an die verschiedenen Kreiögerichte auf die
eigenen Wunsche der ersteren Rücksicht zu nehmen. Das Kreigericht, welchem der
Uceessist zugewiesen worden ist, hat denselben nach der dem Gesetze über den Ciwil-
Staatedienst unter I.. A beigefügten Formel zu verpflichten und eine Abschrift des
Verpflichtungs-Pretokolles an das Appellations-Gericht einzusenden.
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Die Verpflichtung und die kunftige Beschaftigung als Accessist gibt an slch

keinen Anspruch auf Anstellung; sie verleiht auch nicht die Befähigung zu hoheren
Aemtern (*. 18), welche vielmehr nur durch eine zweite Prüfung, das Auditoren=
Examen, und die Beschäftigung alo Auditor erworben werden kann.

. 15.

Ein jeder Accessist, welcher zur Auditoren-Prüfung zugelassen zu werden
wünscht, ist zuvor ein und ein halbes Jahr hindurch bei gerichtlichen Behärden und
zwar während dec ersten halben Jahre# entweder bei einem Kreisgerichte oder einem
Einzelgerichte, in dem darauf folgenden Jahre aber nur bei einem Einzelgerichte in
folgender Weise zu beschäftigen:

1) in dem ersten halben Jahre ist derselbe unter gehöriger Anleitung zu dem
mehr mechanischen Dienste, namentlich zum Führen der Registrande, Instruiren
der Akten, Collationiren, daneben aber insbesondere zum Protokolliren zu verwen-
den. Dabei ist darauf zu sehen, daß der Accessist eine gewisse Uebersicht über den Ge-
schäftsgang im Allgemeinen und über die verschiedenen, bei der betreffenden Beherde
vorkommenden Angelegenheiten gewinne.

2) Nach dieser Zeit soll die Beschäftigung eines für das Auditoren-Examen
sich praktisch vorbereitenden Accessisten nicht blos in mechanischen Verrichtungen
bestehen, dieselbe soll vielmehr, soweit thunlich, auf alle Iweige der Rechtopflege
und der Justiz-Verwaltung (Deposital= und Cassen-Wesen) sich erstrecken, nament-
lich ist der Accessist, soweit thunlich, zur Aufnahme von Anbringen und Klagen,
zur Abhaltung von Terminen, zum Moniren von Rechnungen, sowie zum Expe-
diren und später zum Entwerfen der betreffenden Verfügungen und Bescheide in
Civilprozeß-, Vormundschafts= und Hypotheken-Sachen, jedoch stets unter spe-
cieller Aufsicht des Dirigenten oder eines andern Mitgliedes der betreffenden Be-
hörde zu verwenden.

Dem Justiz-Ministerium des betreffenden Staates bleibt es vorbehalten, in
geeigneten Fadllen davon, daß der Accessist nach Ablauf des ersten halben Jahres
ein Jahr lang nicht bei dem Kreisgerichte, sondern bei einem Einzelgerichte zu be-
schäftigen sei, Dispensation eintreten zu lassen.

S 16.
Die Vertheilung der Accessisten in dem Bereiche eines jeden Kreisgerichtes

hängt von diesem ab, dergestalt jedoch, daß, was die gemeinschaftlichen Kreisge-
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richte betrifft, der betreffende Accessist, wenn er einer Unterbehorde uberwiesen wird,
nur einer solchen desjenigen Landes, welchem er angehört, zugewiesen werden kann.
E sind dabei unter der ebengedachten Beschränkung die eigenen Wünsche des Acces-
sisten nach Möglichkeit zu berücksichtigen. Gegen eine derartige Verfügung des
Kreisgerichtes und wegen etwaiger Verwilligung einer Remuneration findet nur
eine Vorstellung an dad MinisteriumStatt, welche jedoch regelmäßig keine aufschie-
bende Wirkung hat.

S. 17.
Sobald ein Accessist eine Behörde, bei welcher er beschäftigt war, verlaßt,

wird er, wenn dieses nicht das Kreisgericht selbst ist, von derselben mit einem Zeug-
nisse über seine Führung im Allgemeinen, seine Befähigung und seinen Fleiß an das
Kreisgericht, welchem er ursprünglich zugewiesen worden ist, entlassen.

III. Die zwelte Prüfung betreffend.
S. 18.

Nach Ablauf der in dem vorstehenden Abschnitte gedachten ein und einhalbjäh-
rigen Vorbildungozeit kann sich der Accessist zu der zweiten Prüfung melden.

Von den nicht bereité zur Zeit des Eintritts dieser Bestimmung Angestellten
wird in Zukunft in der Regel Niemand zum Mitgliede eines Justiz-Collegiums, zum
Staatsanwalt, zum Dirigenten eines Einzelgerichtes oder zum Rechtsanwalt oder
zu höheren Verwaltungostellen, welche juristische Vorbildung voraussetzen, ernannt
werden, der nicht diese zweite Prüfung bestanden hat.

 10.
Wer zu der zweiten Prüfung zugelassen werden will, muß in der ersten Prü-

fung die zweite Censur wenigstens theilweise erhalten haben. Diejenigen Accessisten,
daher, welche nur die dritte Censur erhalten haben, müssen, ehe sie zu der zweiten
Prüfung zugelassen werden können, die erste wiederholen, um in derselben jenen
Censur.Grad zu erlangen. Dem Fürstlichen Ministerium bleibt jedoch vorbehalten,
in Fallen, wo ein Accessist, obgleich er nur die dritte Censur in dem ersten Examen
erhalten, doch nachher sich zu den Geschäften ganz vorzüglich qualificirt hat,
von dieser Vorschrist Diopensation zu ertheilen. Nächstdem muß der betreffende
Accessist, welcher sich zu dem zweiten Examen meldet, durch die Zeugnisse der Justiz-
Behörden, bei welchen er behufo seiner ersten Vorbildung beschäftigt gewesen, dar-
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thun, baß seine Fuhrung, sein Fleiß und seine zu den Geschaften bewiesene Befähi.
gung eine befriedigende gewesen, indem er andern Falles durch das Appellarions-
Gericht noch aufein halbes Jahr oder auf ein ganzes Jahr zur Fortsetzung dieser
ersten Vorbildung an das betreffende Kreiogericht und bezüglich durch dieses an eine
unterbehörde zurückzuweisen ist.

20.

Die Meldung erfolgtbei dem detreenden Kreisgerichte, welchesdie Meldungege-
suchemit den Zeug Das Appellations-Gericht hat Ssunen nuhe und noch vor der Vorladung zu dem Eramen ebenso

wie bei dem ersten Eramen (. 2.) Anzeige davon an das betreffende Ministerium zu
machen. Der Präsident des Appellations-Gerichtes ernennt die aus drei und nach
Umständen auc mehr Mitgliedern bestehende Prüfungs-Commission, hinsichklich
deren Zusammensehung die im F. 3 ertheilten Vorschriften gelten.

K. 21.
Die Prüfung selbst findet, sebald sich nach dem Ermessen des Appellations-

Gerichtes eine angemessene Zahl von Accessisten gemeldet hat, und zwar in folgender
Weise Statt.

Es werden zunächst dem betreffenden Accessisten mindestens vier Wochen vor
dem Tage der Prüfung currente Akten in einer an das Appellations-Gericht zur
Fällung dro Erkenntnisses gediehenen Eivil-Proceß= Sache zweiter Instanz vorge-
legt, aus welchen der Candidat in der Sitzung des Collegiums mündlich zu referiren,
ein gutachtliches Votum abzugeben, dasselbe zu begründen und bezüglich zu verthei-
digen hat.

Dabei wird dem Candidaten gestattet, die Relation vorher schriftlich auszu-
arbeiten und dieselbe bei dem mündlichen Vortrage zu benutzen.

Nach erfolgtem Be schlusse desCollegiumo hat der Candidat das Erkenntniß
mit den Entsch und daoselbe mit der bei dem Vortrage
etwa benubten schriftlichen Relation innerhalb acht Tagen nach der betreffenden
Sitzung dem Referenten des Collegiumo zu übergeben.

Die an dem Beschlusse Theil nehmenden Mitglieder des Appellations-Gerich-
tes, unter denen sich regelmäßig die zur Prüfungs-Commission bestimmten Mitglie-
der des Gollegiumo befinden sollen, haben sich über die von dem Accessisten bei dem
Vortrage und bei Ausarbeitung deo Erkenntnisses gegeigteBeähigun zu verstän-

Fürstl. Schwarzb. Gesetzsamml. XIV.
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digen, worauf der Referent eine, von dem Vorsitzenden mit zu unterzeichnende Nie-
derschreibung zu den Prüfungs-Akten zu bringen hat. Hat der Candidat nach dem
Ermessen des Appellationo-Gerichtes bei dem Vortrage und bei Ausarbeitung des
Erkenntnisses eine genugende Befähigung zur Zulassung zum Auditoriat nicht dar-
gethan, so ist nach &amp;. 5 zu verfahren. Ueber die erfolgte Zurückweisung ist zugleich
dem betreffenden Ministerium Anzeige zu machen. Außerdem wird mit dem Accessi-
sten eine mündliche öffentliche Prufung vorgenommen, welche Vormittags nach der
Zahl der Eraminanden etwa zwii bie fünf Stunden währt und neben einer Erfor-
schung darüber, ob der betreffende Accessist sich in den juristischen Diociplinen über-
haupt grümlich fertgebildet habe, auch da neuere Partikular-Recht zu ihrem Ge-
genstande haben soll. Am Nachmittage dieses Tagec und an dem darauf folgenden
Vormittage hat der Candidat sechozehen ihm schriftlich vorgelegte Fragen unter
Klausur schriftlich zu beantworten.

h. 22.
Die Prüfungo-Commission ertheilt die Censuren Nach dem Auöfalle der Prü-

fung selbstständig und läßt sie in ihrem Namen auofertigen. Vondem Appellations-
Gerichte, an welches die Akten mit den Original-Auofertigungen zurückgelangen,
wird eine Benachrichtigung über dad Ergebniß der Prüfung an das Ministerium
und an die sämmtlichen Kreiogerichte des betreffenden Landes gegeben.

K. 23.
Es giebt zwei Grade der Cenfur:

1) ausgezeichnet, 2) gut,
welche mit einander auch combinirt werden können.

Wer nicht bestanden hat, kann vor Ablauf eines Jahres nicht wieder zu der

Präüfung zugelassen werden. ic errauchdann nicht, 6% ist seine weiteresung zu einer g g gung

Die Geböhren für die zweite Seu sind den Gebühren für die erste Prü-
fung, wie sie §. 1 bestimmt, gleich.

IV. Die praktische Ausbildung der Auditoren betreffend.
. 25

Alsbald nach bestandener zweiter Prufung wird jeder Accessist, welcher von
da an die Bezeichnung „Auditor“ fuhrt und als solcher die Qualifikation erlangt,
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nach vorgängiger Verpflichtung auf den Richtereid, richterliche Funktionen auszu-
üben, vier Monate lang bei dem Appellations-Gerichte beschäftigt, soweit nicht etwa
mit Genehmigung oder auf Anordnung deo betreffenden Ministeriumo die Zuwei-
sung an ein Kreisgericht an der Stelle deo Appellations-Gerichtes im einzelnen Falle
eintritt. Derselbe wird zu dem Ende einem bestimmten Mitgliede dessrlben zugewie-
sen, um sich unter Aufsicht deöselben mit den in dessen Referat gehörigen Sachen
zu beschäftigen; inobesondere mufderselbe hierbei vor und inden mündlichen Audieng=
Terminen und Hauptverhandlungen sowohl in Civil= alo in Untersuchungs-Sachen
in der §. 21 für den zu Prüfenden angegebenen Weise thätig sein.

Ebenso ist jeder Auditor wenigsteno zu einigen Vorträgen in der Anklagekam-
mer zu verwenden. Der Auditor hat dao Recht und die Pflicht, moglichst vielen
Sitzungen des Collegiumo beizuwohnen, auch denen derjenigen Abtheilungen, zu
welchem der Rath, dem er speziell zugewiesen ist, nicht gehort, es sei denn, dah dao
Collegium oder die besondere Abtheilung desselben in einzelnen Fällen mit Aueschluß
der Auditoren Sitzung halten wollte. Die s. 9. Publicn und Genernlin (Registrande
4 deo Appellationo= Gerichtes) sind, in soweit sie nicht die Begutachtung einco Ge-
sebeo oder ähnlicher Entwürfe betreffen, niemalo in Anwesenheit der Auditoren in
Vortrag zu bringen.

Außer den oben bezeichneten Arbeiten haben dieselben, nach Anordnung des
Präsidenten, auch bei Sekretariats= und Bureau-Geschäften Aushülfe zu leisten.

g. 26.
Die Jahl der gleichzeitig bei dem Appellations-Gerichte beschäftigten Audito-

ren darf acht nicht übersteigen. So lange diese Zahl jedoch nicht erreicht ist, kann
keinem Auditer eine spätere Zeit für den Eintritt bestimmt werden, sondern dieser
Eintritt muß sofort nach abgelegtem zweiten Examen erfolgen.

. 27.
Nach Ablauf dieser vier Monate muß der betreffende Auditor „welchem über

die von ihm während des Audikoren. Cursuo bewiesene Applikation zu den Geschaf.
ten und sein sonstiges Verhalten ein Zeugniß des Appellations-Gerichtes zu seinen
Personal-Akten auozufertigen ist, auf die Dauer von weiteren vier Monaten zur
Beschäftigung bei einer höhern Verwaltungostelle (Bezirks-Dicection Landraths=
amte, Abtheilung eines Ministeriums) eintreten. Ueber die von demselben in diesen
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Geschaftszweigen bewiesene Qualifikation macht die gedachte Verwaltungsbehörde
bei dem Abgange des Auditors von ihr dem Appellations-Gerichte Mittheilung.
Nach Verlauf dieser vier Monate oder, wenn dem Auditor eine längere Beschaäfti-
gung bei der Verwaltungsbehörde von dieser gestattet wird, nach deren Beendigung
tritt jeder Auditor bei dem Kreisgerichte wieder ein, welchem er ursprünglich zuge-
wiesen worden ist. Diejenigen unter ihnen, welche sich dem unmittelbaren Staatsé-
dienste widmen wollen, sind birrnächst noch mindestens vier Monate in derselben
Weise, wie bei dem Appellations- Gerichte, bei dem betreffenden Kreiögerichte zu be-
schäftigen oder nach Bedürfniß und auf ihren Wunsch auf diese oder eine kürzereZeit
mit Zustimmung der Staatéanwaltschaft des betreffenden Kreisgerichtes der lebtern
zuzuweisen, um sich daselbst zu den verkommenden Bureau-Geschäften verwenden
zu lassen, auch nach Ermessen des Staatcanwaltec die Bearbeitung einzelner Unter-
suchungen behufé der Stellung der nöthigen Anträge, Ansertigung von Anklage-
schriften, Appellationen, sowie ausnahmsweise auch die Vertretung der Staatöan-
waltschaft in den Hauptverhandlungen —die letztere jedoch stete nur unter persön-
licher Gegenwart des Staatoanwalteo selbst — zunbernehmen. Nach] Bestimmung
des Kreiogerichto-Direktoriumo kann auch die Beschäftigung bei dem Gerichte mit
der in dem Bureau der Staatéanwaltschaft während dieser vier Monate oder wäh-
rend einer kurzern Zeit verbunden werden. Ueber ihre Beschäftigung in der einen
oder der andern Weise ist ein Zeugniß deo betreffenden Kreiggerichtes und bezuglich
Staatganwalteo zu den Personal-Akten bei dem Appellations-Gerichte abzugeben.

Wer eine Anstellung alo Anwalt erlangen will, hat sich nach seiner Entlassung
von, der Verwaltungsbehörde mindestens ein halbes Jahr lang auf der Expedition
eines Anwalto zu beschaftigen und von demselben ein Zeugniß beizubringen.

Endlich hat jeder Auditor, er mäge sich für den unmiktelbaren oder mittelba-
ren Staatodienst auöbilden, wenigstene dreimal alo Vertheidiger in einer öffentlichen
Hauptverhandlung vor dem Appellations-Gerichte, einem Schwurgerichte oder
einem Kreiögerichte zu fungiren und zu dem Ere, insofern ihm nicht ein Anwalt
gestatten sollte, für ihn, bezüglich unter seiner personlichen Assistenz aufzutreten,
bei den bekreffenden Gerichten darum nachzusuchen, daß er in der einen oder der
andern Weise alo Official-Vertheidiger, bezüglich Official-Anwalt bestellt werde.
Wennein Auditor ohne Assistenz eines Amwalteo in einer Untersuchung als gewähl-
ter Vertheidiger ouftreten will, so hat derselbe hierzu die Genehmigung des Gerich-
tes, vor welchem die Verhandlung Statt findet, einzuholen.
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Das Gericht, vor welchem ein Auditor in dieser Weise aufgetreten ist, hat dem-

selben darüber, wie er sich dabei gezeigt hat, in jedem einzelnen Falle ein Zeugniß
zu den Personal-Akten des Appellations-Gerichtes auczustellen.

V. Die Beschäftigung der Auditoren und Accessisten nach vollen-
detem Ausbildungs-Curfus betreffend.

d. 28.
Diejenigen Auditoren, welche den oben vorgeschriebenen Cursus vollendet

haben, stehen zur Disposition des betreffenden Kreiögerichtes, welches sie, bis ihre
Anstellung im Staatsdienste oder als Anwalt erfolgen kann, soweit nicht etwa
ummitkelbar aus dem Ministerium selbst eine Bestimmung über die Verwendung
erfolgt, nach Bedürfniß bei sich selbst oder bei einem seiner Einzelgerichte — bei ge-
meinschaftlichen Kreiögerichten jedoch unter der Beschränkung auf die Einzelgerichte
des bandes, welchem derbetreffende Auditor angehört.—verwendet. Ebenso können
dieselben auf Antrag der Oberstaats-bezüglich Staatsanwaltschaft bei der Staats-
anwaltschaft beschäftigt, bezüglich alo Vertreter der Staatsanwaltschaft bei den
Einzelgerichten bestellt werden.

Auch kann durch das Kreisgericht eine zeitweise oder dauernde Beurlaubung
derAuditoren aus dem Sprengel deseinen Kreisgerichtes in den eines andern des-
selben Landes, oder zu dem Sikretariate des Appellations-Gerichteo oder in das
Bureau einer Bezirks-Direction bezüglich eines Landratheo oder sonstiger Verwal-
tungsbehörden oder endlich in die Expedition eines Anwaltes Statt finden, wobei
sichvon selbst versteht, daß der betreffende Auditor von jeder von ihm beabsichtigten
Veränderung seiner Station dem Kreiogerichte, welchem er zugewiesen ist, zeitig
vorher Anzeige zu machen, bezüglich dessen Genehmigung einzuholen hat.

Eo soll hierbei zwar überall auf die eigenen Wünsche der betreffenden Audito-
ren hinsichtlich der Wahl der Behörde, bei welcher sie beschäftigt zu werden wün-
schen, die möglichste Rücksicht genommen werden, dergestalt, daß denselben auch
eine längere Beurlaubung von allen Geschäften nicht versagt werden wird, jedoch
nur insoweit, alo das vorhandene Bedürfnißh dieses gestattet.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch von denjenigen Accessisten, welche
ihren ersten ein und einhalbjdhrigen Ausbildungs-CEursuo C. 14) vollendet, sich
ndessen zu der zweiten Prüfung nicht gemeldet haben, so lange dieseo nicht geschieht.
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Oeffentliche Vertheidigungen sind den Accessisten nur ausnahmsweise und unter
besonderer Erlaubniß gestattet und ist diese Erlaubniß, soweit in zweiter Instanz
an das Appellations-Gericht gelangende oder vor den Geschwornengerichten zu ver-
handelnde Untersuchungen in Frage stehen, von dem Präsidenten deö Appellations=
Gerichtes und, soweit eo sich um Untersuchungen handelt, welche vor den Kreis-
gerichten, bezüglich vor den Einzelrichtern, geführt werden, bezüglich an erstere in
der Appellations-Instanz gelangen, von dem Directorium des betreffenden Kreis-
gerichtes zu ertheilen.

5. 20.
Diejenigen Accessisten und Auditoren, welche eine bestimmte Remuneration

beziehen, haben sich, so lange sie auf dieselbe Anspruch machen, bei denjenigen
Behörden beschäftigen zu lassen, wo es nach dem Ermessen deo betreffenden Kreis-
gerichtes am zweckmäßigsten geschehen kann. Bei Besetzung von Stellen soll na-
mentlich bei sonst gleichen Voraussetzungen vorzugsweise auf diejenigen Accessisten
und Auditoren Rücksicht genommen werden, welche sich längere Zeit als andere bei
Staatebehörden beschäftigt haben.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Siebentes Stäch vom Jahre 1833.

 XV. Ministerial-Verordnung,
betreffend die Instruction für die Aufseher und Wärter der gerichtlichen

Gefangenen-Anstalten, vom 29. April 1858.

Um in allen gerichtlichen Gefängnißanstalten deo Landes eine gleichförmige
Behandlung der Gefangenen herbeizuführen, ist mit Höchster Genehmigung Sere-
nissimi die anliegende Instruction für die Aufseher und Wärter der erwähnten An-
stalten ausgearbeitet worden, und es wird dieselbe hiermit zur genauesten Beach-
tung und Befolgung bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 29. April 1853.

Fürstl. Schwarzburg. Minlsterium.
v. Bertrab.

Instruetion
für die Aufseher und die Wärter der gerichtlichen Gefangenen-Anstalten.

F. 1.
Verschiedene Elassen der Gefangenen und Anwendung der Instructlon

a selben.

Die Gefangenen sind entweder Untersuchungs-Gefangene oderStraf. Ge-
fangene.

Auf beide Classen der Gefangenen finden die nachstehenden 89.2— 29 An-
wendung. Ausnahmen enthält der N. 30.

Furstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XIV. 12
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I. Von den Untersuchungs= und Strafgesangenen im Allgemeinen.
K. 2.

Aufnahme der Gefangenen.
Die Aufnahme eines Gefangenen darf nur auf Verfügung der betreffenden

Gerichtobehörde erfolgen. Diese Verfügung wird durch Vorzeigung einer diesfall-
sigen Anweisung ertheilt, welche bei Strafgefangenen zugleich die Angabe der
Dauer der Strafzeit zu enthalten hat. Gefangene, die auf Anweisung einer an-
deren öffentlichen Behörde überliefert, oder von einem Polizeibeamten oder einem
anderen öffentlichen Beamten überbracht werden, muß der Gefangenwärter, auch
wenn ihm ein Annahmebefehl der Gerichtobehörde noch nicht ertheilt ist, zwar an-
nehmen; jede solche Einlieferung eines Gefangenen aber ist unverzüglich dem Ge-
richte anzuzeigen. Diese Anzeige darf auch dann nicht unterbleiben, wenn die
Gefangenen-Anstalt gleichzeitig von mehreren Behörden zur Unterbringung von
Gefangenen benutzt wird.

u. 3.

Visitatlon 7. Gefangenen.
Vor der Aufnahme ins Gefängniß wird jeder mämliche Gefangene von dem

Gefangenwärter und jede weibliche Gefangene von einer zuverlässigen besonders
zu verpflichtenden Frau in der Anstalt visitirt, und soweit es erforderlich ist, zur
Reinigung angehalten. Kleidumgsstücke, die zum Beweise verübter Verbrechen be-
nutzt werden können (z. B. wegen vorhandener Blutspuren, oder Stiefel und
Schuhe wegen etwazurückgelassener Fußspuren) werden den Gefangenen unbedingt,
außerdem alle überflussige Kleidungöstücke, baares Geld, Kostbarkeiten, Dienst-
und Ehrenzeichen und alle Werkzeuge, welche zur Beförderung der Flucht dienen
können, schweren und unzuverlässigen Verbrechern aber auch die Fuß= und Kopf-
bekleidung und, nach Bewandtniß der Umstände, die Hosenträger abgenommen.
Auf längere Zeit eingelieferte Gefangene können gleich bei der Einlieferung statt
ihrer eigenen, bio zu ihrer Wieder-Entlassung aufzubewahrenden Kleider, eine be-
sondere Gefängnißbekleidung erhalten, wenn dies der Reinlichkeit halber nöthig
erscheint oder zu vermuthen ist, daß die Kleider während der Haft völlig abgerissen
werden. Die abgenommenen Gegenstände sind vom Aufseher zum Protocoll an-
zuzeigen und im Beisein des das Protocoll aufnehmenden Beamten mit dem Namen
des Gefangenen zu versehen. Das Signalement des Inhaftaten wird ebenfalls
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zum Protocoll genommen, von dem Gerichte nöthigenfalls beglaubigt und zu den
Acten gebracht, insofern nicht in einzelnen Fällen oder auch für gewisse
Flle ein für alle Male vom Gerichte davon dispensirt wird. Eo muß dasselbe
zugleich das Verzeichniß derjenigen Kleidungostucke und Effecten enthalten, die
dem Gefangenen ins Gefängniß verabfolgt worden sind. Säuglinge dürfen nicht
eher von der gefangenen Mutter getrennt werden, als bio der Arzt dies für zulässig
erklärt; ältere hülflose Kinder, welche kein Verbrechen begangen haben, können nur
so lange bei ihren zum Gefängniß eingebrachten Eltern im Gefängniß gelassen wer-
den, bie für ihre schleunig von der Polizeibehörde zu bewirkende anderweite Unter-
bringung geforgt ist.

5. 4.
Verwahrung der den Gefangenen abgenommenen Sachen.

Für die Verwahrung der den Gefangenen abgenommenen Gelder und Sachen
und deren Sicherung gegen Diebstahl, Motten= und Mäusefraß oder sonstiges
Verderbniß, sorgt der damit beauftragte Gerichtsbeamte nach der ihm deöhalb be-
sonders zu ertheilenden Anweisung.

5.

Gefangenenliste.
Jeder Gefangene wird vom Gefangenaufseher in ein gehorig geheftetes und

mit nachstehenden Rubriken versehenes Buch eingetragen: 1) Laufende Nummer;
2) Name, Stand und Alter des Gefangenen; 3) Tag der Einlieferung; 2) von
wem die Anweisung beziehungoweise Einlieferung auSgegangen; 5) Grund der
Verhaftung oder Verwahrung; 6) Nummer der Zellez 7) Strafbestimmung;
8) Tag der Entlassung oder Ablieferung; 9) ob und womit oder warum der Ge-
fangene nicht beschadftigt worden ist.

Diese Liste ist an jedem Morgen dem Gerichte vorzulegen.
8

Entfernung der Getangenen von einander.
Männliche und weibliche Gefangene, Uncersuchungogefangene, die an demsel-

ben Verbrechen Theil genommenhaben, Untersuchungs, und Strafgefangene dürfen
nicht in einer Gefangenenstube zusammengesperrt, Untersuchungogefangene aber
müssen, wenn irgend möglich, dergestalt getrennt werden, daß jede Verbindung
unter einander verhindert wird. Bei Belegung der Gefangenenstuben muß mög-
lichst das Alter, der Stand und die Bildung der Gefangenen, denen gemeinschaft-

127
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lich ein Gefangniß angewiesen wird, berucksichtigt, der in Rucksicht seinerVerhaltnisse
zuverlassige Gefangene mit minder sicheren Gefangenen zusammengebracht, beson-
ders5 aber darauf gesehen werden, daß unerwachsene jugendliche Gefangene nicht in
schlechte Gesellschaft gerathen.

· §.«c.

Fesselunn der Gefangenen.
Nur auf Verfugung des Gerichts durfen dem Gefangenen Fesseln und zwar

auf eine der Gesundheit unschadliche Weise angelegt werden. Nimmt jedoch der
Gefangenwarter wahr, daß der Gefangene Anstalten zur Flucht macht oder wird
er bei der Uebergabe als der Flucht dringend verdachtig oder als sehr gefahrlich be-
zeichnet, so hat er denselben sofort zu fesseln und davon ohne Verzug das Gericht in
Kenntniß zu setzen.

5. B.
Verschluß der Gefängnisse.

Die Eingänge zu dem Gefangenenhause, die Thuren der Corridors und Gänge,
so wie die Gefängnißthüren mussen steto gehörig verschlossen und verriegelt gehalten
werden und nur während der, unter Aufsicht des Gefangenwärtero vorzunehmen-
den Reinigung des Gefängnisses bleibt dasselbe geöffnet. Desgleichen müssen die
Ofen= und Schornsteinthuren stets nach der Heizung wieder verschlossen oder ver-
riegelt werden. Die Schlussel bewahrt der Gefangenwärter in einem verschlosse-
nen Schranke auf. Es muß aber außer den Schlüsseln zu den einzelnen Gefäng-
nissen noch ein Hauptschlussel zu allen Gefängnissen vorhanden sein, um von dem-
selben in dringenden und eiligen Fällen, 3. B. bei einer Feuero oder anderen außer-
ordentlichen Gefahr Gebrauch machen zu können.

h. 9.
Negelmäßige Vifitation der Gefängnisse.

Der Gefangenaufseher muß durch mehrmalige tägliche Visitationen zu ver-
schiedenen Tageczeiten und bei Nacht sich überzeugen, daß die Fensterstäbe, Wäskde,
Decken, Dielen, Fesseln, Oefen und Utensilien unbeschädige sind, daß im Strohsack
und in den Winkeln deo Gefängnisses nichté Verdächtiges vorhanden ist, und zu
dem Ende auch die Kleidungsstücke der Gefangenen durchsuchen. Genießen die

Esfangenen Freistunden, so ist diese Zeic zur Bisitation des Gefängnisses möglichst
zu benutzen
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K. 10.

Zulassung von Besuchen.
AußHer den Gerichtsbeamten haben nur der Geistliche, der Arzt, der Wund-

arzt und die Hebamme Zutrikt zu den Verhafteten im Gefängniß und zwar nach
Befinden des Gerichtes, entweder ohne Beisein einer Aufsichtsperson oderin Gegen-
wart eines Gerichtsbeamten, eines Wärters bezüglich einer zuverladssigen verpflich-
teten Frau. Ertheilt das Gericht die Erlaubniß zum Gespräch eines Gefangenen
mit einer anderen Person, so muh dieses Gespräch, sofern die Voruntersuchung
noch nicht geschlossen ist, im Beisein einer Gerichtsperson, sonst aber und bei allen
Strafgefangenen im Brisein wenigstens des Wärters im Verhör= oder Expeditions=
zimmer, oder auch in der Wohnstube des Wärters, niemals aber im Gefängnß er-
folgen. Das Gespräch darf in keiner anderen alo der dem Aufsichtsbeamten be-
kannten Sprache geführt werden, und die Besuchenden der Untersuchungsgefangenen,
sowie diese selbst werden vorher gewarnt, über den Gegenstand der Untersuchung zu
sprechen, widrigenfalls die Unterredung sofort abgebrochen und der fernere Zutritt
zu den Gefangenen untersagt wird.

K 11.
Correspondenz der Gefangenen.

Die Zulässigkeit und den Umfang der Correspondenz von und mit Gefange-
nen bestimmt das Gericht. Alle an Gefangene ankommende Briefe revidirt das
Gericht und läßt sie, sofern kein Bedenken obwaltet, dem Gefangenen zugehen.
Kein Untersuchungögefangener erhält Schreibmaterialien ins Gefängniß. Straf-
gefangene bekommen dergleichen nur mit Genehmigung des Gerichtes. Will ein
Untersuchungsgefangenerschreiben, sogeschieht dies unter der Aufsicht einer Gerichts-
person oder des Aufsehero. Kein Brief eineo Gefangenen darf befördert werden,
bevor das Gericht ihn revidirt hat.

S. 12.
Bestellungen an Gefangene.

Keine Bestellung an einen Gefangenen darf ohne Erlaubniß des Gerichts aus-
gerichtet werden, noch weniger dürfen die Gefängniß-Officianten sich in Verkehr
mit den Gefangenen einlassen und Aufträge derselben ausrichten.

Sorgt der Gefangene selbst für seine Beköstigung, (§. 18) so sind die Natura-
lien nebst dem Geschirr sorgfältig zu untersuchen und namentlich Backwerk zu zer-
schneiden, desgleichen Kleider und Wäsche im Futter und in den Nähten zu bisitiren.
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S. 13.
Verbot des Tabackrauchens und Branntwelntrinkens.

Kein Gefangener erhalt Branntwein. Dac Tabackrauchen kann von dem
Gerichte nur ganz ausnahmsweise solchen Straf-Gefangenen gestattet werden,
welche sich selbst verpflegen und sich durch gute Auffuhrung auszeichnen. Die Er-
laubniß zum Genusse von Schnupftaback bei zahlungofähigen Gefangenen hängt
vom Ermessen des Gerichtes ab.

g. 14.
Lectüre der Gefangenen.

In jedem Gefängnisse muß eine Bibel, ein neues Testament, oder ein anderes
religibses Erbauungsbuch, welches von der geistlichen Behörde als geeignet bezeich-
net wird, befindlich sein. Der GefangenwärterhatsichvenZeitzuZeitzunberzeugen,
daß nichts herauogerissen und gemißbraucht wird. Nur zuverlässige, gebildete
Untersuchungs= und Strafgefangene können mit Erlaubniß des Gerichts andere
angemessene Lectüre erhalten.

F. 15.
Lichtbrennen.

Kein Untersuchungs= und Strafgefangener darf Licht brennen. Wird bei
besonderer Zuverlässigkeit eine Ausnahme hiervon durch das Gericht bewilligt, so-
kann dies doch nur bio 10 Uhr Abends geschehen. Chemische und andere Feuer-
zeuge, sowie Streichhölzer werden in den Gefängnissen nicht geduldet.

S. 16.
Verfahren beim Ausbruch einer Feuersbrunst und Vorsichtsmaßregeln.

Für den Fall des Auobruchs einer Feuersbrunst müssen mit der Ortspolizei-
Behörde Vorkehrungen getroffen werden, welche, wenn ein Transport der Ge-
fangenen nöthig wird, deren Entweichen verhindern. Bricht eine Feuersbrunst in
der Anstalt oder deren Nähe auc, welche Gefahr drohr, so werden die gefährlichen
Gefangenen sogleich geschlossen und in angemessenen kleinen Abtheilungen unter
gehöriger Bedeckung dahin abgeführt, wo der Gerichtodirigent ihre einstweilige
Verwahrung für angemessen erachtet. In welcher Folgeordnung hiernächst die
Utensilien und Vorräthe zu retten sind, und wohin das Gerettete zu schaffen ist,
bestimmt der Gerichtodirigent. Während des Feuers nehmen Aufseher und Wer-
ter ihren Posten bei den Gefangenen und dürfen denselben, ohne Befehl oder Er-



1853. ss
laubniß des Gerichtsdirigenten, nicht verlassen. Den Gefangnißofficianten ist die
großte Vorsicht bei der Heizung und beim Umgehen mit Licht einzuscharfen. Sie
haben die regelmaßige Reinigung der Essen zu beaufsichtigen. Auch mussen die
etwa vorhandenen Feuerloschgerathschaften der Anstalt von Zeit zu Zeit in Bezie-
hung auf ihre Brauchbarkeit untersucht, Fasser mit Wasser immerwahrend vor-
rathig gehalten, und feuergefahrliche bauliche Einrichtungen des Gebaudes zur
Abhülfe angezeigt werden. Insonderheit dürfen die Gefängnißofficianten sich in
der Anstalt nur der Oellampen in gehörig verwahrten blechernen Vaternen bedienen,
Stroh und andere feuerfangende Stoffe an keinem feuergefährlichen Orte und in
keiner größeren Menge aufbewahren, als das nächste Bedürfniß erfordert, das alte
Lagerstroh nur in die Düngergrube schaffen, die Corridors nicht mit Stroh oder

Heizungömaterialien belegen, Holz nicht auf den Oefen trocknen, Asche und Kohlen
nicht in hölzernen Gefäßen aufbewahern, sondern möglichst in gewolbten Kellernniederlegen.

K. 17.

Freistunden.
Kein Untersuchungs-Gefangener erhält vor dem Schlusse der Voruntersuchung

Freistunden, sofern nicht der Arzt bescheinigt, oder in dessen Ermangelung das Ge-
richt die Ueberzeugung gewinnt, daß der Gefangene ohne Nachtheil für seine Gesund=
heit den Genuß der Luft und Bewegung nicht länger entbehren kann. In diesem
Falle muß er die Freistunden nicht in Gesellschaft Anderer genießen, und sofern dies
nach den Umständen nicht ausführbar ist, ihm dennoch jede Mittheilung mit andern
umhergehenden Gefangenen untersagt werden. Straf= und solche Untersuchungs-
gefangene, bei denen die Versehung in den Anklagestand beschlossen ist, erhalten, so-
fern ihre Gefährlichkeit nicht eine Ausnahme begründet und sofern es die Raum-
lichkeit gestattet, täglich Freistunden, deren Dauer das Gericht bestimmt. Während
der Freistunden ist jede Unterredung in der Regel verboten und nur ausnahmsweise
zu gestatten. Zum Genuh der Freistunde erscheint der Gefangene gehörig ange-
kleidet. Der Gefangenwärter, ein Hülfobeamter oder der Wachtposten führt
während der Freistunde die Aufsicht über die Gefangenen, deren auf einmal nicht
zu vlel in den hierzu bestimmten Raum, der gehörig gegen das Entweichen verwahrt
sein muß, gelassen werden dürfen.
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g. 18.

Beköstigung der Gefangenen.
Solchen Strafgefangenen, welche die Kosten der Strafvollziehung selbst be-

streiten, ist gestattet, sich im Gefängnisse selbst zu beköstigen. Hierbei ist nur zuzu-
lassen:

1) Vormittags Kaffee oder Suppe mit Brod und Butter;
2) Mittags Suppe, Fleisch und Gemüse;
3) Abendo Suppe mit Brod und Butter oder lehteres mit Käse oder

Fleisch.
Daneben auf den ganzeo Tag ein höchstens zwei Maas Bier.
Die Verpflegung für alle anderen Gefangenen geschieht durch den Gefan-

genwärter und es ist dieselbe für alle Gefangene gleich, doch müssen bei Gefange-
nen jüdischen Glaubens solche Speisen und Zuthaten vermieden werden, welche
ihnen ihre Religionsgrundsäbe verbieten. Kranke, die in der Anstalt behandelt
werden, erhalten die vom Arzte vorgeschriebene Beköstigung. Jeder gesunde und
erwachsene Gefangene erhält von der Anstalt täglich nach der Bestimmung des
Gerichtodirigenten 11 bis 2) Pfd. gut ausgebackenes Roggenbrod auf drei Mahl-
zeiten, Morgens, Mittags und Abends vertheilt, und Mittags mit Rücksicht auf
die bewilligte Brodportion ein bio 2 Maac dickgekochter, mit frischem Fett ge-
schmelzter Suppe, mit deren Bestandtheilen taglich, nach einer für die Woche fest-
zustellenden Reihenfolge, abzuwechseln ist. Auch kann die Mittagokost beschrankt,
und dagegen de Morgens eine warme Suppe oder Kaffee gereicht werden, ohne
daß die Kosten im Ganzen sich dadurch vermehren dürfen. Das Mittagsessen muß
in der Stunde von 12 bis 1 Uhr auogetheilt werden. Den Gefangenen wird in
der Regel nur hölzernes Geschirc für die Speisen und hölzerne böffel zugelassen.
Strafgefangene, von denen kein Mißbrauch zu besorgen ist, dürfen Messer und
Gabel von Mrtall nur während des Mittagoessens belassen werden. Als Getränk
erhalten die Gefangenen (die Strafgefangenen, welche sich selbst beköstigen, neben
dem gestatteten Bier) nur Wasser, welcheo jedoch im Winter zwei und im Sommer
dreimal frisch zu verabreichen ist

F. 19.
Erkrankungen der Gefangenen.

Kranke Gefangene müssen möglichstinabgesonderten,gesund gelegenen Zellen
unter Aufsicht eines zuverlassigen Gefangenen als Wärters, so lange vom Arzt
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behandelt werden, bis dieser ihre Fortschaffungin eine Heil-Anstalt für nothig er-
achtet. Schwangere müssen beim Herannahen ihrer Niederkunft, sofern eine öffent-
liche Entbindungo-Anstalt im Orte besteht, dahin geschafft werden, falle sie nicht
derHaft vorläufig entlassen werden können. Von jeder Erkrankung muß der Haus-
arzt, sofern dieser nicht angetroffen wird, in akuten Fällen der nächste disponible
Arzt sofert in Kenntniß gesetzt, vom Gefangenwärter aber darauf geachtet werden,
daß der Gefangene genau den arztlichen Vorschriften nachkomme, und die Medizin
nicht verschütte. Vermögende Gefangene können mit Genehmigung des Gerichts
sich der Hülfe eines andern, als des ordentlichen Arztee der Anstalt auf ihre Kesten
bedienen. Stirbt ein Gefangener und sind keine Angehörige in der Nähe, denen der
bLeichnam auagrantwortet werden kann, so wird die Ortepolizeibehörde zur Veran-
staltung des Begräbnisses davon in Kennkniß gesezt. Zugleich hat das Gericht
binnen 21 Stunden dem Geistlichen der Parochie, zu welcher die Angtalt gehört,
und der Polizeibehörde des Orto, welchem der Verstorbene angehört, von dem
Todefall Nachricht zu ertheilen.

. 20.

Neinlichkeit der Gefängnisse und der Gefangenen.
Die Eß- und Trinkgrschirre, die Gesängnisse, die Cerridors, die Abtritte und

der Hof müssen siets reinlich gebalten werden. Die Gefangenen, mit Ausnahme
der vermogenden und derjenigen, deren bürgerliche Stellung eine Ausnahme recht-
sertigt, reinigen und scheuern in der Regel die Gefängnisse selbst unter Aufsicht
dre Gefangenwärtero. Das Weißen, auch der Uberbohlten Gefängnisse, muß, so
oft co nöthig, in Antrag gebracht, und das Gerignete zur Vertilgung des Ungezie-
fers angeordnet werden. Die Fenster sind bei Tage, ohne Rücksicht auf die Jahres=
zeit, wiederholt zu öffnen, außerdem auch die Räume öftero zu durchräuchern. Wo#
nicht gemeinschaftliche sichere Abtritte benutzt werden, mussen die Kübel bei kleineren
Gefangenen-Austalten möglichst auf die Gänge gestellt, und die Gefangenen unter

Aufsicht deo Wärtero zu denselben gelassen werden. Es verstehtüch übrigeno, daß
des Nachts ein zu irr in jeder Gefe be gehalten wer-

den muh. Die Reinigung der Kübell licgt in der Regel den Gefangenen ob, mit
Ausnahme der vermögenden Gefangenen und drrjenigen Persenen, deren bürgerliche
Verhältnisse eine Auonahme rechtfertigen. Diejenigen Gefangenen, welche von der

Reinigung sowohl der Nachtkübel alo auch der Gefängnisse befreit sind, baben da-
für eine dem Gefangenaufseher zukommande Reinigungsgchhhr zu enrichten, welcheFürstl. Schwarzb. Gesesamml. XIV,
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mit Rücksicht auf die örtlichen Verhältnisse von dem Gerichte festgesebt wird, und
mit den übrigen Kosten durch das Gericht einzuziehen ist. Kein Gefangener darf
etwas aus dem Fenster schütten oder zum Fenster hinaus spucken, und die Utensilien
oder das Gesängnif beschmutzen. Deßhalb ist aber auch in jedes Gefängniß ein mit
Sand gefüllter Spucknapf zu setzen, alle Weche zu reinigen und frisch zu füllen.
Jeder Gefangene muß sich de6 Morgeno waschen und ankleiden. Er wird nach Er-
messen des Gerichtes wochentlich einmal, unter Aufsicht des Gefangenwärters,
rasirk, und so oft e nöthig, wird ihm das Haupthaar vom Gefangenwärter ab-
geschnitten. Alle Woche erhült der Gefangene ein reines Hemd und Handtuch.
Becsitzt der GefangenekeinzweitesOemd,sowirdihm ein solches, so wie die nöthig-
sten Rleidungostücke aus dem Inventarium der Anstalt verabreicht. Die Reinigung
der Wäsche wird in der Anstalt besorgt. Jeder Gefangene erhält wo möglich ein
besonderes Lager zum Schlafen. Ec besteht auo einem gefüllten Strohsack, einem
Betttuche, Strohkopfkissen und wollener Decke. Die Schlaf-Utensilien werden bei
Tage aucs dem Gefängniß entfernt und auf die Gänge geschafft. In angemessenen
Zeiträumen werden die Strohsäcke mit frischem Stroh gefällt, die Decken und
Betttücher gewaschen oder gewalkt. Aucnahmoweise kann nach der Personlichkeit
der Gefangenen der Gebrauch der eigenen Matratze, Decke und Bettwäsche von dem
Gerichte gestattet werden.

g. 21.
Heizung.

Während der Kälte werden die Gefingust der Witterung angemessen, Kran-
kenstuben nach Vorschrift des Arzteo geheizt.

S. 22.
Beschäftigung der Gefangenen.

Jeder Strafgefangene, welcher die Kosten der Strafvollziehung nicht
selbst bestreitet, muß nach seinen Fähigkeiten und biöherigen Verhältnissen zu einer
nützlichen Beschäftigung angehalten, und mit Stricken, Nähen, Spinnen und an-
dern im Gefängniß zulässigen Arbeiten beschäftigt werden. Er ist aber dabei mit
solchen Arbeiten zu verschonen, in deren Verrichtung nach seinen bürgerlichen Ver-
hältnissen eine Erschwerung der Strafe für ihn liegen würde. Kamn jedoch der
Gefangene seine Verpflegungskosten selbst tragen, so ist er mit Arbeiten zu ver-
schonen oder ihm wenigstens die Wahl einer zulässigen Beschäftigung allein zu
überlassen. Die Gefangenen sind mit den Arbeiten, welche sie bereits verstehen,
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falls diese Arbeiten aber nicht eingeführt sind, oder werden können, anderweit zu
beschäftigen. Als vorzüglich geeignet sind neben der Besorgung aller häuslichen
und Oeconomie-Arbeiten, das Spinnen in Wolle, Flachs, Hanf oder Werg,
Stricken von Strümpfen, Jacken, Mützen und dergleichen, Kloppeln von Spitzen
und Schnüren, Korbflechten, Nähen, namentlich von Winterschuhen aue Tuchecken,
Bandwirken u. s. w. zu empfehlen. Alle für die Anstalt erforderlichen Kleidungs-
stücke und Utensilien mussen, wenn es nur irgend angeht, durih die Gefangenen
verfertigt, in so weit dies aber nicht möglich ist, von den Verwaltern anderer Ge-
fangenen-Anstalten, woselbst die benöthigten Stücke angefertigt werden knnen, ent-
nommen werden. Der Ertrag der Arbeiten ist zunächst zur Bestreitung der Kosten
des Unterhalts der Gefangenen, sodann zur Deckung der Kosten des Strafverfah-
rens zu verwenden und der etwaige Ueberverdienst dem Gefangenen zu überlassen
und ihm bei seiner Entlassung auszuhändigen. Die diesfallsige Rechnungsführung
liegt dem Gefangenaufseher ob. An den Sonn= undFesttagen wird nicht gearbeitet.

Theilnahme der Gefangenen am Gottesdienst.
Wo es die Localität irgend gestattet, und es ohne die Andacht störendes Auf-

sehen geschehen kann, müssen die Straf= und selche zuverlässige Untersuchungs-
gefangene, bei denen die Versetzung in den Anklagestand erfolgt ist, auf Verlangen
zur Theilnahme am Gotteodienst in der Kirche zugelassen werden. Keinem Ge-
fangenen darf der religiöse Zuspruch eines Geistlichen seineo Glaubens auf Verlan-
gen versagt werden.

S. 21.
Behandlung der Gefangen

Die Gefangenen sollen mit Güte und Nashibte behandelt, aber auch mit
angemessener Strenge zur Zucht und Ordnung angehalten werden. Jedem Ge-
fangenen muß von den Haus-Officianten anständig begegnet, und ihm diejenige
Benennungin der Anrede beigelegt werden, welche Gefangenen seines Standes zu-
kommt. Kein Gefangenwärter darf einen Gefangenen wortlich oder thätlich be-
leidigen. Der Gefangenwärter darf Geschenke von den Gefangenen oder ihren
Angehörigen weder annehmen nochsich versprechen lassen, und uber den Gegenstand
der Untersuchung so wenig, als überhaupt unnêthige Gespräche mit ihnen führen.

Die Verpflichtung für die Sicherheit und Wartung der Gefangenen zu sorgen,
bringt es mit sich, daß der Wärter außer dem Dienst sich aus der Anstalt ohne

13•
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Genehmigung des Dirigenten des Gerlchts nicht entfernt oder gar uber Racht außer
dem Hause zubringt.

. 25.

Betragen der Gefangenen.
Der Gefangene hat sich ruhig und friedlich im Gefangnisse zu betragen, den

Gefangnißbeamten unbedingten Gehorsam zu leisten, und diejenigen Vorschriften
zu befelgen, welche auf der innern Gefängnißthür angeheftet sind. Kein Gefange-
ner darf diesen Anschlag abreißen oder beschmutzen. Alles laute Reden, Schreien,
Singen, Rufen, Fluchen, RKlopfen, Pfeifen, Zanken und Raufen, aller Verkehr
mit anderen Gefangenen durch Zeichen, Worte oder auf andere Weise, alle Karten-
und Wurfelspiele, muthwillige Beschädigungder Kleidungo= oder Inventarienstäcke,
Beiseiteschaffen des Arbeitomaterials sind untersagt und zu strafen, ebensodie Faul-
heit bei der Arbeit.

g. 20.
Strafen für Contraventionen der Gefangenen.

Gefangene, welche den in diesem Reglement fur sie gegebenen und den ihnen
durch den im vorstehenden§.erwähntenAnschlag bekannt zu machenden Vorschrif-
ten entgegen handeln, haben Strafe verwirkt. Diese Strafen bestehen, außer Ber-
weisen,in

1) Entziehumng der ausnahmweise gestatteten Verggünstigungen auf 1 Wochen,
oder fur immer;

2) Einsperrung in ein dunkles Gefängniß oder Verdunkelung des Gefängnisses
durch Fensterverschluß bis auf 30 Tage; dergestalt jedoch, daß, wenn mehr als
1Tage solchen Arresteo zuerkanne sind, nach jedem vierten Tage des Dunkelarrestes
ein achttäger Zwischenraum zu lassen und erst nach dessen Verlauf mit dem Dunkel-
arrest fortzufahren ist;

3) Entziehung der bewilligten Freistunden bis zu 13 Tagen;
1) Einsperrung bei Wasser und Brod höchsteno bis zu 30Tagen und unun-

terbrochen nicht länger alo zwei Tage hintereinander;
5) hartem Lager nicht über die Dauer von 30 Tagen und in der Weise, daß

nach Verbüßung zweir Tage mit hartem Lager jedegmal ein Zwischenraum von
zwei Tagen zu lassen60) Anlegung bon Fesseln bis auf eine Woche;
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7)körperliche Züchtigung bis zu zehn Peitschenhieben, bei männlichen Ge-

fangenen; bei Militairpersonen aber nur dann, wenn dieselben in die zweite Klasse
des Soldatenstandes versetzt sind. Bei den zum Militairstande gehörenden Ge-
fangenen muß die Züuchtigung durch Stockschlägeim Beisein eines vonder Militair=

ehörde zu requirirenden Unterofficiers vollzegen werden;
8) Cumulation zweier der verstehenden Disciplinarstrafen mit Ausnahme der

körperlichen Züchtigung. Auch ist von den unter 2, 4 und 5 aufgeführten Schär-
fungen nie mehr als eine an einem Tage in Anwendung zu bringen.

Die Anwendung der Strafen in allen Contraventionofällen sezt ein summari-
sches Verfahren des Untersuchungogerichto voraus, dessen Resultate zum Protecoll
zu bringen sind. Mit diesen Protocollen sind General-Acten, betreffend die Hand-=
habung der Diociplin gegen Gefangene anzulegen, welche die vorgesehte Ober-
behörde in Beschwerdefällen einzusehen hat.

Diociplinarisch erkannte Züchtigungen darf der unmittelbar beleidigte Ge-
fangenwärter nicht selbst vollstrecken

Von der Vollziehung härterer Disciplinarstrafen sind auch die übrigen Ge-
fangenen in Kenntniß zu seben.

S. 27.
Entlassung der Gefangenen

Ohne schriftliche Anweisung deö Gerichto darf kein untersuchungsgefangener
entlassen werden. Strafgesangene werden nach Ablauf der in der Anweisung be-

nannten Strafzeit, ohne Rückfrage entlassen und, daß dies geschehen, vom Warter
zu den Acten angezeigt.

Von der Entlassung solcher Gefangenen, die nach richterlichem Erkenntnisse
unter polizeiliche Aufsicht zu stellen sind, ist der Polizeibehrde ihres Heimathsorte
Nachricht zu geben. Auswärtige erhalten vom Gericht ein Aktest, daß und weßhalb
sie die Strafe verbüßt und wie sie sich während dieser Zeit geführt haben. Ob und
in wie weit im Interesse der Kostenzahlungs-Verbindlichkeit den Gefangenen die
mit eingelieserten Gegenslände bei ihrer Entlassung zurückzugeben sind, bestimmt
das Gericht.

g. 28.
Anzeigen des Gefangenwärters.

Der Wärter erstattet jeden Morgen und in erheblichen Fällen sofert dem
Gerichte mündlichen Rapport über die Ordnung, Führung und Gesundheit der
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Gefangenen und die ekwanigen Ereignisse in der Anstalt, er hat auch, indem er für
Erhaltung deß Inventariums verantwortlich ist, etwanige Abgänge jederzeit zu
melden.

 29.Beaufsschtigung ded Gefängnulß-Offieianten.
Allwöchentlich zu verschiedenen Tageozeiten, und bei besonderen Veranlassun-

gen noch häufiger, ist durch ein Mitglied des Gerichteb eine Gefängniß-Bisitation
vorzunehmen, bei welcher der Gefangenwärter nicht mit in die einzelnen Gefängnisse
genommen wird. Bei dieser Bisitation hat sich dad revidirende Gerichtomitglied
von der sichern Verwahrung, vorschriftomäßigen Verpflegung, Neinlichkeit und
Beschäftigung der Gefangenen zu überzeugen, die Beschwerden der letzteren zuprüfen
und wo moglich sofort zu erledigen. Auf die Gesuche aber, welche außer der Um-
gangozeit ven Gefangenen eingehen, und welche die Gefangenwürter ebne Zeitverlust
anzumelden haben, ist sofort zu verfügen. Ueber jede Gefingniß-Visttatien ist
eine Registratur aufzunehmen, in welcher das Ergebniß der Revision niedergelegt
wird. Diese Registraturen sind zu besonderen Acten zu bringen und lebtere, sofern
sie einzelgerichlliche Gefängnisse betreffen, von den Justizämtern alle 6CMonate dem
vorgesetzten Kreisgerichte vorzulegen und von diesem dem betreffenden Staatoan=
walte zur Einsicht mitzutheilen. #

Ueber das Ergebniß dieser Controle berichten die Kreisgerichte jedesmal an die
Justizabtheilung des F. Ministeriumo. Derselben sind auch von Seiten des F.
Kreisgerichte zu Rudolstadt alle 6 Monate die Acten über die Visitationen der Ge-
fangenenanstalt zu Rudolstadt, nachdem die Fürstl. Staatsanwaltschaft am Kreis-
gerichte von derselben Einsicht genommen hat, einzureichen.

II. Besondere Vorschriften für einzelue Gattungen von Gefangenen.
a0.ö

BeiPersenen, die sich wegen Zweikampfe oder wegen Beihnlfe zu diesem Ver-
brechenin Untersuchungs-oder Strafhaft befinden, sowie bei selchen Gefangenen,
die wegen leichter Vergehen eine Strafe verbüßen und die staatöbürgerlichen Rechte
nicht verloren haben, finden, nach Ermessen des Gerichteo, Abweichungen von den
vorstehenden Vorschriften statt.

1) Zus. 3. Bei der Visikation können ihnen diejenigen Gegenstände belassen
werden, welche Personen ihres Standes zu ihrer Bequemlichkeit zu besitzen pflegen.
Es kann ihnen erlaubt werden, ihr Bett mitzubringen, sofern sich nicht ergiebt, daß
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sie Ungeziefer haben. Bettstellen und andere, großere Raume einnehmende oder solche
Meubels, durch welche das Einbringen von Wanzen in das Gefangniß zu besorgen
ist, sind aber nicht zuzulassen. Kranke Personen sind nur mit ausdrucklicher Ge-
nehmigung des Gerichtes anzunehmen. Die ihnen abgenommenen Gegenstande
verzeichnet der Gefangenaufseher, und stellt hierüber dem Gefangenen einen Em-
pfangschein zu. Kinder der Gefangenen dürfen unter keiner Bedingung in das Ge-

füngniß aufgenommen werden.
2) Zu.6. Dergleichen Gefangene sollen, wenn es die räumlichen Verhält-

nisse gestatten, nicht mit Untersuchungs= oder anderen Strafgefangenen zusammen-
gesperrt werden. Bei Belegung der Gefängnisse ist zugleich darauf Rücksicht zu

m d- 70 selbst verpflegende Gefangene insammengebracht werden.3 10. E kann ihnen gestattet werden, Besuche im Gefängnisse ohnedie Snn,. eine Aufsichtsbeamten zu empfangen.
Zu ð. 11. Der Gebrauch von Schreibmaterialien ist denselben nicht zu

versagen, jedoch haben sie sich der nöthigen Controle über den Verbrauch derselben
zu unterwerfen. Ihre Correspondenz unterliegt, sofern nicht Verdacht eines Miß-
brauchs vorhanden ist, keiner Reoision. Ankommende Packete müssen jedoch,
bevor sie ihnen zu verabfolgen sind, untersucht werden.

5) Zu F. 12. Die Visitation der denselben zukommenden Naturalien ist nicht
erforderlich, doch ist darauf zu achten, daß dergleichen Verpflegungogegenstände
von den Angehörigen in einer Tageczeit zugetragen werden, in der es mit dem
Dienste in der Anstalt verträglich ist.

6) Zu s. 11. Die Wahl der Lectüre ist, wenn kein Mißbrauch zu besorgen
steht, keiner Beschränkung unterworfen.
) Zu é. 15. In den Gefängnissen darf bis 10 Uhr Abends Licht gebrannt

werden.

8) Zus. 17. Die Gefangenen erhalten, wenn es raumlich ausführbar ist,
täglich bis zu vier Freistunden innerhalb der Anstalt.

9) Zus. 19. Erkrankt ein Gefangener, so wird er auf Grund des einzuho-
lenden ärztlichen Zeugnisses sofort entlassen.

10) Zu s. 20. Die Reinigung der Gefängnisse und der Nachtkübel geschieht
vom Gefangenwärter. Der Gefangene hat dafür die im s. 20 angegebene Reini-

ungogebehe. zu entrichten.11) Zu s. 26. Die Gefangenem dörfen mit den Dieciplinarstrafen sab Gund
7nicht belegt werden.
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Die im gegenwärtigen Paragraphen vorgeschriebene Behandlungsweise muß
übrigens in der gerichtlichen Anweisung (s. 2) auodrücklich angcordnet sein und
*—Lahrr niemals von demErmossta *Gefangenaufsehero (

olstadt, den 20. April1

Nay#e Schworze. „Mimisterium,
 LAXVI. Verordnung,

die Abänderung des Vereins-Zolltariss betreffend, vom 3. Mai 1858.
Wir Friedrich Güntber, von Gottee Guaden Fürst zu Schwarzburg c.

Die Regierungen der zum Zollverein gehörenden Staaten sind übereingekommen,den für
die Jahre 181, 1847 und 1818 erlassenenZolltarif (Gesetzsammlung 18.15, Seite65
und die denrben ergänzenden Erlasse, welche in Gemäßbeit der Verordnung vom 27. Occo-
ber 1818 (Gelsechsammlung 18.18, Seite 52) bio auf Weitcres in Kraft sind,in einzelnen
Bestimmungen abzuändern.

Demzusolge wird bierdurch bestimmt, daß folgende Als#nerungen jener Vorschriften,vom 1. Juli 18573 an. bis auf Weiteres, in Wirksamkeit treten W
lI. Von nachfolgenden Arlikeln sind, anstatt der bisherigen Engganhzacsähe, die bei-

gesügten Sis erheben, und zwar von:
« und Most, auch Cider, in Fässern eingebend. 6Thlr. oder 10 Fl. 30 Tr.vom Cemmrr (Pos.25, Material= 2c. Waarcn

2) 44 roher, und Kaffer-Surregau,, 5 Thrr. eder 8 Fl. 45 Xr. vom Centner
25, Material= rc. Waaren3) #eltean uen unbearbeitete, und Ziengel 4 Thlr. oder 7 Fl. vom Ceniner (Pos.

25, Malerial= . Waaren);
4) Thec 8 Thlr. oder 11 Fl. vom Cen#ner (Pos. 25, Matcrial= 2c. Waaren).
II. Die Bestimmung umter # der Vrrerdnung vom 34. October 1845 (Geseh-

sammlung 1815, Seite 0 3), die provisorischr Erhöhung einiger Zollsätze betreffend, durch
welche der Eingangzszoilsatz für Fran zoranutwein einstweilen auf 16 Thlr. oder 28 Fl.
vom Cemuer festgeseczt * tritt außer Kraft und es tritt an dessen Stelle der in dem
Zoillarise für die Jahre 18.46, 1847 und 1848 vorgeschriebene Eingangszollsaß von
8 Thlr. oder 14 Fl. vom Ceniner in Wirksamkeit

Uckundlich unter Unserer eigenhändigen Ünterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
iegcl.* geschehen

Rudolstadt, den 3. Mai 1853.
·. Fr.Gä-tther,s.z.S.

v. Vertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Achtes Stüch vom Jahre 1883.

 NAXVII. Verordnung
# « des Fürstl. Kirchenrathes,

betreffend die Prüfungen und die Beaufsichtigungen, welchen die Candidaten
des Predigtamtes in der evangelisch-lutherischen Landeskirche sich zu unter-

werfen haben, vom 27. April 1858.

Do die rücksichtlich der Prüfung und Beaufsichtigung der Candidaten des
evangelischen Predigtamtes bestehenden Einrichtungen nach den zeitherigen Erfah-
rungen sich ungenügend gezeigt haben, so sind die bestehenden Vorschriften einer
Prüfung und Revision unterworfen worden und wird mit Höchster Genehmigung
Serenissimi verordnet, was folgt:

II. Von den theologischen Prüfungen.

A. eJ; Bestlmmungen.d.Prüfungs enmisien.
Unter der Oberaufsicht des Kirchenraths sind die theologischen Prüfungen

durch eine Prüfungs-Commission zu vollziehen, deren Vorsitzender und deren
übrige Mitglieder auf den Vorschlag des Kirchenraths vom Landesherrn ernannt
und öffentlich bekannt gemacht werden.

5. 2.
Vertheilung der Prüfungsfacher unter den Mitgliedern

der Commission.
Tedes Mitglied der Commission einschließlich des Vorsitzenden übernimme

nach Uebereinkunft der Mitglieder unter sich einen odermehrere Theile lasi LFürstl. Schwm. Nudolst. Gesetsomml. XIV.
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in denen dasselbe die Prufung durchzufuhren hat; es bleibt jedoch den einzelnen
Mitgliedern die Befugniß vorbehalten, in vorkommenden Fällen einen beliebigen
Tausch zu treffen.

8. 3.
Wer den Prüfungen sich zu unterwerfen hat.

Alle diejenigen Inländer, welche um ein geistliches Amt in der evangelisch-
lutherischen Landeskirche Fürstlichen oder Privat-Patronats sich zu bewerben ge-
sonnen sind, haben sich sowohl zu der die Befugniß zum Predigen bedingenden
Prüfung (examen pro candidulurn s. pro venin concionundi) als zu der zur An-
stellung befähigenden Prüfung (examen pro ordinulione, pro ministerio s. pro mu-
nere) zu stellen.

Auch kann venjenigen Inländern, welche außerhalb des Fürstenthums ein
geistlicheo Amt zu erlangen suchen, die Ordination nur damnn ertheilt werden, wenn
sie die gedachten beiden Prüfungen bestanden und die Erreichung ihreo Vorhabens
der Behörde mindestens als höchst wahrscheinlich nachgewiesen haben.

g. 14.
Zweck, Arten, Termine und Lokal der Prufungen.

Die Prüfungen haben einen doppelten Zweck, namlich sowohl, den Umfang
und die Grüwlichkeit der theologischen Kenntnisse, als gewisse in jedem geistlichen
Amte unentbehrliche Fertigkeiten zu erforschen; sie werden theils schriftlich, theils
mündlich angestellt.

Die Prüfungen werden jährlich ziwei Mal und zwar die ersten oder Candi-
daten-Prüfungen kurz nach Pfingsten und die zweiten oder Ordinations-Prüfun-
gen kurz nach Michaelic gehalten.

Die schriftlichen Prüfungen werden in einem Lokale der Ministerial-Abtheilung
für Kirchen= und Schulsachen unter specieller Aufsicht eineo Bureaubeamten, die
mündlichen entweder auch in einem Lokale der genannten Ministerial-Abeheilung
oder im Wohnhause des Vorsitzenden der Commission abgehalten.

- §..).

Vorladung und Anmeldung der Examinanden zur Prufung.
Die zur Prufung zuzulassenden Examinanden sind bei der Vorladung durch

den Kirchenrath von dem Tage, an welchem die Prüfung ihren Anfang nehmen
soll, in Kenntniß zu setzen.
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Veder Vorgeladene hat am Tage vor der Prufung dem Vorsitzenden der Com

mission seine Gegenwart und Bereitschaft persönlich anzumelden; diejenigen, welche
nicht erscheinen können, haben nach Empfang der Vorladung sich sofort wegen des
Außenbleibens zu entschuldigen.

s- S. 6. 6%

Stellungder schriftlichen Aufgaben und Beurtheilung der
gelieferten Arbeiten.

Die Aufgaben zu den schriftlichen Ausarbeitungen werden von den Mitgliedern
der Prüfungs-Commissien in Gemähheit der nach §. 2. getroffenen Einrichtung ge-
stellt und dem Vorsichenden zur Abgabe an den Eraminanden übergeben.

Die eregetischen und dogmatischen Aufsatze werden in lateinischer, die übrigen
aber in deutscher Sprache abgefaßt.

Bei Bearbeitung der schriftlichen Aufgaben dürfen nur die Schriften des alten
und neuen Testamentes in den Grundsprachen nebst den symbolischen Büchern,
allenfallo auch ein hebrdisches Handwörterbuch gebraucht werden. Ausgaben des
alten und neuen Testaments mit Versionen oder eingeschriebenen Noten, Commen-
tare, Compendien, Ercerpte, Collegienhefte und ähnliche Hülfomittel mitzubringen
und zu benutzen, ist verboten.

Die gelieferten Aufsätze werden zundchst von demjenigen Mitgliede der Com-
mission, das die Aufgabe gestellt hatte, durchgesehen und beurtheilt, sind jedoch hier-
auf auch noch den andern Mitgliedern mitzutheilen, welche ihr Urtheil ebenfalls
kürzlich hinzuzufügen haben.

Die Resultate der Beurtheilung der verfaßten Aufsätze sind nach Anleitung
der Beilage tabellarisch aufzusetzen und den Miteraminatoren zur Einsicht vor-
zulegen.

6. 7.
Mündliche Prüfungen.

Die mündlichen Prüfungen sind insofern öffentlich, als der Vorsitzende der
Präfungs-Commission sich hierzu eignende Zuhörer zuzulassen berechtigt ist.

Bekd derselben sind die Bücher alten und neuen Testaments nur im Grundterte,
obschon unter hier und da anzustellender Vergleichung mit der lutherischen Ueber-
setung, Ausgaben aber, welche mit Versionen oder eingeschriebenen Noten versehen
sind, von den Examinanden durchaus nicht zu gebrauchen.

14•
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Zum Behuf gewissenhafter Ermittelung und sicherer Feststellung des wahren
Befundesin jedem einzelnen Theile der mundlichen Prüfung wird von jedem der
Eraminatoren sofort angemerkt, wie der Geprüfte in seinen Antworten sich aus-
gewiesen habe und nach der Prüfung vereinigensichdiesämmtlichen Examinatoren
über die jedem Geprüften bezüglich der einzelnen Prüfungsgegenstände zu ertheilen-
den Censuren.

F. 8.

Homiletische und katechetische Prüfung.
Die Resultate der Beurtheilung der Predigt in Betreff sowohl der Ausarbei-

tung als des Vortrags, sowie der Katechisation sind wie die der Beurkheilung der
schriftlichen Aufsätze und des mündlichen Examens tabellarisch abzufassen.

(. 9.
Hauptcensur.

Bei der Hauptcensur finden fölgende Abstufungen statt:
1) vorzöglich,
2) sehr gut,
3) gut,
4) genügend.

Die Hauptcenfur „vorzüglich“ wird gegeben, wenn der Geprüfee in allen ein-
zelnen Prüfungsgegenständen laut der tabellarischen Aufzeichnungen ohne Aus-
nahme sich mit Auszeichnung oder doch sehr gut erwiesen hat; die zweite Censur
findet statt, wenn er in den meisten und namentlich in den Hauplfächern das Urtheil
sehr gut erhalten hatz die dritte Censur wird dem Geprüften zu Theil, wenn er
wenigstens in den Hauptfächern das Urtheil gut erhalten hat und endlich die vierte
Censur, wenn er nur das Nothwendigste weiß.

Bei getheilter Meinung über die zu gebende Hauptcenfur entscheidet die Stim-
menmehrheit, bei gleichen Stimmen gibt die des Vorsichenden den Ausschlag.

Die tabellarische Jusammenstellung der einzelnen Censuren nebst der darunter
bemerkten Hauptcenfur ist dem Kirchenrathe vorzulegen, durch welchen sodann für
den Geprüften das enesprechende Zeugniß ausgefertigt und der betreffende Super-
intendent von dem Ausfall der Prüfung benachrichtigt wird.
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B. Besondere Bestlmmungen.

1) In Betreff der ersten Prüfung.
(examen pro candidaluro.)

S. 10.
Anmeldung zur ersten Prüfung.

Jeder die Prüfung Wünschende hat sein diesfallsiges Gesuch innerhalb eines
Zeitraumo von zwei Jahren nach dem Abgange von der Universitckt und zwar we-
nigstens acht Wochen vor Pfingsten bei dem Fürstl. Kirchenrathe schriftlich einzu-
reichen und demselben beizufügen:

1) einen Geburts= undTaufschein,2) den Nachweis, daß er einen vollständigen Eymmastal.Cursus durchgemacht
und die Maturitätsprüfung auf dem hiesigen Fürstlichen Gymnasium bestanden hat,

3) das Zeugniß des Lehrer-Collegiums des besuchten Gymnasiums über das
Vorhandensein der zur dereinstigen Bekleidung einesgeistlichen Amtes erforderlichen
körperlichen, geistigen und moralischen Eigenschaften,

1) die Zeugnisse über die auf der Universität in jedem der sechs Semester ber
suchten, sämmtliche Fächer der theologischen Wissenschaften, auf welche sich nach
#S. 11 sub 1—6 die erste Prüfung erstreckt, sowie Logik und Psychologie, umfassen-
den Vorlesungen, resp. Eraminatorien und Seminarien,

5) die Abgangs= und Sittenzeugnisse der von ihm besuchten Universitäten,
O cinen lateinisch geschriebenen Lebenslauf, in welchem genaue Angaben

a) über den Stand und den Wohnort der Eltern,
) über den Ort, den Umfang und die Dauer der academischen Studien,
J) darüber, wie oft und unter wessen Aufsicht er gepredigt und
d) in welchen Verhältnissen er seit dem Abgange von der Universitat sich

befunden,
enkhalten sein müssen.

g. 11.
Gegenstände der ersten Prüfung überhaupt.

Die theologischen Fächer, in welchen die Kenntnisse der Examinanden
erforscht werden sollen, sind:

1) Hermeneutik und Krieik, verbunden mit biblischer Isagogik und Alter-
thumskunde,
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2) Exegese des alten und neuen Testaments,
3) Kirchen= und Dogmengeschichte,
4) Dogmatik und Symbolik,
5) christliche Moral,
6) Padagogik,
7) Homilctik und Katechetik.

Die zu erprebenden Fertigkeiten betreffen theils den Gebrauch der lateini-
schen und deutschen Sprache, sowohl in Hinsicht des schriftlichen, als des münd-
lichen Ausdrucko, theils die erlangte homiletische und catechetische Ausbildung.

. 12.

Der eigentlichen Prüfung vorausgehende Arbeiten.
Nach Abgabe der Anmeldungen zum Examen Seitens des Kirchenraths an

die Prüfungo-Commission bestimmt diese jedem Examinanden eine Aufgabe zu
einer theologischen Abhandlung, den Tert zu einer Predigt und ein Thema zu einem
ausführlichen katechetischen Entwurse, welches Alles mindestens vierzehn Tage vor
dem Anfange des Exameno einzusenden ist. Die in lateinischer Sprache zu ver-
fassende und deutlich zu schreibende Abhandlung soll den Umfang von drei zu pagini-
renden Bogen nicht übersteigen und muß außer der Aufzählung der dazu verwand-
ten literarischen Hilfsmittel mit der Versicherung des Erxaminanden begleitet sein,
daß er sich bei dieser Prüfungsarbeit nur der angeführten literarischen Hilfsmittel

und keiner mümlichen oder schriftlichen frenden Hilfe bedient habe.

Scrifunshe Prafang
Die schriftliche Prüfung besteht darin, daß dem Examinanden zu schriftlichen

Audarbeitungen durch einen beauftragten Bureaubeamten successive 8, in längstens
4 Tagen zu beantwortende bestimmte Fragen aus den, d. 11 sub 2—6 genannten
Fchern vorgelegt werden.

S. 11.
Mündliche Prüfung.

Die mündliche Prüfung, deren Dauer auf drei bis sechs Stunden berechnet
ist, erstreckt sich auf sämmtliche, . 11 sub 1—6 aufgeführte Fächer. Die Eramina-
toren werden dabei bemüht sein, dem Eraminanden Gelegenheit zu geben, nicht nur

Eene en’sondernauchselne geistige Kraft und Sprachgewandtheit an den6 zule



1853. 115
F. 15.

Homiletische und kacechetische Prüfung.
Vor oder nach den gemeinschaftlichen wissenschaftlichen Prüfungen haben die

einzelnen Examinanden die von ihnen eingesandten Predigten in einer ihnen zu be-
stimmenden Gemeinde vor einem Mitgliede des Kirchenrathes zu halten, welches
dann darüber an die Prüfungs-Commission berichtet.

Unmittelbar oder doch bald nach der mündlichen Prüfung haben die Exami-
nanden über den von ihnen eingereichten katechetischen Entwurf zu katechesiren.

. 16.

Wirkung der ersten Prüfung.
Wer die erste Prüfung bestanden hat, erhält dadurch die Berechtigung zum

Predigen und den Anspruch auf Zulassung zu der in der Regel nach Ablauf von
drei Jahren und jedenfalls innerhalb fünf Jahren nach dem Abgang von der Uni-
versität stattfindenden zweicen Prüfung.

Unter den gleichzeitig Geprüften bestimmt der bei der Prüfung erlangte Grad
der Hauptcensur die Reihenfolge in der Candidatenlistez ist dieser gleich, so ent-
scheidet die bei der Gymnasial-Abgangs= oder Maturitätsprüfung ertheilte Censur:
ist auch diese unter den Concurrenten gleich gewesen, so giebt das reifere Lebens-
alter den Ausschlag.

Wer bei der ersten Prüfung abgewiesen wird, steht den mit ihm Geprüften,
welche das Examen bestanden haben, jedenfalls und auch dann nach, wenn er päter
eine bessere Censur erlangt; er hat nach einem Jahre um anderweite Zulassung zur
Prüfung nachzusuchen; besteht er auch diese Prüfung nicht, so kann er nur mit
Höchster Genehmigung Sercnissimi wieder zugelassen werden.

) in Betreff der zweiten Prüfung.
(ekumen pro minislerio s. pro munerc.)

. 11

Anmeldung zur zweiten Prüfung.
In der Regel hat die Anmeldung zur zweiten Prüfung erst nach Verlauf von

drei Jahren nach bestandener erster Prüfung und innerhalb fünf Jahren nach dem
Abgange von der Universität stattzufinden.

Nach Ablauf dieser Zeit ist—es sei denn, daß die erste Prüfung hat wieder-
bolt werden müssen und erst am Schlusse des dritten Jahres nach dem Abgange
von der Universität bestanden worden ist, (. 16) — die Zulassung zum zweiten
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Examen in der Regel ebensowenig zulassig, als nach Ablauf von zwei Jahren die
zur ersten Prüfung (. 10.).

Bei der Anmeldung sind beglaubigte Zeugnisse über die Führung in der Zeit
seit dem ersten Examen bis zur Meldung und eine Fortsebung der Darstellung des
Lebens= und Studienganges bis dahin beizufügen. Es ist darin alles dasjenige
ausführlich darzulegen, was Examinamd für seine theoretische und prartische Fort-
bildung und zur Vorbereitung auf seinen künftigen Beruf alo Prediger, Seelsorger,
Liturg, Schulaufseher gethan hat und welche Lebenoverhältnisse und personliche
Verbindungen ihm dabei förderlich gewesen sind; auch sind diejenigen theologischen
Diociplinen anzugeben, mit welchen sich der Eraminand vorzugsweise beschäftigt
hat, damit ihm bei der Prüfung Gelegenheit gegeben werden kann, sich in einem
besonderen Fache auszuzeichnen.

5 18.
Zweite Prüfung.

Ec hat zwar im Allgemeinendiese Prüfung dieselben Fächer zum Gegenstand,
wie die erste (§. 11.), es tritt jedoch hier dao Kirchenrecht alo Prufungsgegenstand
binzu.

Das Practische soll bei derselben eine vermehrte Berücksichtigung finden und
ist namentlich außer im Religionounterricht auch in andern Unterrichtsgegenstän-
den der Volköschule eine practische Prüfung zu veranstalten. Eo kann zu dem
Ende ein im Schulfache erfahrenes Mitglied der Ministerial-Abtheilungfür Kirchen-
und Schulsachen zur Prüfungo-Commission noch zugezogen werden, sowie denn
in der Regel dasjuristische Mitglied des Kirchenrathe die Prüfung im Kirchenrecht
und in der Kenntniß der kirchlichen Verfassung und Ordnung des Fürstenthums
vornehmen wird. "

Bei dieser Prüfung sind neben der abhandelnden Beantwortung bestimmter
Fragen (vgl. . 13.) auch zwei, eine länger und eine kürzer ausgeführte, Predigt-
dispositionen und ein katechetischer Entwurf unter Claufur zu fertigen, weshalb
sich die Zahl der schriftlichen Arbeiten auf 10 stellt.

Auch bei dieser Prüfung hat der Examinand eine Predigt über einen ihm ge-
gebenen Text zu halten (cl. . 15.).

19.

Wirkung der zweiten Prüfung.
Das Bestehen der zweiten Prüfung befähige zur Ordination und Erlangung

einek geistlichen Amtes.



1853. 117
Wer in der zweiten Prüfung nur den dritten oder vierten Censurgrad erlangt

bat, wird namentlich zu einer Pfarrstelle, mit welcher eine Superintendentur ver-
bunden ist, auch spater nicht befördert.

We bei der zweiten Prüfung nicht bestanden hat, kann erst nach einem Jahre
um anderweite Zulassung zu dieser Prüfung nachsuchen. Besteht er auch diese nicht,
so kann er nurmit Höchster Genehmigung Serenissimi nochmals zugelassen werden.

6. 20.

Liegt zwischen der bestandenen zweiten Prüfung und der Ordination oder An-
stellung ein längerer Zeitraum, als der von drei Jahren, so hat der Ordination
resp. dem Eintritt in das geistliche Amt noch ein colloczuimm oder die Einreichung
einer schriftlichen Ausarbeitung über ein gegebenes Thema vorauszugehen.

—e Von der Aufsicht über die Candidaten und deren Fortbildung.
21.K. .

Aufsicht der Superintendenten über die Candidaten.
Sowohl vor, als nach der zweiten Prüfung ist jeder Candidat des evangeli-

schen Predigtamtes der Aufsicht des Superintendenten der Disces seines Wohnorts
unterstellt. Der Superintendent hat die Candidaten seiner Diöces besonders rück-
sichtlich ihrer wissenschaftlichen und practischen Fertbildung zu berathen resp. an
den betreffenden Ortspfarrer zu weisen, sie zum Eintritt in den besezirkel der Diöces
und zur Theilnahme an den Conferenzen der Geistlichen seiner Diöces zu veran-
lassen. — Ueber die in seiner Disces lebenden Candidaten, ihr sittliches Verhalten
und ihre wissenschaftliche Beschäftigung und practische Fortbildung hat der Epho-
rus resp. nach Vernehmung des betreffendenOrtögeistlichen alljährlich Bericht zu
erstatten.

g. 22.
Disciplin über die Candidaten.

Wenn ein Candidat einen anstößigen oder tadelnswerthen Wandel führt, in
seiner Fortbildung oder in seinen etwaigen Dienstverrichtungen nachlässig ist, in der
Wahl der Kleidung, des Umgangs und seinen Vergnügungen sich gegen die Wohl-
anständigkeit und die Würde seines künftigen Beruföo vergeht, so ist er auf die ihm
obliegenden Pflichten durch seine Vorgesetzten aufmerksam zu machen und zurecht.
zuweisen, auch nach Befinden dem Kirchenrathe zur Anzeige zu brien Ei unsitt-Für#ll. Schwarzb. Gesetzlamml. XIV.



118 1853.

liches und unwürdiges Betragen zieht die Ausschließung aus der Candidatenreihe
nach sich.

5. 23.
Fortbildung der Candidaten

u) durch Predigen 2c.

Wie die Candidaten dann und wann für den Ortspfarrer eine Predigt über-
nehmen und überhaupt jede Gelegenheit benutzen werden, um von demselben über
die Ertheilung des Confirmanden-Unterrichts, über Schulaufsicht und Seelsorge
und überhaupt über die verschiedenen Seiten der geistlichen Amtsführung Beleh-
rung zu erhalten, so haben sie auch jährlich wenigstens zwei Mal auf Anordnung
des Ephorus zu predigen und demselben das Concept der Predigt vorzulegen.

g. 24.
b) durch jährlich einzureichende Arbeiten.

Jeder Candidat, gleichviel, wo derselbe sich aufhalt, hat alljährlich eine Ab-
handlung und über einen gegebenen Tert eine Predigt oder Katechese gewissenhaft
zu fertigen und an den Kirchenrath einzureichen. Das Thema zur Abhandlung wird
das eine Jahr gegeben, dao andere Jahr der Wahl des Candidaten überlassen.

Bei Einreichung der Arbeiten, welche von dem in einer inländischen Diöcese
sich aufhaltenden Candidaten bei dem betreffenden Superintendenten zu bewirken
ist, hat derselbe darüber Auskunft zu geben, welche Gelegenheit zur Vorbereitung
auf seinen künftigen Beruf und zur gewissenhaften Fortbildung die Verhältnisse,
in denen er lebt, ihm bieten und wie er sie benutzt, ob er an einem theologischen Lese-
zirkel oder an einem theologischen Vereine Theil nimmt, welche theologischen Zeit-
schriften er liest, welche Werte er studirt, ob und wie oft er Gelegenheit gehabt, im
Predigen und Katechesiren sich zu üben.

Wer dieser Verpflichtung, wiederholt an ihn ergangener Aufforderung unge-
achtet, nicht nachkommt, wird auo der Candidatenliste gestrichen und der durch die
bestandenen Prüfungen erlangten Rechte und Befähigungen verlustig.

Inwiefern als Lehrer an einer öffentlichen Schule angestellte Candidaten,
Collaboratoren, Pfarrvikare und Pfarrsubstitute von der Einreichung derartiger
Arbeiten zu dispensiren sind, bleibt dem pflichtmaßigen Ermessen des Kirchenraths
überlassen.
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. 25.

Pflicht der Anzeige von Veränderungen in den Sebensverhält-
nissen der Candidaten.

Begeben sich Candidaten auf längere Zeit, z. B. zur Annahme einer Haus-
lehrerstelle in das Ausland, so haben sie zunächst dem Ephorus ihrer Diöces und
durch ihn weiter dem Kirchenrathe Anzeige von ihrem künftigen Aufenthaltsorte
und von den Verhältnissen, in welche sic eintreten, Anzeige zu machen und bei Ein-
reichung ihrer, jährlich zu liefernden Arbeiten von einem Geistlichen, sei eo der Orts-
Pfarrer oder der Ephorus der Diöces ein Zeugniß über ihr sittliches Verhalten, die
gehaltenen Predigten und was demselben sonst noch von ihnen bekannt geworden,
beizubringen. Ausnahmsweise kann ein anderweit beglaubigtes Zeugniß dessen
Stelle vertreten.

III. ns Bestimmungen.

Gegenwärtige Verordnung trict Lun nachstehenden ndheren Bestimmungen
mit dem Tageder Publicationin Kraft und sind von da ab alle älteren Bestimmun-
gen, im Besondern auch die Verordnung vom 30. Decbr. 1824 (R. Wochenbl. 1825,
St.2.)aufgehoben.

§. 27.

Bereité vor oder zu Ostern 1851 von der Universität abgegangene Theologen
können sich noch bis zu Pfingsten 1854 zum ersten und diejenigen, welche vor oder
zu Ostern 1818 abgegangen sind und die erste Prufung bestanden haben, noch bis
zu Michaelis 1855 zur zweiten Prüfung anmelden.

Wer die erste oder zweite Prüfung nicht bestanden hat und bis zuOstern k. J.
sich zu einem wiederholten Versuche ammeldet, mit einem Solchen wird die Prüfung
noch in der zeither üblichen Weise vorgenommen.

g. 28.
Erst die seit Ostern 1851 incl. zur Universität abgegangenen Studirende der

Theologie aus der Fürstlichen Unterherrschaft werden mit den seitdem abgegange-
nen Angehörigen der Oberherrschaft nach Maahgabe der Bestimmungen im &amp;. 16
in das nun gemeinschaftliche Candidaten-Verzeichniß eingetragen.

Sind nach der Anstellung der ältern Candidaten des einen Landeotheils noch
nicht angestellte Candidaten aus dem andern Landestheile vorhanden, so sind diese

15“
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in beiden Landestheilen vor den seit Ostern 1851 zur Universität abgegangenen zur
Anstellung zu besördern.

 *“
Räcksichtlich der bis jetzt von der Universität abgegangenen oder innerhalb der

nächsten drei Jahre von der Universität abgehenden Studirenden hat der Kirchen-
rath zu ermessen, in wieweit von der Beibringung der Zeugnisse über die gehörten
Vorlesungen rücksichtlich einiger theologischen Fächer von den Bestimmungen des
8. 10. Nr. 4. dieser Verordnung abgesehen werden kann.

Rudolstadt, den 27. April 1853.

Fürstl.Schworzt. Kirchenrath.4 v. Bamberg.
C. Bamberg.

Ergebnisse
der Prüfung der Candidaten.

A. In Betreffderschrift-B.InBetreffder C. In Betreff der homi-
lichen Augarbeitungen. mündlichen Prüfung. letischen und catecheti-

Eregctischer W Alttestamenlarische Excgese. schen .Dozmatischer Neulestamentarische Grinlt. Wosi, uen uchitt nachanent Aufsah. Kirchen- und Dogmengescichte. MateEtbischer Aussa Chrinid Mnnl= Dogmalik Vertrag Ken *# igt
Krciniiher St# und Ausdruck. olik. Inhalt und u- W cateche=
Deutscher Swl und Ausdruck. urwie Nechrur, Pastoral= lischen Eum

rlokte und Lilurgik. Venkuulche Fahier im Cate-g chisirenogik.Phhnbo Eyrachferüigleit und
lichtigkeil.

=5

Haupt-Censur:
Besondere Bemerkungen:

(Ergebniß der liturgischen Gesangprobe.)

Rudolstadt, den
Die verordnete Prüfungs-Commission.
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 XVIII. Ministerial-Bekanntmachung.
Auf Antrag der Fürstl. Schwarzburg., Furstl. Thurn= und Taxis'schen

General-Postdirection zu Frankfurt a. M. bringen Wir die nachstehenden Be-
stimmungen, den Fahrpostverkehr mit der Schweiz betreffend, hiermit zur öffent-
lichen Kenneniß.

Rudolstadt, den 29. April 1853.
Fürstl. Schwarzburg. Ministerlum.

v. Bertra

1) Die Fahrpostsendungen, welche zwischen der Schweiz und dem Fürstl. Thurn
und Taxio'schen Postbezirke, (sowie überhaupt dem Gebiete deb deutsch österreichi-
schen Postvereins) gewechselt werden, können nach der Wahl des Absenders un-
frankirt oder bis zum Bestimmungsort frankirt abgesendet werden. Eine theilweise
Frankatur ist unstatthaft.

2) Auf derartige Fahrpostsendungen finden
a) hinsichtlich des deutschen Portos die für den Postvereinsverkehr fest-

gesetzten Tarbestimmungen,
b) hinsichtlich des Schweizerischen Portos der interne Schweizerische Fahr-

posttarif Anwendung.
3) Das Schweizerische Porto wird nach Maßgabe der nachstehenden Bestim-

mungen berechnet.
a) Fürje 5 Schweizer Wegstunden (oder 3 heegraphisch Meilen)nach der

Entfernung in der Richtung der kürzesten Poststraße vom Schweizeri=
schen Targrenzpunkt bis zum Schweizerischen Bestimmungoorte und für
jedes Pfund des Gewichts ist eine Tranoporktaxe (Gewichtstax,) von
2 Schweizer Rappen (100 Rappen oder 1 Franc 28 Kr. oder 3 Sgr.)
und für je 5 Schweizer Wegstunden und je 100 Franken des angegebenen
Wertheo eine Tranêporttaxe (Werthtaxe) von 3 Rappen zu berechnen.
Zu der hiernach sich ergebenden Taxe wird für jedes Fahrpoststück eine
Einschreibegebühr von 10 Rappen zugeschlagen.

b) Als Minimum sind fürgejedesFahrpoststück
bis auf 10 Wegstunden 38 appen uber 25 bis Wenlunden Rappenuber 10 bis 25 Wegstunden. « « «

zu erheben.
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c) Für Wegstrecken über bestimmte Alpenpässe wird zu der ordentlichen
Tare der tarifmáßige Betrag der Taxe für die Entfernung biß 5 resp.
10 Wegstunden zugeschlagen.

) Ueberschießende Lothe über ein Pfund werden für ein volles Pfund und
jeder kleinere Betrag alo 100 Franken für volle 100 Franken gerechnet.

o) Für Fahrpostsendungen ohne declarirten Werth wird die Gewichtstare,
für Sendungen mit declarirtem Werthe nur die Werthstaxe berechnet,
wenn nicht das Porto nach dem Gewichte eine höhere Tare ergibt, in
welchem Falle die Gewichtotare erhoben wird.

!|) Für Werthpapiere (Papiergeld oder Documente mit declarirtem Werthe)
ist die Hälfte der für Werthsendungen festgesetzten Transporttare und
Einschreibgebühr, jedoch im Ganzen mindestens 15 Rappen zu erheben.

6) Gehören mehrere Stücke zu einer Adresse, so wird für jedes Stück die
Tare besenders erhoben.

h) Adreßbriefe bis zu einem Gewichte von 1 Zollloth excl. werden nicht mit
Porto belegt, für schwerere Adreßbriefe ist die gewöhnliche Brieftare zu
erheben.

4) Fahrpoststücke, welche über 120 Pfund wiegen, werden zur Postbeförderung
nicht angenommen.

5) Auf Fahrpoststücke können Betráge bis zur Höhe von 871 Fl. vder 50 Thlr.
nachgenommen werden.

6) Hinsichtlich der unbestellbaren Fahrpostsendungen, sowie hinsichtlich der
Gewährleistung der Postanstalt in Verlust= oder Beschddigungsfällen gelten die
für den Postvereinsverkehr bestehenden Bestimmungen.

7) Auf Sendungen nach und aus der bombardei, welche in der Regel im
Transit durch die Schweiz befördert werden, finden im allgemeinen die vorstehenden
Bestimmungen Anwendung. In Bezug auf das Schweizerische Porto tritt eine
Ermäßigung in der Art ein, daß dasselbe nach der Entfernung in gerader Linie
(von der Schweizerischen Eingangs= bio zur Austrittostation) und mit Abzug von
20 Procent an der nach dem SchweizerischenFabrposttarif treffenden Gewichts-
oder Werthotare (ohne Einschreibgebühr) berechnet wird.

8) Hinsichtlich der Beachtung der bestehenden Zollvorschriften u. s. w. haben
die Absender das Erforderliche wahrzunehmen.
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&amp; XXX. Verordnung
des Fürstlichen Ministeriums, Abtheilung des Innern, vom 29. April n. c.,

betreffend die Ertheilung von Concessionen zum Vieh-Castriren und Verschneiden.

Die von der vormaligen Fürstlichen Regierung allhier im Jahre 1834 ge-
troffene Bestimmung, nach welcher den ausländischen Viehcastrirern und Ver-
schneidern die Ausübung ihres Gewerbes in der Furstlichen Oberherrschaft nur
unter der Vorauosetzung zeither ertheilt worden ist, daß sie sich über den Besitz der
erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten durch ein Befähigungszeugniß ihrer be-
treffenden Behörde, sowie über ihre Führung genügend auszuweisen vermochten,
wird mit Höchster Genehmigung nicht nur auf die Fürstliche Unterherrschaft aus-
gedehnt, sondern auch gleichzeitig verordnet, daß für die Zukunft Jeder, sowohl In-
als Ausländer, welcher das fr. Geschäft gewerbmäßig im hiesigen Lande betreiben
will, bei Vermeidung einer Strafe von 1 Fl. 15 Kr. = 1 Thlr. bis 8 Fl. 45 Kr.
— 5 Thlr. bei dem unterzeichneten Fürstlichen Ministerium eine Concession hierzu
auswirken und sich der Entrichtung einer Abgabe unterwerfen muß. Auf geprüfte
und approbirte Thierärzte, zu deren Befugnissen die Castration gehört, findet diese
Vorschrift keine Anwendung.

Hirten, welche innerhalb des Orts, für welchen sie gemiethet sind, das Vieh-
Castriren und Verschneiden verrichten, bedürfen hierzu zwar einer besondern Er-
laubniß von Seiten des betreffenden Fürstlichen Landrathsamteb, die ihnen jedoch
unentgeltlich zu ertheilen ist.

Die Gensd'armen und übrigen Polizeibeamten haben auf die Aufrechthaltung
dieser Verordnung zu sehen und jeden, welcher wider dieselbehandelt, zur Verfügung
des Weitern bei dem betreffenden Fürstlichen Justizamte anzuzeigen.

Rudolstadt, den 29. April 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium,
Abtheilung des Innern.

Scheidt.
Berninger.
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 AXX. Verordnung

des Fürstlichen Ministeriums, Abtheilung des Innern, vom 29. April 1853,

betreffend das Verbot der Versicherungen gegen Feuersgefahr bei ausländischen
Agenten.

Den Angehörigen des hbiesigen Fürstenthums war es zeither gestattet, sowohl
Gebéude alo auch Gegenstände des Mobiliar-Vermögens bei ausländischen Agen-
ten gegen Feuerögefahr zu versichern.

Durch die im hiesigen Lande vorhandenen Agenturen verschiedener Feuer-
Assecuranz-Gesellschaften ist jedoch für derartige Bedürfnisse des Publikums hin-
reichend gesorgt und da bei jenem Verfahren auch die Führung der nöthigen Auf-
sicht mit Schwierigkeiten verknupft ist, so wird mit Höchster Genehmigung für den
ganzen Umfang des Fürstenthums andurch untersagt, für die Zukunft Versicherun-
gen jeder Art ohne Vermittelung eines concessionirten inländischen Agenten bei einer
Feuer-Assecurang-Anstalt zu nehmen.

Die Uebertretung dieser Vorschrift zieht für den Versicherten eine in die be-
treffende Ortsarmencasse fließende Geldbuße von 8 Fl. 45 TKr. = 5 Thlr. bis
87 Fl. 30 TXr. = 50 Thlr. nach sich und dieselbe Strafe krifft diejenigen, welche
bei einem ausländischen Agenten bereits versichert haben und nach Ablauf der Ver-
sicherungözeit bei demselben ihre Polize erneuern.

Ruvolstadt, den 29. April 1853.

Fürstlich Schwarzb. Ministerinm,
Abtheilung des Innern.

Scheidt.
Berninger.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Nrontes Stüch vom Jahre 1833.

 XXI. Ministerial-Bekauntmachung,
die Instruction für die Kreisthierärzte betr., vom 27. April 1853.

Nachstehende für die Kreis-Thierärzte des hiesigen Fürstenthums entworfene
und höchsten Orts genehmigte Instruction wird hiermit zur Nachachtung öffentlich
bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 27. April 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium,
Abtheilung des Innern.

idt.Sdeid Berninger.

In srucetion
für die Kreisthierärzte.

S. 1.

Der Kreisthierarzt hat die allgemeinen Pflichten der Staatsdiener zu erfüllen,
dahereinenuntadelhaften Lebenowandel zu führen, mit Allen, mit denen er in Berüh-
rung kommt, in gutem Einverständniß zuleben,in seinen Dienstverrichtungen unpar-
theiisch, unverdrossen, wahr undgewissenhaft, und mit den Ortsbehörden seines
Bezirks verträglich zu sein.

Erhat sich mit den seinen Dienst angehenden Vorschriften und gesetzlichen Be-
stimmungen genau bekannt zu machen und denselben pünktlich nachzugehen, auch
den Fortschritten seiner Wissenschaft eifrigst zu folgen.

Fürstl. Schwarzb. Gesetzsamml. XIV. 16



126 1.853.

Er darf in Bezug auf amtliche Verrichtungen kelne Geschenke annehmen, ohne
auedrückliche Erlaubniß kein Gewerbe neben seinem Amte treiben, hat seinen Wohn-
sitz an dem ihm angewiesenen Orte zu nehmen, und sich von demselben ohne beim
Fürstk. Landrathgamte Urlaub genommen und für etwaige Rothfälle gehörige Ver-
sorge getroffen zu haben, über 3 Tage nicht zu entfernen.

Er hat mit den benachbarten Thierärzten sich so viel möglich in eine collegia-
lische Verbindung zu setzen, um durch diese mit der thunlichsten Beschleunigung von
allem in ihrem Kreise sich in veterindrpolizeilicher Hinsicht ereigneten Wichtigen in
Kenntuß gesetzt zu werden.

5. 2.
Die dem Kreisthierarzte zunächst vorgesetzte Dienstbehörde ist das Fürstl.

Landrathsamt, dessen Anordnungen er schuldige Folge zu leisten, dem er allein vete-
rindrpolizeilicher Hinsicht verlangte Auskunft zu ertheilen, und alle in sein Fach
einschlagende Assistenz zu gewähren hat.

In gerichtothierärzrlichen Fallen hat er den Reguisitionen der Gerichte zu ent-
[prechen, auch die Aufträge, die ihm die Physiker ertheilen, pünktlich zu erfüllen.

g. 3.
Seine Obliegenheiten beziehen sich:

1) auf die Veterindr-Gesundheits-Polizei;
2) auf die Sicherstellung der Menschen gegen schädliche Einflüsse, die durch das

Erkranken der Thiere, so wie durch unzweckmäßiges Verfahren beim Ein-
graben derselben gegeben werden;

3) auf Vervollkommnung derVichzucht durch Anwendung der Lehre der Bio-
logie der Hausthiere;

4) auf die Behandlung der den Bezirkarmen gehörigen Thiere;
5) auf die Beurtheilung gerichtlicher Fälle.

K. 4.
In allen diesen Beziehungen darf der Kreisthierarzt seine Thatigkeit nicht blos

aufdie im gewöhnlichen Geschaftsgange vorkommenden, für ihn unvermeidlichen
Angelegenheiten, und die ihm speciell von den Behörden zu überweisenden Geschäfte
beschränken, sondern muß aus eignem Antriebe und mit Eifer und Viebe für seinen
wichtigen Beruf das Wohl der Staatsangehörigen aufalle Weise zu fördern suchen,
und daher auch unaufgefordert die zweckdienlichen Unkersuchungen und Nachfor-
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schungen vornehmen, auch die geeigneten Vorschläge und Anträge bei den Behörden
stellen.

. 5.

Bei seinen Anzeigen, Berichten und Gutachten hat der Kreisthierarzt die
ubliche Form zu beobachten, seine Darstellungen selbst aber mussen grundlich, be-
stimmt, klar, umfassend und erschspfend, so kurz als möglich, und vonallenAb-
schweifungen und Berührungen fremdartiger und ungeeigneter Gegenstände feei,
auch wie sich von selbst versteht in einer correcten und anständigen Sprache abge-
faße sein

". 6

Alle seine Geschäfte betreffenden Vorfälle, sowie die wichtigen Verrichtungen
hat er in ein Tagebuch einzutragen, zu demselben aber von allen durch ihn erstatteten
Berichten, Gutachten und Zeugnissen eine vollständige teeue Abschrift zu nehmen,
so wie die an ihn in Bezug aufseineDienstverrichtungen gelangenden Erlasse u. s. w.
als Beilagen an einer betr. Stelle de Tagebuchs zu erwähnen und demselben bei-
zufügen.

g. 1.

Der Kreisthierarzt hat alljährlich und zwar 4 Wochen nach Ablauf eines jeden
Jahreé an das Fürstl. Miristerium, Abtheil, des Innern, durch das Fürstl. Land-
rathöamt einen generellen und summarischen Bericht über seine Dienstführung und
die von ihm besorgten Angelegenheiten einzusenden, in welchem er zu berücksichtigem
bat,

) den Gesundheits= und Krankheitszustand der Thiere überhaupt, mit beson-
derer Hinsicht auf das Vorkommen seuchenhafter Krankheiten und die wider
dieselben angewandtenHeilmittel, sowie aufden Einfluß der atmosphörischen,
tellurischen und localen Verhaltnisse auf das Befinden der Hausthiere.

2) den Stam der Viehzucht;
3) die gerichtothierärztlichen Verrichtungenz
4) die ihm vorgekommenen Fälle, welche in wissenschaftlicher Hinsichrinteressant

sind, und
5) den Stand der Thierarzneikunde mit Angabe der vorhandenen W-

der nothwendigen Verbesserungen.

—

16.
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g. 8.

Als Organ der eigentlichen Veterindrpolizei hat er alles, was in dieser Hin-
sicht wichtig und für die Bezirkoinsassen nützlich oder schddlich erscheint, ins Auge zu
fassen, und dasjenige, wodurch die Gesundheit der Hauo= und Nußthiere gestort
werden kann, aus demWegezu rdumen, oder wenn dies nicht thunlich, dasselbein
seiner Wirksamkeit möglichst zu beschränken und zu enrkräften, davon aber dem
Fürstl. Landrathsamte mündlich oder schriftlich Anzeige zu machen.

Er hat den Gesundheitozustand des Biehr in seinem Bezirke, sowie in den
angrenzenden Orten genau zu beobachten, diese seine Beobachtungen ins Tagebuch
einzutragen, und dasselbe bei der Berichtserstattung zu berücksichtigen. In dieser
Hinsicht hat er sich von allen Anstalten, Einrichtungen und sonstigen Verhältnissen
und Gegenständen, welche sich auf die Veterinadrpolizei beziehen, genaue Kenntniß
zu verschaffen, und hiernach die zweckdienlichen Einrichtungen dazu zu treffen, daß
vorhandene Gebrechen des Veterindr, Sanitaktowesens gehörig ergründet und abge-
stellt, und hierauf sich beziehende Vorschriften und Einrichtungen entweder ver-
bessert oder ganz neu getroffen werden.

K #
Dieserhalb liegt ihm auch ob, von Zeit zu Zeit die Viehhrerden zu inspiciren

5 c.. ———— 5 5 zif. n 1. !. MW 4n S
5 so wiedie Caviller auf ge Symp

tome aufmerksam zu machen haben, mit Rath zu unterstützen. Auch hat er zur
Beforderung der Viehzucht sein Augenmerk auf tüchtige Saamenthiere zu richten
und die Ortsvorstände auf etwa vorkommende Mängel aufmerksam zu machen und
sie zu belehren.

d.Der Kreiothierarzt hat in m— Beziehung neben dem Phy-
sikus die Aufsicht über alle mit Ausübung der Thierarzneikunde beschadftigten Per-
sonen, sowohl über die eigentlichen Thierärzte alo auch übersolche Personen, welchen,
ohne Thierärzte zu sein, die Vornahme einzelner Hülfsleistungenbeigewissen Thier-
arten nachgelassen ist, z. B. Hirten, Schäfer, Schmiede u. K. w.

5. 11.
DerKreisthierarzt muß auf Abstellung aller thierärztlichen Pfuschereien hin-

arbeiten und hat zu dem Ende alle Contraventionen dieser Art, die ihm bekannt
werden, bei der betr. Behörde anzuzeigen.
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5 12.

Um die Entstehung von Krankheicen unter den Hausthieren zu verhüten, hat
er auf zweckmäßige Beschaffenheie des Futters, des Wassers, der Stallungen, der

Weidepldte, aufgehorige Reinlichkeit beiiderWartungeaufBeseitigung und Ver-
me idung sschadlichcher gde 1 G iftpflan=

zen, auf die Abstellungschädlicher Gebruche und Gewohnheiten durch Rath und
That möglichst hinzuwirken, und deßhalb bel den Behörden die geeigneten Einlei-
tungen zu treffen. Inobesondere hat er auch auf etwa vorhandene, inörtlichen Ver-
bältnissen begründete Schädlichkeiten, welche Bedingungenenzootischer Krankheiten
ausmachen, sein Augenmerk zu richten und nöthigenfalls in Verbindung mit dem
Physikus und in Gemeinschaft mit den Behörden die Hebung und Entfernung der-
selben ins Werk zu setzen. Ebenso hat er, um das Forterben der Thierkrankheiten
zu verhüten, genau darauf zu achtren, daß keine mit erheblichen forterbenden Krank-
heiten und Fehlern behafteten Thiere zur Zucht gebrauche werden.

Decgleichen hat er sorgfältig darüber zu wachen, daß keine Ansteckungsstoffe
im Lande erzeugt oder in dasselbe eingeführt werden, und in der lehteren Hinsicht
muß er öfterd bei Viehmärkten gegenwärtig sein und auf gesunde Beschaffenheitdeo
zum Verkaufe gebrachten Viehes sehen. Dab wad er über den Ausbruch von Seuchen
in den benachbarten Ländern erfährt, muß er schleunigst zur Kenntniß der Behörden
bringen, in Bezug auf fremdes Vieh, welchec durch das hiesige Kand getrieben wird,
auf die Aufforderung der Behörden die bei herrschenden Seuchen nöthigen Gesund-
beitspässe, erforderlichenfalls die Thiere selbst untersuchen, so wie darauf achten, daß
keine Seuche durch giftfangende Sachen in das Land Eingang finde.

S. 13.

Dem Kreisthierarzte liegt es ferner ob, für die Tilgung ansteckender Krank-
heiten, die in seinem Bezirk ausbrechen, eifrigst zu sorgen. Demgemß hat er sich
bei der ersten Nachricht ven dem Auöbruche einer solchen Krankhit in einem Orte
ungesäumt an Ort und Stelle zu begeben und das Uebel in Bezug auf seine Ursachen,
seine Verbreitung, seine Zeichen, seinen Verlauf, seine Ansteckbarkeit, seine Gefahr
und Tödklichkeit genau zu untersuchen, einen Heilplan zu entwerfen, Maßregeln an-
zugeben, wie der Verbreitung der Seuche Einhalt gethan und vorgebeugt werden
kann, und dieselben durchführen zu helsen. Namentlich ist dieses erforderlich bei der
Rinderpest, dem Rotz, dem Wurm, dem Milzbrand, dem Zungenkrebs, der bei
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Schweinen vorkommenden Anihrax- Braune, dem Rothlauf der Schaafe und
Schweine, dem Pferdetyphus, dem Faulfieber, der Ruhrseuche, den Schaafpocken,
der Raude, der Maulseuche, der epizootischen Mauke, der typhösen bungenseuche 2c.

5. 14.

Der Kreiothierarzt ist Organ der Medicinalpolizei in ihrer Begiehung auf die
Gesundheit der Menschen, indem auch er die Gefahr mit abzuwenden hat, welche den
Menschen bei unzweckmäßiger und unvorsichtiger Behandlung kranker und todter
Thiere in der Art droht, dah sse theilo förmlich von den Krankheiten der Thiere an-
gesteckt werden, theilo durch den Genuß deo Fleischeo und der Milch des kranken
Viehes, durch Besudelung mit seinem Blute, seinen Absonderungsstoffen 2c. sowie
durch die bei seiner Eingrabung sich entwickelnden Miaomen erkranken.

. 16.
Et hat deßhalb zu verhindern, daß krankes Vieh geschlachtet werde, und in

Folge dessen die Fleischbeschau zu leiten, rücksichtlich selbst mit zu übernehmen; er
hat die Fleischbeschauer theils zu unkerrichten, theilo beim Betriebe ihres Geschäftes
zu beaufsichtigen, in zweifelhaften Fällen selbst die greignete Untersuchung vorzuneh-
men, und in Bezug auf hierher gehörige allgemeine Maßregeln bei den Behörden
die zweckdienlichen Anträge zu stellen.

Tuch in dieser Beziehung hat der Kreisthierarzt den Viehverkauf und die Vieh-
markte so genau wie möglich im Auge zu halten.

5. 10.

Kommen Fülle der Wuth, unihraxartiger Krankheiten, der Rotz= und Wurm-
krankheit, der bösartigen Raude und anderer auch den Menschen gefährdenden Thier-
krankheiten vor, so hat er in Gemeinschaft mit den Physikern, den Behörden und
den Ortsvorständen eifrigst dafür zu sorgen, daß durch zweckmäßige Behandlung
der kranken und todten Thiere jede nachtheilige Uebertragung krankhafter Stoffe
auf den Menschen sorgfältig vermieden werde.

8. 17.
Inêbesondere ist es auch Pflicht des Kreisthierarztes, in Fällen wo Menschen

von wuthkranken Thieren verletzt worden, eifrig darüber zu wachen, daß soiche
Thiere behufe der verläßigern Bestimmung ihres Zustandes und der mit den Ver-
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letzten vorzunehmenden Behandlung sorgfaltig eingesperrt, bewacht und beobachtet
werden.

K. 18.
Endlich hat er darauf zu sehen, daß die Wasenmeister ihren Obliegenheiten in

der Art Genüge leisten, daß bei der Beseitigung und dem Vergraben tedter Thiere
den Menschen kein Schaden erwachse.

8. 19.

Als Armen-Thierarzt seines Bezirke ist der Kreisthierarzt verpflichtet, allen
unvermögenden Personen seines Bezirks bei Krankheiten ihrer Hauthiere den nö-
thigen medicinischen und chirurgischen Rath und Beistand unentgeldlich zu leisten.
Findet er, daß dürftige Personen ihr Viehnicht gehörig zu füttern und zu verpflegen
vermögen, und so zur Entstehung einer Seuche Anlaß geben können, so hat er deß-
halb beim Ortsvorstande und bei dem Fürstkl. Landrakhsamte Anzeige zu machen.

7 5. 20.

Auf die Requisitionen der Gerichte hat der Kreisthierarzt in allen zu einer ge-
tichtlichen Untersuchung und Enescheidung geeigneten Fallen, welche die Beurthei-
lung eines Thierarztes erfordern, diejenigen Punkte, auf welche ko in thierärztlicher
Beziehung ankommt, mie der größten Genauigkeit zu untersuchen, das Ergebniß der
Untersuchung in seinem Fundschein treulich anzugeben, und darnach seine Berichte,
Gutachten und Zeugnisse nach allen Gründen der Wissenschaft, nach Pflicht und
Gewissen ohne alle Partheilichkeit und Rebenabsicht so auozustellen, daß dem Rich-
ter wo möglich bei seinem Urtheilsspruche durchaus kein Zweifel bleibe. Er hat da-
her in seinem Fundscheine auch genau anzugeben: Thiergatkung, Gestalt, Farbe,
Abzeichen, Geschlecht, Tag, Stunde und Dauer der Untersuchung, und denselben,
wenn der Physikus dabei gegenwärtig sein sollte, in dessen Beisein zu unterschreiben
und zu besiegeln.

6 21.

Hinsichtlich der bei dem Viehhandel durch besondere Uebereinkunft angenomme-
nen oder durch die Gesetze bestimmten Gewährsmängel, welche eine thierärztliche
Beurtheilung erfordern, soll der Kreisthierarzt entweder auf die Aufforderung der
Gerichtöbehörde oder auf Ersuchen der Betheiligten über die fragl. Punkte sogleich,
und zwar hach geschebener Feststellung der Identitat des betr. Thieres, die erfordek.
lichen Besichtigungen und Untersuchungen mit aller Vorsicht und Genauigkeit ge-
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mäß den Grundsätzen der Wissenschaft vornehmen, das Ergebniß seiner Nachfor-
schungen in dem Fundscheine angeben, und hierauf unter Aufzahlung der Beweis-
gründe und gehöriger Berücksichtigung der geeigneten wissenschaftlichen Hülfsmittel
sein Gutachten gründen.

S. 22.
Bei Verletzungen und Beschaddigung eines Thieres hat der Kreisthierarzt be-

sonders zu berücksichtigen, ob dieselben ohne weiteren Nachtheil für die Gesundheit,
die Brauchbarkeit oder den sonstigen Werth des Thiereo, heilbar oder unheilbar sind,
und in welchem Maße sie den Preis desselben vermindern, dann aber, wenn der Tod
eintritt 1 *8 26. 8u, 5 TIa T.7. *8 92 I.% *8 *8 19. gHd Ta#:s

S. 23.
Bei der gerichtlichen Oeffnung todter Thiere muß jedesmal erst die dußere Be-

sichtigung stattfinden und hierbei bemerkt werden, unter welchen Zufällen das Thier
starb, in welcher Lage sich der todte Körper befand, wie lange er schon todt gelegen
hat, ob er schon in Fäuluiß übergegangen war, und ob das Thie-erst traneportirt
wurde, weil diese und dhnliche Umstände sehr täuschende Erscheinungen hervorbrin-
gen und den Unerfahrenen verleiten kennen, Erscheinungen, welche nur Wirkungen
und Folgen von Nebenumständen sind, für Ursachen oder Wirkungen einer Krank-
heit oder des Todes zu halten. Es muh dehhalb das zu untersuchende Thier mög-
lichst bald nach dem Tode, ohne daß es erst weit fortgeschleppt wird (was höchstens
eine ansteckende Seuche nöthig machen könnte) geöffnet werden, wobei zuerst die
Brus dann dieBauchhohle und zuletzt der Kopf sorgfaltig zu untersuchen ist.

Der Befund ist in das hierüber entweder vom Kreisthierarzte selbst oder von
einer Gerichtsperson aufzunehmende Protocoll niederzulegen.

g. 24.
Jede Mehrung, Minderung, überhaupt Abänderung dieser Instrucelon wird

ausdrücklich vorbehalten, so wie es sich von selbst versteht, daß der Kreisthierarzt
allen ihm vonFurstl. Landrathsamte zukommenden Aufträgen, auch wenn sie außer
dem Bereich derin dieser Instruction bezeichneten Pflichten liegen, pünktliche Folge
zu leisten hat.

Rudolstadt, den 27. April 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium*#pAbtbeil.des Innern.
###mge.#
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Zehntes Stück vom Jahre 1853.

 XXII. Verordnung
vom 13. Mai 1853 im Betreff der über die Geistlichen der evangelisch-luthe-

rischen Landeekirche zu übenden Dioeiplin.
Wir Friedrich Gänther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg ##
verordnen im Betreff der über die Geistlichen der evangelisch-lutherischen bandes-
kirche zu übenden Disciplin nach Anhörung des Kirchenrathes auf Antrag Unsereé
Ministeriums, was folgt:

I. Von den Geistlichen und deren Pflichten.
F. 1

Geistlicheim Sinne dieses Gesetzes sind diejenigen, welche bei einer Gemelnde
der rangelisce 2 zanohe zum ischtelin der Alhhion, zur Sworden sindsot gung det

. 2.

Es soll Niemand vor erfülltem 25tn6e Gebensjahre und ohne vorhergegangene,
der deefallsigen Verordnung entsprechende, genaue Prüfung seiner Kenntnisse und

Erforschung seines bisher geführten Wandels zu einem geistlichen Amte gelassenerde

Die!Befugniß zur Ausübung der gimagDmteverrichtungenimAllgemeinen
wird durch die Ordination verliehen. In derRegel darf diese Niemandem ertheilt
werden, der nicht ein geistliches Amt, welches ihm seinen Unterhalt gewährt, zuüber-
nehmen Gelegenheit hat.

F. 4

lleGeistlichen müssen sich einesunanstößigen, nüchternen, 7 und über-hauoelsittlchm und christlichfrommen bebenswandels befleißige
Fürstl. Schwarzb. Gjesetsamml. XlV.
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g. 6

Auch in an sich gleichgultigen Dingen haben die Geistlichen alle Veranlassung
zum Anstoße fur die Kirchengemeinde sorgfaltig zu vermeiden und aller zudringlichen
Einmischung in Privat-Angelegenheiten sich zu enthalten; sie haben sich zu bestreben
durch vorsichtiges, vertragliches und freundliches Betragen, sich die Liebe und das
Vertrauen der Gemeinde zu erwerben und sollen uberhaupt in Leben und Wandel,
Worten und Werken, Kleidung und Umgang der Gemeinde mit einem guten Bei-
spiele vorgehen.

Die Mitglieder ihrer Familie und Angehörigen ihres Hauseö haben sie zueinem
ordentlichen, sittlichen und ihrem Stande angemessenen Betragen anzuhalten.

G. 6.
Die Geistlichen dürfen, wie überhaupt, so im Besondern in ihren amtlichen

Vorträgen und bei dem Religionsunterrichte nichts äußern, was den Grundbegriffen
der evangelisch-lutherischen Kirche widerspricht.

S. 7.

Auch außer der Kirche sollen Geistliche, denen die Seelsorge beieiner kirchlichen
Gemeinde anvertraut ist, an der Belehrung und moralischen Besserung, sowie christ.
lichen Bildung ihrer Mitglieder unermüdet arbeiten.

Sie sind zu Privatermahnungen berechtigt.
Wenn sie einem Mitgliede der Gemeinde seine Vergehungen vorhalten, so sind

sie nicht schuldig, die Quelle ihrer Kenntniß anzugeben.
Dergleichen Vorhalte werden für Beleidigungen nicht gehalten, wenn nicht

schon Zeit, Ort und Urt des Vorhaltens eine Ehrenverlehung enthadlt (ogl. Straf-
gesetzbuch Art. 190).

Fchlen sie dabei nur aus Mangel an Sanftmuth und christlicher Liebe, so hat
sie der betreffende Superintendent rezp. der Kirchenrath deöfalls zu ermahnen und
zurechtzuweisen.

g. 8.

Inöffentlichen Worträgen hat jeder Geistliche aller persönlichen Anzüglichkeiten
sich zu enthalten.

Schilderungen der in einer Gemeinde herrschenden Laster und Ungebühr-
nisse sind keine Anzüglichkeiten.
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Sie arten aber dahin aus, wenn Personen genannt oder durch individuelle

Nebenumstände kenntlich gemacht werden.

K 9.
Was einem Geistlichen in der Beichte oder sonst als Seelsorger anvertraut

worden ist, das muß er geheim halten, und kann auch zum gerichtlichen Zeugnisse
über den Inhalt solcher Ereffnungen ohne den Willen desjenigen, der ihm dieselben
anvertraut hat, nicht angehalten werden (vgl. Straf-Prozeß. Ordnung Art. 176, 2.)

Soweit aber die Kundgebung eines solchen Geheimnisses nothwendig ist, um
eine dem Staate drohende Gefahr abzuwenden oderein Verbrechen zu verhüten oder

den schädlichen Folgen eines schon begangenen Jwerchenen votzubeugen oderbelfen, treten die Bestimmungender Artikel 38—0 fgesetz

. 10.
Geistliche dürfen in der Regel kein Mitglied der Gemeinde von Beiwohnung

des Gotteödienstes oder von den Sakramenten ausschließen.

Findee ein Geistlicher Bedenken, Jemanden zuzulassen, so muß er demselben
das Bedenken in Zeiten mit Schonung eröffnen.

Mssteht derselbe dennoch auf seiner Zulassung, so hat der Geistliche den Vor-
fall dem Superintendenten anzuzeigen und dieser hat, wenn der Geistliche oder der
betreffende Peccant bei dessen Entscheidung sich nicht beruhigt, dem Kirchenrath zu
berichten und behält eo bel dessen Entscheidung sein Bewenden.

Wenn aber Jemand zu einer gotteödienstlichen Handlung in der Trunkenheit,
in anstößiger und argerlicher Kleidung oder sonst in einem Zustande sich einfindet,
in welchem er ohne offenbaren Anstoß und grobes Aergerniß der Gemeinde oder
seiner Mitgenossen bei dieser Handlung nicht zugelassen werden kann, so darf ihn der
Geistliche von der gotteodienstlichen Handlung zurückweisen, hat aber dem Kirche
rathe davon Anzeige zu machen.

· §.1l.

Den Geistlichen kann kein Mitglied der Gemeinde zur Beiwohnung des Got-
wi und zum Gebrauche der Sakramente durch dußern Zwang anhalten.

zu Haus= und Krankenbesuchen darf er sich Niemandem gegen dessenFnielt — aufdrängen. 17.



136 1853.

8. 12.

Keinem Geistlichen istgestattet, neben seinemgeistlichen Amte ohne Genehmi-
gungdesKirchenrathes, irgend einen Erwerbezweig zu ergreifen oder beizubehalten.

Ueberhaupt darf kein Geistlicher eine Beschadftigung bekreiben, durch welche der
Würde oder den!Obliegenheitenseines Amtes Eintrag geschehen könnte.

Inebesondere dürfen Geistliche weder für sich selbst, noch durch ihre, in ihrem
Hause lebenden Familienglieder burgerliche Gewerbe oder Handel treiben.

Wenn ihnen aber der Genuß gewisser Grundstücke zu ihrem Unterhalte ange-
wiesen worden, so kônnen sie deren Cultur und den Absab der darauf gewonnenen
Erzeugnisse selbst besorgen, haben aber dabei alles Anstößige zu vermeiden.

. §·1:1.

Geistliche dürfen sich nicht verehelichen, ohne hierzu die Erlaubniß des Kirchen-
rathes durch den Superintendenten eingeholt zu haben.

Diese Erlaubniß wird jedoch bei einer Ehe mit einer unbescholtenen Frauens-
person nur wegen offenbarer Unzulinglichkeit der Mittel zur Ernadhrung einer Fa-
milie versagt werden.

S. 11.
Im Verhalten zu seinen Amtsbrüdern soll der Geistliche sich der Friedfertig-

keit, Einträchtigkeit und Verträglichkeit ganz besonders befleißigen
Bei Krankheiten oder sonstigen Abhaltungen, auch Todesfallen u Versebun-

gen benachbarter Amtebrüder ist der Geistliche zu einstweiliger Uebernahme deren
Amtsverrichtungen nach den getroffen werdenden Anordmungen verbunden.

9. 15.

Denihnen vorgesetzten Superintendenten sind die Geistlichen Achtung und Ehr-
erbietung und bezüglich der von denselben getroffenen Anordnungen Folgsamkeit und
Gehorsam zu erweisen schuldig.

Die Geistlichen haben die rücksichtlich ihrer Amtsverrichtungen, als z. B. wegen
der Taufen, Aufgebote, Trauungen, Begräbnisse, Führung der Kirchenbücher, Aus-
stellung pfarramtlicher Zeugnisse bestehenden oder noch zu erlassenden Bestimmungen
genau zu beobachten und die vorgeschriebenen Officialarbeiten pünktlich zu ver-
richten.
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8. 11.

Die Pfarrer d. h. diejenigen Geistlichen, welche zur Leitung des Gottesdienstes
bei einer Parochialkirche bestellt sind, haben sich die Sorge fur die Gebaude, Felder,
Gerechtsame und das Vermögen der Kirche und Pfarrei angelegen sein zu lassen.

S. 18.
Das Kirchen= und Pfarrarchiv haben sie in guter Ordnung zu halten und darin

namentlich nicht nur überhaupt die zu ihrer Kirche und Parochie gehörigen und ihr
Amt betreffenden Schriften, Documente, Acten und Verzeichnisse, als Kirchenbücher,
Matrikel, Inventarien, Kirchrechnungen u. s. w., sondern auch die sowohl allgemei-
nen, als speciellen Verordnungen, die an sie in Amtosachen ergehen, oder ihnen vom
Superintendenten oder der Kirchen= und Schulen-Inspection durch Eirculare be-
kannt gemacht werden, sorgf#ltig und ordnungemäßig verzeichnet aufzubewahren,
resp. die lezteren actenmäßig, wenigstens dem Hauptinhalte nach, anzumerken.

5. 19.
Die Pfarrer dürfen die ihnen anvertraute Gemeinde, namentlich auch bei einer

drohenden Gefahr eigenmächtig nicht verlassen.
g. 20.

Wenn sie zu verreisen genöthigt sind, so kann es, wenn die Abwesenheit über
drei Tage dauert oder auf einen Sonn= oder Festtag fällt, nur mit Vorwissen und
Erlaubniß des Superintendenten geschehen. Dieser hat die Genehmigung des Kir-
chenrathes einzuholen, wenn die Dauer der Abwesenheit über vierzehn Tage beträge
oder mehr alo zwei Sonntage in sich begreist, in dringenden Fällen ist er berechtigt,
den Urlaub sofort zu ertheilen, hat aber davon demKirchenrathe Anzeige zumachen.

In allen Fallen muß der Pfarrer unter Genehmigung deo Superintendenten
resp. des Kirchenrathes solche Veranstaltungen treffen, daß der gewöhnliche öffent-
liche Gottesdienst nicht ausfällt und die Casualien besorgt werden.

Bei seiner Zurückkunft hat er dem Superintendenteu resp. durch denselben dem
Kirchenrathe davon Anzeige zu machen.

K. 21.
Ein PMarrer, der nur bei einer einzelnen Handlung oder nur auf kurze Zeitsein

Amt selbst zu verwalten gehindert wird, kann sich dabei durch einen andern Geist-
lichen, welcher zu solchen Handlungen an undfürsich befugt ist, vertreten lassen.
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Soll die Vertretung langer als drei Tage dauern, so muß dem Superin-
tendenten davon Agnzeige geschehen.

IstdieVertretung auf länger als vierzehn Tageerforderlich, so hat der Superin=
tendent an den Kirchenrath zu berichten und die gekroffenen Maßregeln zur Geneh-
migung anzuzeigen.

Verrichtet der Stellverkreter eine Amtöhandlung, die ins Kirchenbuch einge-
tragen wird, so hat er bei der Eintragung seinen eigenen Namen mit Angabe seines
Amtes und der Ursache der Vertretung zu unterzeichnen.

 à

Die Diaconen oder Nebengeistliche haben dem Pfarrer, dessen Aufsicht und
Anweisung sie ale solche unterstellt sind, Achtung und Gehorsam zu erweisen.

K. 23.
Geistliche, welche zur Strafe emeritirt oder aus dem Dienste entlassen sind,

dürfen keine geistlichen Amtsverrichtungen vornehmen. Entgegengesezten Falles
werden sie nach Analogie des Art. 247 des Strafgesetzbuchs bestraft. Die vorge-
nommenen Amtshandlungen sind ungültig und verpflichten zum Ersatz des dadurch
verursachten Schadens.

II. Von den Dißeipllnarbehörden der Geistlichen.
S. 24.

Dem Kirchenrathe gebührt die Aufsicht über die Amtsführung, die behre und
den Wandel der Geistlichenz er ist deren Disciplinarbehorde.

Die Geistlichen sind demselben Ehrfurcht und in Angelegenheiten ihres geist-
lichen Amte5 Gehorsam schuldig.

K. 25.

Der Lhenrat ist berechtigt, so oft er es nöthig findet,, Kirchenvisikationenvorzunehme
Der rchenrath übt die unmittelbare Aufsicht über dieGeistlichen vorzugs-

weise durch den Generalsuperintendenten.

K 26.
Die Superintendenten sind die untergrordneten Organe der Aufsichtsführung
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des Kirchenraths und haben daher über die Amtsführung, die behre und den Wan-
del der Geistlichen ihrer Disces dem Kirchenrath Bericht zu erstatten.

Sie sind jedoch auch selbst berechtigt, wie verpflichtet, durch Belehrungen und
Ermahnungen die Amtsführung und den Wandel der Geistlichen ihrer Disces in
den Schranken des Gesetzes und der Ordnung zu erhalten.

Die Geistlichen sind ihnen von ihrer Amtsführung, ihrer Lehre und ihrem
Wandiauf Verlangen Rechenschaft zu geben verpflichtet.

III. Von den Discnplinarstrafen der Geistlichen.
S. 27.

Die gegen Geistliche zulässigen Disciplinarstrafen sind:
1) sofortige Ermahnungen, Warnungen und Zurechtweisungen von Seiten des

vorgesetzten Superintendenten,
2) Ermahnungen und Verweisungen, welche auf Anzeige des Superintendenten

der Kirchenrath durch letztern, nach Befinden unter Androhung härterer Strafe bei
etwa wiederholten Zuwiderhandlungen ertheilen laßt,

3) Geldbußen bis zum Betrage von 5 Thlr. = 8 Fl. 45 Tr.,
1) Vorhaltung und Verweis durch den Kirchenrath unmittelbar,
5) Suopension,
6) Strafemeritirung,
7) Dienstentlassung.

 2#.

Die geringern Disciplinarstrafen, als: Ermahnungen, Warnungen, Zurecht-
weisungen, Verweise und Geldbußen werden, ohne daß es eines vorgängigen förmli-
chen Verfahrens bedarf, bei solchen Uebertretungen vorstehender, wie anderer gesetz-
li en. Jod inst ti 8 4ß Mosti 5n dien «

g so *½ 9 #
Ker. *8* ber S tAi. ## SDODAL R: ##

Bei solchen Vorhaltungen und Verweisen durch den Kirchenrath, welche bei
wiederholten Ungebührnissen eintreten, erfolgt neben der nachdrücklichen Zurechtwei-
sung auch die auodrückliche Androhung künftiger, unvermeidlicher, schwererer Ahn-
dung durch Suspension, Strafemeritirung oder Dienstentlassung für den Fall,
daßdie Strafe nicht wirklich Besserung und genaue Beobachtung der Amtopflichten
bewirken sollte.
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. 20. "

Die Suspension vom Amte kann vom Kirchenrathe theils auf unbestimmte
Zeit wegen dringenden Verdachts eines bedeutenden Vergehens während der desfalls
wider einen Geistlichen zu führenden strafrechtlichen oder Disciplinar= Untersuchung
als provisorische Verfügung, theils auf bestimmte Jeit wegen Ungebührnissen als
Diöciplinarstrafe verfügt werden.

. Während der Dauer der Suêpension muß der suspendirte Geistliche sich aller
Amteverrichtungen enthalten und ist wegen der einstweiligen Besorgung derselben
auf Kosten des Suopendirten entweder ein Vikar zu bestellen oder es sind, wie bei
einer Vacanz, die benachbarten Geistlichen zur Vertretung heranzuziehen.

Nach Befinden kann gleichzeitig ein Theil des Diensteinkommens innebehalten
werden; überhaupt kommen hier die Bestimmungen des §. 50. des Staatedienstge-
sebes analogisch zur Anwendung.

g. 30.
Strafemeritirung oder Dienstentlassung findet statt:

1) wenn sie nach Erschöpfung der geringeren Strafen angedroht waren, (8.28.)
dessen ungeachtet aber der Bedrohte eine neue Zuwiderhandlung sich zu Schulden
kommen laßt,

2) wenn Geistlichein Wechselarrest gehalten werden oderin gerichtlichen Concurs
verfallen, sofern sie nicht nachweisen können, daß solches ohne iht Verschulden durch
Unglückefälle eingetreten sei,

3) wenn Geistliche sich gröbere Verstöße gegen die rücksichtlich des Wandels ihnen
obliegenden Pflichten zu Schulden kommen lassen (6.2.),

4) wegen Verlehung des geistlichen Amtsgeheimnisses (.
5) wenn ein Geistlicher sich verheirathet, ohne dazu die Erlaubniß des Kirchen-

taths eingeholt zu haben (5§. 13.),
8) wenn ein Pfarrer die ihm anvertracke Gemeinde zu deren Nachtheil eigen-

mächtig verladpt, ohne rechtfertigende Gründe darthun zu können G. 18.),
7) wenn ein Geistlicher durch Darreichung von Geschenken oder Gewährung von

Vortheilen eine geistliche Stelle erschlichen hat (St. G. B. Art. 316. 1)

5 31.
Bei Vergehungen eines Geistlichen gegen die allgemeinen Strasgesetze kann

außer und neben der richterlichen Untersuchung und Entscheidung wegen der ver-
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wirkt lichen Strafe Disci u wegen des mit dem Vergehenrirken bürgrh kicchlichen geitin zapchm werden.

S. 32.

Bezüglich aller gegen Geistliche eingeleiteten Untersuchungen haben die Gerichte
sowohl von deren Eröffnung, als auch von der Versetzung in den Anklagestand,
der etwaigen Verhaftung und von dem Erkenntnisse dem Kirchenrathe Mittheilung
zu machen.

 1
Der Verlust des geistlichen Amtes und des damit verbundenen Diensteinkom-

mens, Titels und Ranges, sowie des Anspruchs auf einen Ruhegehalt tritt nicht
bloß als Folge eines die staatsbürgerlichen Rechte aberkennenden gerichtlichen Er-
kenntnisses ein (Gesetz vom 1. Mai 1850. Art. 1); sondern er kann auch wegen auf-
reizender Aeußerungen eines Geistlichen gegen die Staatéregierung, wegen Verbrei-
tung aufreizender Schriften gegen dieselbe oder sonst wegen des durch Vergehungen
gegen die allgemeinen Strafgesetze gegebenen öffentlichen Aergernisses und verlornen
öffentlichen Vertrauens in Folge der neben der gerichtlichen Untersuchung zu führen-
den Disciplinaruntersuchung C. 31) von dem Kirchenrathe verfügt werden.

# 37.

Ist die Eröffnung einer gerichtlichen Untersuchung gegen einen Gesstlichen wegen
Mangels an dem erforderlichen Antrage eines Betheiligken (ogl. z. B. Strafgesetz=
buch Art. 140. 206. 298) oder Zurücknahme dieses Antrags (St. G. B. Art. 10)
oder wegen eingetretener Verjhrung (St. G. B. Art. 71. ff.) unzulassig oder in
einer gerichtlichen Untersuchung Freisprechung erfolgt; so wird doch durch diese Um-
stände allein die Einleitung der Disciplinar-Untersuchung nicht gehindert.

# 35.
Nicht blosin den Fällen der Art. 807, 808und 320, sondernauch in den Fälen

des Art. 309 ff. dee Strafgesetzbuchs, soweit dieseBestimmungen nach Art. 318 auf
Geistliche anwendbar sind, hat der Kirchenralh die Befugniß, gegen Geistliche Dis-
alplinar-Untersuchung zu führen und auf die gesetzliche Strafe als Disciplinarstrafe
oder auf eine Disciplinarstrafe zu erkennen.

S. 36.
Ein zur Straff emeritirter Geistlicher kann nur nach einem mehrjährigen Zeit-



142 1853.

raume und bei vorliegenden besonderen und sicheren Bewelsen der Besserung wiecder
angestellt werden.

Die Dienstentlassung bewirkt den Verlust aller Rechte des geistlichen Amteo
und Standes. Die Dienstwohnung ist wenigstens binnen vier Wochen nach ver-
fügter Strafemeritirung oder Dienstentlassung zu rdumen, wogegen der Verlust des
übrigen Diensteinkommeno mit Ablauf der Recurofrist (s. 12.) beziehungsweise mit
Eröffnung der vom Landesherrn bestatigten Entscheidung (. 43.) eintritt.

Im Fall erweiolich vorhandener Bedürftigkeit bleibt es dem Landesfürstlichen
Ermessen überlassen, ob dem entlassenen Geistlichen eine jährliche Unterstützung zu
bewilligen sei.

IV. Vom s*y* wider Geistliche.
g. 3

Die schwereren Disciplinarstrafen —Uerihann, Strafnnekmrungoder
Dienstentlassung — werden nur auf Grund eines förmlichen Disciplinarverfahrens
und durch ein mit Gründen versehenes Resolut verhängt.

. 38.
Der Einleitung der formlichen Disciplinar-Untersuchung geht in der Regel ein

Informativverfahren voraus.
Hierzu bedient sich der Kirchenrath in der Regel des betreffenden Superinten-

denten oder des treffenden Landraths als weltlichen Coinspectors, ausnahmoweise
kann auch die Staatsanwaltschaft requirirt werden. Zu vernehmende Zeugen
werden nicht vereidigt.

S. 30.
Die förmliche Disciplinar-Untersuchung wird durch ein Decret des Kirchen-

ratho eröffnet und entweder durch ein rechtakundiges Mitglied desselben oder auf Er-
suchen de5 Kirchenraths durch das Kreiogericht geführt. Das Kreisgericht muß
dieser Requisitien Folge leisten.

Der Angeschuldigte wird über die erhobenen Anschuldigungsmemente zu Pro-
tokoll vernommen und zur Angabe seiner Vertheidigungomittel aufgefordert.

Die Beweise werden ausgenommen, sowohl der Anschuldigungo= als auch der
Vertheidigungobeweis.

Bei der förmlichen Disciplinaruntersuchung werden die Zeugen vereidigt.
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K. 10.

Nach Schluß der Disciplinaruntersuchung wird der Angeschuldigte unter Mit-
theilung der erhobenen Beweise vernommen undihm eine angemessene, ausschließliche
Frist zur Einreichung einer schriftlichen Vertheidigung gewährt.

S. 11.

Das urtheil wird in einer der ordentlichen Sitzungen des Kirchenraths colle-
gialisch berathen und verabfaßt und sodann dem Angeschuldigten eröffnet.

8. 42.

Beruhigt sich der Angeschuldigte bei dem ertheilten Resolut, so wird es ohne
Weiteres vollstreckt.

Er kann aber auch innerhalb zehn Tagen Recurs an das Gesammt-Ministe-

rium einlegen und diesen Recuro innerhalbeiner ausschließlichen d von vier Wo-chen von Zeit der Einwendung ab durcheine gungoschriftbegrönden
und ausführen.

Dieser Recurs hat aufschiebende Wirkung; nur die im Lause der Untersuchung
etwa verhängte vorldufige Suspension bleibt bis zur definitiven Entscheidung be-
stehen.

g. 48.
DasGesammt· Ministerium fordertaufden von dem Angeschuldigten eingeleg-

ten Recurs die Acten ein.
Findet es eine Ergänzung des Beweises, namentlich, wenn von dem Angeschul-

digten nur Vertheidigungomemente vorgebracht sind, für nothwendig, so ordnet ed
dieselbe an und beauftragt damit das Kreiögericht.

Findet co die Acten spruchreif, so beruft eß zwei an dem ersten Resolut unbe-
theiligte Mitglieder des Plenar, Kirchenraths zu einer Sitzung des Gesammt, Mini-
steriumo ein und bestätigt oder mildert in dieser Sitzung, an welcherder Vorsitzende
des Kirchenraths sich seiner Stimme zu enthalten hat, dac ersie Erkenntniß durch
eine mit Gründen versehene, der landesherrlichen Bestätigung zu unterbreitende
Resolution

Eine Verschärfung des ersten Resoluts ist unzulassig.
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K. 44.

Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Publication in Kraft und
findet auf bereits angestellte Geistliche ebenso Anwendung, wie auf diejenigen, welche
erst nach dem Erlaß dieser Verordnung angestellt werden.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und wissentlich beige-
drucktem Fürstlichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 18. Mal 1853.

(L. S.) Fr. Gäüntber, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt, v. Bamberg.

M XXIII. HPöchster Erlaß
vom 28. Mal 18538, die Stiftung einer Dienstauszeichnung für Fürstliche

« Diener betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Guaden, Fürst zu Schwarzöurg k.
haben beschlossen, zur Belohnung langjähriger treuer Dienste Fürstlicher Diener
eine Dienstauszeichnung zu stiften.

Der Vorstand Unseres Ministeriums ist mit der Ausführung dieses Befehls
beauftragt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

Rudolstadt, den 28. Mai 1858.

(L. S.) Friedrich Güntber, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Elstes Stüch vom Jahre 1853.
msms“ 1 s——½!

 XXTV. Ministerial-Bekauntmachung
vom 23. Mai 1853, das Hauptzollamt Greifewald in der Provinz Pommern

betreffend.
Nach einer Mittheilung des Königlich Preußischen Finanzministeriums wird

vom 1. Juli dieses Jahres ab das Haupt-Zoll-Amt Greifswald in der Pro-
vinz Pommern in ein Neben-Zoll-Amt l. Klasse verwandelt und in der Stadt
Greifswald einstweilen die Niederlage und dem Nebenzoll-Amte daselbst die Be-
fugniß zur Begleitschein-Ausfertigung und Erledigung, so wie zur unbeschränk-
ten Zollerhebung belassen werden.

Rudolstadt, den 283. Mai 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abth. der Finanzen.
Th. Schwattz. *nie

 KV. Verordnung
des Fürstlichen Ministeriums, Abthellung des Innern, vom 26. Mal 1833,
im Betreff des bei Langholzfuhren in der Flirstlichen Unterherrschaft erforder-

lichen Personals.
Die von der vormaligen Fürstlichen Regierung für die Fürstliche Oberherr=

schaft unter'm 28. Juni 1842 erlassene Verordnung, (Nr. XXI. 1½6 Stäck der
Fürftlt. Schwarzb. Gesefamml. XIV.
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Gesetzsammlung von 1842) nach welcher bei jeder Langholzfuhre außer dem Wa-
genführer noch ein Mann zum beiten des Hinterwagens, ein s. g. Storzer, sich
stets befinden muß, widrigen Falles eine polizeiliche Strafe von 3 Fl. vorbe-
hältlich der etwa Stakt findenden criminellen Bestrafung und der Indemnisa-
tions-Ansprüche der Beschädigten einzutreten hat, wird mit Höchster Genehmi-
gung auf die Fürstliche Unterherrschaft mit dem Bemerken auogedehnt, daß Wir
für beide Landestheile die zu erkennende Geldbuße auf drei Gulden 30 Kr. —
zwei Thaler, für deren Entrichtung zunächst der Geschirrhalter mit seinem Vieh
und Wagen zu haften hat, hiermit erhöhen resp. festsehen.

Rudolstadt, den 26. Mai 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm, Abtheil, des Innern.
Soen eidt.

X XXVVI. Gesetz
vom 27. Mai 1853, einen Zusatz zu dem §. 5 des Ablösungsgesetzes vom

27. April 1849 betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg rr
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und unter Zustimmung des getreuen
Landtags, was folgt:

g. 1.

Auher den in §.5 des Gesetzes wegen Ablösung der Frohnen, Lehen und
Zinsen vom 27. April 1849 (Ges. Samml. 1810 S. Br ff.) aufgeführten, der
Ablösung nicht unterworfenen Rechten, werden auch die, den milden Stiftun-
gen zustehenden Berechtigungen zu Erhebung von Zinsen, dieselben mögen in
Naturalien oder Gelde bestehen, der Ablösbarkeit entzogen.
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8. 2.

Die Bestimmung des §. 1 hat auch auf die Fälle Anwendung zu finden,
in denen zwar bei Publication dieses Gesetzes ein Antrag auf Ablssung ge-
stellt, demselben aber noch nicht Folge gegeben worden und die Ablbsung noch
nicht eingetreten ist. «

Urkundlich unter Unserer eigenhandigen Unterschrift und beigedrucktem Furst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 27. Mai 1853.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Bamberg.

 XXVII. Ministerial-Bekanntmachung,
die Gräfliche Familie Bentink betr., vom 10. Juui 1858.

Auf Höchsten Befehl Sercnissimi wird in Gemähßheit eines in der 15ten
dieSjährigen Sibung der Bundesversammlung gefaßten Beschlusses der Bun-
desbeschluß vom 12. Juni 1815, welcher also lautet:

die Bundesversammlung erklärt, daß der Gräflichen Familie Bentink
nach ihren Standesverhältnissen zur Zeit des deutschen Reichs die Rechte
des Hohen Adels und der Ebenbürtigkeit im Sinne des Art. 14 der
deutschen BundeSöacte zustehen,

hiermie zur offentlichen Kenntniß gebracht.
Rudolstadt, den 10. Juni 1853.

Fürstl. Schwarzburg. Ministerium.
v. Bertrab. -



Berichtigung.
In §. 11 der Verordnung vom 13. Mai 1853 im Betreff der über die

Geistlichen der evangelisch-lutherischen Landeskirche zu übenden Disciplin (Ges.
Samml. 1853. S. 135) muß es heißen: „der Geistliche kann“ anstatt „den
Geistlichen kann“, und in F. 13 alin. 2 derselben Verordnung (S. 143): „neue
Vertheidigungsmomente"“ anstatt „nur Vertheidigungsmomente“.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Ewölstes Stöck vom Jahre 1858.

 LXXVIII. Ministerial-Bekanntmachung.
Die Königlich Württembergische Regierung sowie die freie Stadt Frank-

furt a. M. hat sich dem Vertrage wegen Uebernahme der Auczuweisenden d. d.
Gotha, den 15. Juli 1851 (Ges. Samml. 1851 Seite 51) unterm 15. d. M.
resp. 31. v. M. mit der Maßgabe angeschlossen, daß für beide die Wirksam-
keit dieses Vertrages von dem 1. Juli d. J. ab beginnt.

Wir bringen dieses hiermit zur öffenklichen Kenntniß.
Rudolstadt, den 24. Juni 1853.

Färstl. Schwarzburg. Ministerium.
v. Bertrab.

 ! MW

 XXIX. Verordnung
vom 28. Juni 1858, betreffend deu Steuersatz vom inländischen Rilbenzucker
und die Eingangs-Zollsätze vom anländischen Zucker und Syrup für den Zeit-

ramm vom 1. September 1853 bie Ende August 1855.
Wir Friedrich Günther, von Gottes Guaden, Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen, nachdem die Regierungen der zum Jollvereine gehörenden Staaten
am 1. April d. J. eine Uebereinkunft wegen Besteuerung des Rübenzuckers ab-
geschlossen und sich über eine Abänderung des zur Zeit bestehenden Eingangs=
Zollsahes vom ausländischen Syrup vereinige haben, zur Ausführung diesee
Vereinbarungen, was felqt:

Fürstl. Schwarzt. Gesetzimmi. XIV. 19



150 1853.
S. 1.

Waährend des zweijaéhrigen Zeitraums vom 1. September dieses Jahres bis
Ende-August 1855 wird die Steuer vom inländischen Rübenzucker mit ein und
zwanzig Kreuzern oder sechs Silbergroschen vom Zollzentner der zur Zuckerbe-
reitung bestimmten rohen Rüben erhoben.

g. 2.
Während des in §. 1 bezeichneten Zeitraums ist an Eingangezoll von aus-

ländischem Zucker und Syrup zu scheo und zwar vom

1) Zucker:
a) Brod= und Hut-Kandis,, Bruch

oder Lumpen= und weißer gesto-
Pßener Zucker vom Centner . ..

b) Rebucker undund17m½(Zucker-
) Rohzucker ürintat6. Sieie

reien zum Raffiniren unter den
besonders vorzuschreibenden Be-
dingungen und Controlen vom

7 Zyru##) indem Jeiwaum vom 1. Septem-
ber bior31. December 1853 vom

b)invdent gelraum vom 1. Jantar
1664. dis Ende August 1856 vomCent

r17

11

30

15

330

ut Tara wlrd w vom Cee#Brutio-Geuccht.—*

10

r
nl t. *

3#
· I Alle

13

Kamassas
u K

 L

14 in Fasjern mit Dauben von Eichen·
und anderem bartem Holze.

7 iu Kut.

13 in Zäsicrn mit Daub## àmr" ihes.anderem ba ten Oolz

1l lu Assern.

Ufunsnd, unter Unserer i/genhändigen pranen und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Frankenhausen, den 28. Juni 1853.

Friedrich Günther, F. z.
v. Ketelhodt.

(L. S.)
v. Bertrab. Scheidt.

S.

v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Dreizehntes Stüch vom Jahre 1833.
–

 NXXX. Ministerial-Bekanntmachung.
Nach einer Mittheilung des Königlich Sächsischen Finanzministeriums wird mit Nück-

sicht auf die eingetretenen Verkehrsverhältnisse vom 1. August d. J. an das Nrbenzollamt
II. Classe zu Klingenthal in ein Nebenzollamt I. Classe mit der Ermächtigung zu unbeschränk-
tem Begleischeinwechsel mit dem Hauptzollamte in Eibenstock und den Haupl-Steucrämtern
in Plauen, Chemnitz und Leipzig, dagegen das Nebenzollamt I. Classe zu Esster in eines
dergleichen II. Classe, mit der Befugniß, rohe Baumwolle zum Ausgang abzuferligen, auch
wenn die Ausgangsabgabe den Vetrag von zehn Thalern in einer Ladung übersteigt, ver-
wandelt werden.

Rndolstadt, den 6. Juli 1853.

Füärstl. Schwarzb. Ministerium, Abth. der Finanzen.
Th. Schwart.

A. Koch.

M XXXI. Ministerial-Bekanntmachnng,
betreffend den zwischen dem hiesigen Gomwernement und der Königlich Belgischen

Regierung abgeschlossenen Vertrag wegen Analieferung flüchtiger Verbrecher.
Der zwischen dem hiesigen Fürstenthume einerseits und dem Königreiche Belgien anderer-

seits unterm Z. Juni d. J. abgeschlossene Verlrag wegen gegenseitiger Auslieferung flüchtiger
Verbrecher wird, nach ersolgter Auswechselung der beiderseitigen Höchstcn Nalisicatsons-Ur-
kunden durch die betreffenden Bevollmächtigten, in nachstehender Ausferligung zur Nach-
achtung hierdurch bekannt gemacht.

Nudolstadt, den 22. Juli 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Fürsfl. Schwarzb. Gesetsamml. XIV. 20
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Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt und seine Majestat der
König der Belgier haben für zweckmäßig crachtet, einen Pertrag wegen gegenseitiger Aus-
lieferung der Verbrecher abzuschließen und haben zu dem Ende mit Vollmachten versehen:

Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg-Nudolstadt: den Herrn Wilhelm
von Eisendecher Dr. jur. Staaksralh, Gesandten und bevollmächtigten Minister für Olden-
burg, Anhalt und Schwarzburg bei der hohen deutschen Bundesversammlung, Großkreuz,
Comthur und Nitter mehrerer Orden;

Seine Majestät der König der Belgier den Herrn Noger Helmann von Grimberghe,
Ihren Legations-Secretair und Geschäftsträger ucl imtcrim bei dem Durchlauchtigsten
Deuischen Bunde, bei den Königlichen Höfen von Bayern und Würlkemberg, den Grog-
hergoglichen Höfen von Vaden und Hessen, bei dem Kurkürstlich Hessischen und dem Her-
zoglich Nassauischen Hose und der freien Stadt Frankfurt;
woelche, nachdem sie sich ihre Vollmachten mitgetheilt und in guter und gehöriger Form
befunden haben, über folgende Artikel übereingekommen sind:

Art. 1.

Die Negierungen von Belhien und Schwarzburg-Rudolstadt verpflichten sich gegenseitig
die Individuen auszuliefern, welche aus Belgien nach dem Fürstenthume Schwarzburg-
Audolstadt, oder aus dem Fürstenthume Schwarzburg-Nudolstadt nach Velgien geflüchtet
sind und wegen eines der nachstehend aufgezählten Verbrechen oder Vergehen von den Ge-
richten desjenigen Landes, in welchem die That begangen ist, in Anklagestand gesetzt oder
verurtheilt sind, vorausgesetzt, daß diese Individuen nicht Unterthanen des Staakes sind,
dessen Regierung um ihre Auslieferung ersucht wird.

Diese Verbrechen und Vergehen sind:
1) Mord, Vergiftung, Verwandtenmord, Kindesmord, Todtschlag, Nothzucht;
2) Brandstiftung;
3) Urkundenfälschung mit Inbegriff der Nachbildung von Bankbillets und Staakspapieren;
4) MRünzfälschung;
5) falsches Zeugniss;
6) Naub und Diebstahl, BVetrug, Erpressung, Meruntreuung und von öffentlichen Depo-

sitarien begangene Unterschlagung;
7) betrügerischer Bankero#t;
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Die zur Verständigung über die Auslicferung eines solchen Individuums nöthigen

Mittheilungen werden auf diplomatischem Wege geschehen unter Ausschluß jeder unmittel.
baren Corrcspondenz zwischen den gerichtlichen Behörden der beiden Länder.

Art. 2.

Weun Fälle vorkommen sollten, die in die Kategorie der im vorhergehenden Ariikel
„vorgesehenen Handlungen gehören, indessen so besonderer und außerordentlicher Art find,

daß die Auslieferung des reclamicten Individuums die Villigkeit und Humanität zu ver-
letzen scheint, so behält sich jede der beiden Regierungen für solchen Fall das Recht vor,
in die Auslieferung nicht zu willigen.

Die Regierung, welche die Auslieferung nachsucht, wird von den Gründen der Weige-
rung in Kenmniß geseczt werden.

Art. 3.

Wenn das Individnum, dessen Auslieferung verlangt wird, wegen eines in dem
Lande, wohin es sich geflüchtet, begangenen Verbrechens oder Vergehens verfolgt wird
oder sich in Hast besindet, kann die Auslieferung desselben verschoben werden, bis dasseloe
durch ein Endurtheil frei gesprochen ist oder seine Strafe abgebüßt hat. Dasselbe findet
statt, wenn der Verfolgie Kraft eines vor dem Auslieferungsverlangen ergangenen Urtheils
Schulden halber verhaftet ist.

Art. 4.

Die Auslieferung wird nur auf Vorweisung eines im Original oder in beglaubigter
Ausfertigung mitgetheilten, auf Verurtheilung oder Vrrsetzung in den Auklagestand lau-
tenden Erkenntnisses eines Gerichts oder ciner anderen zuständigen Behörde des die Aus-
lieferung verlangenden Landes in den von der Gesethgebung dieses Landes vorgeschriebenen
Formen bewilligt werden.

Art. 6.

Der Ausländer, dessen Auslieferung verlangt wird, kann in beiden Ländern wegen
einer der im Art. 1. erwähnten Handlungen auf Vorweisung eines von der zuständigen
Behörde erlassenen und in den durch die Gesetze der die Auslieferung begehrenden Regierung
vorgeschriebenen Formen ausgefertigten Verhastsbefehls vorläufig verhaftet werden.

Diese Verhaftung soll in den Formen und nach den Neheln geschehen, welche von
der Gesetzgebung der Regierung, bei welcher sie nachgesucht wird, vorgeschrieben werden.
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Der vorläufig verhaftete Ausländer soll in Frelheit gesetzt werden, wenn er nicht inner-

halb ciner Frist von drei Monaten von einem die Versezung in den Anklagestand aus-
sprechenden oder verurtheilenden Erkenntnisse benachrichtigt wird.

Art. 6.

Es wird ausdrücklich bestimmt, daß das Individuum, dessen Auslieserung bewilligt
worden, in keinem Falle wegen eines vor der Auslieferung verübten politischen Verbrechens,
noch wegeneiner mit einem derartigen Verbrechen in Verbindung stehenden That, noch wegen
eines in dem gegenwärtigen Vertragenicht berührten Verbrechens oder Vergehens verfolgt oder
bestraft werden darf.

Art. 7.
Die Auslieferung soll nicht stattsinden dürfen, wenn seit den zur Last gelegten Hand-

lungen, der Verfolgung oder der Verurtheilung, die Verjährung der Klage oder der Strafe
nach den Gesetzen des Landes, in welchem der Ausländer sich befindet, eingerrelen sst.

Art. 8.

Die Kosten der Verhaftung, des Umerhaltes und des Transports des Individuums,
dessen Auslieferung bewilligt worden ist, werden zu Lasten eines jeden der beiden Staaten in
den Grenzen ihrer respectiven Gebiete bleiben.

Die Kosten des Transports u. s. w. durch das Gebiet der zwischenliegenden Staaten
werden von dem die Auslieferung verlangenden Staate getragen werden.

Art. 9.

Der gegenwärtige Vertrag soll erst zehn Tage nach seiner Bekanntmachung in denin
beiden Ländern vorgeschriebenen Formenin Wirksamkeit tretcn.

Nrt. 10.

Der gegenwärtige Vertrag soll noch bis nach Ablauf von sechs Monalennach erklärtem
Rücktritt von Seilen ciner der beiden Regierungen in Kraft bleiben.

Er soll ratisicirt und die Natisicationen innerhalb sechs Wochen oder wo möglich noch
früher ausgewechselt werden.

Zur Urkunde dessen haben die beiden Vevollmächtiglen denselben unterzeichnet und den
Abdruck ihrer Wappen beigesetzt.

Geschehen zu Frankfurt a. M. den G. Juni. 1853.
(l. S.) (unterz.) W. v. Eisendecher.
(I. S.) (unter.) Grimberghe.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstade.

Vieczehntes - vomZehre11853.

 XXXII. Mini Kertal. Vekaumemachung,
die Publication der neu abgeschlossenen Zollverträge betreffend.

Nachdem die nachstehend abgedruckten, unter dem 26. November v. J., 3. und
4.April d. J. zu Berlin abgeschlossenen Vertrage:

Vertrag, die Fortdauer des Thuringischen Zoll- und Handelsvereins
betreffend, vem 26. November 1852,

. Verttag wegen Beitritts des Kurfürstenthums Hessen binsichtlich des
Kreises Schmalkalden zu dem Vertrage, die Fortdauer des Thüringi-
schen Zoll, und Handelsvereins betreffend, vom 3. April 1853,

Vertrag, die Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und Handelsvereins
betreffend, vom 1. April 1853,

IV. Uebereinkunft wegen Besteuerung des Rübenzuckers, vom 4. April 1853,
Uebereinkunft, die Theilung der gemeinschaftlichen Ausgangs- und
Durchgangs-Abgaben betreffend, vom 1. April 1853,

 VI. Vertrag über die gleiche Besteuerung innerer Erzeugnisse, v. 4. April 1853,
VI. Besonderer Artikel, die Theilung des Aufkemmens von der Besteuerung

des Branntweins betreffend, vom 4. April 1853,
VIII. Vertrag, die gleiche Besteuerung von Wein und Tabak betreffend, vom

4. April 1853,
gegenseitig ratificirt worden sind, so werden dieselben auf Höchsten Befehl Sorc-
nissimi zur allgemeinen Nachachtung hierdurch bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 22. Juli 1853.

Färstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesesamml. XIV. 21

— SS

*



156 1853.

1.

Vertrag
zwischen Preußen, Sachsen-Weimar-Eisenach, Sachsen-Meiningen, Sachsen-

Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwargburg-
Sonderohausen, Neuß * und Reuß jüngerer Line,

Fortdauer des —— Zoll·und Handels-Vereines
Seine Majestät, der König von Preiban, Seine Königliche Hoheit, der Groß.

herzog von Sachsen-Weimar-Eisenach, Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-
Meiningen, Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Altenburg, Seine Hoheit,
der Herzog von Sachsen-Coburg. Gotha, Seine Durchlaucht, der Fürst von
Schwarzburg-Rudolstadt, Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg-
Sonderêéhausen, Seine Durchlaucht, der Fürst von Reuß älterer Linie und Seine
Durchlaucht, der Fürst von Reuß jungerer Linie, gleichmäßig von dem Wunsche
geleitet, die zwischen Ihren nachfolgend benannten tändern und bandestheilen
bestehende Verkehröfreiheit und Zollgemeinschaft auch für die Zukunft sicher zu
stellen, haben zu diesem Zwecke zu S pollmöchtgt ernannt: -Seine Majestät, der König von Preuße

Allerhöchst Ihren General Dirtttorder Steuern Johann Friedrich von
Pommer Esche,

Allerhöchst Ihren geheimen Legations. Rath Alerander Max Philipsborn,
und

Alrrbohn, Ihren geheimen rtb Martin Friedrich Rudolph Del-
Seine *·s Hohei, der hcthemn von Sachsen-Weimar-Eisenach,
Seine Hobeit, der Herzog von Sachsen-Meiningen,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Altenburg,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen Coburg-Gotha,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg-Sondershausen,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Reuß alterer binie, und
Seine Durchlaucht, der Fürst von Reuß jüngerer Linie:

den Grohherzoglich Sächsischen geheimen Staatsrath Gustav Thon,
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von welchen Bevollmachtigten, unter dem Vorbehalte der Ratifikation, folgen-
der Vertrag abgeschlossen worden ist.

Artikel 1

Der Zoll, und Handels-Verein der Thüringischen Staaten wird vom 1. Ja-
nuar 1854 ab auf weitere zwölf Jahre, also bis zum 31. December 1865, unter
den an dem gegenwärtigen Vertrage kheilnehmenden Regierungen fortgesetzt.

Für diesen Zeitraum bleibt für dieselben der Vertrag wegen Errichtung des
gedachten Vereines vom 10. Mai 1833 mit allen darauf bezüglichen gleichzeitigen
und spateren Vereinbarungen auch ferner, jedoch mit den in den folgenden Actikeln
enthaltenen Modifikationen und zusatzlichen Bestimmungen in Kraft.

Artikel 2.

Die zu dem im Art. 1 erwähnten Vereine künftig verbundenen Staatsgebiete
sind: die Königlich Preußischen Landestheile, Stadt= und Land-Kreis Erfurt,
nebst den Kreisen Schleusingen und Ziegenrück, die Grohherzeglich Süchsischen
Lande, mit Ausnahme des Amtes Allstedt mit.Oldisleben und des Vordergerichtes
Ostheim, die Herzoglich Sachsen-Meiningenschen Lande, die Herzoglich Sachsen-
Altenburgschen bande, die Herzoglich Sachsen Coburg-Gothaischen Lande, mit
Ausnahme der Aemter Volkenrode und Königsberg, die Fürstlich Schwarzburg-
Rudolstädtischen und die Fürstlich Schwarzburg. Sondershausenschen oberen
Herrschaften, und die Fürstlich Reußischen Lande alterer und jungerer Cinie.

Hinsichtlich des Verhaltnisses des in dem Vereinsgebiete enklavirten Kurfürst-
lich Hessischen Kreises Schmalkaden bleibt ebenso, wie hinsichtlich der Königlich
Bayerschen Enklave Kaulsdorf und der Königlich Sächsischen Enklaven besondere
Vereinbarungen mit den betreffenden Regierungen vorbehalten.

Artikel 3.

Für den Fall, daßdie Zollvereinigungs-Verträge zwischen dem Thüringischen
Zoll. und Handels-Vereine einerseits, und den Königreichen Bayern und Sachsen,
sowie dem Kurfürstenthume Hessen,oder mit einzelnen dieser Staaten andererseits,
nicht erneuert werden sollten, ist Folgend es verabredet worden:

1. Der Aufwand, welcher an den gegen dao Ausland gelegenen Grenzen
und innerhalb des dazu gehörigen Grenzbezirkes für die Zollerhebungs= und Auf-
sichts= oder Kontrole-Behörden und Zollschutzwachen erwächst, wid. gleicher



168 1853.

Weise, wie nach Art. 13 des Vertrages vom 10. Mai 1838 die Kosten, welche die
Unterhaltung der gemeinschaftlichen Behörde in Erfurt und die dieser obliegende
Geschäftoführung verursacht, von der Gesammtheit des Thüringischen Vereines
getragen und von den unter die einzelnen Vereinostaaten zu vertheilenden gemein-
schaftlichen Einnahmen in Abzug gebracht.

Jeder Staat hat jedoch für die Amto-Lokale in seinem Gebiete, sowie für die
Pensionen, welche den von ihm angestellten Beamten und deren Hinterlassenen ge-
seblich zusteben, auf seine alleinige Rechnung zu sorgen.

2. An die Stelle des gemeinschaftlichen General- Inspektors tritt ein gemein-
schaftlicher, den einschlägigen Ministerien der Vereinsstaaten untergeordneter Zoll-
und Steuer-Direktor, welchem außer den dem General-Inspektor jet obliegenden
Funktionen auch die Leitung des Dienstes der Lokal= und Bezirko-Behörden für
Zölle und Rübenzucker-Steuer, sowie die Vollziehung der die Zölle und die Rüben-
zucker-Steuer betreffenden gemeinschaftlichen Gesetze überhaupt, im ganzen Bereine
übertragen wird.

Das Nähere über die Dienstverhältnisse des gemeinschaftlichen Zoll- und
Steuer-Direktoro und der in dem Bereiche des Thüringischen Vereines für den
Schut und die Erhebung der Zölle an den Grenzen und im Grenzbezirke anzustel-
lenden Beamten wird besonders vereinbart.

3. Die Vereinbarung in dem Artikel 19 des Verkrages vom 10. Mai 1833
soll auch auf die Auoführung der vorstehenden Verabredungen, insbesendere auf
die Organisatien der neu eintretenden Grenz-Zollverwaltung Anwendung finden.

Artikel 1.
Sosern der gegenwärtige Vertrag nicht spätestens neun Monate vor dessen

Ablaufe gekündigt wird, soll derselbe auf weitere zwölf Jahre, und so fork von zwölf
zu zwölf Jahren, als verlängert angesehen werden.

Artikel 5.
Gegenwärtiger Vertrag soll ratificirt und es sollen die Ratifikations.Ur-

kunden binnen längsteno drei Wochen in Berlin ausgewechselt werden.
So geschehen Berlin am 26. November 1852.

(gez.) Johann Friedrich Alerander Max Martin Friedrich Gustav
v. Pommer Esche. Philipobotn. Rudolph Delbruck. Thon.

(1 8.) (I. 8.) L. 5) (I. 8.)
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Vertrag
zwischen Preusien, Sachsen-Weimar= Eisenach, Sachsen-Meiningen, Sachsen-

Astenburg, Sachsen-Coburg-Gotha, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-
Sondershausen, Neuß älterer und Neuß jüngerer Linie einerseits

und

Kurhessen andererseits,
wegeng

des Beitrittes des Kurfürstenthumes Hessen hinsichtlich
des Kreises Schmalkalden zu dem Vertrage der erstge-
naunten Staaten vom 26. November 1852, die Fort-

dauer des Thüringischen Zoll- und Handels-Vereines
etrefsend.

Die bei dem Thuringischen Zoll. und Handels-Vereine betheiligten Souve-
raine, gleichmäßig geleitet von dem Wunsche, die Forkdauer dieses Vereines auch
in Beziehung auf die darin begriffenen Kurhessischen Landestheile für die Zukunft
sicher zu stellen, haben zu diesem Zwecke zu Bevollmächtigten ernannt:

einerseits
Seine Magestdt, der König von Preußen:

Allerhöchst Ihren General-Direktor der Steuern Johann Friedrich von
Pommer Esche,

Allerhöchst Ihren geheimen Legations-Rath Alexander Mar Philipsborn
und

Allerhöchst Ihren geheimen Regierungsrath Martin Friedrich Rudolph
Delbrück:

Seine Königliche Hoheit, der Großherzog von Sachsen-Weimar-Eisenach,
Seine Heheit, der Herzeg von Sachsen-Meiningen,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Altenburg,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen. Ceburg-Gotha,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg-Sondershausen,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Reuß dlterer Linie und
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Seine Durchlaucht, der Furst von Reuß jungerer Linie:
den Großherzoglich Sachsischen geheimen Staatsrath Gustav Thon;

andererseits
Seine Königliche Hoheit,, der Kurfürst von Hessen:

Hoöchst Ihren geheimen Ober= Finanzrath Wilheim Duysing
von welchen Bevollmächtigten unter Vorbehalt der Nrfin folgender Ver-
trag abgeschlossen worden ist.

Artikel 1.
Das Kurfürstenthum Hessen tritt in Ansehung des Kreises Schmalkalden dem

am 26. Nobember 1852 zwischen Preußen, Sachsen-Weimar--Eisenach, Sachsen-
Meiningen, Sachsen-Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha, Schwarzburg Rudol-
stadt, Schwarzburg-Soneröhausen, Reuß älterer und Reuß jüngerer inie abge-
schlossenen, diesem Vertrage beigefügten Vertrage, die Fortdauer des Thüringischen
Joll= und Handels-Vereines betreffend, allen Punkten bei.

Art
In Folge dieses Beitrittes wird derkarenn Hessische Kreios Schmalkalden

auch künftig zu denjenigen Staatsgebieten gehören, welche nach Art. 2 des Vertra-
ges vom 26. November 1852 den Thöringischen Zoll= und Handelo-Verein bilden.

Artikel 3.
Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages wird vorldufig auf 12 Jahre, vom

1I. Januar 1854 anfangend, also bis zum letzten December 1805, festgesetzt.
Sofern derselbe nicht spätesteno neun Monate vor dessen Ablaufe von einem

oder dem andern der kontrahirenden Staaten gekündigt wird, soll derselbe auf wei-
tere zwölf Jahre, und so fort von zwölf zu zwölf Jahren, als verlängert angesehen
werden.

rtikel 1.
Gegenwärtiger Vertrag soll ratificirt und es sollen die Ratifikations,ur,

kunden binnen längsteno sechs Wochen in Berlin ausgewechselt werden.
So geschehen Berlin am 3. April 1853.

(gez.) von Pommer Esche. Milipsborn. Duysing.
—— (1. 8.) (I. 8)

Delbrück. Thon.
 ie (I. .)
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IU.

Vertrag
zwischen Preußen, Bayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden, Kur-
bessen, dem Großherzogthume Hessen, den zum Thüringischen Joll= und Han-

dels-Vereine gehörigen Staaten, Braunschweig, Oldenburg, Nassau und

der freien S#tutt Frankfurt,
Fortdauer und Erweiterung des Zoll= und Handels-

Vereines
beilressend.

Nachdem die Regierungen von Preußen, Bayern, Sachsen, Hannover, Wurt-
temberg, Baden, Kurhessen, Großherzogkhum Hessen, der bei dem Thüringischen
Zoll= und Handelo-Vereine betheiligten Staaten, Braunschweig, Oldenburg,
Nassau und der freien Stadt Frankfurt,

im Anerkenntniß der wohlthätigenWirkungen, welche der auf den Verträgen
vom 22. und 30. März und 11. Mai In33, vom 12. Mai und 10. December 1835,
vom 2. Januar 1836 und vom B. Mai, 1. October und 13. November 1841 be-

ruhende Joll= und Handelo-Verein, den bei dessen Gründung gehegten Absichten
entsprechend, für den Handel und gewerblichen Verkehr der daran betheiligten
Staaten herbeigeführt hat, und welche von einer weiteren Ausdehnung des gegen-
seitig freien Handels und gewerblichen Verkehrs zwischen Ihren Staaten für die
Woblfahrt Ihrer Unterthanen und zugleich für die Beförderung der allgemeinen
Handels= und Verkehrs-Freiheit in Deutschland zu erwarten stehen,

in dem Wunsche übereingekommen sind, sowohl den Fortbestand des gedachten
Zoll- und Handels-Vereines sicher zu stellen, als auch den Steuerverein, auf Grund
des zwischen den Regierungen von Preußen und Hannover am v. September 1851
abgeschlossenen Vertrages, welchem Oldenburg durch Vertrag vom 1. März 1852

beigetreten ist, mit diesem Vereine zubereinigen:„osind zur Erricng,diesetZwecke Verhandlungen gepflogen worden,wozual g
Seine Majestat, der Konig von Preußen:

Allerhochst Ihren General-Direktor der Steuern Johann Friedrich von
Pommer Esche,
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Allerhöchst Ihren geheimen Legations-Rath Alerander Mar Phllips-
born und

Allerhöchst Ihren geheimen Regierungsrath Martin Friedrich Rudolph
elbrüuck 1

Seine Majestät, der König von Bayern:
Allerhöchst Ihren Ministerial-Rath Carl Meirner;

Seine Majestät, der König von Sachsen:
Allerhöchst Ihren Zoll- und Steuer-Direktor Bruno von Schimpffz

Seine Majestct, der König von Hanncver:
Allerhöchst Ihren General.Direktor der indirekten Steuern und Zölle

"0. Otto Klenze;
Seine Majestät, der König von Württemberg:

Mrhähn Ihren Direktor im Finanz-Ministerium Carl Friedrich von
Sigel

Seine Köngliche Hoheit, der Regent von Baden:
Höchst Ihren Ministerial-Rath Joseph Hack;

Seine Königliche Heheit, der Kurfürst von Hessen:
Hochst Ihren geheimen Ober-Finanz-Rath Wilhelm Duysing;

Seine Königliche Hoheit, der Großherzeg von Hessen und bei Rhein:
Hoôchst Ihren Ministerial-Rath Maximilian von Biegeleben;z

Die bei dem Thüringischen Zoll, und Handels-Vereine betheiligten Souveraine,
nämlich außer Seiner Majestät dem Könige von Peausen und Seiner Königlichen
Hoheit dem Kurfürsten von Hessen:

Seine Königliche Hoheit, der Großherzog von Sachsen-Weimar-Eisenach,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Meiningen,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Altenburg,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Coburg-Gotha,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt,
Seine Durchlaucht, der Furst von Schwarzburg-Sonderohausen;
Seine Durchlaucht, der Fürst von Reuß ülterer Linie

un’

Seine Durchlaucht, der Füurst von Reuß jungerer Linie:
den Großherzoglich Sächsischen geheimen Staatérath Gustav Thonz;

Seine Hoheit, der Herzog von Braunschweig und Lüneburg:
Hcochst Ihren Finanz-Direktor Wilhelm Erdmann Florian von Thielauz
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Seine Konigliche Hoheit, der Großherzog von Oldenburg:

Hochst Ihren Grschäftetrge- am Königlichen Preußischen Hofe begations-Rath Dr. Friedrich August Liebe;
Seine Hoheit, der Herzog von Nassau:

Hochst Ihren Dománen-Rath Ernst Freiherrn Marschall von Bieber-
einz

der Senat der freien Stadt Frankfurt:
den Schöoffen und Senator Coesterz

von welchen Bevollmachtigten, unter dem Vorbehalte der Ratlsication, folgender
Vertrag abgeschlossen worden ist.

Artikel 1.
Der zwischen den Königreichen Preußen, Bayern, Sachsen und Württem-

berg, dem Großherzogthume Baden, dem Kurfürstenthume und dem Großher-
zogthume Hessen, den zum Thüringischen Zoll= und Handelo-Vereine verbundenen
Staaten, den Herzogthumern Braunschweig und Nassau und der freien Stadt
Frankfurt, Behufo eines gemeinsamen Zoll= und Handels-Systemeo errichtete
Verein wird vorldufig auf weitere zwölf Jahre, vom 1. Januar 1854 anfangend,
also bis zum lehzten December 1865, fortgesetzt.

Für diesen Zeitraum bleiben die Zollvereinigungs-Verträge vom 22. und 30.
März und 11. Mai 1833, vom 12. Mai und 10. December 1335, vom 2. Januar
1836 und vom 8. Mai, 19. October und 13. November 18411 auch ferner in Kraft.

Artikel 2.
Der zwischen dem Königreiche Hannover, dem Herzogthume Oldenburg und

den ihnen angeschlossenen Gebieten dermalen bestehende Steuerverein wird, vom
1. Januar 1854 an, mit dem zwischen den übrigen contrahirenden Staaten im
Art. 1 erneuerten Zoll= und Handels-Vereine verbunden, dergestalt, daß beide
Vereine für die Dauer der im Art. 1 erwähnten Vertrago-Periode einen durch ein
gemeinsames Joll= und Handels-System verbundenen, und alle darin begriffenen
Länder umfassenden Gesammtverein bilden.

Die Rechte und Verpflichtungen, welche in den, im Art. 1 genannten Zoll-
vereinigungs-Verträgen gegenscitig zugestanden und übernommen sind,sollen, soweit
nicht etwas Anderes besonders verabredet ist, auch dem Königreiche Hannover und
dem Herzogthume Oldenburg zusteben und obliegen und zwar sowohl 3 dem Ver-Fürkl. Schw. Rudolll. Gesetsamml. XIV.
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hältnisse beider Stoaten zu elnander, als auch in dem Verhältnisse eines jeden der-
selben zu den übrigen contrahirenden Staaten. Zur Feststellung der erwähnten
Rechte und Verpflichtungen wird der Inhalt jener Verträge mit diesen besonderen
Verabredungen in Nachstehendem aufgenommen.

Artikel 3.

In den Gesammtverein sind inobesondere auch diejenigen Staaten einbegriffen,
welche schon früher entweder mit ihrem ganzen Gebiete, oder mit einem Theile des-
selben dem Zoll, und Handelo-Systeme eines oder des anderen der contrahirenden
Staaten beigetreten sind, unter Berücksichtigung ihrer auf den Beitritto-Verträgen
beruhenden besonderen Verhältnisse zu den Staaten, mit welchen sie jene Verträge
abgeschlessen haben.

Artikel 1.

Dagegen bleiben von dem Gesammtvereine vorläufig ausgeschlossen diejenigen
einzelnen Landestheile der contrahirenden Staaten, welche sich ihrer Lage wegen zur
Aufnahme in den Gesammtverein nicht eignen.

Hierbei werden jedoch in Beziehung auf die schon biöher zum Zollvereine ge-
börigen Staaten diejenigen Anordnungen aufrecht erhalten, welche rücksichtlich deg
erleichterten Verkehrs der ausgeschlossenen Landestheile mit dem Hauptlande gegen-
wärtig bestehen.

Weitere Begünstigungen dieser Art können nur im gemeinschaftlichen Einver-
ständnisse der Vereinsmitglieder bewilligt werden.

Artikel 5.
In den Gebieten der contrahirenden Staaten sollen übereinstimmende Gesetze

über Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben bestehen, dabei jedoch
diejenigen Modifirationen zulässig sein, welche, ohne dem gemeinsamen Zwecke Ab-
bruch zu thun, aus der Eigenthümlichkeit der allgemeinen Gesetgebung eines jeden
Theilnehmenden Staates oder aus localen Interessen sich als nothwendig ergeben.
Bei dem Zoll-Tarife namentlich sollen hierdurch in Bezug auf Eingangs- und
Ausgango-Abgaben bei einzelnen, weniger für den größeren Handelsverkehr geeig-
neten Gegenständen, und in Bezug auf Durchgangsabgaben, je nachdem der Zug
der Handelsstraßen es erfordert, solche Abweichungen von den allgemein angenom-
menen Erhebungssatzen, welche fur einzelne Staaten als vorzugsweise wünschens-
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werth erscheinen, nicht ausgeschlossen sein, sofern sie auf die allgemeinen Interessen
des Vereineo nicht nachtheilig einwirken.

Desgleichen soll auch die Verwaltung der Eingangs-,Ausgangs- und Durch-
gangs-Abgaben und die Organisation der dazu dienenden Behördenin allen Län-
dern des Gesammtvereines, unter Berücksichtigung der in denselben bestehenden
eigenthümlichen Verhältnisse, auf gleichen Fuß gebracht werden.

Artikel 6.
Veränderungenin der Zollgesetzgebung, mit Einschluß des Zoll-Tarifes und

der Zollordnung, sowie Zusätze und Ausnahmen können nur auf demselben Wege
und mit gleicher Uebereinstimmung sämmtlicher Glieder des Gesammtvereins be-
wirkt werden, wie die Einführung der Gesetze erfolgt.

Dieß gilt auch von allen Anordnungen, welche i Beziehung auf die Zollver-
waltung allgemein abändernde Normen aufstellen.

Artikel 7.
Mit der Ausführung des gegenwärtigen Vertrages tritt zwischen den contra-

birenden Staaten Freiheit des Handels und Verkehrs und zugleich Gemeinschaft
der Einnahme an Zöllen ein, wie beide in den folgenden Artikeln bestimmt werden.

Artikel 8.
Es hören von diesem Zeitpunkte an alle Eingangs-, Ausgangs-, und Durch-

gangö-Abgaben an den gemeinschaftlichen Landesgrenzen der schon jetzt zum Joll-
vereine gehörenden Staaten und der dermalen zum Steuervereine gehörenden Staa-
ten auf, und es können alle im freien Verkehre des einen Gebietes bereits befind-
lichen Gegenstände auch frei und unbeschwert in das andere Gebiet gegenseitig ein-
geführt werden, mit alleinigem Vorbehalte

a) der zu den Staats-Monopolien gehörigen Gegenstände (Spielkarten und
Salz), nach Maßgabe der Art. 9 und 10;

b) der im Innern der contrahirenden Staaten mit einer Steuer belegten inlan-
dischen Erzeugnisse nach Maßgabe des Art. 11.

Artikel 9.
Hinsichtlich der Einfuhr von Spielkarten behält es bei den inden contrahi-

renden Staaten bestehenden Verboto= oder Beschränkungs-Gesetzen sen Bewenden.
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Artikel 10.

Im Betreff des Salzes treten die Königlich Hannoversche und die Großher-
zoglich Oldenburgsche Regierung den zwischen den contrahirenden Vereinsregierun-
gen getroffenen Verabredungen in folgender Art bei:

a) die Einfuhr deo Salzec und aller Gegenstände, aus welchen Kochsalz aus-

n

—“

—

geschieden zu werden pflegt, aus fremden, nicht zum Vereine gehörigen
Ländern in die Vereinsstaaten, ist verboten, in soweit dieselbe nicht für
eigene Rechnung einer der vereinten Regierungen, und zum unmittelbaren
Verkaufe in ihren Salzämtern, Faktoreien oder Niederlagen geschieht;
die Durchfuhr des Salzes und der vorbezeichneten Gegenstände aus den zum
Vereine nicht gehörigen Ländern in andere solche Länder soll nur mit Ge-
nehmigung der Vereinsstaaten, deren Gebiet bei der Durchfuhr berührt
wird, und unter den Vorsichtsmaßregeln Statt finden, welche von densel-
ben für nöthig erachtet werden;
die Ausfuhr des Salzes in fremde, nicht zum Vereine gehörige Staaten ist

ei.

was den Salzhandel innerhalb der Vereinsstaaten betrifft, so ist die Ein-
fuhr des Salzes von einem in den anderen nur in dem Falle erlaubt, wenn
zwischen den Landeoregierungen besondere Vertrage deshalb bestehen;
wenn eine Regierung von einer anderen innerhalb des Gesammtvereines aus
Staato, oder Privat-Salinen Salz beziehen will, so müssen die Sendun-
gen mit Pässen von öffentlichen Behörden begleitet werden.

Zu diesem Ende verpflichten sich die betheiligten Regierungen, auf den
Privat=Salinen einen öffentlichen Beamten aufzustellen, der den Umfang
der Production und des Absatzes derselben überhaupt zu beobachten hat;z
wenn ein Vereinsstaat durch einen anderen aus dem Auslande oder aus
einem dritten Vereinsstaate seinen Salzbedarf beziehen, oder durch einen
solchen sein Salz in fremde, nicht zum Vereine gehörige Staaten versenden
lassen will, so soll diesen Sendungen kein Hinderniß in den Weg gelegt
werden, jedoch werden, insofern dieseo nicht schon durch frühere Vertrage
bestimmt ist, durch vorgängige Uebereinkunft der betheiligten Staaten die
Straßenfür den Tranport und die erferderlichen Sicherheitsmaßregeln
zur Verhinderung der Einschwärzung verabredet werden;
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6) da es, nach der bestimmten Erklärung der Königlich Hannoverschen Regie-

rung, unübersteigliche Schwierigkeiten findet, im dortigen Gebiete den
Verkauf des Salzes im Großen, wie dieß im übrigen Gebiete des Zollver-
eines geschieht, auf Rechnung des Staatec zuübernehmen und zubeschränken,
oder doch den jetzigen Betrag ihrer Salzsteuer zu erhöhen, so werden die
Regierungen von Hannover und Oldenburg, um Einschwärzungen von
Salz in die angrenzenden Vereinsstaaten, auch ohne die, in Folge der Zoll-
vereinigung wegfallende strenge Grenzbewachung abzuwenden, die verbotene
Salzeinfuhr nach diesen Staaten mit nachdrücklichen Strafen bedrehen und
durch andere, näher verabredete Mittel zu deren Verhinderung mitwirken.

Artikel 11.

In Bezug auf diejenigen Erzeugnisse, welche in den einzelnen Vereinsstaaten
theils bei ihrer Hervorbringung oder Zubereitung, theils unmittelbar bei ihrem
Verbrauche mit einer inneren Steuer belegt sind (Art. 8 Lü. b), wird es von sämmt-
lichen kontrahirenden Theilen als wünschenswerth anerkannt, hierin eine Ueberein-

. stimmung der Gesetgebung und der Besteucrungssate in den Vereinsstaaten thun-
lichst hergestellt zu sehen, und es wird daher auch ihr Bestreben auf Herbeifuhrung
einer solchen Gleichmaßigkeit, insbesondere durch Vereinigung mehrerer Staaten zu
gleicheninneren Steuereinrichtungen, mit oder ohne Gemeinschaftlichkeit der Steuer-
verträge gerichtet sein. Bis dahin, wo dieses Ziel erreicht worden, sollen hinsichtlich
der vorbemerkten Steuern und des Verkehro mit den davon betroffenen Gegenstän-
den unter den Vereinsstaaten, zur Vermeidung der Nachtheile, welche aus einer
Verschiedenartigkeit der inneren Steuer-Systeme überhaupt, und namentlich aus
der Ungleichheit der Steuersätze, sowohl für die Produzenten, als für die Steuer-
einnahme der einzelnen Vereinsstaaten erwachsen kennten — abgesehen ven der Be-
steuerung des im Umfange des Zollvereines erzeugten Rübenzuckers, weöhalb auf
#r Belbers M inb B irß f, de (8 9nefrnffenen

9 zug g solgende Grund-= bel 9

sätze in Anwendung kommen.

I. Hinsichtlich der ausländischen Erzeugnisse.
Von allen Erzeugnissen, von welchen entweder auf die in der Zollordnung

vorgeschriebene Weise dargethan wird, daß sie als ausländisches Ein, oder Durch-
gangs-Gut die zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungebehörde des Vereines
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bereits bestanden haben oder derselben noch unterliegen, oder von welchen, dafern
sie zu den tarifmäßig zollfreien gehören, durch Bescheinigungen der Grenz-Zolldmier
nachgewiesen wird, daß sie vom Auslande eingeführt worden sind, darf keine weitere
Abgabe irgend einer Art, sei es für Rechnung des Staates oder für Rechnung von
Kommunen und Korporationen, erhoben werden, jedoch — was das Eingangögut
betrifft — mit Vorbehalt derjenigen inneren Steuern, welche in einem Vereinsstaate
auf die weitere Verarbeitung oder auf anderweite Bereitungen aus solchen Erzeug-
nissen, ohne Unterschied deo ausländischen, inlandischen oder vereinsländischen Ur-
sprungs allgemein gelegt sind.

II. Hinsichtlich der inläudischen und vereinsländischen Erzeugnisse.
1) Von den innerhalb des Vereines erzeugten Gegenständen, welche nur durch

einen Vereinsstaat transitiren, um entweder in einen anderen Vereinsstaat oder
nach dem Auslande geführt zu werden, dürfen innere Steuern weder für Rechnung
des Staateö, noch für Rechnung von Kommunen oder Korporationen erhoben
werden.

2) JedemVereinostaatebleibt es zwar freigestellt, die auf der Hervorbringung,
der Zubereitung oder dem Verbrauche von Erzeugnissen ruhenden inneren Steuern
beizubehalten, zu verändern oder aufzuheben, sowie neue Steuern dieser Art einzu-
führen, jedoch sollen

a) dergleichen Abgaben für jetzt nur auf folgende inländische und gleichnamige
vereinsländische Erzeugnisse, als: Branntwein, Bier, Essig, Malz, Wein,
Most, Cider (Obstwein), Tabak, Mehl und andere Mühlen-Fabrikate,
deögleichen Backwaaren, Fleisch, Fleischwaaren und Fett gelegt werden
dürsen. Auch wird man sich

5) soweit nöthig, über bestimmte Sätze verständigen, deren Betrag bei Ab-
messung der Steuern nicht überschritten werden soll.

3) Bei allen Abgaben, welche in dem Bereiche der Vereinsländer hiernach
zur Erhebung kommen, wird eine gegenseitige Gleichmäßigkeit der Behandlung
dergestalt Statt finden, daß das Erzeugniß eines anderen Vereinostaateo unter
keinem Vorwande höher oder in einer lästigeren Weise, als dao inländische oder als
das Erzeugnif der übrigen Vereinsstaaten, besteuert werden darf. In Gemähheit
dieses Grundsatzes wird Folgendes festgesetzt:
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a) Vereinöstaaten, welche von einem inlandischen Erzeugnisse keine innere

Steuer erheben, durfen auch dad gleiche vereinsländischeErzeugniß nicht
besteuern. Jedochsoll ten, in welchen
kein Wein erzeugt wird, frei stehen, eine Abgabe von demvereinoländischen
Weine nach den besonders getroffenen Verabredungen zu erheben;
diejenigen Staaten, in welchen innere Steuern von einem Komsumtions-=
Gegenstande bei dem Kaufe oder Verkaufe oder bei der Verzehrung desselben
erhöben werden, dürfen diese Steuern von den aus anderen Vereinsstaaten
herrührenden Erzeugnissen der nämlichen Gattung nur in gleicher Weise
fordern; siekönnen dagegen die Abgabevonden nach anderen Vereinostaaten
übergehenden Gegenständen unerhoben, oder ganz oder theilweise zurück-
Fgeben lassen;
diejenigen Staaten, welche innere Steuern auf die Hervorbringung oder
Zubereitung eines Konsumtions-Gegenstandes gelegt haben, konnen den ge-
setzlichen Betrag derselben bei der Einfuhr des Gegenstandeo aus anderen
Vereinöstaaten voll erheben und bei der Ausfuhr nach diesen Staaten theil-

weise oderbio zumvollenBetrage zurückerstatten lassen. .
lch achten Staatenelche, kande der Gesetzebung in den gedachten Staaten

S—

entsprechende Betrage biernach zur Erhebung kommen und boshngiane
zurückerstattet werden können, ist besonders verabredet worden. Treten
spdter irgendwo Veränderungen in den für die inneren Erxzeugnisse zur Zeit
bestehenden Steuersätzen ein, so wird die betreffende Regierung den übrigen
Vereinoregierungen davon Mittheilung machen, und hiermit den Nachweis
verbinden, daß die Steuerbeträge, welche, in Folge der eingetretenen oder
beabsichtigtenVeränderung, vondenvereincländischen Erzeugnissenerhoben,
und bei der Aufuhr der besteuerten Gegenstände vergütet werden sollen,
den vereinbarten Grundsäßzen entsprechend bemessen seien;

4) soweit zwischen mehren, zum Zollvereine gehörigen Staaten eine Vereini-
gung zu gleichen Steuereinrichtungen besteht, werden diese Staaten, in
Ansehung der Befugniß, die betreffenden Steuern gleichmäßig auch von
vereinsländischen Erzeugnissen zu erheben, als ein Ganzeo betrachtet.

4) Die Erhebung der innern Steuern von den damit betkroffenen vereinslän-
dischen Gegenstanden sollin der Regelin dem Lande des Bestimmungsortes Statt
finden, insofern solche nicht, nach besonderen Vereinbarungen, entweder durch ge-
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meinschaftliche Hebestellen an den Binnengrenzen, oder im Lande der Versendung
für Rechnung des abgabeberechtigten Staates erfolgt. Auch sollen die, zur Siche-
rung der Steuererhebung erforderlichen Anordnungen, soweit sie die bei der Ver-
sendung auc einem Vereinsstaate in den anderen einzuhaltenden Straßen und Con-
trolen betreffen, auf eine, den Verkehr möglichst wenig beschränkende Weise und nur
nach gegenseitiger Verabredung, auch, dafern bei dem Tranoporte ein dritter Ver-
einsstaat berührt wird, nur unter Zustimmung deo letern getroffen werden.

5) Die Erhebung von Abgaben für Rechnung von Communen oder Corpora-
tionen, sei ec durch Zuschläge zu den Staatösteuern, oder für sich bestehend, soll
nur für Gegenstände, die zur örtlichen Consumtion bestimmt sind, nach den deshalb
getroffenen besonderen Vereinbarungen bewilligt werden, und eo sollen dabei die
vorstehend unter 11I 2h gegebene Bestimmung und der unter I## auögesprochene all-
gemeine Grundsah wegen gegenseitiger Gleichmähigkeit der Behandlung der Er-
zeugnisse anderer Vereinôstaaten, ebenso wie bei den Staatosteuern in Anwendung
kommen.

Von Taback dürfen Abgaben für Rechnung von Communen oder Corpora-
tionen überall nicht erhoben werden.

6) Die Regierungen der Vereinsstaaten werden sich gegenseitig:
a) was die hier in Rede stehenden Staatosteuern betrifft, von allen noch gül-

tigen Gesetzen und Verordnungen, ferner von allen in der Folge eintretenden
Veränderungen, sowie von den Gesetzen und Verordnungen über neu ein-
zuführende Steuern,

b) binsichtlich der Communal=ac.Abgabenaber darüber, in welchen Orten,
von welchen Communen oder Corporationen, von welchen Gegenständen,

in welchem Betrage und auf welche Weise dieselben erhoben werden,
vollstandige Mittheilung machen.

Artikel 12.

Ueber die Besteuerung des im Umfange des Vereines aus Rüben bereiteten
Zuckers ist unter den contrahirenden Theilen die anliegende besondere Uebereinkunft
getroffen worden, welche einen Bestandtheil ded gegenwärtigen Vertrages bilden
und ganz so angesehen werden soll, als wenn sie in diesen selbst aufgenommen wäre.

Die contrahirenden Theile sind ferner dahin einverstanden, daß, wenn die
Fabrikation von Zucker oder Syrup aus anderen inländischen Erzeugnissen, als



1853. 171
als Ruben, z. B. aus Starke, im Zollvereine einen erheblichen Umfang gewinnen
sollte, diese Fabrikation ebenfalls in sämmtlichen Vereinsstaaten einer übereinstim-
menden Besteuerung nach den für die Rübenzucker-SteuerverabredetenGrundsätzen
zu unterwerfen sein würde.

Artikel 13.
Chaussee-Gelder oder andere Statt derselben bestehende Abgaben, ebenso

Mlaster-, Damm-, Brücken= und Fähr, Gelder, oder unter welchem andern Na-
men dergleichen Abgaben bestehen, ohne Unterschied, ob die Erhebung für Rechnung
des Staates oder eines Privat-Berechtigten, namentlich einer Commun, geschieht,
sollen sewohl auf Chausseen, als auch auf unchaussirten vand= und Heer-Strahen,
welche die unmittelbare Verbindung zwischen den an einander grenzenden Vereins-
staaten bilden und auf denen ein größerer Handelo= und Reise Verkehr Statt findet,
nur in dem Wetrage beibehalten oder neu eingeführt werden können, alo sie den ge-
wöhnlichen Herstellungs= und Unterhaltungo-Kosten angemessen sind.

as in dem Preußischen Chausseegeld -Tarife vom Jahre I##28 bestimmte
Chausseegeld soll alo der höchste Satz angesehen und binführo in keinem der contra.
birenden Staaten überschritten werden, mit alleiniger Ausnahme des Chaussee-
geldes aufsolchen Chausseen, welche von Corporationen oder Privat-Personen oder
auf Actien angelegt sind, oder angelegt werden möchten, insofern dieselben nur
Nebenstraßen sind, oder bloß locale Verbindungen einzelner Ortschaften oder Ge-
genden mit größeren Städten oder mit den eigentlichen Haupthandelostraßen be-
zwecken.

Statt der vorstehend in Beziehung aufdie Höhe der Chaussec-Gelder eingegan-
genen Verbindlichkeit, Ubernehmen Hannover und Oldenburg nur die Verpflichtung,
ihre dermaligen Chaussee-Geldsätze nicht zu erhöhen

Besendere Erhebungen ven Thorsperr, und Pflaster. Geldern sollen auf chaus-
sirten Straßen da, wo sie noch bestehen, dem vorstehenden Grundsatze gemäß aufge-
hoben und die Ortopflaster den Chaussee-Strecken dergestalt eingerechnet werden,
daß davon nur die Chaussee-Gelder nach dem allgemeinen Tarife zur Erhebung
kommen.

Artikel 11.

Seine Majestät, der König von Hannover, und Seine Königliche Hoheit,
der Großherzog von Oldenburg, schließen sich den Verabredungen an, welche zwi-
schen den zu dem Zell= und Handelo-Vereine gehörigen Regierungenween Herbei-Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzlamml. XIV.
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fübrung eines gleichen Münz., Maß= und Gewichts-Systems getroffen wordenfind,
und treten insbesondere sowohl der zwischen den gedachten Regierungen unter dem
90. Juli 1838 abgeschlossenen allgemeinen Münz. Konvention als auch dem unter
denselben am 21.Obktober 1845 abgeschlossenen Münz-Kartel, und zwar der ersteren
mit der Erkl4rung bei, den 14.Thalerfuß, welcher im Königreiche Hannover und
im HerzogthumeOldenburg bereits der Landes Münzfuß ist, als solchen auch ferner
beibehalten zu wollen.

Dem gemäß kommen die Stipulationen der bisherigen Zollvereinigungs-
Verträge, wornach

1) der gemeinschaftliche Zoll-Tarif in zwei Hauptabtheilungen nach dem
14-Thalerfuße und nach dem r* „Guldenfuße ausgefertigt wird;

2) die Silbermünzender sämmtli n — mit Ausnahme
der Scheidemünze — nach der durch die vorgedachte Münz-Konvention fest-
gestellten Gleichwerthung von Vier Thalern gegen Sieben Gulden bei allen
Zollhebestellen des Vereines angenommen werdenz dagegen

9) hinsichtlich der Goldmünzen einer jeden Vereinsregierung die Bestimmung
überlassen bleibt, ob undinwelchemSilberwerthedieselben bei den Zollhebe-
stellen ihres Landes angenommen werden sollen,

auch fürdas Königreich Hannover und das Herzegthum Oldenburg zur Anwendung.
Die Einheit für dao gemeinschaftliche Zellgewicht bildet der Großherzeglich

Badensche und Hessische Zentner (50 Kilogramme) und es wird daher im gesammten
Vereine die Deklaration, Verwiegung und Verzollung der nach dem Gewichte zoll-
Pflichtigen Gegenstände auoschließlich nach jenem Gewichte geschehen.

Die Deklaration, Messung und Verzollung der nach dem Maße zu verzollenden
Gegenständewird in allen Theilen des Vereinec so lange nach dem landeögesetzlichen
Maße erfolgen, bis man sich über ein gemeinschaftliches Maß ebenfalls vereinigt
haben wird.

Uebrigens werden die kontrabirenden RegierungeniihreSorgfalt dahin richten,auch für das Maß= und Gewichts-Systemihrer Lande die zur Förde-
rung des gegenseitigenVerlehro wänschenwerthe Mserrinsiigemung herbeizufähren.

Artikel 15.
Die Wasserzölle oder auch Wegegeldgebühren auf Flässen, mit Einschluß der-

jenigen, welche das Schiffsgefäß treffen (Rekognitions-Gebühren), find von der
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Schifffahrt auf solchen Flüssen, auf welche die Bestimmungen des Wiener Kon-

gresses oder besondere StaatsvertrageAnwendung finden,fernercegenseitig nach
jenen B sti

Alle Begunstigungen,welche eieinVereinsstaatdemSchiffabrtebetrikte seiner
Unterthanen aufden Ei „sollenin gleichem
Maße auch derSchifffahrtderzienarshanen der anderen Vereinostaaten zu Gute
kommen.

Auf den übrigen Flüssen, bei welchen weder die Wiener Kongreß-Akte noch an-
dere Staatsverträge Anwendung finden, werden die Wasserzölle nach den privativen
Anordnungen der betreffenden Regierungen erhoben. Doch sollen auch auf diesen
Flüssen die Unterthanen der kontrahirenden Sraaten und deren Waaren und Schiffs-
gefäße überall gleich behandelt werden.

Artikel 16.

Vondem Tage an, wo die gemeinschaftliche Zollordnung des Vereines in Voll-
zug gesezt wird, sollen im Königreiche Hannover und im Herzogthume Oldenburg,
wie bereits in den übrigen zum Jollvereine gehörigen Gebieren geschehen ist, alle
etwa noch bestehenden Stapel= und Umschlags-Rechte aufhéren, und Niemand soll
zur Anhaltung, Verladung oder bagerung gezwungen werden können, als in den
Fällen, in welchen die gemeinschaftliche Zollordnung oder die betreffenden Schiff-
fahrts-Reglements es zulassen oder vorschreiben.

Artikel 17.

Kanal-, Schleusen-, Brücken-, Fähr-, Hasen-, Waage, Krahnen= und Nie-
derlage-Gebühren und Leistungen für Anstalten, die zur Erleichterung des Verkehrs
bestimmtsind,sollen nur bei Benutzung wirklich bestehender Einrichtungen erhoben.
und in der Regel nicht, keinenfalle aber über den Betrag der gewöhnlichen Herstel-
lungs- und Unterhaltunge-Kosten hinaus, erhöhet, auch überall von den Untertha-
nen der anderen kontrahirenden Staaten auf völlig gleiche Weise, wie von den eigenen
Unterthanen, ingleichen ohne Rücksicht auf die Bestimmung der Waaren erhoben
werden.

Findet derGebrauch einer Waageeinrichtung nur zum Behufe der Zollermitte-
lung oder überhaupt einer zollamtlichen Kontrole Statt, so tritt eine Gebührener=
hebung nicht ein. .
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Artikel 18.

Die kontrahirenden Staaten werden gemeinschaftlich dahin wirken, daß durch
Annahme gleichförmiger Grundsätze die Gewerbsamkeit befördert und der Befugniß
der Unterthanen des einen Staates, in dem anderen Arbeit und Erwerb zu suchen,
moglichst freier Spielraum gegeben werde.

V##n den Unterthanen des einen der kontrahirenden Staaten, welche in dem
Gebiete eines anderen derselben Handel und Gewerbe treiben, oder Arbeit suchen,
soll von dem Zeitpunkte an, wo der gegenwärtigeVertrag in Kraft treten wird,
keine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht gleichmäßig die in demselben Gewerba-
verhältnisse stehenden eigenen Unterthanen unterworfen sind.

Deogleichen sollen Fabrikanten und Gewerbetreibende, welche blos für das
von ihnen betriebene Geschäft Ankäufe machen, oder Reisende, welche nicht Waaren
selbst, sondern nur Muster derselben bei sich führen, um Bestellungen zu suchen,
wenn sie die Berechtigung zu diesem Gewerbobetriebe in dem Vereinostgate, in
welchem sie ihren Wohnsitz haben, durch Entrichtung der gesetzlichen Abgaben er-
worben haben, oder im Dienste solcher inländischen Gewerbetreibenden oder Kauf-
leute stehen, in den anderen Staaten keine weitere Abgabe hierfür zu entrichten
verpflichtet sein.

Auch sollen bei dem Besuche der Märkte und Messen zur Aucübung des Han-
dels und zum Absatze cigener Erzeugnisse oder Fabrikate in jedem Vereinostaate
die Unterthanen der übrigen kontrahirenden Staaten ebenso wie die eigenen Unter-
thanen behawelt werden.

« Artikel 19.

Preußen, Hannover und Oldenburg werden gegenseitig ihre Seeschiffe und
deren badungen unter denselben Bedingungen und gegen dieselben Abgaben, wie die
eigenen Seeschiffe zulassen und von diesem Grundsatze namentlich auch in Betreff
der Binnenschifffahrt oder Cabotage keine Auonahme machen.

Ihre Seehäfen sollen dem Handel der Unterthanen jedes anderen Vereins-
staate5 gegen völlig gleiche Abgaben, wie solche von den eigenen Unterthanen ent-
richtet werden, offen stehen; auch sollen die in fremden See= und anderen Handels-
Platzen angestellten Konsuln eines oder des anderen der kontrahirenden Staaten
veranlaßt werden, der Unterthanen der übrigen kontrahirenden Staaten sich in vor-
kommenden Fällen möglichst mit Rath und That anzunehmen.
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Artikel 20.

Seine Majestat, der Konig von Hannover, und Seine Konigliche Hoheit, der
Großherzog von Oldenburg, treten hierdurch dem zwischen den bisherigen Vereins-
gliedern zum Schutze ihres gemeinschaftlichen Zoll-Systems gegen den Schleich-
bandel und ihrer inneren Verbrauchéabgaben gegen Defraudationen unter dem II.
Mai I#33 abgeschlossenen Zoll-Kartel für die Dauer des gegenwärtigen Vertrages
bei, und werden die betreffenden Artikel desselben gleichzeitig mit letzterem in Ihren
Zanden publiziren lassen. Nicht minder werden auch ven Seiten der übrigen Ver-
einoglieder die erforderlichen Anordnungen getroffen werden, damit in den gegensei-
tigen Verhältnissen den Bestimmungen dieses Zoll Kartelo überall Amwendung ge-
geben werde.

Artikel 21.

Die als Folge des gegenwärtigen Vertrages eintretende Gemeinschaft der Ein-
nahme der komrahirenden Staaten bezieht sich auf den Ertrag der Eingango-,
Ausgangs= und Durchgangé-Abgabenin den Königlich Preußischen Staaten, den
Königreichen Bayern, Sachsen, Hannever und Württemberg, dem Großberzog=
thume Baden, dem Kurfürstenkthume und dem Großberzogthume Hessen, dem Thu-
ringischen Zell- und Handelo-Vereine, den Herzogthümern Braunschweig, Olden-
burg und Nassau und der freien Stadt Frankfurt, mit Einschluß der, den Zoll-Sy-
stemen der kontrahirenden Staaten bioher schon beigetretenen Länder.

Von der Gemeinschaft sind ausgeschlossen und bleiben, sofern nicht Separat-
Verträge zwischen einzelnen Vereinostaaten ein Andereo bestimmen, dem privativen
Genusse der betreffenden Staatoregierungen vorbehalten:

1) die Steuern, welche im Innern eines jeden Staates von inländischen Erzeug-
nissen erhoben werden, einschlussig der nach Artikel 11 von den vereinslän-=
dischen Erzeugnissen der nämlichen Gattung zur Erhebung kommenden
Uebergangoabgaben;

2) die Wasserzolle;
3) Chaussee-Abgaben, Pflaster-, Damm-, Brücken-, Fähr-, Kanal-, Schleu-

sen-, Hafen-Gelder, sowie Waage, und Niederlage-Gebühren oder gleich-
artige Erhebungen, wie sie auch sonst genannt werden mögen;

4) die Zollstrafen und Konfiskate, welche, vorbehaltlich der Antheile der Denun-
Nianten, jeder Staatsregierung in ihrem Gebiete verbleiben.
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Artikel 22.

In Hinsicht auf die Vertheilung der in die Gemeinschaft fallenden Abga-
ben ist Folgendes verabredet worden.

Sowohl bei den Eingangsabgaben, albd auch bei den Ausgangs= und Durch-
gangs= Abgaben wird der nach Abzug

a) der Rückerstattungen für unrichtige Erhebungen,
b) der auf dem Grunde besondrrer gemeinschaftlicher Verabredungen erfolg.

ten Steuervergütungen und Ermäßigungen
verbleibende Brutto-Ertrag der Verkheilung zu Grunde gelegt.

1) Bei den Eingangsabgaben bildet derjenige Theil des Brutto-Ertrages,
welcher dem Verhältnisse der dem Vereine angehörenden Bevölkerung des König-
reiches Hannover und des Herzogthumes Oldenburg zur Gesammtbevölkerung des
Vereines entspricht, nachdem er um drei Viertheile seines einfachen Betrages ver-
mehrt worden, den Antheil des Königreicheo Hannover und des Herzogkhumes
Oldenburg, der übrige Theil den Antheil der anderen kontrahirenden Staaten an
dem Brutto-Ertrage.

Der hiernach dem Königreiche Hannover und dem Herzogthume Oldenburg
über das Verhältniß ihrer Bevölkerung hinaus zukommende Antheil am Brutto-
Ertrage der Eingangsabgaben soll jedoch, unter Hinzurechnung desdiesen Staaten
an dem Brutto-Ertrage der Rübenzucker Steuer zugestandenengleichen Zuschlages
von drei Viertheilen, den Betrag von zwanzig Silbergroschen für jeden ihrer, dem
Vereine angehörenden Einwohner in keinem Jahre übersteigen-

Die gemeinschaftlichen Verwaltungskosten werden auf das Königreich Han-
nover und das Herzogthum Oldenburg einerseits und auf die übrigen kontrahiren=
den Staaten andererseits nach dem Verhältnisse ihrer, dem Vereine angehörenden
Bevölkerung vertheilt und es wird der von jeder dieser beiden Gruppen zu tragende
Antheil von dem Antheile derselben am Brutto-Ertrage in Abzug gebracht.

Der hieraus für jede der beiden Gruppen sich ergebende Antheil am Netto-
Ertrage der Eingangsabgaben wird zwischen den betheiligten Staaten nach dem
Verhältnisse ihrer, dem Vereine angehörenden Bevölkerung vertheilt.

2) Der Brutto-Ertrag der Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben wird
u) soweit diese Abgaben bei den Hebestellen in den östlichen Provinzen des Kö-

nigreiches Preußen (also mit Ausnahme der Provinz Westphalen und der
Rhein-Provinz), im Königreiche Sachsen, im Gebiete des Thüringischen
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Zoll= und Handels-Vereineb und im Herzogthume Braunschweig, mit
Ausschluß der Kreio-Direktions-Bezirke Holzminden und Gandersheim,
sowie des Amtes Thedinghausen, eingehen, zwischen Preußen, Sachsen,
den Staaten des Thüringischen Vereines und Braunschweig nach dem von
ihnen zu verabredenden Theilungofuße vertheilt, dagegen

h) soweit dieselben bei den Hebestellen in den westlichen Provinzen des König-
reiches Preußen, den Königreichen Bayern, Hannover und Württemberg,
dem Großherzogthume Baden, dem Kurfürstenthume und dem Großher-
zogthume Hessen, den Kreis-Directions-Bezirken Holzminden und Gan-
deroheim, sowie dem Amte Thedinghausen des Herzogthumes Braunschweig,
den Herzogthümern Oldenburg und Nassau und der freien Stadt Frank-
furt eingehen, in der Weise vertheilt, daß dersenige Theil deo Brutto-Ertra-
ges, welcher dem Verhältnisse der dem Vereine angehörenden Bevölkerung
des Königreiches Hannover und deo Herzogthumes Oldenburg zur Gesammt-
bevölkerung der vorgenannten Vereinstheile entspricht, nachdem er um drei

Viertheile seines einfachen Betrages vermehrt worden, den Antheil des Kö-
nigreiches Hannover und des Herzogehumes Oldenburg, der übrige Theil
den Antheil der anderen betreffenden Staaten bildet, welche Antheile sodann
zwischen den vorgenannten Staaten, nach dem Verhältnisse ihrer, dem
Vereine angehörenden Bevölkerung, beziehungsweise der Bevölkerung ihrer
vorgenannten Landestheile zur Vertheilung kommen.

3. Bei der nach den Sägen 1 und 2 Statt findenden Vertheilung der Ein-
hangs-, Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben wird

a) dieBevolkerungLFürstenthumes — Lippe und der Hannover-ndie Bevolkerung bes Konig-
reiches Hannoverer,

b) die Bevölkerung anderer Staaten, welche durch Vertrag mit einem oder dem
andern der contrahirenden Staaten unter Verabredung einer von diesem
jährlich für ihre Antheile an dengemeinschaftlichen Zoll-Revenüen zu leisten-
den Zahlung dem Joll-Systeme desselben beigerreten sind, oder etwa künftig
noch beitreten werden, in die Bevölkerung desjenigen Staates eingerechnet,
welcher diese Zahlung leistet.

4. Der Stand der Bevölkerung in den einzelnen Vereinsstaaten wird alle
drei Jahre ausgemittelt und die Nachweisung derselben von den Vereinsgliedern
einander gegenseitig mitgetheilt werden.
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5) Unter Berücksichtigung der besondern Verhältnisse, welche hinsichtlich des
Verbrauches an zollpflichtigen Waaren bei der freien Stadt Frankfurt obwalten,
ist wegen deo Antheiles derselben an den gemeinschaftlichen Einnahmen ein beson-
deres Abkommen getroffen.

Artikel 23.

Vergünstigungen für Gewerbetreibende hinsichtlich der Zollentrichtung, welche
nicht in der Zellgesetzgebung selbst begründet sind, fallen der Staatekasse derjenigen
Regierung, welche sie bewilligt hat, zur Last. Hinsichtlich der Mahgaben, unter
welchen solche Bergunstigungen zu bewilligen sind, bewendet eo bei den darüber im
Zollvereine bereito bestehenden Verabredungen.

Artikel 24.

Dem auf Förderung freier und natürlicher Bewegung des allgemeinen Ver-
kehres gerichteten Zwecke des Zollvereinet gemäß sollen besendere Zollbegünstigun-
gen einzelner Meßpläte, namentlich Rabatt. Privilegien, da wo sie dermalen in
denVereinostaaten noch bestehen nicht erweitert, sondern vielmehr, unter geeigneter
Berucksichtigung sowohl der Nahrungsverhältnisse bisher begünstigter Meßplätze,
als der bioherigen Handelsbeziehungen mit dem Auolande thunlichst beschränkt und
ihrer baldigen gänzlichen Aufhebung entgegengeführt, neue aber ohne allseitige Zu-
stimmung auf keinen Fall ertheilt werden.

Artikel 25.

Von der tarifmäßigen Abgabenentrichtung bleiben die Gegenstände, welche
für die Hofhaltung der heben Seuveraine und ihrer Regentenhäuler, oder für die
bei ihren Höfen accreditirten Botschafter, Gesandten, Geschäftoträger u. s. w. ein-
gehen, nicht aucgenommen, und wenn dafür Ruckvergutungen Statt haben, so
werden solche der Gemeinschaft nicht in Rechnung gebrocht.

Eben so wenig anrechnun ofähig sind Entschädigungen, welche in einem oder
dem anderen Staate den vermalo unmittelbaren Reichoständen, oder an Kommu-
nen oder einzelne Privat-Berechrigte für eingezogene Zollrechte oder für aufgehobene
Befreiungen gezahlt werden mussen.

Dagegen bleibt ec einem jeden Staate unbenommen, einzelne Gegenstände auf
Freipässe ohne Abgabentrichtung ein-, auo= oder durchgehen zu lossen. Dergleichen
Gegenstände werden jedoch zollgeseblich behandelt und in Freiregistern, mit denen
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es wie mit den übrigen Zollregistern zu halten ist, notirt, und die Abgaben, welche
davon zu erheben gewesen waren, kommenbeidertdemnachstigenRebenücn-Ausglei-
chungdemjenigen Theile, lch Freipässe ausgegangen sind, in Abrechnung.

Artikel 26.
Das Begnadigungs= und Strafverwandlungs-Recht bleibt jedem der kontra-

birenden Staaten in seinem Gebiete vorbehalten. Auf Verlangen werden periodi-
sche Uebersichten der erfolgten Straferlasse gegenseitig mitgetheilt werden.

Artikel 27.

Die Ernennung der Beamten und Diener bei den bekal= und Bezirks. Stellen
fürdie Zollerhebung und Aufsicht, welche nach der hierüber getreffenen besendern
Uebereinkunft nach gleichförmigen Bestimmungen angeerdnet,besetzt und instruirt
werden sollen, bleibt sämmtlichen Gliedern des Gesammtvereines innerhalb ihres
Gebictes überlassen.

Artikel 28.

Die beitung des Dienstes der Lokal= und Bezirks-Behörden, sowie die Voll-
ziehung der gemeinschaftlichen Zollgesetze überhaupt, wird im Königreiche Hannover
und im Herzogehume Oldenburg einer gemeinschaftlichen Zoll-Direktien übertragen,
welche dem Königlich Hannoverschen Finanz-Ministerium und dem Großherzeglich
Oldenburgschen Staato-Ministerium untergeordnet ist. Die Bildung dieser Direk-
tion und die Einrichtung ihres Geschäftogangeo bleibt den Regierungen von Han-
nover und Oldenburg überlassen; der Wirkungckreio derselben aber wird, insoweit
er nicht schon durch gegenwärtigen Vertrag und die gemeinschaftlichen Zollgesetze
bestimmtst, gleichwie der Wirkungokreio der übrigen im Vereine bestehenden Direk-
tionen, durch eine gemeinschaftlich zu verabredende Instruktion bezeichnet werden.

Artikel 20.

Die von den Zollerhebungs-Behörden nach Ablauf eines jeden Vierteljahres
aufzustellenden Quartal-Ertrakte und die nach dem Jahres= und Bucher-Schlusse
aufzustellenden Final. Abschlüsse über die bezüglich im Laufe dro Viertelsahreo und
wahrend des Rechnungojahreo fällig gewordenen Zolleinnahmen werden von den
Zoll. Direktionen nach vorangegangener Prüfungin Hauptöbersichten zusammen-
getragen und diese an das in Berlin bestehende Central Büreau des Zollvereines

eingesendet, zu welchem Hannover einen Beamten zu ernennen dieBefugniß hat.
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetsamml. XIV.
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Auf dem Grunde jener Uebersichten wird von dem Central-Bureau von drei
zu drei Monaten die provisorische Abrechnung zwischen den vereinigten Staaten
gefertigt, dieselbe den Central-Finanzstellen der letzteren übersandt und zugleich Ein-
leitung getroffen, um die etwaige Mindereinnahme einzelner Vereinsglieder gegen
den ihnen verhältnißmähig an der Gesammteinnahme zuständigen Revenüen-An-
theil durch Herauczahlung von Seiten des oder derjenigen Staaten, bei denen eine
Mehreinnahme Statt gefunden hat, augzugleichen.

Demnachst bereitet das Central-Büreau auch die definitive Jahresabrech=
nung vor.

Artikel 30.

In Absicht der Erhebungs= und Verwaltungs-Kosten kommen folgende
Grundsähe in Anwendung:

1) man wird, soweit nicht ausnahmsweise etwas Anderes verabredet ist, keine
Gemeinschaft dabei eintreten lassen, vielmehr übernimmt jede Regierung
alle in ihrem Gebiete vorkommenden Erhebungs= und Verwaltungs,Kosten,
es mögen diese durch die Einrichtung und Unterhaltung der Haupt= und
Neben-Zollämter, der inneren Steuerämter, Hallämter und Packhöfe und
der Zoll-Direktionen, oder durch den Unterhalt des dabei angestellten Per-
sonals und durch die den letzteren zu bewilligenden Pensionen, oder endlich
aus irgend einem anderen Bedürfnisse der Zollverwaltung entstehen;
hinsichtlich desjenigen Theiles des Bedarfes aber, welcher an den gegen das
Ausland gelegenen Grenzen und innerhalb des dazu gehörigen Grenzbezirkes
für die JZollerhebungs= und Aufsichts= oder Kontrole-Behörden und Zoll-
schutzwachen erforderlich ist, wird man sich über Pauschsummen vereinigen,
welche von der jährlich aufkommenden und der Gemeinschaft zuberechnenden
Brutto-Einnahme an Vollgefallen nach der in dem Artikel 22 unter 1 ge-
troffenen Vereinbarung in Abzug gebracht werden;
bei dieser Ausmittelung des Bedarfes soll da, wo die Perceptionprivativer
Abgaben mit der Zollerhebung verbunden ist, von den Gehalten und Amts-
bedürfnissen der Zollbeamten nur derjenige Theil in Anrechnung kommen,
welcher dem Verhältnisse ihrer Geschäfte für den Zolldienst zu ihren Amts-
geschäften überhaupt entspricht;

1) man wird sich mit der Königlich Hannoverschen und mit der Grohherzoglich
Oldenburgschen Regierung über allgemeine Normen vereinigen, um die

le

*x—.
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Besoldungsverhalenisse der Beamten bei den Jollerhebung= und Aufsichts-
Behörden, ingleichen bei den Zoll-Direktionen, auch in Beziehung auf das
Königreich Hannover und das Herzogthum Oldenburg in moglichste Ueber-
einstimmung zu bringen.

Artikel 31.

„Die kontrahirenden Theilegestehen44 —G das Recht zu, den Haupt-sowohlan den Grenzen, als im Inneren (Haupt-liueen mit Niederlage) Kontroleure **d welche von allen Geschäften
derselben und der Nebenämter in Beziehung auf das Abfertigungoverfahren und
die Grenzbewachung Kenntniß zu nehmen und auf Einhaltung eineo geseblichen Ver-
fahrens, ingleichen auf die Abstellung etwaiger Mängel einzuwirken, übrigens sich
jeder eigenen Verfügung zu enthalten haben.

Einer naher zu verabredenden Dienstordnung bleibt es vorbehalten, ob und
welchen Antheil dieselben an den laufenden Geschäften zu nehmen haben.

Artikel 32.

Jedem der kontrahirenden Staaten steht das Recht zu, an die Zoll-Direktionen
der anderen Vereinsstaaten Beamte zu dem Zwecke abzuordnen, um sich von allen
vorkommenden Verwaltungsgeschäften, welche sich auf die durch den gegenwärtigen
Vertrag eingegangene Gemeinschaft beziehen, vollständige Kenntniß zu verschaffen.
Das Geschäftsverhältniß dieser Beamten wird durch eine besondere Instruktion
näher bestimmt, alo deren Grundlage die unbeschränkte Offenheit von Seiten der
Verwaltung, bei welcher die Abgeordneten fungiren, in Bezug auf alle Gegenstände
der gemeinschaftlichen Zollverwaltung, und die Erleichterung jedes Mittelo, durch
welches sie sich die Information hiernber verschaffen können, anzusehen ist, während
andererseits ihre Sorgfalt nicht minder aufrichtig dabin gerichtet sein muß, eintre-
tende Anstände und Meinungoverschiedenheiten auf eine, dem gemeinsamen Zweckeund
dem Verhältnisse verbundeter Staaten entsprechende Weise zu erledigen.

Die Ministerien oder obersten Verwaltungsstellen der sämmtlichen Vereins-
staaten werden sich gegenseitig auf Verlangen jede gewünschte Auskunft über die
gemeinschaftlichen Zollangelegenbeiten mittheilen, und insofern zu diesem Behufe
zeitweise oder dauernd die Abordnung eines höheren Beamten, oder die Beauftra-
gung eines anderweit bei der Regierung beglaubigten Bevollmachtigten beliebt

würde, so ist demselben nach dem oben ausgesprochenen Grundsatze all Gelegenheit
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zur vollstandigen Kenntnißnahme von den Verhaltnissen der gemeinschaftlichen
Zollverwaltung bereitwillig zu gewahren.

Artikel 33.

Jährlich in den ersten Tagen des Juni findet zum Zwecke gemeinsamer Bera-
thung ein Zusammentritt von Bevollmächtigten der Vereinoglieder Statt.

Far die formelle Leitung der Verhandlungen wird von den Konferenz-Bevoll-
mdchtigten aus ihrer Mitte ein Vorsichender gewählt, welchem übrigeno kein Vorzug
vor den übrigen Bevollmächtigten zusteht.

Bei dem Schlusse einer jeden jährlichen Versammlung wird mit Rücksicht auf
die Natur der Gegenstände, deren Verhandlung in der folgenden Konferenz zu er-
warten ist, verabredet werden, wo letztere erfolgen soll.

Artikel 31.

Vor die Versammlung dieser Konferenz-Bevollmächtigten gehört:
ü) die Verhandlung über alle Beschwerden und Mängel, welche in Beziehung

auf die Ausführung des Grundvertrageo und der besonderen Uebereinkünfte,
des Zollgesetzes, der Zollordnung und Tarife, in einem oder dem anderen
Vereinostaate wahrgenommen, und die nicht bereito im Laufe des Jahres
in Folge der darüber zwischen den Ministerien und obersten Verwaltungs=
stellen geführten Korrespondenz erledigt worden sind;
die definitive Abrechnung zwischen den Vereinögliedern über diegemeinschaft-
liche Einnahme auf dem Grunde der von den obersten Zollbehörden aufge-
stellten, durch doo Central. Büreau vorzulegenden Nachweisungen, wie solche
der Zweck einer dem gemeinsamen Interesse angemessenen Prüfung erheischt;
die Berathung uüber Wünsche und Vorschlge, welche von einzelnen Staats-
regierungen zur Verbesserung der Verwaltung gemacht werden;
die Verhandlungen über Abänderungen deo Zollgesetzes, der Zollordnung,
de Zoll-Tarifes und der Verwaltungo-Organisation, welche von einem
der kontrahirenden Staaten in Antrag gebracht werden, überhaupt über
die zweckmäßige Emwickelung und Ausbildung des gemeinsamen Handels-
und Zoll. Systems.

2

Artikel 35.

Treten im Laufe des Jahres, außer der gewöhnlichen Zeit der Versammlung
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der Konferenz-Bevollmächtigten, außerordentliche Ereignisse ein, welche unverzüg-
liche Maßregeln oder Verfügungen abseiten der Vereinsstaaten erheischen, so werden
sich die kontrahirenden Theile darüber im diplomatischen Wege vereinigen, oder eine
außerordentliche Zusammenkunft ihrer Bevollmächtigten veranlassen.

Artikel 36.
Den Aufwand für die Bevollmächtigten und deren etwaige Gehülfen bestreitet

dasjenige Glied des Gesammtvereins, welches sie absendet.
Das Kanzlei-Dienst-Personal und dac Lokal wird unentgeldlich von der Re-

gierung gestellt, in deren Gebiete der Zusammentritt der Konferenz Statt findet.

Artikel 37.

Eine Nachsteuer für gemeinsame kai sollfür dielbeidem Anschluse an
den Verein im Konigreiche Hannoverund ir
Waaren nicht erhoben werden.

Ueber die Maßregeln, welche erforderlich sind, damit nicht die Zolleinkunfte
des Gesammtvereinco durch die Einführung und Anhdufung geringer verzollter
Waarenvorräthe beeinträchtigt werden, ist eine besondere Vereinbarung getroffen
worden.

58 8

Artikel 338.
Für den Fall, daß andere Deutsche Staaten den Wunsch zu erkennen geben

sollten, in den Zollverein aufgenommen zu.werden, erklären sich die hohen Kon-
trahenten bereit, diesem Wunsche, soweit es unter gehöriger Berücksichtigung der
besonderen Interessen der Vereinomitglieder möglich erscheint, durch dlehfalls abzu-
schließende Verträge Folge zu geben.

Artikel 39.

Auch werden sie sich bemühen, durch Handelsverträge mit anderen Staaten
dem Verkehre ihrer Angehörigen jede mögliche Erleichterung und Erweiterung zu
verschaffen.

Artikel 20.

Alles was sich auf die Detail-Ausführung der in dem gegenwärtigen Vertrage
und dessen Beilagen enthaltenen Verabredungen bezieht, soll durch gemeinschaft-
liche Kommissare vorbereitet werden.
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Artikel 11.

InFolgeder E der Jollvereins-Vertragetreten die daranbetheiligten
Deutschen Staaten, nach stattgehabter Prufung, dem zwischen Preußen und
Oesterreich abgeschlossenen Handels= und Zoll-Vertrage vom 19. Februar 1853,
nach Maßgabe des Artikels 20 des lehtgedachten Vertrages, hiermit förmlichbei,
dergestalt, daß dessen sämmtliche Bestimmungen auch auf die oben gedachten Deut-
schen Staaten vom 1. Januar 1854 ab Anwendung finden werden.

Artikel 12.

Sofern der gegenwärtige Vertrag nicht vor dem 1. Januar 1864 von dem
einen oder dem anderen der kontrahirenden Staaten aufgekündigt wird, so soll er
auf weitere zwölf Jahre und so fort von zwölf zu zwölf Jahren als verlängert an-
gesehen werden.

Letztere Verabredung wird jedoch nur für den Fall getroffen, daß nicht in der
Zwischenzeit sämmtliche Deutsche Bundeostaaten über gemeinsame Maßregeln über-
einkommen, welche den mit der Absicht ded Artikels 19 der Deutschen Bundes-Akte
in Uebereinstimmung stehenden Zweck des gegenwartigen Zollvereines vollständig

erfüllen. «

GegenwärtigcherkkagsollalsbaldzurNatisiIationdckhohenkontcahirenden
Theile vorgelegt und die Auswechselung der Ratifikations-Urkunden spätestens
binnen sechs Wochen in Berlin bewirkt werden.

So geschehen Berlin am 3. April 1853.

(gez.) von Pommer Esche. Oilippöborn. Delbrück. Meirner.
(L. S.) (L. 8.) (L. s.) (l. S.)

von Schimpf. Klenze. von Sigel. Hack.
(I. S.) (I. 8.) (I. .) (I. S)

Duysing. von Biegeleben. Thon. von Tbielau.(#. S.) (I. S.) (#. S.) (I. 8.)
Liebe. Marschall von Bieberstein. Ceester.
(. 8.) (1, S. —
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IV.

Uebereinkunft
zwischen Preußen, Bayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden, Kur-
bessen, dem Großherzogtbume Hessen, den zum Thüringischen Zoll= und Han-
dels-Vereine gehörigen Staaten, Braunschweig, Oldenburg, Nassau und der

freien Stadt Frankfurt,
wegen

Besteuerung des Rübenzuckers.
Im Jusammenhange mit dem heutigen, die Forkdauer und Erweiterung des

Zoll= und Handels-Vereines betreffenden Vertrage ist zwischen den betheiligten Re-
gierungen folgende Uebereinkunft wegen der Besteuerung des Rübenzuckers getroffen
worden.

Artikel 1.
Der iim Umfange des Zollvereines aus Rüben verfertigte Zucker soll mit einer

überall gleichen Steuer belegt werden. In Absicht dieser Steuer findet ebenso,
wie solches hinsichtlich der gemeinschaftlichen Eingangs-, Ausgangs= und Durch-
gangs-Zölle der Fall ist, eine vollig übereinstimmende Gesetzgebung und Verwal-
tung in sämmelichen Vereinsstaaten Statt.

Neben dieser Steuer darf in keinem Falle eine weitere Abgabe von dem Rüben-
zucker, weder für Rechnung des Staates, noch für Rechnung der Kommunen er-
hoben werden.

Artikel 2.

Bei Abmessung der Steuer vom Rübenzucker soll nach folgenden Grundsätzen
verfahren werden:

c) die Steuer vom vereinsländischen Rübenzacker soll gegen den Eingangszoll vom
ausländischen Zucker stets so viel niedriger gestellt werden, als nöthig ist, um
der inländischen Fabrikation einen angemessenen Schutz zu gewähren, ohne

zugleich die Konkurrenz des ütnashe Jackers auf eine die Einkünfte desVereines oder das InteressederK g sez »

es sollen jedoch
b) der Eingangszoll vom ausländischen Zucker und Syrup und die Steuer vom

vereinslandischen Rübenzucker zusammen für den Kopf der jeweiligen Bevol-
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kerung des Zollvereines jahrlich mindestens eine Brutto-Einnahme gewähren,
welche dem Ertrage jenes Zolles und dieser Steuer fut den Kopf der Bevol-
kerung im DurchschnittderdreiJahre18433gleichkommt.

Artikel 3.

Dem gemah soll die Steuer vom inländischen Rübenzucker von dem mit dem
1. September 1#54 beginnenden Betriebojahre an mit sechs Silbergroschen oder
einundzwanzig Kreuzern vom Zentner der zur Zuckerbereitung bestimmten rohen
Rüben erhoben und demnáchst jedesmal nach Ablauf von zwei Betriebojahren,
unter den im Nachfolgenden angegebenen Vorauosegungen, um einen halben Sil-
bergroschen oder einen und dreivierthril Kreuzer erhöhet werden.

1) In jedem der Jahre 1855, 1857, 1850, 1761 und 1863 wird
u) diejenigeSumme fessgestellt, welche sich ergiebt, wenn der Betrag von

— —

0,0262 Sgr. mit der Kopfzahl der jeweiligen Bevölkerung des Zoll-

berin vervielfältigt wird. Als jeweilige Bevolkerung wird im Jahre355 die Bevölkerung des Jahres In5#, in jedem der späteren Jahre
Pre Durchschnitt aus der Bevölkerungozahl der beiden Vorjahre ungesehen.
Das Ergebniß der regelmäßigen Bevolkerungeaufnahme mit einer Ber-
mehrung um ein halbro Prozent stellt die Bevolkerung des Jahrco, welches
auf die Aufnahme folgt, mit einer Vermehrung um ein und ein halbes
Prezent die Bevolkerung des zweiten Jahres, und mit einer Vermehrung
um zwei und ein halbeo Prozent die Bevolkerung des Jahres dar,in welchem
die neue Aufnahme Statt findet.

Zugleich wird
der Betrag festgestellt, welcher an Rübenzucker, Steuer und Eingangsab-
gaben vom ausländischen Zucker und Syrup, nach Abzug der Bonifikation
für ausgeführten raffinirten Zucker aufgekommen ist, und zwar im Jahre
19855 für die zwölf Monate vom 1. April 1851 bis zum 31. März 1855,
in jedem der späteren Jahre für den Durchschnitt der zwei Jahre vom 1.
April des vorletzten bio zum 31. März des laufenden Jahre.

2) Erreicht oder übersteigt dieser Betrag (1, b) jene Summe (1, u), so bleibt der
jeweilig bestehende Satz der Steuer vom inländischen Rübenzucker fürdie näch-
sten zwei Betriebojahre unverändert; ist dagegen dieser Betrag geringer, als
jene Summe, so erfolgt die Erhöhung deo alodann bestehenden Steuersatzes.
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Sollten die kontrahirenden Theile über Aenderungen der für ausländischen

Zucker gegenwärtig bestehenden Zollsätze, sowie des für ausländischen Syrup verr
einbarten Zollsaces, oder über die Erhebung der Rübenzucker= Steuer nach einem
anderen Maßstabe, als nach dem Gewichte der zur Zuckerbereitung verwendeten
rohen Rüben, übereinkommen, so werden sie sich über eine entsprechende Aenderung
der vorstehenden Verabredungen verständigen.

Artikel 1.

In den Jahren 1855, 1857, 1859, 1861 und 1863 wird spätestensam6.Juli
derjenige Steuersat bekannt gemacht, welcher in der, mit dem 1. September des
nämlichen Jahres beginnenden zweijahrigen Periode für den Zentner der zur Zucker-
bereitung bestimmten rohen Rüben zu entrichten ist.

Gleichzeitig mit diesem Steuersatze werden auch die Eingangs-Zollsätze für
den ausländischen Zucker und Syrup bekannt gemacht und in Anwendung gebracht,
daher solche au der Reihe der übrigen, mit dem Kalenderjahre laufenden Sätzedes
Joll-Tarifes auascheiden.

Artikel 5

Der Ertrag der Rübenzucker-Steuer ist gemeinschaftlich und wird vom 1. Ja-
nuar 1851 ab nach den namlichen Grundsätzen unter den Vereinsstaaten getheilt,
welche im Artikel 22 des im Eingange erwähnten Vertrages für die Vertheilung
der Eingangoabgaben verabredet sind.

Artikel 6.

Alle durch die Zollvereinigungs-Verträge oder in Folge derselben getroffenen
Bestimmungen und Verabredungen über die, den Vereinsregierungen rücksichtlich
der Jollabgabenzustehende Theilnahme an der gemeinschaftlichen Gesehgebung und
an der Kontrole der Verwaltung, wohin insbesondere die Stipulationen wegen An-
stellung der Vereinsbevollmächtigten und Stations-Kontroleure und wegen der
jährlichen General-Konferenzen gehören, ingleichen die Vereinbarungen in dem
unter den Vereinsregierungen abgeschlossenen Zoll-Kartel vom 11. Mai 1838, sollen
auch in Beziehung auf die Rübenzucker-Steuer volle Anwendung finden.

Artikel 7.

Die Wirksamkeit dieser Uebereinkunft beginnt mit dem 1. Schtendet 1853.
Brfil. Schw. Nubdolst. Gesetzsamml. XV.
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Milt demselben Tage tritt die Uebereinkunft zwischen Preußen, Bayern, Sach-

sen, Wörttemberg, Baden, Kurhessen, dem Großherzogthume Hessen, den zum
Thüringischen Zoll= und Handels-Vereine verbundenen Staaten, Nassau und der
freien Stadt Frankfurt, wegen der Besteuerung des Runkelrübenzuckers, vom 8.
Mai 181, welcher Braunschweig durch Artikel 11 des Zollvereinigungs-Vertrages
vom 19. October 1841 beigetreten ist, außer Kraft.

So geschehen Berlin am 4. April 1853.

(gez.) von Pommer Esche. Wilippsborn. Delbrück. Meixner.
(I. S.) (I. S.) (I. 8.) (I. 8.)

von Schimpff. Klenze. von Sigel. Hack.
¶. S.) (.. 8.) (I. 8.) (I. 8§.)

Duysing. von Biegeleben. Thon. von Thielau.
(I. 8.) (. S.) (1. S.) (. S.)
Liebe. Marschall von Bieberstein. Coester.
(I. 8.) (I. S. (I. 8.)

V.

Uebereinkunft
zwischen Preußen, Sachsen, den zum Thüringischen Zoll= und Handels-Vereine

gehörigen Staaten und Braunschweig,
belressendelre

die Theilung der gemeinschaftlichenAusganugs- undDurch-
Zgangs-Abgaben.

Nach der im Artikel 22 des Vertrageb wegen Fortdauer und Erweiterung des
Zoll= und Handelo-Vereines vom heutigen Tage getroffenen Vereinbarung, soll der
Ertrag der Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben, soweit dieselben bei den Hebe-
stellen in den östlichen Provinzen des Königreichs Preußen, im Königreiche Sachsen,
im Gebiete des Thüringischen Zoll= und Handels. Vereines und im Herzogthume
Braunschweig, mit Auoschluß der Kreis-Direktions-Bezirke Holzminden und
Gandercheim, sowie des Amtes Thedinghausen eingehen, Preußen, Sachsen, den
Staaten des Thüringischen Vereines und Braunschweig nach dem von ihnen zu
verabredenden Theilungsfuße zufallen.
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Zur weiteren Erledigung dieses GegenstandessindUnterhandlungeneroff
net worden, zu welchen als Bevolmachtigte ernannt haben:
Seine Majestat, der Konig von Preußen

Allerhochst Ihren General--Dirtektor der Steuern Johann Friedrich von
Pommer Esche

Allerhöchst Ihren arhn begations-Rath Alerander Mar Philipsborn

Alnchochs, Ihren geheimen Regierungsrath Martin Friedrich Rudolph Del-
Seine der Konig von Sachsen:

Allerhöchst Ihren Zoll- und Steuer-Direktor Bruno von Schimpff;
die außer Seiner Majestät dem Kênige von Preußen bei dem Thüringischen
Zoll= und Handels-Vereine betheiligten Souveraine, und zwar:
Seine Königliche Hoheit, der Kurfürst von Hessen:

Höchst Ihren geheimen Ober-Finanzrath Wilheim Duysing,
Seine Konigliche Hoheit, der Großberzog von Sachsen-Weimar-Eisenach,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Meiningen,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Altenburg,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Coburg-Gotha,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg-Sondershausen,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Reuß alterer Linie,

und

Seine Durchlaucht, der Fürst von Reuß jüngerer Linie:
den Großherzoglich Süächsischen geheimen Staatsrath Gustav Thon;

Seine Hoheit, der Herzog von Braunschweig und #üneburg:
Hochst Ihren Finanz-Direktor Wilhelm Erdmann Florian von Thielau,

und eb ist von diesen Bevollmächtigten folgende Uebereinkunft unter dem Vorbehalte
der Ratifikation getroffen worden.

Artikel 1.
Die Theilung der in denöstlichen Provinzen des Königreichs Preußen, im Kö-

nigreiche Sachsen, im Gebiete des Thüringischen Zoll- und Handels-BVereines und
im Herzogthume Braunschweig, mit Ausschlußder Kreis-Direktions-Bezirke Holz.
minden und Gandersheim, sowie des Amtes Thedinghausen aufkommenden Aus-
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gangs= und Durchgangs-Abgaben, erfolgt nach dem Verhältnisse der Bevölkerung
der östlichen Preußischen Provinzen, des Königreichs Sachsen, der zu dem Thürin=
gischen Zoll- und Handels-Vereine gehörigen Staaten und Landestheile und des
Herzogthums Braunschweig mit Ausschluß der vorgedachten Gebietotheile lediglich
nach Abzug der Rückerstaktungen wegen unrichtiger Erhebungen, und der auf dem
Grunde besonderer, gemeinschaftlicher Verabredungen erfolgten Steuervergütungen
und Ermäßigungen.

Artikel 2.

Die Bevölkerung solcher Staaten, welche durch Vertrag mit einem oder dem
anderen der kontrahirenden Staaten, unter Verabredung einer von diesem jährlich
für ihre Antheile an den gemeinschaftlichen Zoll-Reven#en zu leistenden Zahlung,
dem Zoll. Systeme desselben beigekreten sind oder etwa künftig noch beitreten werden,
wird in die Bevölkerung deojenigen Staates eingerechnet, welcher diese Zahlung
leistet.

Artikel 3.

Der Stand der Bevölkerung wird nach den Ermiktelungen angenommen,
welche für die Theilung der Jolleinkünfte im Gesammtvereine Statt finden.

Artikel 1.

Da die Wasserzölle und Schiffahrtsabgaben nach den Zollvereinigungs-Ver-
trägen von der Gemeinschaft ausgeschlossen, gedachte Abgaben aber, was die Oder,
Weichsel und Memel, sowie deren Nebenflüsse betrifft, bei den über die Ostgrenze
des Preußischen Staates auSgeführten, und umgekehrt bei den uber jene Grenze ein-
geführten und aus den Ostseehäfen ausgehenden Waaren unter den allgemeinen
Transit,Abgaben mitbegriffen sind, so wird die Königlich Preußische Regierung,
als ein Aequivalent für jene Wasserzölle, von dem zur Theilung zu stellenden Ge-
sammtertrage der bei ihren Hebestellen eingehenden Durchgangoabgaben (die ge-
dachten Wasserzölle einschließlich) die Hälfte, jedoch höchstens die Summe von
300,000 Thlrn, zurückbehalten.

Artikel 5.

Dieunter sämmtlichen Mitgliedern des ZollvereinesindemSeparat-Artikel16
zu dem Eingangs gedachten Vertrage unter Nr. 1 und2getroffenen Verabredungen
kommen auch indem besonderen Verhältnisse zwischen Preußen, Sachsen, den Staa-
ten des Thüringischen Vereines und Braunschweig zur Anwendung.
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Artikel 6.

Die gegenwärtige Uebereinkunft tritt vom 1. Januar 1854 ab an die Stelle
der über denselben Gegenstand unter'm 8. Mai und 19. October 1841 zwischen den
kontrahirenden Theilen geschlossenen Uebereinkünfte und soll für die Dauer des heu-
tigen Vertrages wegen Fortdauer und Erweiterung des Zoll= und Handels-Verei-
nes in Kraft bleiben. Dieselbe soll alsbald zur Ratifikation der hohen kontrahiren-
den Theile vorgelegt und es sollen die Ratifikations, Urkunden derselben gleichzeitig
mit denen des ebenerwähnten Vertrages in Berlin ausgewechselt werden.

So geschehen Berlin am 1. April 1853.

(gez.) von Pommer Esche. Milipsborn. Delbrück. von Schimpff.
(L. 8.) 1. 8.) L(I. 8.) (L. S.)

Duysing. Thon. von Thielau.
(I. S.) (I. 8.) (1. S.)

VI.

Vertrag
zwischen Preussen, Sachsen und den zum Thüringischen Zoll= und Handele-

Vereine verbundenen Staaten wegen Fortsetzung des Vertrages vom
· 8. Mai 1841

über die gleiche Besteuerung innerer Erzeugnisss.
Seine Majestät, der König von Preußen, Seine Majestät, der König von

Sachsen und die außer Seiner Majestät dem Könige von Preußen noch bei dem
Thüringischen Zoll= und Handels-Vereine betheiligten Souveraine haben gleichzeitig
mit den über die Fortdauer und Erweikerung dese Zoll- und Handels-Vereines ein-
geleiteten Verhandlungen auch besondere Unterhandlungen in Beziehung auf die
Fortsebung des zwischen Ihnen bestehenden Vertrages vom 8. Mai 1841 wegen
gleicher Besteuerung innerer Erzeugnisse eröffnen lassen und zu diesem Zwecke zu
Bevollmächtigten ernannt, und zwar
Seine Majestät, der König von Preußen:

Allerhöchst Ihren General-Direktor der Steuern Johann Friedrich von
Pommer Esche,
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Allerhöchst Ihren geheimen Legations-Rath Alexrander Mar Philipsborn,
Allerhöchst Ihren geheimen Regierungsrath Martin Friedrich Rudolph

Delbruck:
Seine Majesidt, der König von Sachlen:

Allerhochst Ihren Zoll= und Steuer-Direktor Bruno von Schimpff;
die außer Seiner Majestät dem Könige von Preußen bei dem Thüringischen
Zoll= und Handels-Vereine betheiligten Souveraine, und zwar
Seine Königliche Hoheit, der Kurfürst von Hessen:

Höchst Ihren geheimen Ober-Finanz-Rath Wilhelm Duysing;
Seine Königliche Hoheit, der Großherzog von Sachsen-Weimar-Eisenach,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Meiningen,
Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Altenburg,
Seine Hoheic, der Herzog von Sachsen-Coburg-Gotha,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg-Sondershausen,
Seine Durchlaucht, der Fürst von Reuß alterer Linie,

und

Seine Durchlaucht, der Fürst von Reuß jüngerer Linie:
den Großherzeglich Sachsischen geheimen Staatsrath Thonz

von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der Ratifikation, folgender
Vertrag abgeschlossen worden ist.

Artikel 1.

Der zwischen den kontrahirenden Theilen wegen Fortsebzung der Verträgevom
30.März und 11. Mai 1833 üÜber die gleiche Besteuerung innerer Erzeugnisse unter'm
8. Mai 1841 abgeschlossene Vertrag bleibt vorldufig auf fernere zwölf Jahre, vom
I. Januar 1854 anfangend, also bis zum letzten December 1865 in Kraft.

Artikel 2.

Sofern der gegenwärtige Vertrag nicht vor dem 1. Juli 1864 von dem einen
oder dem anderen der kontrahirenden Staaten aufgekündigt wird, so soll er auf
weitere zwölf Jahre, und so fort von zwölf zu Jahren, als verlängert ange-
sehen werden.
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Derselbe soll alsbald zut Ratifikation der hohen kontrahirenden Theile
vorgelegt und die Auswechselung der Racifikations-Urkunden spatestens binnen
sechs Wochen in Verlin bewirkt werden.

So geschehen Berlin am 4. April 1853.

(gez.) von Pomme Esche. Dhilipsborn. Delbrück.(I. 8.) 1. 8s7

von *i*r Duysing. Thon.. 8.) (#. S#.)

VI.

Besonderer Artikel
zwischen Preußen und den außer Prcußen bel dem Thüringischen Zoll= und

Handels-Vereine betheiligten Regierungen,
Theilung des Aufkommens“ von der Bestenerung des

Branntweines
betreffend.

Die unterzeichneten Bevollmächtigten Sr. Majestt, des Könlgs von Preußen
und der, außer Seiner gedachten Majestät, beidem Thüringischen Zoll= und Handels-
Vereine betheiligten Souveraine haben bei dem Abschlusse des heutigen Vertrages
zrischen Preußen, Sachsen und dem Thüringischen Vereine, wegen Fortsetzung des

* vom s. Mai 1541 über diegleiche Sostuenn innerer n nochdie folgendebesn 9. ion getroffen:

Besonderer Artikel.
In Beziehung auf die Vereinbarung im zweiten Separat-Artikel des vorge-

dachten Vertrages, welche die in dem Separat-Artikel3desVertrages vom 8. Mai
1841 enthaltene Verabredung,

daß von der gesammten Branntweinsteuer-Einnahme, welche dem Thüringi-
schen Vereine aus der Theilung nach der Kopfzahl zufallen wird, ein Abzug
von 18) Procent Statt finden und der Betrag desselben dem Preußischen
Einnahmeantheil hinzutreten soll,
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aufhebt, wird die in dem besonderen Artikel vom 8. Mai 1841 für das besondere
Abrechnungsverhältnis zwischen Preußen und dem Thüringischen Zoll-und Handels-
Vereine getreffene Bestimmung:

daß bei der Theilung des dem Thhringischen Vereine verbleibenden Antheils
an der Steuer vom inladndischen und vereinsländischen Branntweine Preußen
für seine zu dem gedachten Vereine gehörigen Landestheile nur mit drei Vier-
theilen der Bevölkerung desselben Antheil nehmen wird,

vom 1. Jannar 1857 an außer Kraft gesetzt.
Es wird mithin von dem gedachten Tage an die dem Thüringischen Vereine

aus der Theilung der Branntweinsteuer und der Uebergangsabgabe von Brannt-
wein zufallende Einnahme unter die bei diesem Vereine betheiligten Regierungen

zanzh und ohne irgend eine Ausnahme nach dem Verhaltnisse der, durch die perio-dischen Zahl zu dem Vereine gehörenden Staaten
undGebirtötheile vertheilt werden.

Zu Urkund dessen haben die beiderseiti lmach stehenden beson-
deren Artikel vollzogen, dessenRatiflkationen W mitdenNatifikationen des
Eingangs gedachten Vertrages ausgewechselt werden sollen.

So geschehen Berlin am 4. April 1853.

(gez.) von Pommer Esche. hilipsborn. Delbrück.
(.. S.) [(u 5) (I. S.)

Duysing. Thon.
d. s (I. 8.)
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Vertrag
zwischen Preußen, Sachsen, Hannover, Kurhessen, den außer Preusien und Kur-
beslen bei dem Thüringischen Zoll= und Hawels-Vereine betheiligten Staaten,

Braunschweig und Oldenburg,

die gleicheVesteuerung von Wein und Tabak,
den gegenseitig freien Verkehr= mit diesen Artikeln und

die Gemeinschaftlichkeit der UNebergangsabgaben von
denselben

betressend.
Seine Majestät, der König von Preußen, Seine Majestät, der König von

Sachsen, Seine Majestat, der König von Hannover, Seine Königliche Hoheit, der
Kurfürst von Hessen, die außer Seiner Majestät, dem Könige von Preußen und

Seiner Königlichen B demKurfürsten von Hesen bei dem Thiringischen Joll=
und O# Seine aun-

schweig und Lüneburg undSeine Königliche Hcheit, der Grsturh von -
burg, von dem Wunsche geleitet, durch Herstellung eines gegenseitig freien Verkehrs
mit Wein und Tabak zwischen Ihren Landen zur Erreichung des im Artikel 11 des
Vertrages wegen Fortdauer und Erweiterung des Zollvereines von Ihnen aner-
kannten Zieles beizutragen, haben Unterhandlungen eröffnen lassen und zu Bevoll-
machtigten ernannt:

Seine Majestät, der König von Preußen:
Allerhöchst Ihren General-Direktor der Steuern Johann Friedrich von

Pommer Esche,
Alrrböct Ihren geheimen Legations-Rath Alexander Mar Philipöborn

Allerhöchn Ihren geheimen Regierungsrath Martin Friedrich Rudolph
elbrück;

Seine Majestct, der König von Sachsen:
Allerhöchst Ihren Zoll= und Steuer-Direktor Bruno von Schimpff;

Seine Majestät der König von Hannover:
Allerhöchst Ihren General-Direktor der indirekten Steuern und Zölle

D. Otto Klenze;z
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Seine Konigliche Hoheit, der Kurfurst von Hessen:
öchst Ihren geheimen Ober-Finanz-Rath Wilhelm Duysing;

die *s Seiner Majestct, dem Könige von Preußen und Seiner Königlichen He-
heit, dem Kurfürsten von Hessen bei dem Thüringischen Zoll= und Handels-Vereine
betheiligten Souveraine:

den Großherzoglich Scchsischen geheimen Staatsrath Gustav Thon;
Seine Hoheit, der Herzog von Braunschweig und büneburg:

Höchst Ihren Finanz-Direkter Wilhelm Erdmann Florian von Thielauz
Seine Königliche Hohric, der Großherzog von Oldenburg:

st Ihren Geschäftsträger am Königlich Preußischen Hofe, Legations=
Rath D. Friedrich August Liebe,

von welchen Bevellmachtigten, unter Vorbehalt der Ratifikation, folgender Ver-
trag abgeschlossen worden ist.

Artikel 1.
Im Königreiche Hannover, im Kurfürstenthume Hessen und im Herzogthume

Oldenburg soll dieselbe Besteuerung des Tabaksbaues Statt finden, welche auf

Grund desVertragen vom dbeutigen Tage, hobungein der Uebereinkunft vom19. October 1841, in den i, den zum Thüringischen
Zoll= und Handels-Vereine gehörendenStaaten und imHerzogthume Braun-
schweig besteht.

Die Besteuerung des Weinbaues, welche auf Grund des Vertrages vom heu-
tigen Tage in den Königreichen Preußen und Sachsen und in den zum Thüringischen
Zoll= und Handels-Vereine gehörenden Staaten besteht, wird im Kurfürstenthume
Hessen auch fernerhin beibehalten werden und in dem Königreiche Hannover, sowie
in dem Herzogthume Oldenburg in dem Falle eintreten, daß daselbst Weinbau zur
Kelterung von Most betrieben werden sollte.

Artikel 2.
In Folge dieser Gleichmäßigkeit der inneren Besteuerung werden bei dem

Uebergange von Wein und Traubenmost, Tabaksblattern und Tabaks Fabrikaten
aus dem einen in das andere der im Artikel 1 genannten Gebiete weder eine Abga-
benerhebung noch eine Abgaben-Röckvergütung Statt finden, dagegen die Abgaben
von den aus anderen Vereinsstaaten eingehenden vorgenannten Erzeugnissen auf
gemeinschaftliche Rechnung erhoben werden.

Artikel 8.
1) Der Ertrag dieser Abgaben wird, nach Abzug der Rückerstattungen für
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unrichtige Erhebungen, in der Weise vertheilt werden, daß derjenige Theil des Er-
trages, welcher dem Verhaltnisse der dem Zollvereine angehorenden Bevolkerung
des Konigreiches Hannover und des Herzogthumes Oldenburg zut Gesammitbevolke-
rung der bei dem gegenwärtigen Vertrage betheiligten Staaten entspricht, nachdem
er um drei Viertheile seines einfachen Betrages vermehrt werden, den Antheil des
Koönigreiches Hannover und des Herzogthumes Oldenburg, der übrige Theil den
Antheil der anderen kontrahirenden Staaten bildet, welche Antheile sodann zwischen
den vorgenannten Staaten, nach dem Verhältnisse ihrer, dem Zollvereine angehöé-
renden Bevöôlkerung zur Vertheilung kommen.

2) Von den nach den Abrechnungen zu leistenden Herauszahlungen kommen
für den die Jahlung leistenden Theil drei Procent Erhebungokosten in Abzug.

3) Bei der nach dem Satze 1 Statt findendenVertheilung der Abgaben wird:
a) die Bevölkerung und bezuglich der Steuerertrag derjenigen Staaten oder Ge-

biekstheile, welche im Zellvereine von Preußen vertreten und bei der Revenüen-
Auceinandersetzung zu Preußen gezählt werden, oder künftig in dieses Ver-
hältniß treten sollten, sofern Preußen mit ihnen in Gemeinschaft jener Abgaben
steht, auf Preußischer Seite,

b) die Bevölkerung und bezüglich der Steuertrag des Fürstenthumes Schaum-
burg-Lippe und der Hannover-Braunschweigschen Kommunion-Besitzungen
auf Hannoverscher Seite

mit eingerechnet werden.
Artikel 1

Die Wirksamkeit der Vereinsbevollmächtigeen und Stations-Kontroleure,
welche von einem der kontrahirenden Theile in den Landen eines der anderen bestellt
sind, erstreckt sich auch auf die Kontrole über dir Ausführung der wegen der Ueber-
gangoabgaben von Wein und Tabak vereinbarten und noch zu vereinbarenden Maß,
regeln, unter Anwendung der wegen der Stellung und Befugnisse dirser Beamten
im Allgemeinen verabredeten Bestimmungen.

Artikel 5.
Der gegenwärtige Vertrag tritt mit dem 1. Januar 1854 in Kraft und

soll bis zum letzten December 1805 gültig sein.
Mit dem Beginn seiner Wirksamkeit treten folgende zwischen einzelnen der

kontrahirenden Staten abgeschlossene Verträge, namlich:
der Vertrag zwischen Preußen, Sachsen und den, außer Preußen und Kar-

hessen bei dem Thüringischen Zoll·undHandels, Vereine betheiligten Staaten
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einer Seits, und Kurhessen anderer Seits, betreffend die Fortdauer des gegen-
seitigen freien Verkehro mit Wein und Tabak und die Gemeinschaftlichkeit der
Auogleichungéabgaben von diesen Artikeln, vom Z. Mai 1341;

die Uebereinkunft zwischen Preußen, Sachsen, Kurhessen und den Staaten
des Thöringischen Zoll= und Handels-Vereinec einer Seito, und Braunschweig
anderer Seits, den gegenseitig freien Verkehr mit Wein und Tabak und die
Gemeinschaftlichkeit der Uebergangöabgabe von diesen Artikeln betreffend, vom
19. October 1841;
die Uebereinkunft zwischen Preußen für sich und in Vertretung von Sachsenund den außer Preußen und Kurhessen bei dem Thüringischen Heie und Han-

delo-Vereine betheiligten Staaten einer Seits, und Kurhessen anderer Seits,
wegen des freien Verkehres mit Wein und Tabak und der Gemeinschaftlichkeit
der Uebergangsabgaben von diesen Artikeln rücksichtlich der Kurhessischen Graf-
schaft Schaumburg, vom 13. November 1841,

außer Kraft.
Artikel 0.

Sofern der gegenwärtige Vertrag nicht vor dem 1. Juli 1861 von dem einen
oder dem anderen der kontrahirenden Staaten aufgekundigt wird, so soll er auf
* zwölf Jahre, und so fort von zwölf zu zwölf Jahren, alo verlängert ange-ehen werden. .

DerselbesollaldbaldzukRakifikqtjonPekhohenkontrahikmdenTheilevotge-
legt und die Auswechselung der Ratifikationo-Urkunden spatestens binnen sechs

Vo in Berlin bewirkt werden.
So geschehen Berlin am 41. April 1853.,

(gez.) von Pommer Esche. Pdhilipöborn. Delbrück. von Schimpf.
(I. 8.) (I. 8 (#. S.) T. 8.)

Ku « Duysing. Thon. vonThielau. iebe.
(#. 9.) (L S.) (I. 8.) (I. S) (. S.)

&amp; XXXI. Ministerial-Bekanntmachung.
Nach einer Mittheilung des Herzoglich Sachsen-Meiningenschen Staats-Mini-

steriums wird der Steuerreceptur zu Pöoneck vom 1. August d. J. an die Befugniß
zur Abfertigung der von den dortigen Gerbern in das Ausland versendet werdenden
Gerberwolle und Beinwolle ertheile, auch die Befugniß zur Abfertigung von zoll-
pflichtigen Poststücken bis zu 15 Pfund Gewicht beigelegt werden.

Rudolstadt, den 25. Juli 1853

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm, Abtheil., der Finanzen.
« Th. Schwart. u 4
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

efünpehutes Stüch vom Jahre 1853.
—-

AM. XXXIV. Bekauntmachnung
des Fürstlichen Ministerinms, Abtheilung des Innern, vom 28. Juli 18583,
das dem Kaufmann Hugo Löwenberg zu Berlin guädigst ertheilte Patent auf

die Anwendung einer neu erfundenen Woll-Kämm-Maschine bekr.

Nachdem von Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht, Unserm gnädigsten Fürsten
und Herrn, dem Kaufmann Hugo Lôowenberg zu Berlin ein Patent auf die Einfüh-
rung einer neu erfundenen Woll-Kämm-Maschine für den Umfang des biesigen Für-
stenthums gnddigst ertheilt worden ist, so wird dasselbe andurch nachstehend zur all-
gemeinen Nachachtung bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 28. Juli 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm, Abtheill, des Innern.
Fr. Leo.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzöurg r.
thun hiermit kund und zu wissen, wie Wir Uns auf darum geschehenco Nachsuchen
bewogen gefunden haben, dem Kaufmann Hugo Löôwenberg zu Berlin duf eine
neu erfundene Woll, Kämm= Maschine in der durch Zeichnung und Beschrei-
bung nachgewiesenen Verbindung und ohne daß Jemand in der Benntung schon
bekannter Theile beschränkt sein soll, aufFünfnach einander folgende Jahre vom
beutigen Tage an gerechnet, ein Privilegium zu ertheilen, dergestalt, daß imBe-
reiche Unsers Fürstenthums-Niemand ohne dessen Zustimmung berechtigt sein soll,
diese Maschine einzuführen und in Anwendung zu bringen. Ec wird jedochhierbei
die Neuheit und Eigenthümlichkeit dieser Maschine im Sinne der nach der Bekannt-

machung Unseres vormaligen Geheimen-Raths-Collegiums vom 12.Apri 1813
Fürstl. Schw. Rudolst. Geseslamml. XIV.
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bei Ertheilung von Erfindungs-Patenten in den Zollvereins-Staaten zu beobach-
tenden Grundsätze ausdrücklich vorausgesetzt und bestimmt, daß dieseo Privilegium
alsdann alb erloschen betrachtet sein soll, wenn die bleibende Ausführung und An-

winung der fragl. Ersindung in hiesigen Landen nicht binnen Jahresfrist nachge-wiesenwzee#n unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

Sogeschehen
Ruvolkadt, den 18. Juli 1858.(L.S.) Frledrich Günther, F. z. S.

v. Bertrab.

 XXXV. MinisterialBekanntmachung,
betreffend den zwischen dem hiesigen Gouvernement und der Königlich Belgischen
Negierung abgeschlossenen Vertrag über die Abzugofreiheit in Erbschaftsfällen

der gegenseitigen Unterthanen.
De zwischen dem hiesigen Fürstenthumeeinerseits und dem Königreiche Belgien

andererseits unterm 25. Juni d. J. abgeschlossene Vertrag über die Abzugsfreiheit

inErbschafofällen der gegenseitigen Unterthanenwi, nach erfolgter Auswechse-
lung derb · · den durchdiebetreffendenBevoll-
machtigten, i #stehender Ausfert

Rudolstadt, don 12. Aug. 1853.

Fürstl.Schwarzt. Mimnisterium.v. Ber

B9 4m #

Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt, einerseits, und
Seine Majestat der König der Belgier, andererseits, haben es angemessen gefunden,
über die gegenseitige Befugniß der Unterthanen beider Staaten, sowohl zur Erwer-
bung von Erbschaften und Schenkungen unter Lebendeh, als zur Ausfuhr von Ver-
mögen aus einem Scaatsgebiete in das andere, bestimmte Grundsätze außzustellen
und zu dem Ende mit Vollmachten versehen:

Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt:
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den Herrn Wilhelm von Eisendecher, Dr. jur., Staats· Rath, Gesandten

und bevollmächtigten Minister für Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg
bei der hohen deutschen Bundesversammlung, Großkreuz, Commandeur

und Ritter mehrerer Orden, -
Seine Majestat der Konig der Belgier: «

den Herrn Roger Helman von Grimberghe, Ihren Legations-Secretair
und Geschäftoträger ac inlerim beidem Durchlauchtigsten Deutschen Bunde,
bei den Königlichen Höfen von Bayern und Würktemberg, den Grohher=
zoglichen Höfen von Baden und Hessen, bei dem Kurfürstlich Hessischen und
dem Herzoglich Nassauischen Hofe und der freien Stadt Frankfurk,

welche, nachdem sie sich gegenseitig ihre Vollmachten mitgetheilt und dieselben in
gehöriger Form befunden haben, über die folgenden Artikel übereingekommen sind:

Artikel 1.

Die Unterthanen des Königreichs Belgien sollen in dem Staatsgebiete des
Fürstenthums Schwarzburg-Rudolstadt, das Recht, Erbschaften ab inleslalo oder
durch Testament zu erwerben und zu übertragen, in gleicher Weise genießen, wie
die Unterthanen des Fürstenthums Schwarzburg-Rudolstadt, ohne wegen ihrer
Eigenschaft alo Ausländer irgend einem Abzuge oder einer Steuer unterworfen zu
sein, welche nicht auch von Inlandern zu bezahlen wäre.

Ebenso sollen die Unterthanen des Fürstenthums Schwarzburg-Rudolstadt in
dem ganzen Belgischen Staatögebiete das Recht, Erbschaften ub imleslato oder
durch Testament zu erwerben und zu übertragen, in gleicher Weise genießen, wie
die belgischen Unterthanen, ohne wegen hrer Eigenschaft als Ausländer irgend einem
Abzuge oder einer Steuer unterworfen zu sein, welche nicht auch von Inländern zu
bezahlen wäre.

Dieselbe Gegenseitigkeit für die Unterthanen beider Staaten soll auch bei
Schenkungen unter Lebenden und bei anderen rechtmäßigen Erwerbungen bestehen.

Artikel 2.
Bei der Ausfuhr von Vermegen, welches, unter welchem Titel es auch

sei, von Belgiern in dem Fürstenthume Schwarzburg-Rudolstadt, oder
von Unterthanen des Fürstenthums Schwarzburg in Belgien erworben ist, soll
weder Abzugs, noch Nachsteuer, noch irgend eine andere Abgabe erhoben werden,
welcher die Inländer nicht auch unterworfen wären.
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Artikel 3.

Die obenerwähnte Aufhebung der Abzugsgefülle erstrecke sich nicht allein auf
diejenigen, welche durch die Staatöcasse zu erheben wären, sondern auch auf alle
Abzugögelder und Nachsteuern, deren Erhebung einzelnen Individuen, Gemeinden,
Aemtern, öffentlichen Stiftungen und Corporationen zustehen würde.

Artikel k.

Die gegenwärtige Uebereinkunft ist auf alle künftigen Erwerbungen und rück-
sichtlich der Vermögensausfuhr auf alle noch nicht auSgeführten Gegenstände an-

wendbar «
Artikel 5

Die gegenwärtige Uebereinkunft soll ratificirt und die Ratificationen sollen
binnen sechs Wochen oder wo möglich noch früher ausgewechselt werden.

Zur Urkunde dessen haben beide Bevollmächtigte diese Uebereinkunft unter-
zelchnet und besiegelt.

So geschehen
Frankfurt a. M. am 25. Junk 1858.

(L. S.) (gez.) von Eisendecher.
(L. 8.) (gez.) von Grimberghe.

 XXXVI. Bekanntmachung
des Fürstlichen Ministeriums, Abtheilung der Justiz, die höchstlandesherrliche

Genehmigung der Verordnung vom 18. August 1852 betrefe#nd.

Zur Veseitigung entstandener Zweifel wird Hierurh bekannt gemacht, daßSe. Hochfürstliche Durchlaucht der regierende Fürst die Verordnung der unterzeich-
neten Abtheilung des Fürstlichen Ministeriums, die Zulässigkeit des Recurses, be-
ziehungoweise der Vorstellung gegen Advocaten und Anwälten zucrhanie Disci-
Elinar, und Ordnungéstrafen betreffend, vom 18. August 1852 (Ges.S.1852,S.179) höôchstlandeoherrlich genehmigt habe n.Rudolstadt, am 14. AugustFürstl.Schwarzb. Mankdpterimt, Abtheilung der Justiz.

v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Sechszehntes Stüch vom Hahre 1833.

XXXVII. Ministerial-Bekanntmachung.
Nachdem der über den Gebrauch der Paßkarten abgeschlossenen Convention

(Ges. Samml. 1851, S. 10) unterm 21. v. M. auch dab Großherzogthum Ol-
denburg beigetreten ist, so wird solches anmit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 5. Sept. 18353,

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
Scheidt.

&amp; XXXVIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 9. September 1853,

betreffend den zwischen Preußen und anderen Staaten des Deutschem Bundes
einerseits und den Vereinigten von Nordamerika audererseits wegen

Auslieferung flüchtiger Verbrecher abgeschlossenen Vertrag.
Nachdem der zwischen der Krone Preußen in Verbindung mit dem hiesigen.

Fürstenthume und mehreren anderen Staaten des Deutschen Bundes einerseits und
den Vereinigten Staaten von Nordamerika andererseits abgeschlossene Vertrag
wegen Auolieferung fluchtiger Verbrecher ratificirt worden und die Auswechselung
der diesfallsigen Ratifications-Urkunden am 30. Mai d. J. zu Washington staltge-
funden hat, so wird dieser Vertrag seinem ganzen Inhalte nach, wie folgt, in
der deutschen Uebersetzung zur Nachachtung bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 9. September 1853.

Fürstl. Schwarzburg. Ministerium.
Scheidt.

Fü#hl. Schw. Ruholft. Gesehlamml. XIV. 27
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Vertrag

zwischen
Preusien und anderen Staaten des Deutschen Bundes einerseits

und den

Vereinigten Staaten von Nord-Amerika andererseiteo
Weqin

der in gewissen Fällen zu gewährenden Anslieferung der
vor der Justiz flüchtigen Verbrecher.

Da es Behufo besserer Verwaltung der Rechtopflege und zur Verhütung von
Verbrechen innerhalb des Gebieteo und der Gerichtobarkeit der contrahirenden
Theile zweckmäßig befunden worden ist, daß Individuen, welche gewisse schwere
Verbrechen begehen und vor der Justiz flüchtig geworden sind, unter Umständen
gegenseitig auogeliefert werden, auch daß die betreffenden Verbrechen namentlich
aufgezeahlt werden; und da die Gesetze und Verfassung Preußens und der anderen
Deutschen Staaten, welche diesen Vertrag contrahiren, ihnennicht gestatten, ihre
eigenen Unterthanen einer au#wärtigen Juriediction zu überliefern, also die Regie-
rung der Vereinigten Staaten mit Rücksicht darauf, daß der Vertrag unter stren-
ger Reciprocität geschlossen wird, gleicherweise von jeder Verpflichtung frei sein soll,
Bürger der Vereinigten Staaten auczuliefern: so haben einerseito Seine Majestät
der Kônig von Preußen, sowohl für Sich, alo im Namen Seiner Majestät des
Koönigo von Sachsen, Seiner Königlichen Hoheit des Kurfürsten von Hessen, Seiner
Keniglichen Hoheit des Großherzego von Hessen und bei Rhein, Seiner König-
lichen Hoheit des Großherzogs von Sachsen-Weimar-Eisenach, Seiner Hoheit
des Herzoge von Sachsen-Meiningen, Seiner Hoheit des Herzego von Sachsen-
Altenburg, Seiner Hoheit des Herzogs von Sachsen-Coburg. Gotha, Seiner
Hoheit des Herzogs von Braunschweig, Seiner Hoheit des Herzogs von Anhalt=
Dessau, Seiner Hoheit des Herzogo von Anhalt Bernburg, Seiner Hoheit des
Herzogo von Nassau, Seiner Durchlaucht des Försten von Schwarzburg= Rudol-
stadt, Seiner Durchlaucht deo Fürsten von Schwarzburg-Sonderöhausen, Ihrer
Durchlaucht der Fürstin und Regentin von Waldeck, Seiner Durchlaucht des
Fursten von Reuß älterer Linie, Seiner Durchlaucht des Fürsten von Reuß jüngerer
Linie, Seiner Durchlaucht des Fürsten zu Bippe, Seiner Durchlaucht des Land-
grafen von Hessen-Homburg, sowie der freien Stadt Frankfurt, und andererseits
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die Vereinigten von Nord-Amerika, beschlossen, über diesen Gegenstand zu verhan-
deln, und zu diesem Behufe ihre respectiven Bevollmächtigten ernannt, um eine
Uebereinkunft zu verhandeln und abzuschließen; ndmlich:

Seine Majestat der König von Preußen in Seinem eigenen Namen sewohl, als
Namens der anderen, oben aufgezählten Deutschen Souveräne und der freien
Stadt Frankfurt, Allerhöchst Ihren Minister-Residenten bei der Regierung
der Vereinigten Staaten, Friedrich Carl Joseph von Gerolt, und
der Präsident der Vereinigten Staaten von Nord-Amerika denStaats= Se-
cretär Daniel Webster,

welche nach gegenseitiger Mittheilung ihrer respectlven Vollmachten, die folgenden
Artikel vereinbart und unterzeichnet haben;

Artikel 1. .

Man ist dahin ubereingekonimen, daß Preußen nebst den anderen Staaten des
Deutschen Bundes, die in diese Uebereinkunft mit eingeschlossen sind oder die der-
selben später beitreten mögen, und die Vereinigten Staaten, auf gegenseitige Re-
quisitionen, welche kespective sie selbst oder ihre Gesandten, Beamten oder Behörden
erlassen, alle Individuen der Justiz auolufern sollen, welche beschuldigt, dao Ver-
brechen des Mordeé, oder eines Angriffs in mörderischer Absicht, oder des See-
raubes, oder der Brandstiftung, oder dio Raubes, oder der Fälschung, oder des
Auogebeno falscher Documente, oder der Verfertigung oder Verbreitung falschen
Geldes, — sei e6 gemunztes oder. Papiergeld —, oder des Defecto oder der Unter-
schlagung offentlicher Gelder, innerhalb der Gerichtebarkeit eineo der beiden Theile
begangen zu haben — in dem Gebiete dec andern Theilo eine Zuflucht suchen oder
dort aufgefunden werden: mit der Beschränkung jedoch, daß dies nur auf solche
Beweise für die Strafbarkeit gescheben soll, welche nach den Gesetzen des Ortes,
wo der Flüchtling oder das so beschuldigte Individuum aufgefunden wird, dessen
Verhaftung und Stellung vor Gericht rechtfertigen würden, wenn das Verbrechen
oder Vergehen dort begangen wäre; und die respectiven Richter und andere Behör-
den der beiden Regierungen sollen Macht, Befugniß und Autorität haben, aufeidlich
erhärtete Angabe einen Befehl zur Verhaftung des Flüchtlinge oder so beschuldigten
Individuumo zu erlassen, damit er vor die gedachten Richter oder anderen Behörden
zu dem Zwecke gestellt werde, daß der Beweis für die Strafbarkeit gehört und in
Erwägung gezogen werde; und wenn bei dieser Vernehmung der Beweis für aus-
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reichend zur Aufrechthaltung der Beschuldigung erkannt wird, so soll es die Pflicht
des prüfenden Richters oder der Behörde sein, selbigen für die betreffende exrcutive
Behörde festzustellen, damit ein Befehl zur Au:lieferung eines solchen Flüchtlings
erlassen werden könne. Die Kosten einer solchen Verhaftung und Auslieferung
sollen von dem Theile getragen und erstattet werden, welcher die Requisition erläßt,
und den Flüchtling in Empfang nimmt.

Artikel 2.

Die Bestimmungen dieser Uebereinkunft sollen auf jeden anderen Staat des
Deutschen Bundes Anwendung finden, der später seinen Beitritt zu derselben erklärt.

Artikel 3. -

Keiner der contrahirenden Theile soll gehalten sein, in Gemäßheit der Bestim-
mungen dieser Uebereinkunft seine eigenen Bürger oder Unterthanen auszuliefern.

Artikel 4.

Wenn ein Individuum, das einee der in dieser Uebereinkunft ausgezähleen Ver-
brechen angeklagt ist, ein neueß Verbrechen in dem Gebiete des Staates begangen
haben sollte, wo es cine Zuflucht gesucht hat oder aufgefunden wird, so soll ein
solches Individuum nicht eher in Gemähheit der Bestimmungen dieser Ueberemnkunft
ausgeliefert werden, als bis dasselbe vor Gericht gestellt worden seyn und die auf
ein solches neues Verbrechen gesetzte Strafe erlitten haben oder freigesprochen wor-
den sein wird.

Artikel 5.

Diegegenwärtige Uebereinkunft soll bis zum 1. Januar 1858 in Kraft bleiben,
und wenn kein Theil dem anderen sechs Monate vorher Mittheilung von seiner Ab-
sicht macht, dieselbe dann aufzuheben, so soll sie ferner in Kraft bleiben bio zu dem
Ablauf von 12 Monaten, nachdem einer der hohen contrahirenden Theile dem
anderen von einer solchen Absicht Kenntniß gegeben; wobei jeder der hohen contra-
hirenden Theile sich das Recht vorbehält, dem anderen eine solche Mittheilung zu
jeder Zeit nach dem Ablaufe des gedachten ersten Januar 1658 zugehen zu lassen.

Artikel 6.

Die gegenwärtige Uebereinkunft soll ratificirt werden von der Preußischen
Regierung und von dem Präsidenten unter und mit der Genehmigung und Zustim-
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stimmung des Senates der Vereinigten Staaten und die Ratificationen sollen zu
Washington innerhalb sechs Monaten von dem heutigen Datum, oder wo moglich
früher, ausgewechselt werden.

Zu Urkund dessen haben wir, die respectiven Bevollmchtigten, diese Ueberein-
kunft unterzeichnet und hierunter unsere Siegel beigedrückt.

In dreifacher Ausfertigung geschehen zu Washington, den sechszehnten Juni
1852, im 70sten Jahre der Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten.

(gez.) Fr. von Gerolt.
(I. 8.)

(gez.) Dan. Webster.
¶. s)

Additional-Artikel
zu dem

am 16. Juui Eintausend acht hnudert und zwei und funfzig zu Washington
zwischen Prrußen und anderen Staaten des Deutschen Bumrs einerseits, und
den Vereinigten Staaten von Nordamerika andererseite, abgeschlossenen Verrage

wegen der in gewissen Fällen gegenseitig zu gewährenden Auslieferung
der vor der Justiz flüchtigen Verbrecher.

Da es nicht thunlich sein möchte, daß die Ratificationen des am 16 Juni 1852
zu Washingten unterzeichneten Vertrages zwischen Preußen und anderen Staaten
des Deurschen Bundeé einerseits, und den Vereinigten Staaten andererseits, wegen
der in gewissen Fällen zu gewährenden gegenseitigen Auslieferung der vor der Justiz
flüchtigen Verbrecher, innerhalb der im genannten Vertrage verabredeten Frist aus.
gewechselt werden, und da beide Theile urunschen, daß derselbe zur vollständigen
Auöführung gelange, so hat zu dem Ende Seine Majestt der König von Preußen
in Seinem eigenen Namen sowohl, als Namens der anderen in dem vorgenannten
Vertrage erwähnten Deutschen Seuveräne, Allerhöchst Ihren Minister-Residenten
bei der Regierung der Vereinigten Staaten, Friedrich Karl Joseph von
Gerolt, und der Präsident der Vereinigten Staaten von Nord-Amerika seiner-
seits den Staaté= Secretär der Vereinigten Staaten, Edward Everett, mit
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der nöchigen Vollmacht versehen, welche den folgendenArtikel vereinbart und unter-
zeichnet haben:

Die Ratificationen deß am 16. Juni 1852 abgeschlossenen Vertrages wegen
der in gewissen Fällen zu gewährenden gegenseitigen Auolieferung der vor der Justiz
flüchtigen Verbrecher sollen zu Washington innerhalb eines Jahreo von dem Datum
dieser Uebereinkunft an gerechnet, oder wo mäglich fruher, ausgewechselt werden.

Der gegenwärtige Additional-Artikel soll dieselbe Kraft und Wirkung haben,
als ob er Wort für Wort in vorgenannten Vertrag vom 16. Juni 1352 mit aufge-
nommen worden wére und soll in der in demselben vorgeschriebenen Weise genehmigt
und ratificirt werden.

Zu urkund dessen haben wir, die respectiven Bevollmächtigten, diese Ueberein-
kunft gezeichnet und unsere Siegel hier beigedrückt.

Geschehen zu Washington, den sechezehnten November Eintausend acht hundert
zwei und funfzig und im sieben und siebenzigsten Jahre der Unabhängigkeit der
Vereinigten Staaten.

(gez.) Fr. von Gerolt.
(l. 8.)

(gez.) Edward Everett.
(L. 8.)
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

LSiebzehntes Stüch vom Jahre 1853.

 XXXIX. Ministerial-Bekanntmachung,
betreffend den Handels= und Zollvertrag zwischen Preußen und Oesterreich.

Nachdem das hiesige Gouvernement dem zwischen Preußen und Oesterreich
abgeschlossenen Handels= und Zollvertrage vom 19. Februar 1853 nach Artikel 41
des Vertrags vom #ten April d. J., die Fortdauer und Erweiterung des Zoll= und

Handelevereinse betreffend, beigetreten ist, auch die dieserhalb nöthigen Erkldrungen
gegenseitig ausgetauscht worden sind, so wird der gedachte Handels= und Zollver-
trag auf Höchsten Befehl Serenissimi nachstehend zur allgemeinen Nachachtung
bekannt gemacht.

Zugleich wird zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der gedachte Vertrag
auch auf das Fürstenthum üchtenstein Anwendung findet, welches vermöge seines
Vertrages mit Oesterreich vom 5. Juni 1852 bem Zoll= und Steuersysteme des
Kaiserstaates angeschlossen ist.

udolstadt, den 9. September 1853.

Färstl. Schwarzb. Ministerium.
Scheidt.

Handels- und Zou— Vertrag
Seiner Majestät, dem Könige von Hrabhe und Seiner Majestät, dem Kaiser

von Oesterreich.
Seine Majestät, der König von Preußen

und
Seine Majestät, der Kaiser von Oesterreich,

von dem Wunsche geleitet, den Handel und Verkehr zwischen Ibren * durch
Fürsl. Schw. Rudolst. Gesetzlamml. XIV.
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ausgedehnte Zollbefreiungen und Zollermaßigungen, durch vereinfachte und gleich-
formige Zollbehandlung und durch erleichterte Benutzung aller Verkehrsanstalten
in umfassender Weise zu fordern, und in der Absicht, Ihre Zolleinnahmen zu sichern
und die allgemeine deutsche Jolleinigung anzubahnen, haben Unterhandlungen eröff-
nen lassen und zu diesem Zwecke zu Bevollmächtigten ernannt:

Seine Majestät, der König von Preußen:
Allerhöchst Ihren Minister-Prdsidenten und Minister der auswärtigen An-

gelegenheiten Freiherrn Otto Theodor von Manteuffel
und

Allerhöchst Ihren General-Director der Steuern Johann Friedrich
von Pommer Esche;

und
Seine Majestät, der Kaiser von Oesterreich:

Allerhöchst Ihren wirklichen Geheimrath Freiherrn Carl von Bruck,
welche, nach geschehener Mittheilung und gegenseitiger Anerkennung ihrer Voll-
machten, den folgenden Handels= und Zoll-Vertragvereinbart und abgeschlossen

aben:5 Artikel 1.

Die contrahirendenTheile perpflichten sich, den gegenseitigen Verkehr zwi-
schen ihren Landen durch keinerlei Einfuhr-, Ausfuhr= oder Durchfuhr-Verbote
zu hemmen.

Ausnahmen hiervon dürfen nur Scatt finden:
n) bei Tabak, Salz,, Schießpulver, Spielkarten und Kalendern;
b) aus Gesundheito“ olizei-Rücksichten;
c) in Beziehung auf Kriegsbedürfnisse unter außerordentlichen Umständen.

Artikel 2.

Hinsichtlich des Betrages, der Sicherung und der Erhebung der Eingangs-,
Ausgangs, und Durchgangs-Abgaben dürfen von keinem der beiden contrahirenden
Theile dritte Staaten Hünstiger als der andere contrahirende Theil behanvelt wer-
den. Jede dritten Staaten in diesenBeziehungen eingeräumte Begunstigung istdaher ohne (# 9Auogenommen hiervon sind nur diejenigen Bebcoletn „ welche die mit
einem der contrahirenden Theile jetzt oder künftig zollvereinten Staaten genießen,
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sowie solche Begünstigungen, welche anderen Staaten durch bestehende und vor Ab-
schluß des gegenwärtigen Vertrages mitgetheilte Verträge zugestanden sind, oder
diesen anderen Staaten für dieselben Gegenstände in nicht höherem Maße auch nach
Ablauf dieser Verträge zugestanden werden sollten.

Artikel 3.

Die kontrahirenden Theile wollen vom 1. Januar 1857 an gegenseitige Ver-
kehrserleichterungen auf Grundlage deo freien Einganges roher Naturerzeugnisse
und des gegen ermäßigte Jollsätze zu gestattenden Einganges gewerblicher Exzeug-
nisse ihrer Länder eintreten lassen.

Dem gemä) sind sie schon jetzt übereingekommen, daß von den inder Anlage!
bezeichneten Waaren, bei deren unmittelbarem Uebergange aus dem freien Verkehre
im Gebiete deo einen in das Gebiet des anderen Staates, keine, beziehungsweise
keine höheren, ale die in dieser Anlage bestimmeen Eingangsabgaben erhoben werden
sollen.

Sie werden ferner im Jahre 1854 Commissare zusammentreten lassen, um
sich über weitere, dem obigen Gesichtöpunkte entsprechende Verkehrserleichterun-
gen zu einigen.

Artikel 1.

Wenn während der Dauer des gegenwärtigen Vertrages in dem Gebieke des
einen oder des anderen der contrahirenden Staaten Erhöhungen der allgemeinen
tarifmäßigen Eingangczölle gegen den gegenwärlig gültigen Tarif eintreten sollten,
so bleiben diese auf die in der Anlage1vereinbarten Verkehrserleichterungen ohne
Einfluß.

Wenn aber einer der contrahirenden Theile für eine von denin der Anlage
genannten Waaren eine Ermähigun 9 seines gegenwärtigen allgemeinen Zoll-
Tarifes, sei es allgemein oder für gewisse Grenzstrecken oder Zollämter, eintreten
lassen will, so liegt ihm ob, dem anderen Theile von dieser Ermäßigung mindestens
drei Monate vor deren Eintreten Nachricht zu geben und e bleibt alodann, vorbe-
baltlich anderweiter Verständigung, dem anderen Theile freigestellt, diese Waare
einem Zwischenzoll, beziehungsweise einer Erhöhung des Zwischenzolles, und zwar
in dem einen wie in dem anderen Falle zu einem der jenseitigen Zollermäßigung ent-
sprechenden Betrage, zu unterwerfen. Wer von dieser Befugnih Gebrauch macht,
wird die Veränderung vier Wochen vor deren Eintretenberöfentlichen.
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Artikel 5.

1) Die contrahirenden Theile werden bei dem unmittelbaren Uebergange von
Waaren aus dem Gebiete des einen in das Gebiet des anderen Staates Ausgangs-=
abgaben von keinen anderen, als den in der Anlage II verzeichneten Gegenständen
und zu keinen höheren, als den in ihren Zoll-Tarifen gegenwärtig für diese Gegen-
stände festgesetzten Betragen erheben lassen.

Auf Aubßgangoabgaben, welche an Stelle der Durchgangczölle erhoben wer-
den, findet dievorstehende Bestimmung keine Anwendung hinsichtlich des Betrages
dieser AusgangSabgaben gilt die nachstehend unter 2 gekroffene Verabredung über
den Betrag der Durchgangzölle.

2) Die contrahirenden Theile werden von den nach der AnlagelimZwischen-
verkehr zollfreien Waaren, welche aus dem Gebiete des anderen Theiles, ohne Be-
rührung zwischenliegenden Auslandes, durch ihr Gebiet nach dem Auslande durch-
geführt werden, Durchgangöabgaben nicht erheben lassen.

Sie werden ferner von Waaren, welche aus dem Auslande durch ihr Gebiet
nach dem Gebiete des anderen Theiles oder umgekehrt, ohne Berührung zwischen-
liegenden Auslandes, durchgeführt werden, wenn diese Waaren nach ihren allge-
meinen Zoll-Tarifen weder bei der Einfuhr noch bei der Ausfuhr einer Abgabe un-
terliegen, keine Durchgangsabgaben, in allen anderen Fdllen dagegen keine anderen,
als die gegenwartig bestehenden Durchgangsabgaben, höchstens jedoch den Betrag
von 31 Silbergroschen oder 10 Kreuzer für den Zollzentner erheben lassen. Die

weitereErmahigung dieser Durchgangsabgabe im Allgemeinen oder für einzelne
GrenzstreckenoderSt den Theile unbenommen.

Die vorstehenden Verabredungen finden sowohl auf die nach erfolgter Um-
ladung oder Lagerung, als auch auf die unmittelbar durchgeführten Waaren
Anwendung.

Artikel 6.
Zur weiteren Erleschterung des gegenseitigen Verkehres wlrd belderseits Be-

freiung von Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben zugestanden:
a) für Waaren (mit Ausnahme von Verzehrungsgegenständen), welche aus

dem einen Staate auf Märkte oder Messen des anderen gebracht oder auf
ungewissen Verkauf außer dem Meß- und Markt. Verkehre aus dem einen
Staate nach dem anderen versendet, daselbst aber nicht in den freien Ver-
kehr gesetzt, sondern unter Controle der Zollbehörde in öffentlichen Nieder-
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lagen (Packhöfen, Hallmtern u. s. w.) gelagert und binnen einer im Vor-
aus zu bestimmenden Frist unverkauft zurückgeführt werden;

h) für Vieh, welches auf Märkte des anderen Staates gebracht und un-
verkauft von dort zuruckgeführt wird;

c) fur Glocken zum Umgießen, Wachs zum Bleichen, Seidenabfälle zum
Hecheln (Kammeln), unter Festhaltung der Gewichtsmenge;

d) fur Gewebe und Garne zum Waschen, Bleichen, Walken, Appretiten,
Bedrucken und Stricken, sowie fur Gegenstande zum Lackiren, Politen
und Bemalen; ,

o) fur sonstige zur Reparatur, Bearbeitung und Veredlung bestimmte, in
den anderen Staat gebrachte und nach Erreichung jenes Zweckes, unter
Beobachtung der deshalb getroffenen besenderen Vorschriften, zurückge-
führte Gegenstände, wenn die wesentliche Beschaffenheit und die Benen-
mung derselben unverändert bleibt;

und zwar in den Fällen, unter u, b, d und e, sofern die Identität der aus-
geführten und wieder eingeführten Gegenstände außer Zweifel ist.

Artikel 7. «

Hinsichtlich der zollamtlichen Behandlung von Waaren, die dem Begleitschein-
verfahren unterliegen, wird eine Verkehrserleichterung dadurch gegenseitig gewahrt
werden, daß bei bem unmittelbaren Uebergange solcher Waaren aus dem Gebiete
des einen contrahirenden Staates in das Gebiet des anderen die Beschlußabnahme,
die Anlage eines anderweiten Verschlusses und die Auspackung der Waaren unter-
bleibt, sofern den dieserhalb vereinbarten Erfordernissen genügt ist, und daß
überhaupt die Abfertigung möglichst beschleunigt wird.

Artikel 8.

Die contrahirenden Theile werden sich vereinigen, ihre gegenüberliegenden
Grenz-Zollamter, wo es die Verhältnisse gestatten, je an einen Ort zu verlegen, so
daß die Amtshandlungen bei dem Uebertritte der Waaren aus einem Zollgebiete
in das andere gleichzeitig Statt finden können.

Artikel 9.
mnere Abgaben, welchein dem einen der contrahirenden Staaten, sei es fürnogn des Staates oder für Rechnung von Communen und Corporationen,
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auf der Hervorbringung, der Zubereitung oder dem Verbrauche eines Erzeugnisses
ruhen, dürfen Erzeugnisse der kontrahirenden Staaten unter keinem Vorwande
höher oder in lästigerer Weise treffen, als die gleichnamigen Erzeugnisse des eigenen
Landes.

Von allen Erzeugnissen, die nach der dem Artikel 3 angeschlossenen Anlage
aus dem einen Staate in den anderen zu ermäßigten Zollsätzen eingehen, und von
welchen zollordnungsmäßig dargethan wird, dah sie als ausländischeo Eingangögut
die zellamtliche Behandlung bei einer Erhebungobehörde des letzteren bestanden
haben, oder derselben noch unterliegen, darf keine weitere Abgabe irgend einer Art,
sei es für Rechnung des Staates oder für Rechnung von Communen und Corpo-
rationen, erhoben werden, jedoch mit Vorbehalt derjenigen inneren Steuern, welche
in einem der contrahirenden Staaten auf die weitere Verarbeitung oder auf ander.
weite Bereitungen aus solchen Erzeugnissen, ohne Unterschied de2 au5ländischen oder
inländischen Ursprunges, allgemein gelegt sind. Dagegen werden Erzeugnisse, welche
nach dieser Anlage aus dem einen in den anderen Staat zollfrei eingehen, in Bezie-
hung auf die innere Besteuerung als einheimische behandelt.

Artikel 10.

Die contrahirenden Theile verpflichten sich, zur Verhütung und Bestrafung
des Schleichhandels nach oder aus ihren bezüglichen Gebieten durch angemessene
Mittel mitzuwirken und zu diesem Zwecke die erforderlichen Strafgesebe zu erlassen,
die Rechtohülfe zu gewähren, den Aufsichtobeamten des anderen Staateo die Ver-
folgung der Contravenienten in ihr Gebiet zugestatten und denselben durch Steuer-,
Zoll= und Polizei-Beamte, sowie durch die Ortsvorstände alle erforderliche Auskunft,
und Beihülfe zu Theil werden zu lassen.

Das nach Maßgabe dieser allgemeinen Bestimmungen abgeschlossene Joll-
Kartel enthalt die Anlage Il.

Für Grenzgewässer und für solche Grenzstrecken, wo die Gebiete der contrahi-
renden Theile mit fremden Staaten zusammen treffen, werden Mahregeln zur gegen-
seitigen Unterstützung bei dem Ueberwachungödienste verabredet werden.

Artikel II.

Stapel- und Umschlags-Rechte sind in den Staaten der contrahirenden Theile
unzuléssig und es darf, vorbehaltlich schifffahrts= und gesundheits-polizeilicher, so-
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wle der zur Sicherung erforderlichen Vorschriften, kein Waarenführer gezwungen
werden, an einem bestimmten Orte anzuhalten, auszuladen, einzuladen oder umzu-
laden.

Artikel 12.

Die contrahirenden Theile werden die Seeschiffe des anderen Theiles und
deren Ladungen unter denselben Bedingungen und gegen dieselben Abgaben, wie
die eigenen Seeschiffe, zulassen.

Die Schifffahrt zwischen Seehäfen seines Gebietes kann jeder Staat seinen
eigenen Schiffen vorbehalten. Begünstigungen jedoch, welche in Beziehung hierauf
einer der contrahirenden Staaten den Schiffen dritter Staaten durch Ueberein-
kunft gewährt, wird derselbe auch den Schiffen des anderen Staates zu Theil
werden lassen, wenn letzterer die Gegenseitigkeit zugestehet. Die successive Befrach-
tung oder Entlöschung in mehren Seehäfen des einen Staates soll den Schiffen
des anderen Scaates gestattet sein.

Die Staatsangehörigkeit der Schiffe jedes der contrahirenden Staaten ist
nach der Gesetzgebung ihrer Heimath zu beurtheilen.

Zur Nachweisung über die Ladungöféhigkeit der Schiffe des einen Staates
sollen die nach der Gesegebung ihrer Heimath gultigen Meßbriefe, vorbehaltlich
der Reduktion der Schiffmaße, bei Feststellung von Schifffahrts= und Hafen-
Abgaben im anderen Staate genügen.

Artikel 13.

Ven Schiffen des einen der contrahirenden Theile, welche in Unglücks= oder
Noth-Fällen in die Seehäfen des anderen einlaufen, sollen, wenn nicht der Aufent-
halt unnöthig verlängert oder zum Handelsverkehre benutzt wird, Schifffahrts-
oder Hafen-Abgaben nicht erhoben werden.

Von Havarie= und Strand-Gütern, welche in das Schiff eines der contra-
hirenden Theile verladen waren, soll von dem anderen, unter Vorbehalt der Durch-
gangsabgabe bei der Wiederauffuhr zu Lande und des etwaigen Bergelohns, eine
Abgabe nur dann erhoben werden, wenn dieselben in den Verbrauch übergehen.

Artikel 11.

Zur Befahrung aller natürlichen und kunstlichen Wasserstraßen in den Ge-
bieten der contrahirenden Theile sollen Schiffoführer und Fahrzeuge, welche einem
derselben angehören, unter denselben Bedingungen und gegen dieselben Abgaben
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von Schiff oder Ladung zugelassen werden, wie Schiffsführer und Fahrzeuge
des eigenen Staates.

Artikel 15.

Die Benutzung der Chausseen und sonstigen Straßen, Kandle, Schleusen,
Fähren, Brücken und Brückensffnungen, der Häfen und bandungsplätze, der Be-
zeichnung und Beleuchtung des Fahrwassers, des Lootsenweseno, der Krahne und
Waageanstalten, der Niederlagen, der Anstalten zur Rectung und Bergung von
Schiffogütern und dergleichen mehr, in soweit die Anlagen oder Anstalten für den
öffentlichen Verkehr bestimmt sind, soll, gleichviel ob dieselben von dem Staate oder
von Privat-Berechtigten verwaltet werden, den Angchsrigen des anderen Staates

unter gleichen Bedingungen und gegen gleiche Gebühren, wie den Angehbrigen des
eigenen Staates, gestattet werden.

Gebuhren durfen, vorbehaltlich der bei dem Seebeleuchtungs- und Seelootsen-
Wesen zulassigen abweichenden Bestimmungen, nur bei wirklicher Benutzung solcher
Anlagen oder Anstalten erhoben werden.

Dieselben dürfen die Unterhaltungskosten sammt den landesüblichen Zinsen
des Anlagecapitals nicht übersteigen.

Wegegelder für beladenes Fuhrwerk sollen auf Straßen, welche unmittelbar
oder mittelbar zur Verbindung der contrahirenden Staaten unter sich oder mit dem
Auslande dienen, da, wo dieselben den Satz von einem Silbergroschen für ein Zug-
thier und eine geographische Meile erreichen oder übersteigen, höchstens zu den jetzt
geltenden Beträgen und da, wosie jenen Sab nicht erreichen, höchstens zu diesem
letzteren erhoben werden. Wegegelder für einen die Landesgrenze überschreitenden
Verkehr dürfen auf den erwähnten Straßen nach Verhältniß der Streckenlängen
nicht höher sein, als für den auf das eigene Staatsgebiet beschränkten Verkehr.

Für Eisenbahnen gelten nicht diese, sondern die in den Artikeln 16 und 17
enthaltenen Bestimmungen. ,

Artikel 16.
Auf Eisenbahnen sollen in Beziehung auf Zeit, Art und Preise der Be-

förderungen die Angehörigen des anderen Theiles und deren Güter nicht un-
günstiger als die eigenen Angehörigen und deren Güter behandelt werden.

Für Durchfuhren nach oder aus dem Gebiete des anderen Staates sol.
kein Staat höhere als diejenigen Eisenbahnfrachtsätze erheben lassen, welcher.
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auf derselben Eisenbahn die in dem eigenen Gebiete auf- oder abgeladenen Guter
verhaltnißmaßig unterliegen.

Artikel 17.

Die contrahirenden Theile werden dahin wirken, daß die Waarenbeförderung
auf den Eisenbahnen in ihren Gebieten durch Herstellung unmittelbarer Schienen=
verbindungen zwischen den an einem Orte zusammentreffenden Bahnen und durch
Ueberführung der Tranoport-Mittel von einer Bahn auf die andere möglichst
erleichtert werde.

Sie werden ferner, wo an ihren Grenzen unmittelbare Schienenverbindungen
vorhanden sind und ein lebergang der Transport-Mittel Statt findet, Waaren,
welche in vorschristsmäßig verschließbaren Wagen eingehen und in denselben Wagen
nach einem Orte in dem Innern befördert werden, an welchem sich ein zur Abferti-
gung befugtes Zoll= und Steuer-Amt befindet, von der Deklaration, Abladung und
Revision an der Grenze, sowie vom Kollo-Verschluß frei lassen, in sofern jene
Waaren durch Uebergabe der Ladungoverzeichnisse und Frachtbriefe zum Ein-
gange angemeldet sind.

Waaren, welche in vorschriftsmäßig verschließbaren Eisenbahnwagen durch
das Gebiet eines der contrahirenden Theile aus oder nach dem Gebiete des anderen
ohne Umladung durchgeführt werden, sollen von der Deklaration, Abladung und
Revisien,sowie vom Kollo-Verschluß sowohl im Innern, alo an den Grenzen frei
bleiben, in sofern dieselben durch Uebergabe der Ladungsverzeichnisse und Fracht-
briefe zum Durchgange angemeldet und von den betheiligten Eisenbahnverwaltun-
gen die zur Ermittelung und Erhebung der gebührenden Durchgangabgaben erfor-
derlichen Einrichtungen getroffen sind.

Die VerwirklichungdervorstehendenBestimmungenistjedoch dadurch bedingt,
daß die betheiligten Eisenbahnverwaltungen für das rechtzeitige Eintreffen der
Wagen mit unverletztem Berschlusse am Abfertigungsamee in dem Innern oder
an dem Ausgangsamte verpflichtet seien.

Artikel 18.

Die contrahirenden Theile wollen gemeinschaftlich dahin wirken, daß durch
Annahme gleichförmiger Grundsätze die Gewerbsamkeit befördert und der Befugniß
der Unterthanen deo einen Staatec, in dem anderen Arbeit und Erwerb zu suchen,
Möglichst freier Spielraum gegeben werde.

Fünll. Schw. Ruvolst. Gesetsamml. XlV. 20
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Von den Unterthanen des einen der contrahirenden Thelle, welche in dem Ge-
biete des anderen Handel und Gewerbe treiben, oder Arbeit suchen, soll von dem

Zeitpunkte ab, wo der gegenwartige Vertrag in Kraft treten wird, keine Abgabe
entrichtet werden, welcher nicht gleichmaßig die in demselben Gewerboverhaltnisse
stehenden eigenen Unterthanen unterworfen sind.

Desgleichen sollen Fabrikanten und Gewerbetreibende, welche blos fur das
von ihnen betriebene Geschäft Ankäufe machen, oder Reisende, welche nicht Waaren
selbst, sondern nur Musterderselben bei sich führen, um Bestellungen zu suchen, wenn
sie die Berechtigung zu diesem Gewerbebetriebe in dem Staate, in welchem sie ihren
Wohnsitz haben, durch Entrichtung der gesetzlichen Abgaben erworben haben, oder
im Dienste solcher inländischer Gewerbetreibenden oder Kaufleute stehen, in dem
anderen Staate keine weitere Abgabe hierfür zu entrichten verpflichtet sein.

Auch sollen bei dem Besuche der Märkte und Messen zur Ausübung des Han-
dels und zum Absatze eigener Erzeugnisse oder Fabrikate injedem der beiden Staaten
die Unterthanen deo anderen ebenso wie die eigenen Unterthanen behandelt werden.

Die Unterthanen des einen der contrahirenden Theile, welche das Frachtfuhr-=
gewerbe, die See, oder Fluß-Schifffahrt zwischen Pläben verschiedener Staaten be-
treiben, sollen für diesen Gewerbebetrieb in dem Gebiete de anderen Theileo einer
Gewerbesteuer nicht unterworfen werden.

Artikel 19.
Die contrahirenden Staaten werden noch im Laufe de5 Jahres 1853 über

eine allgemeine Münz-Convention in Unterhandlung treten.
Schon jetzt haben sie sich dahin verständigt, daß keiner von ihnen die von ihm

gyrägt Munzen außer Verkehr setzen oder den von ihm denselben beigelegtenerth verringern wird, ohne einen Zeitraum von mindestens vier Wochen zur Ein-
lösung derselben zum biöherigen geseclichen Werthe festgeseczt und denselben wenig-
stens drei Monate vor dessen Ablaufe öffentlich bekannt gemacht und zur Kenntniß
des anderen Theiles gebracht zu haben. Nur bei dem Uebergange zu dem Vierzehn=
thaler, oder Vier und zwanzig und ein halb Guldenfuße oder zum metrischen Münz-
Systeme bleibt es dem betreffenden Staate vorbehalten, das Werthverhältniß zu
bestimmen, nach welchem er seine biöherigen Münzen einlösen, oder in seinem Ge-
biete in Umlauf lassen will.

Die contrahirenden Theile werden ferner Verbrechen und Vergehen in Bezie-
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hung auf Münze oder Papiergeld des anderen Theiles mit gleichen Strafen, wie
Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf die eigenen Münzen oder das eigene
Papiergeld belegen. Das unter ihnen abgeschlossene Münz-Kartel ist in der
Anlage !V enthalten. »

Artikel 20.
Jeder der contrahirenden Theile wird seine Consuln im Auslande verpflichten,

den Angehörigen des anderen Theiles, sofern letzterer an dem betreffenden Platze
durch einen Consul nicht vertreten ist, Schucb und Beistand in derselben Art und
gegen nicht höhere Gebühren, wie den eigenen Angehörigen zu gewähren.

Artikel 21.
Die contrahirenden Theile gestehen sich gegenseitig das Recht zu, an ihre Zoll-

stellen Beamte zu dem Zwecke zu senden, um von der Geschäftabehandlung derselben
in Beziehung auf das Zollwesen und die Grenzbewachung Kenntniß zu erlangen,
wozu diesen Beamten alle Gelegenheit bereitwillig zu gewähren ist.

Ueber die Rechnungsführung und Statistik in beiden Jollgebieten wollen die
contrahirenden Staaten sich gegenseitig alle gewünschten Aufklärungen ertheilen.

Ueber die Ausführung dieser Vereinbarung wird nähere Verständigung
Statt finden.

Artikel 22.
In denjenigen einzelnen Landestheilen der contrahirenden Staaten, welche von

deren Zollgebiete ausgeschlossen sind, finden, so lange deren Auoschluß dauert, die
Verabredungen in den Artikeln 1 bis 0 des gegenwärtigen Vertrages keine Anwen-
dung. i

Noch im Laufe des Jahres 1853 sollen Commissare der contrahirenden
Staaten zusammentreten, um die in Gemähheit der vorstehenden Artikel erfor-
derlichen Vereinbarungen und Vollzugsvorschriften festzustellen.

Artikel 21. #

Die in den Anlagen dieses Vertrages enthaltenen Bestimmungen sind als
integrirende Theile desselben anzusehen.

. Artikel 25.

Die Dauer dieses Vertrages wird auf zwölf Jahre, also vom 1. Januar
1854 bis zum 31. December 1865 festgestellt.

29
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Es werden im Jahre 1860 Commissare der contrahirenden Staaten zusam-

mentreten, um überdieZolleinigung zwischen den beiden contrahirenden Theilen und
den ihrem Zollverbande alsdann angehörigen Staaten oder, falls eine solche Eini-
gung noch nicht zu Stande gebracht werden könnte, über weitergehende, alo die an
dem 1. Januar 1n54 eintretenden und durch die in dem Artikel 3 erwähnten com-
missarischen Verhandlungen nachtraglich festzustellenden Verkehrgerleichterungen
und über moglichste Anndherung und Gleichstellung der beiderseitigen Zoll-Tarife
zu unterhandeln.

Artikel 26.

Der Beitritt zu diesem Vertrage bleibt denjenigen deutschen Staaten vor-
behalten, welche am 1. Januar 1851 oder später zu dem Zollvereine mit Preu-
Hßen gehören werden.

Nicht minder steht der Beitritt zu diesem Vertrage den jetzt oder in Zu-
kunft mit Oesterreich zollverbündeten italienischen Staaten frei.

Artikel 27.

Gegenwärtiger Vertrag soll ratificirt und es sollen die Ratifications-ur-
kunden in dem Laufe des künftigen Monats in Berlin auogewechselt werden.

So geschehen Berlin am Neunzehnten Februar Eintausend acht hundert
und drei und funfzig.

(gez.) Otto vn Wanteuffel von Bruck.(I. 8.),

Friedrich 5%%n Esche.
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1.

Verzeichniß
derjenigen Gegenstände, welche im Zwischenverkehr zwischen Preußen und

Oesterreich eingangszollfrei oder zu einem ermäßigten Zwischen-
Zollsatze zuzulassen sind.

A. Zollfreie Gegenstände.
1. Abfälle.

Hierunter sind verstanden: Abfälle und Abschnitze von rohen oder gegerbten
Hüäuten und Fellen; Blut, flässiges und eingetrocknetes; Dünger, thierischer;
Flechsen; Hörner, einschließlich Gemshörner und Hirschgeweihe, Hornspitzen,
Hornscheiben und Hornspäne; Klauen und Füße oder Beine; Knochen, Knochen-
mehl (Spodium), Knochenschaum (Zuckererde); Leimleder; Abfälle von der
Wachobereitung (Bienenerde, Bienenkeule, Bienenrab); Flockwolle (Abfall bei
dem Spinnen), Tuch= oder Woll-Trümmer (Abfall bei dem Weben), Scheer-
wolle (Abfall bei dem Tuchscheeren), Zupfwolle oder Schuddywolle.

Asche von Holz, auogelaugte; Asche von Torf; Steinkehlen und Braun-
kohlen; Kalkäscher oder Aschenerde; Lohkuchen oder ausgelaugte Lohe; Oelkuchen
und Oelkuchenmehl; Streulaub, Stroh, Häckerling (Häcksel), Spreu (Kaff) und
Kleiez Säge und Hobel-Späne;z Schlempe und Spülicht; Treber und Trester;
Popierabschnihe (Papierspäne), Hadern oder Lumpen (Strazzen).

Glasgalle und Glasschaum; Schlacken von Erzen; Kupferasche; Münzge-
kräz (Silbergekräz, Goldschmiedegekrdz, Kapellaschez Zinngekrdzz Scherben von
Glas-, Thon= und Porzellan-Waaren.

2. lese3. Bienen stöck

mit lebenden Bienen; *e gebrauchte und solche, in welchen die Bienen
getodtet sind, mit dem Honi

4. Chennga-r Gnlfekoffe und Produete, nänlich:
Mineral-Wasser, natürliches, in Flaschen und Krügen; Schwefel; Wein-

stein, roher, raffinirter, krystallisirter; Vicriol, Eisen-, Kupfer-, gemischter Eisen-
und Kupfer-, weißer; Waslerglas.
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Ruß= und Kohlen-Schwarz, Buchdrucker-Schwärze, Frankfurter Schwärzez

Leim (Fisch-, Horn-, Leder-); Schmirgelpapier und Schmirgeltuch.
Schwefelfäden; Schwefelhölzer, einschließlich der chemisch bereiteten Zünd-

hölzer, Reibhölzer, Reib= Fidibus und Zünpfläschchen; Lunten.
Krcapp; Waid; Wau

5. Eier aller Art und Milch, ingleichen Rahm.

6. Erden und irdene Waaren.

Hierunter sind verstanden: Amianth und Aobest; Bimsstein, Cement und
Tuffstein; Blutstein; Braunstein; Farbeerden aller Artz Flußspath in Stäcken
und gemahlen; Graphit (Reißblei, Wasserblei); Kalk und Gyps, ungebranntund
gebrannt; Lehmz; Mergel; Moorerde; Puzzolan= oder Lava-Erde;z Sand, auch
gefärbter (mit Aucnahme der geriebenen Schmalte); Schmirgelz Schwerspath in
Stücken und gemahlen; Talkerdez Thon aller Art, einschließlich Pfeifenthon und
Porzellanerde; Traß; Tripel; Walkererde.

Gemeine Topferwaaren, das heißt gewöhnliches, aus gemeiner Thonerde
verfertigtes Topfergeschirr mit oder ohne Glasur, sowie schwarzeo oder Graphit-
Geschirr; Fliesen; Schmelztiegel.

7. Erze aller Art.

8. Feldfrüchte, Gartengewächse und Waldfrüchte.
Hierunter sind verstanden: alle Feldfrüchte in Garben oder in Stroh, wie

solche unmittelbar vom Felde eingeführt werden; Flachs= und Hanf-Pflanzen;
Futterkräuter; Gras und Heuz Eichorien, ungetrocknete; Karden und Weber-
disteln; Karkoffeln.

Getreide und Höülsenfrüchte; Oelsamen aller Art, einschließlich Mohnsamen;
Gatktensämereien; Anis und Kümmelz Kleesaaten; Sanfsaat; Senfpulver oder
gemahlener Senf, nicht in Blasen, Füaschen oder Krügen verpackt; Beeren aller
Art, frisch, getrocknet oder bloß eingekocht, letztere jedoch nicht in Flaschen, Büchsen
und dergleichen; Flache und Hauf (ungehechelt oder gehechelt), Chinesisched Gras,
Werg und Heede; Waldwollez Krappwurzeln.

Bäume, Sträuche, Reben, Schößlinge, Setzlinge, Stauden zum Verpflan-
zen; lebende Gewächse in Töpfen oder Kübeln; frische Blumen, Blätter und
Knospen; frische und getrocknete Cauch gesalzene oder in Essig eingelegte, in Fas-
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sern) Gemüse, Pilze, Rüben, Wurzeln, Schwämme, einschließlich der Trüffeln
und Jwiebeln; Blumenzwiebeln und Meerzwiebeln; Obst, nämlich: Aepfel, Apri-
kosen, Birnen, Johanniobeeren, Kirschen, Melonen, Mirabellen, Mispeln, Pfir-
siche, Pflaumen, Quitten, Schlehen, Stachelbeeren, frisch, getrocknet oder bloß
eingekocht (Mus), jedoch nicht in Flaschen, Büchsen und dergleichen; Nüsse, grüne
und trockene; Roßkastanien; Maulbeerblätter.

Feuerschwamm, roher; Binsen; Heide; Kalmus, frischer; Flechten und
Moos; Schachtelhalin; Schilfe und Rohre (Dach= und Weber-Rohre); Bast,

roher; Seegras; Waldholzsamen (Bucheckern, Buchkerne, Eicheln, gapfen von
Nadelhölzern); Eckerdoppern (Knoppern), 

9. F fisch
frische; Fluß= und Bach-Krebse,fesche, enoschneren Biberz Otternz Frösche.

10. Geflügel , zahmes und wildes.

11. Glas, nämlich:
Hohlglas (Glasgeschirr), grünes, schwarzes und gelbes in seiner natürlichen

Farbe, weder gepreßt, geschliffen, noch abgerieben.
12. Haarc

aller Arr, rohe, mit Ausschluß der Borsten; Pferdehaare, gesottene, gefärbte,
Sehechelte.

13. Harze, nämlich:
Pechz Theer (Mineral-Theer und anderer); Daggert; Kolophoniumz As-

phalt und andere Erdharze (Bergpech, Bergtheer); Steinöl, schwarzes.
Terpentin-Oelz Vogelleim; Wagenschmiere, schwarze.

14. Holz und Holzwaaren.
Hierunter sind verstanden: Brennholz, Bau= und Nubholz in Stämmen,

Stäcken und Scheiten; Balken, Pfosten, S#gewaaren, Faßholz und alles andere
vorgearbeitete Nutzholz; Faschinen, Pfahlholz, Flechtweiden, Busch, Reißig,
Holzborke und Gerberlohe.

Grobe, rohe, ungefärbte Bötecher-, Drechsler-, Tischler= und blos gehobelte
Holzwaaren und Wagnerarbeiten, auch grobe Maschinen von Holz, nämlich:
Fässer, Fischbehälter und andere Böttcherwaaren, Kisten, Schachteln, Tröge,



224 1853.
Mulden, Handschlitten, Schubkarren, ausgearbeiteke Achsen, Deichseln, Speichen,
Felgen, Naben, Räder, Rad= und Holz-Schuhe, Tische, Stühle, Bänke, Stiefel-
hölzer, Schuhmacherleisten, Stiefelknechte, Röhren, Rinnen, Barren, Kumpfe,
Joche, beiter und Wies-Baume, beitern, Schneidebreter, Kleider= und Hauben-
Stocke, Kochlöffel, Teller, Schaufeln, Rechen, Ruder, Schlagel, Keulen, Nägel,
Stifte, Hühnersteigen, andere Ackerbau-, Garten- und Küchen-Gerädthe, Pressen,
Mangen, Spinnrecken, Webstühle, Reise und Zargen, gerundete Hölzer zu
Stielen, Deckell, Resonanz-Böden, ungetunkte Zündhölzchen, Fidibus, Zahn-
stecher, Besen u. s. w., weder gefärbt, gebeizt, lackirt oder polirt, noch in Verbin-
dung mit anderen Stoffen.

Anmerkung. Beschläge, Nägel, Schrauben, Scharniere, Reife, Schlösser,
ferner Seile, Stricke, Spagate, Bindfäden, Bänder, Schnüre und Rie-
men zur Befestigung oder Verbindung der einzelnen Bestandtheile schließen
die zollfreie Zulassung der vorstehend genannten Waaren nicht aus.

#183. Kohlen. ·

Braun-, Holz= und Stein-Kohlen, ingleichen Torf.
10. Korbflechterwaaren,

grobe, ndmlich aus ungeschälten Ruthen, ingleichen aus geschälten Ruchen, weder
gefärbt, gebeizt, lackirt noch gefirniße, zum Wirthschaftsgebrauche, z. B. Wagen-
flechten, Fischreusen, Tragkörbe (Hucken), Waschkörbe u. s. w.

17. Metalle.

Hierunter sind verstanden: Arsenik, Operment, arsenige Saure; Gold und
Silber in Barren, Platten, Körnern, Pagamenten (Gold= und Silber-Barren
mit Kupfer vermischt), auch aucgebrannt oder in Bruch; Rohkupfer und Roh-
messing, Schwarz-, Gar, und Rosetten-Kupfer, Stuckmessing, altes gebrochenes
Kupfer und Messing, Kupfer= und Messing-Feile, Glockengut, Nickelmetall; Pla-
tina; Spießglanzmetall (Spießglanzkönig); Zink, roher und alter gebrochener
Zink; Zinn in Blöcken, Stangen u. s. w. und altes gebrochenes Zinn.

18. Mühlensabrikate.
Hierunter sind verstanden: geschrotete oder geschälte Körner, Graupe, Gries,

Grütze und Mehl; Nudeln und gleichartiges Teigwerk; Brot; Schiffözwieback;
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Kraftmehl-Producte, d. h. Haarpuder, Starke, Kleister, Pappe, Leogomme,
Gummi-Surrogate.

9. pier, lit ische und K stände, nämlichungeleimtes Papier aller Art —'is Pack- undT0Bendkeei S# und
Schiefer-Papier, ingleichen Rechentafeln aus Schiefer-Papier; Pappedeckel und
Preßspane.

Manuseripte (beschriebenes Papier) und Akten; Zeichnungen, Gemälde.
Bücher, gedruckie, sowohl gebunden als ungebunden; Landkarten; Musika-

lien; Kupfer= und Stahl-Stiche, Lithographien,Holzschnitte, schwarz oder farbig,
ordinaire Bilderbogen; sofern diese Gegenstände in einem der contrahirenden
Staaten gedruckt und verlegt sind.

Schau= und Denk-Münzen.
Anmerkung. Die für Zeitungen, Kalender und Ankündigungen ekwa be-

stehende Stempelabgabe bleibt vorbehalten.

5 Seiden Kokons (Seiden-Galleten).teine und Steinwaare
Hlerunter . verstanden: alle behauene und unbehauene Bruch-, Kalk,,

Schiefer-, Ziegel- und Mauer-Steine; Mählsteine; Schleif= und Wetz-Steine
aller Art; Flintensteine: Lithographir-Steine, gravirte oder bezeichnete.

Schieferstifte und Schiefertafeln (auch in hölzernen Rahmen); große Ar-
beiten aus Marmor, Granit, Sandstein und Gyps (Monumente, Statuen,
Büsten und dergleichen); Waaren aus Serpentin-Stein.

22. Stroh= Rohr, und Bast= Waar nämlich:Matten und Fuhüccken von Bast, Binsen, Stroh und-Shil,ordinaire,
ungefärbte.

23. Bieh, nämiich:
Perde, Maulesel, Maulthiere, Eselz Kälber; Spanferkel; Schaafvieh,

mit Auoschluß der Hammel; JZiegen.
Wagen und Schlitten,

ohne Leder= oderPolster-Arbeit.
25 ildpret,.

kleines (Hasen, Kaninchen).
26. Wolle, nänlich:

Schaf. und Lamm-Wolle, rohe und gekämmte, ingleichen gemahlene, roh,
gebleicht und gefärbt.

Hüchl. Schw. Rudolk). Gesetzamml. XV. 30
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Benennung der Gegenslände.

Mabstab
der

Fwischenzoll-Sat
Veriol

lung.

in
Preußen
——

i#

Ocerreich
A. X.

gen den Rost versehen (jedoch weder polirt, ab-
geschliffen, noch lackirt), auch inVerbindung mit
Holz, nämlich: gebohrte, gelochte oder zu Gittern
verbundene Stäbeund Platten, Amboße, Mauer-
schließen, Brecheisen (Gaiofüße), grobe Schläge,
Hämmer; Bestandtheile von Wagen, soweit sie

nichtvorstehend unter c genannt sind; grobe Ei-
sengußwaaren, soweitsie nicht vorstehend untere

enann## sind, auch glasirte (emaillirte) Kochge-
chitte; Nägel, Nieten, Haken, Rlammern, r
Plüge, Eggen, Harken, Hauen, Kellen,Kram-

pen, —Rechen,Schaufeln, Dung-, Heu-Ofen-Gabeln, Fallen und Fangeisen undHaopeln,Winden, Hemmschuhe, Hpgeien Strie-
eln,Auen (mit AuéschlußderAnkeru.Schiffo-etten ), Bratspieße, Dreiküsf, Faurrhunde Feuer-agen, Guthschaufeln, Schürhaken, Kessel,
fannen, Mörser und Morserstößel, Thür- und

Feilen Rasp el
Truhen= Beschläge, Plätteisen, Helsschrauben,
Schlosser, grobe RingeV, Schraubstecke, Stemm-
eisen, Thurmuhren, grobeWaagebalken, grobe
Zangen, Maultrommeln, Kratbürsten von Ei-
sendrahtfürMetallarbeiter, grobe Drahtwaaren
von Eisen= und Stahl-Draht und dergleichen,
außerdem alle Aerte, grobe Sagen, Sicheln,
Sensen, Tuchmacher= u. grebe Schneider Schee-
ren (d. h. Zuschneidescheeren), grobe Messer zum
Handwerkogebrauche auch (Kneife,Bauernpuffer)

Anmerkung. Uuwesentliche an den vorgedachten Waa.
reu befindliche Bestandtheile von anderen unedlen Me-
tallen, die weder echt noch unecht vergoldet oder ver,
liltert, noch mit Gold, oder Silber-Lack überiogen

mm C(mit Aucnahme von Neusilder oder Packsong),
schließen diese Waaren von der Zulassung zu dem Saße

Zentne#2—

von 2Thalern oder 3 Gulden für den Zenmer nicht aus.
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Benennung der Gegenstände.
Mafstab

de
ZwischenzollSatz

Verizol-
lung.

in

WMreußen.
hu. S W

in

Ocsterreich.
E &amp;.

10

6)6.Siseaar,„feine,das heißt Waaren aus feinemEisenguß, Eisen= und Stabl-Waaren, polirt,
abgeschliffen, lackirt (gefirnißt), jedoch weder echtnochunechtvergoldet oder vrsicen noch mit
Gold= oder Etber back überzogen, auchin Ver-

bindung. mit Bein (mit Ausnahme von Elfen-bein), Hern, Klauen, Holz, lohgarem Leder,
Glao, unedlen weder Schr noch unecht vergolde

ten oder versilberten, noch mit Gold-- oder Sil-
ber-back überzogenen Metallen (mit Ausnahme
von Neusilber oder Packfong), z. B. Messer (mit
Auonahme der vorstehend unter I genannten),
Scheeren, feine Sägen, Hafteln und Schließen,
Oesen, Kardätschen, Kraßzen u. Streichen (Krat-
en- undStreichenbeschläge), Waffen und Waf-#nrnansihre, feine Drahtwaaren von Eisen-

oder Stahl-Draht, jedoch mit Ausnahme der
nachstehend unter n genannten Gegenstände und

der Stahlperl
h) Nadhnadeln, Alricknadein, Hit. nadeln (nudTambour-Nadeln) ohne Griffe

entner

1.

Fette,nämlich:Butter, nissch oder eingeschmolzen; Thierfett, un-
ichmolzenes und geschmolzenco (Tala, Schmalj,

Zänse= und Schweine-Fett); Speck; Stearin undStearin. Slure .

Flußfahrzenge, hölzerne, #ß Rudr- als
Segel-FahrzeugemitoderohneEisen-oderKupfer-
Beschlag, einschließlich der zur Bewegung und Er-

galeang deeE.chiffec nothwendigen Einrichtunge-8 Segel; und Segel: Stangen, Ankerund Tnberferten, Schiffseile, Beischiffe, inseweit
deren Anzahl über den 45 Bedarf nichtLerensgehs, und zwar

Jentne

Zentner
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Benennung der Gegenstände.

— —

in ( 5 4 für die Last von 1000 Viund Trag-
in sae für die kvon20gollzent

nern Tragfähigkeit
Glas und Glaswaare#:
a) Spiegelglas, rohes, ungeschliffenes .b) weißeo u ungemustert, ungeschliffen, un-

abgerieben, ungepreßt, oder nur mit abgrschliffe-
nen Stöpseln, Böden oder Rändern; Fenster-
und Tafel Glasiin seiner naturlichen Farbe (grün,3halb und ganz weiß)

 ) gepreßteo, geschliffenes,abgeriebenes, geschnitte-
ne#, gemustertes weißes Glac; auch Behängezu
Kronenleuchtern von Glas, Glacknöpfe, Glas-=
perlen und Glaoschmelzz geschliffenes Spiegel-
glac belegt oder unbelegt, wenn das Stuck nicht

t 2#Preußischeoder en Wiener Quadrat=Zo .. .

il) farbiges, bemaltes,vergeldetes,versilberteo,oderit Pasten (Kamern) eingelegtes Glasohne Un-
terschied der Formz Glaswaarenin Verbindung
mit Bein (mit Ausnahme von Elfenbein), Horn,
Klauen, Holz, lobgarem Leder, Papier und Pap-

Pe, Aladaster, Marmor, Speckstein, Gyps, un-
edlen, weder echt noch unccht vergoldeten oder
versilberten, noch mit Gold= oder Silber-Lack
überzogenen Metallen (mit Ausnahme von Neu-
silber oder Packfong); eingerahmte Spiegel, de.
ren Gla,tafeln nicht über 2# Preuhische oder
281 Wiener Quadrat- Joll das Stück messen;
Glaflüsse Ocher Edelsteine) ohne Fassung

e)Spitcgelglacz, geschliffenet, belegt oder unbelegt,
nn das Stück mehr als 2##8 Preußische oder

Wiener Quadrat-Zoll mißt, und zwar:

221

8 zwischenzell. Sat
uer, Prelen ODelceich.

ung. K. S.u. FX&amp; .
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Mastat Zwischenzoll-Satz
der .

Benennung der Gegenslände. Verool. r EuN'
lung. Tl. Sxr] J#. K..

bei dem Eingangein Oesterreich... Zentner — 10—

bei dem Eingangei3 Hreußen,wenn da,dasSuchmWrbe Sooga Vreußisch . Stuck 151 — —
„ 57 1000 „ SEStauck f|n
» 1000 „ 1100 „ „ Stuck—|

„ 140 I900 „ . Stücklo— —000 GZoou Preußisch Stückli5— —ubiseAnciert !4h Sviegel, veren Glostalein üder 288
Preubischeoder 281 Wiener Onadral-Joll das Sück
messen, unterliegen, ohne Rücksicht auf den Rahmen,
sowohlbei dem Eilgange in Preußen, alsauch bei
dem Gingange in Oesterreich, demjenigen Zwischen=
joll, welcher für die Glactafeln, die sie entholten,
vereinbart ist.

Holzwaaren, einschließlich der Waaren aus Röh-
ren, Nussen, Ko rk und anderen vegetabilischen
Schnitzstoffen

a) Fourniere un Parketten,nicht eingelegte; Kork-
platten, Korkscheiben, Kerkstöpseln,Korksehlen;
roh vorgearbeitete Hefte und Klaviatur-Holzer Zentnes—15 —5

b) Hauegeräthe (Meubles), gefärbt, gebeizt, lackirt,
polirt oder auch in Verbindung mit Eisen, Mes-
sing, lohgarem Veder, Bast, Binsen, Korbge-

sachton Schilf, Stroh= und Stuhlrohr, induechen alle anderen Böttcher-, Drechsler=Tischler-Waaren, welche weder unter à No- n
begriffen, noch vorstehend unter # oder nachste-
hend unter c aufgeführt sind, auch in Verbin-

dung mit Eisen (mit Aucnahme des polirtenStahlo) und Messing „Bentnel 1—1/0
W) Fourniere, Parkekten und andere Waaren mit

eingelegter Arbeit Spielzeug; Kammmacherwaa.
ren; feine Schnitz und Drechsler-Waaren;auch
in Verbindung mit Bein (mit Ausnahme von
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Benennung der Gegenstände.
Maßstab Zwischenzoll.Satder

Beriol
lung.

in

Preußen
blr. —#t

in

-

—

 .

9

Drhten, Mrssingsaiten, rohvorgerarbeitete, ver-
tirte #upferbucche (Kupferschaalen, wie sie vomHammer kommenb) und Messing. Waaren, weder gefirniß
noch larkirt, bemalt oder bedruckt (mit Ausnahme
der gepreßten?#Verzierungen,z. BV. Kasten= und
Thür-Beschläge, Verhanghalter), auch in Ver-
bindung mit Bein (mit Auonahme von Elfen-
bein),Horn.Klauen, Holz, lohgarem Veder, Glas,
unedlen, weder echt noch unecht vergoldeten oder
versilberten, nach mit Gold= oder Silber-Lack
überzegenen Metallen (mit Auonahme von Neu-
silber oder Packfong), ingleichen getriebenco Mes-

sug Grenze- Pulver),
e) Hbern. und Messing- Waaren, gefirnißt, lackirt.

bemalt oder bedruckt, ingleichen gepreßte Berzie-
rungen, alle diese Waaren weder echt noch un-
echt vergoldet oder versilbert, noch mit Gold-
oder Silber-Lack überzogen, auch in Verbindung
mit Bein (mit Ausnahme von Elfenbein), Horn,
Klauen, Holz, lohgarem Leder, Glas, unedlen,
weder echt noch unecht vergoldeten oder versilber-
ten, noch mit Gold= oder Silber-Lack überzoge-

nen Metallen (mit Aucnahme von Neusilber oderPackfeng)Anmerkung. Legiruntden von uvser cher Mesing
mmit unerlen Melaller (mit Aucnahme von Neusikter
oder Packsong) und Waaren aus diesen Legirungen
werren wie Kupfer, und Messing Waaren behandelt.

Leder und Leder-Waaren, einschließlich der
Waaren auc Gummi und Guttapercha:

o) Leder aller Art, nämlich: lohgare oder nur loh-
roth gearbeitete Häute, Fahlleder, Sohlleder,
Kalbleder, Sattlerleder, Stiefelschäfte, Juchten,

auschgold und Rausch!

Zentner

.Zentner

Zentnei

1½4

10|15 15.—
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Matlab-zwischenzoll. Satz
Benennung der Gegenstände. F#nnl, F —

ung. #n. zg. ren
sämisch= und weiß-gares Leder, Pergament,
Brüsseler und Danisches Handschuhleder, Kor-
duan, Marokin,Saffian,alleo gefärbte, lackirte,
vergoldete und gepreßteLeder; Gummiplatten;
Gummifäden außer Verbindung mit anderen
Mameerialien Guttapercha mehr oder weniger Zentnese22 05) m-und Gummi.Waaren, gemeine, das beifr -
grobe Schuhmacher-, Sattler= und Tüschner-

Laaren aut lohgarem, lohrothem oder blos ge-
schwärztem beder oder auc Gummi, auchin Ver-
bindung mit Holz; Blasebälge; desgleichen an-
dere nicht lackirte, gefärbte, bemalte oder mit ge.
preßten Verzierungen versehene Gummifabrikate Zentnes5—0

Aumerkung. Die Anafülterungder vorstebend genanm=
ten Waaren mil baumwollenen, leinenen oder wollenen
Geweben und die Verbindung dieser Waaren mit
Schlössern, Schnallen, Ringen und dergleichen aucs
unedlen, weder ½ nech unecht vergoldelen oder
versilberten, nochmilGold, oder Sier, Lack deer,l- genen Metallen 4 Ausnahme von Nrusilber od
Scheen Schtentdielelben 1 der Zulassung um ven

de von 5 Thalern oder 7 Gulden 30 Kreuzern5 den Jenner nicht auc.
e) Leder. und Gummi-Waaren, feine, das heißt

bederwaaren ven Korduan,SSafftan,Marekin,
Brüsseler und Dänischem Leder, sämisch-- und
weißgarem beder, lackirtem, gefirbeem, bemal-
tem, vergoldetem oder mit gepreßten Vern#ierun-

un versehenem Leder (mit Anonahme der Han#a1 uhe), von Pergament, von lackirtem, gefärb,
tem, bemaltem oder mit gepreßten Verzierungen 6
versehenem Gummi oder Guttapercha Bentne##nss 5.–

0) Lederne Handschuhe, auch in Berbindung mitgewebten oder gewirlten Stoffe Zentner21—..30 —
Leinengarn, nämlich: .
u)cohe6,ungeswcrnt«........-.3---!5-45
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Maßstat Zwischenzoll-Sat

Benennung der Gegenstände. %310. F S
lung. ELINIII ..

we

2

rSJS

5 gebleichtec, mit Einschluß des blos abgekochten

oder=gebukien(gealcherten)uundgefarbte, unge.IXIXEIIILIIc) mon9 aller Art Bentnes —10—
Lichte, Talg-, i7 Kalitath · indStwait-
bichte, Wabont .. Pentner 2—3—Oel,nämlich:
naineb#erh. und Raps-Delin Fassern . . .Pentnen 15—5
"

u) alles geleimte Papier; buntes (mit Ausnahme
der unter b genannten Papiergattungen), litho-
graphirtes, bedrucktes oder linürtec, zu Rechnun-

gen, Eriketten, Fecbcheburen u. s. w. votgerichletes Papier; Malerpap# Pentnei 121 1320
b) Gold= und Silber- 6* dPapier mie Gold-

oder Silber-Muster (echt oder unecht, auch bron-
zirt); gepreßtes und durchgeschlagenes Papier;ingleichen Streifen von diesen Pepurrgaltung) Sentne35180

Papler= und Pavpe- Waaren:) Papier-Tapeten BZentnes5b) araeen. aus Papier und Pappe,
robe lackrte Waaren aus diesen Urstoffen, auch

Hormerarbei- aus Steinpappe, Aophalt oderAhnlichen Stoffen .SZentnell5
Siebmacherwaaren, grobe, namlich: fettige

hölzerne Siebe mit Böden von Holzgeflecht oder

von Leifinorah. weder gebeizt, lacker, gefirnißt,gefärbt noch polirt . .Sentne1545
Speisen, zubereitete, nanilich:
a) Chocoladeu.Chocoladen-’sowieCho- c(oladen-Fabrikate, RacahoutdesArabes,Kon-firuren, Juckerwerk, Sarboutnr Zwirbackaller
4 mi Solnenahne von Schiffazwieback; miter, Oel oder sonst, namentklich alleinLuho Fsshden und dergleichen eingemachte,
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Benennung der Gegenstände.
Mabstab

de
Zwischenzoll.Satz

r

Verzol)
lung.

in

Oesterreich.
in

Preußen

Tb#r. Sar.— zi.

2

8

eingedampfte oder auch eingesalzene Fruchte,G
würze, Gemuse und andereKomsumtibtlien

auch mubereiteter SSteinwaare
a)Waaren zns Marmor, Granit, Sandstein und

Gyps, soweit solche nicht unter A No. 21 be,
riffen sind, aus Alabaster und Speckstein

b) Halbedelsteine, nämlich: Achat, Krulr, Ame-
tbyst. Chalcedon, Karncol,Japio, Onyr und
Shaylepra geschliffen,geschnitten oderinande-
rer Weisebrrbeiter, ohne FassungThonwaarea) une Koer weißes, ingleichen weißes nur
mit farbigen (weder vergoldelen noch versilberten)
Randstreifen Whrneo Fayence oder Steingut;dergleichen Pfeifeb) bemaltes, nehuschbiges,bedrucktes,vergoldetes

oderversülb ertes Fayence oder Steingut
-) weißeo, auch mit farbigen (weder vergoldeten no

versilberten) Randstreifen versehenes Porzellan
d) farbiges,bemalteg.bedrucktes vergoldetes, oderversilbertes Porzee) Thonwaaren * (mit Ausschluß der vor-

stehend unter d genannten), auch Emailin Ver-
bindung mit unedlen, weder echt noch unecht ver-
—oder versilberten, noch mit Gold= oderilber= Lack überzogenen Metallen (mit Aus-2 oder Packfong)nabmevon NeusilVieh,

a) Rind
4*undZuchtstiere

b) 44 und g (mit Auoschu-i5e
der Spanferk

*klsentner
b) Senfpulver in tFlaschen, Krugen, wie

.Pentnen

entner

.„Bentner#

.„Bentner

Zentner

Bentnert

.Bentner

Zentner —

10

7

sS

us 818
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Benennung der Gegenstände. der
6 T e Oesteweich

und

geleimt,

T
und

dergleichen

oder
und zwar:

Art,

denen
Wiener
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Benennung der Gegenstände. Mae —.Satzoens,
lung. irrN70D4K. Sür.

 ODelreich

Damaste, Battiste und alie undichte Steffe
mit Ausnahme der unter 3 genannten

3)feinster Art, als: Spi#en, gestickte Waaren
und Waaren in Verbindung mit echten oder

unechten Gold= oder Silber. aden oder ge-sponnenem Glase
c) Wollenwaaren, gewebie und gewirkte, a#s

Wolle od. Wolle u. anderen nicht seidenen Webe.
u. Wirkstoffen, auch dergleichenWaaren getheert,8 zeleinit, mit Kautschuck, Guttapercha,
anderen Harzen oder Wachs uberzogen oder ge-tränkt, oder in ecbierr mit echten oder un-

echten Gold- oder Silber. Fäden oder gesponne-
nem Glase, und z
1) bemeinster rt, Femeine, mittelfeineundfeine,

6 in, alle nicht unter 2 und 3 genannteWaaren.
Krtranen. das ist, alle !45Gewebe miis
Ausnahme der unter 3 genannten

seinster Art, alg: Shawleond Shawltacher=
Spien, gestickte Waaren und alle Waaren
in Verbindung mitechten oder unechten Gold
oder Silber-Fäden oder gesponnenemGlose

 0 Seidenwaaren, und zwar:
feine, das ist, Waaren auo Seide allein oder
in Verbindung mit echten oder unechten Gold-
und Silber-Fäden oder gesponnenem Glase,
ingleichen folgende Waaren, solchemögenaus
Seide allein oder in Verbindung mit ande-

ren Webe, oder Wir -Materialien erzeugt
än alle Bänder, Velpel, Plüsche undammte,„Mallau-Varche Erepe, Gaze,
Mlondeen,Su

#(
G.§

— S

4c Zentner

Donbe

Gewebr, sowie allegestickte Waaren 1

 Bentner“

Zentner

Zentner

entner
3

1

Oimimen
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Benennung der Gegenstände.

unter

weder

das
auc echt oder

oder

oder
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Benennung der Gegenstände.

und

und
anderen
unter &amp; oder

f„ Nr. 5, Nr.
1v4, 125, c, Nr. 16, 18 b
I bc, Nr. 31

mit edlen

und
, oder und

der —

Allgemeine Bemerkungen.
1) Die in vorstehendem Verzeichnisse für Waaren aus einem bestimmten Mater#al

vereinbarten Zollbefreiungen und Zwischenzoll.SätzefindenaufWaaren,welche
aus einem solchen Material in Verbindung mit einem oder mehren anderen Ma-
terialien bestehen (zusammengesetzte Waaren), nur insoweit Anwendung, alo
dergleichen Verbindungen auödrücklich zugelassen sind.

0 Die in dem jedeemaligen allgemeinen Zoll-Tarife jedes Staates über die Erhe-
bung der Zolle nach dem Bructo-Gewichte oder nach dem Nette-Gewichte und
über die Tara-Vergüutung für die in der zweiten Abtheilung des vorstehenden
Verzeichnisses genannten Gegenstände enthaltenen Bestimmungen kommen auch
bei der Erhebung der vereinbarten Zwischenzölle zur Anwendung.
Sollten einzelne Gegenstände, welche in der zweiten Abtheilung des vorstehenden
Verzeichnisseo aufgeführt sind, in dem einen oder dem anderen Staale allgemeinen
tarifmäßigen Eingangozoll-Sätßen von geringeren, als dem für den Jwischen-
verkehr vereinbarten Bekrage unterliegen oder kunftig unterworfen werden, so
wird von solchen Gegenständen auch im Zwischenverkehre der allgemeine tarif-
mäßige Jollsatz so lange erhoben werden, alb er den vereinbarten Zwischenzoll-
Say nicht erreicht oder übersteigt. Der im Artikel 2 deo Vertrages enthaltene
Grundsat findet auch auf diese Gegenstände Anwendung.

Brfil. Schw. Rudolst. Gesetsamml. XIV. 32
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H Hinsichtlich der in dem vorstehenden Verzeichnisse nicht enthaltenen Gegenstande

kommen die allgemeinen, bezichungsweise die ais Ausnahnie fur gewisfe Grenz-
strecken oder Zollmter jetzt oder künftig bestehenden Zollsahe in dem allgemeinen
Tarife jedec Staates zur Anwendung.

I.

Verzeichnist
derjenigen Gegenstände, von welchen im Zwischenverkehr zwischen Preußen und

Oesterreich Ausgange-Abgaben erhoben werden können.
1) Abfälle und zwar: von Gerbereien das Leimleder; Abfälle und Theile von

rohen Hauten und Fellenz abgenutzte alte bederstücke; Hörner, Hornspitzen,
Hornscheiben, Horuspäne; Klauen; Knochen, letztere mögen ganz oder zer-
kleinert sein.

2) Blutegel.
3) Eckerdoppern (Knoppern), Knoppernmehl, Eicheln, Eichelhülsen, Valonna,

Galläpfel, Pottasche und andere unauögelaugte vegetabilische Asche; Wein-
stein, roher.

4) Geld= und Silber-Stufen.
5) Granaten, rohe. .

6)Häute,FelleundHaare,undzwanrohe(grüne,gesalzenc,trockene)Hckute
und Felle zur Lederbereitung; rohe behaarte Schaaf-, Lamm- und Ziegen-
Felle; rohe Hasen- und Kaninchen-Felle; Haate aller Art, einschlussig

orsten.
7) Lumpen (Hadern) und andere Abfälle zur Papier= Fabrikation: leinene, baum-

wollene, seidene und wollene bumpen, auch macerirte Lumpen (Halbzeug);
Papierabschnitzel (Papierspänc); Makulatur (beschriebene und bedruckte); des-
gleiche alte Fischernehze, altes Tauwerk und Scricke.

8) Nickel und Kobalt-Erze und -Speise; Nickel-Metall und Nickel Schwamm.
9) Seide und zwar: Seiden-Galleten (Kokono); Seidenabfülle, ungesponnen;

Seide, rohe, unfilirt oder filirt; rohe Nähseide.
10) Topferthon für Porzellan-Fabriken (Porzellan-Erde).
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ZollKartel.
5. 1.

Jeder der contrahirenden Staaten verpflichtet sich, zur Verhinderung, Ent-
deckung und Bestrafung von Uebertretungen (F. 13 und §. 14) der Ein-, Aus= und
Durchgangs-Abgabengesetze des anderen Staates nach Maßgabe der folgenden
Bestimmungen mitzuwirken.

S. 2.
Jeder der contrahirenden Theile wird seinen Angestellten, welche zur Verhin-

derung oder zur Anzeige von Uebertretungen seiner eigenen Ein-, Aus, und Durch-
gangs-Abgabengesetze angewiesen sind, die Verpflichtung auflegen, sobald ihnen
bekannt wird, daß eine Uebertretung derartiger Gesehe des andern Theiles unter-
nommen werden soll, oder stattgefunden hat, dieselbe im ersteren Falle durch alle
ihnen gesetzlich zustehenden Mittel thunlichst zu verhindern und in beiden Fällen der
inläudischen Jell= oder Steuer-Behörde (in Preußen Hauptzollämter oder Haupt-
steuerämter, in Oesterreich Hauptzollämter oder Finanz-Wach-Commissare) schleu-
nigst anzuzeigen.

g. 3.
Die Zoll= oder Steuer-Behörden des einen Staates sollen über die zu ihrer

Kenntniß gelangenden Uebertretungen von Ein-, Aus= und Durchgangs-Abgaben=
geseben des anderen Staates der zuständigen Zoll= oder Steuer-Beherde des letz-
teren sofort Mittheilung machen undderselben dabei über die einschlagenden That-

sachen, soweit sie diese zu ermitteln r2½ jede sachdienliche Auckunft ertheilen.
.4.

Die(Erhebungoämterder rrt Staaten sollen den dazu von dem
anderen Staate ermächtigten oberen Zoll= oder Steuer-Beamten desselben die Ein-
sicht der Register oder Register-Abtheilungen, welche den Waarenverkehr auo und
nach dem letzteren an der Grenze desselben nachweisen, nebst Belegen auf Begehren
jederzeit an der Amtostelle gestatten.

5. 5.
Die Zoll= und Steuer-Beamten an der Grenze zwischen beiden contrahirenden

Staaten sollen angewiesen werden, sich zur Verhütung und Entdeckungdeo Schleich-
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handels nach beiden Seiten hin bereitwilligst zu unterstuhen undnicht allein zu jenem
Zwecke ihre Wahrnehmungen sich gegenseitig binnen der kürzesten Frist mitzutheilen,
sondern auch ein freundnachbarliches Vernehmen zu unterhalten und zur Verstän-
digung über zweckmahiges Zusammenwirken von Zeit zu Zeit und bei besonderen
Veranlassungen sich mit einander zu berathen.

Bei jeder der einander gegenüber liegenden Aufsichts-Stationen soll ein Re-
gister geführt werden, in welchet die erwähnten Mittheilungen einzutragen sind.

. §.6.

DmZollsundSteuek-BkantkmdekcontkahirendenTbkilesollgestattetskim
bkiBekfolgungeinesSchlcichhändlecåoderdechgenständeoderSpuke-jeher
Uebertretung der Ein-, Aus, und Durchgangs. Abgabengesetze ihres Staates sich in
das Gebiet des anderen Staates zu dem Zwecke zu begeben, um bei den dortigen
Ortsvoeständen oder Behörden die zur Ermittelung drs Thatbestandes und des
Thäters und die zur Sicherung des Beweises erforderlichen Maßregeln, das Sam-
meln aller Beweismittel bezüglich der vollbrachten oder versuchten Zollumgehung,
sowie den Umständen nach die einstweilige Beschlagnahme der Waaren und die
Festhaltung der Thäter zu beantragen.

Anträgen dieser Art sollen die Ortsvorstände und Behörden jedes der contra-
hirenden Theile in derselben Weise genügen, wie ihnen dieses bei vermutheten oder
entdeckten Uebertretungen der Ein-, Aus= und Durchgangs-Abgabengesetze des
eigenen Staates zusteht und obliegt. Auch können die Zoll= und Steuer-Beamten
des eines Theiles durch Requisition ihrer vorgesetzten Behörde von Seiten der zu-
ständigen Behörde des anderen Theiles aufgefordert werden, entweder vor letzterer
selbst oder vor der competenten Behörde ihres eigenen Landes, die auf die Zollum-
gehung bezüglichen Umstände auszusagen.

. 7.
Keiner der contrahirenden Theile wird in seinem Gebiete Vereinigungen zum

Zwecke des Schleichhandels nach dem Gebiete des anderen Theiles dulden, oder
Vertragen zur Sicherung gegen die möglichen Nachtheile schleichhändlerischer Unter-
nehmungen Gültigkeit zugestehen.

5 8.
Jeder der kontrahirenden Theile ist verpflichtet, zu verhindern, daß Vorräthe

von Waaren, welche als zum Schleichhandel nach dem Gebiete des anderen Theiles
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bestimmt anzusehen sind, in der Näáhe der Gränze des letzteren angehduft, oder ohne
genügende Sicherung gegen den zu besorgenden Mißbrauch niedergelegt werden.

Innerhalb des Grenzbezirkeo sollen Niederlagen fremder unverzollter Waaren
mur an solchen Orten, wo sich ein Zollamt befindet, gestattet und in diesem Falle
unter Verschluß und Controle der Zollbehörde gestellt werden. Sollte in einzelnen
Fällen der amtliche Verschluß nicht anwendbar sein, so sollen statt desselben ander-
weite möglichst sichernde Controle-Maßregeln angeordnet werden. Vorräthe von
fremden verzollten und von inländischen Waaren innerhalb deo Grenzbezirkes sollen
das Bedurfniß des erlaubten, das heißt nach dem ortlichen Verbrauche im eigenen
tLande bemessenen Verkehres nicht überschreiten. Entsteht Verdacht, daß sich Vor-
räthe von Waaren der lebtgedachten Art über das bezeichnete Bedürfniß und zum
Zwecke des Schleichhandelé gebildet hätten, se sollen dergleichen Niederlagen, inso-
weit es gesetzlich zulässig ist, unter specielle zur Verhinderung deo Schleichhandels
geeignete Controle der Zollbehörde gestellt worden.

S. 9.
Jeder der contrahirenden Theile ist verpflichtet:

a)Waaren, deren Ein= oder Durchfuhr in dem anderen Staate verboten ist,
nach demselben nur bei dem Nachweise dortiger besonderer Erlaubniß zoll-
oder steuer-amtlich abzufertigen;

b) Waaren, welche in dem anderen Staate eingangbabgabepflichtig und dahin
bestimmt sind, nach demselben

1) nur in der Richtung nach einemdortigen.mit ausreichenden Befugnissen
versehenen Eingangamte,

2) von den Ausgangsämtern oder Legitimationsstellen nur zu solchen Tages-
zeiten, daß sie jenseits der Grenze zu dort erlaubter Zeit eintreffen können,
und

3) unter Verhinderung jedes vermeidlichen Aufenthaltes zwischen dem Aus-
gangsamte oder der Legitimations-Stelle und der Grenze

zoll= oder steuer-amtlich abzufertigen, oder mit Ausweisen zu versehen.
 *ie

Auch wird jeder der beiden Staaten die Erledigung der für die Wiederausfuhr
unverabgabter Waaren ihm geleisteten Sicherheiten, sowie die für Ausfuhren
gebührenden Abgabenerlasse oder Erstattungen erst dann eintreten lassen, wennihm
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durch eine vom Eingangöamte auszustellende Bescheinigung nachgewiesen wird, daß
die nach dem vorbezeichneten Nachbarlande auögeführte Waare in dem lehteren
angemeldet worden ist. Die Grenzzollkmter werden sich wechselseitig wochentlich
beglaubigte Uebersichten aus den Zollregistern mittheilen, welche die Gattung und
Menge der zur Auofuhr abgefertigten Waaren der bemerkten Art enthalten.

§ 11.
Vor Auöführung der im 8. 9 unter h und im §. 10 enthaltenen Bestimmungen

werden die contrahirenden Theile über die erforderliche Anzahl und die Befugnisse
der zum Waarenübergange an der gemeinschaftlichen Grenze bestimmten Anmelde=
und Erhebungo-Stellen, über die denselben, soweit sie zu einander unmittelbar ir
Beziehung stehen, übereinstimmend vorzuschreibenden Absertigungsstunden und über
nach Bedürniß anzuordnende amtliche Begleitungen der auögeführten Waaren bis
zur jenseitigen Anmeldestelle, sowie über besoudere Maßregeln für den Eisenbahn-
verkehr sich bereitwilligst verständigen.

. 12.
Jeder der contrahirenden Theile hat die in dem §. 13 und §. 14 erwähnten

Uebertretungen der Ein-, Aus-und Durchgangs-Abgabengesetze des anderen Theiles
nicht allein seinen Angehörigen, sondern auch allen denjenigen, welche in seinem
Gebiete einen vorübergehenden Wohnsitz haben, oder auch nur augenblicklich sich
befinden, unter Androhung der zu jenen Paragraphen bezeichneten Strafen zu ver-
bieten. Beide contrahirende Theile verpflichten sich wechselseitig, die dem anderen
contrahirenden Theile angehörigen Unterthanen, welche den Verdacht des Schleich-
handels wider sich erregt haben, innerhalb ihrer bezuglichen Gebiete überwachen
gu lassen.

S. 13.

Uebertretungen von Ein-, Aus= und Durchfuhr-Verboten des anderen Theiles
und Zoll= oder Steuer-Defrauden, das heißt solche Handlungen oder gesetzwidrige
Unterlassungen, durch welche dem letzteren eine ihm gesetzlich gebührende Ein., Aus-
oder Durchgango-Abgabe entzogen wird oder bei unentdecktem Gelingen entzogen
werden würde, sind von jedem der contrahirenden Theile nach seiner Wahl entweder
mit Conficcation des Gegenstandes der Uebertretung, eventuell Erlegung des vollen
Werthes, und daneben mit angemessener Geldstrafe oder mit denselben Geld= oder
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Vermögens-Strafen zu bedrohen, welchen gleichartige oder äbnliche Ueberkretungen
seiner eigenen Abgabengesetze unterliegen.

Im letzteren Falle ist der Strafbetrag, soweit derselbe gesetzlich nach dem ent-
zogenen Abgabenbetrage sich richtet, nach dem Tarife deo Staates zu bemessen, dessen
Abgabengeset übertreten worden ist.

S. 11.
Für solche Uebertretungen der Ein-, Aus- und Durchgangs-Abgabengesetze

des anderen Staates, durch welche erweielich ein Ein-, Aug-oder Durchfuhr-Verbot
nicht verletzt und eine Abgabe widerrechtlich nicht entzogen werden konnte oder sollte,
sind genügende, in bestimmten Grenzen vom strafrichterlichen Ermessen abhängige
Geldstrafen anzudrohen.

6 15.
Freiheits= oder Arbeits-Strafen (vorbehaltlichdernachseineneigenenAbgaben-

geseben eintretenden Abbüßung unvollstreckbarer Geld-Strafen durch Haft oder
Arbeit), sowie Ehrenstrafen, die Entziehungen von Gewerbsberechtigungen oder,
alo Strafschärfung, die Bekanntmachung erfolgter Verurtheilungen anzudrohen,
ist auf dem Grunde dieses Kartelo keiner der contrahirenden Theile verpflichtet.

S. 16.
Dagegen darf durch die nach den ss. 12—15 zu erlassenden Strafbestimmungen

die gesetzmäßige Bestrafung der bei Verlebung der Ein-, Aus= und Durchgang#,
Abgabengesetze des anderen Staateo etwa vorkommenden sonstigen Uebertretungen,
Vergehen und Verbrechen, als: Beleidigungen, rechtowidrige Widersetzlichkeie,
Drohungen oder Gewaltthätigkeiten, Fälschungen, Bestechungen oder Erpressun-

gen und dergleichen nicht aucgeschlossen oderruspri werden.8.1
Uebertretungen der Ein-, Aus- und Furchgenge-Abgetenbettt des anderen

Theiles hat, auf Antrag einer zuständigen Behörde desselben, jeder der contrahi-
renden Theile von denselben Gerichten und in denselben Formen, wie Uebertretungen
seiner eigenen derartigen Gesebze untersuchen und gesehmaßig bestrafen zu lassen,

1) wenn der Angeschuldigte entweder ein Angehöriger des Staates ist, welcher
Shn zur Untersuchung und Straff ziehen soll, oder

2) wenn jener nicht allein zur Zeit der Uebertretung in dem Gebiete dieses
Staates einen, wenn auch nur vorübergehenden Wohnsitz batte oder die Uebertre-
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tung von diesem Gebiete aus beging, sondern auch bei oder nach dem Eingange des
Antrages auf Untersuchung sich in demselben Staate betreffen läße,

in dem unter 2 erwähnten Falle jedoch nur dann, wenn der Angeschuldigte
nicht Angehöriger des Staates ist, dessen Gesetze Gegenstand der angeschuldigten
Uebertretung sind.

S. 18. .

Zubenim§.17bezeichnetcnUntersuchungensollendaöGekicht,vondessm
Bezirke aus die Uebertretung begangen ist, und dad Gericht, in dessen Bezirke der
Angeschuldigte seinen Wehnsitz oder, als Ausländer, seinen einstweiligen Aufent-
halt hat, insefern zustaändig sein, als nicht wegen derselben Uebertretungen gegen
denselben Angeschuldigten ein Verfahren bei einem anderen Gerichte anhängig
oder durch schließliche Entscheidung beendigt ist.

F 19.
Bei den in 5. 17 bezeichneten Untersuchungen soll den amtlichen Angaben der

Behörden oder Angestellten des anderen Stoates dieselbe Beweiskraft beigelegt
werden, welche den amtlichen Angaben der Behörden oder Angestellten des eigenen
Staates in Fällen gleicher Art beigelegt ist.

. 20. .

Die Kosten eines nach Maßgabe des §. 17 eingeleiteten Strafverfahrens und
der Strafvollstreckung sind nach denselben Grundsätzen zu bestimmen und aufzule-
gen, welche für Strafverfahren wegen gleichartiger Uebertretungen der Gesetze des
eigenen Staateo gelten.

Fur die einstweilige Bestreitung derselben hat der Staat zusorgen, iin welchem
die Untersuchung gefuhrt wird.

Diejenigen Kosten des Verfahrens und der Strafvollstreckung, welche, wenn
ersteres wegen Uebertretung der eigenen Abgabengesetze stattgefunden hatte, von
jenem Staate schließlich zu tragen sein wurden, hat, insoweit sie nicht von dem
Angeschuldigten eingezogen oder durch eingegangene Strafbeträge (§. 21) gedeckt
werden können, der Staat zu erstatten, dessen Behörde die Untersuchung beantragte.

C. 21.
Die Geldbetr#ge, welche in Folge eines nach Mahgabe des K. 17 eingeleiteten

Strafveifahrens von dem Angeschuldigten oder für verkaufte Gegenstände der
Uebertretung eingehen, sind dergestalt zu verwenden, daß davon zunachst die rück-
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ständigen Gerichtskosten, sodann die dem anderen Staate entzogenen Abgaben und
zulezt die Strafen berichtigk werden.

Ueber die letzteren hat der Staat zu verfügen, in welchem das Verfahren
stattfand.

g. 22.
Eine nach Maßgabe des &amp;. 17 eingeleikete Untersuchung ist, so lange ein rechts-

kraftiges Erkenntniß noch nicht erfolgte, auf Ankrag der Behörde desjenigen Staa-
tes, welcher dieselbe veranlaßt hatte, sofort einzustellen.

S. 23.
Das Recht zum Erlasse und zur Milderung der Strafen, zu welchen der An-

geschuldigte in Folge eines nach Maßgabe des s. 17 eingeleiteten Verfahrens verur.
theilt wurde oder sich freiwillig erboten hat, steht dem Staate zu, bei dessen Ge-
tichte die Verurtheilung oder Erbietung erfolgte.

Eo soll jedoch vor derartigen Straferlassen oder Strafmilderungen der zustän-
digen Behörde deo Staateo, dessen Gesetze übertreten waren, Gelegenheit gegeben
werden, sich darüber zu äußern.

c. 21.
Die Gerichte jedes der contrahirenden Staaten sollen in Beziehung auf jedes

in dem anderen Seaate wegen Uebertretung der Ein-, Aus= und Durchgangs-Ab-
gabengesebe dieseo Staates oder in Gemähheit deo §. 17 eingeleilete Strafverfahren
verpflichtet sein, auf Ersuchen des zuständigen Gerichtes

1) Zeugen und Sachverständige, welche sich in ihrem Gerichtobezirke aufhal-
ten, auf Erferdern eidlich zu vernehmen und erstere zur Ablegung des Zeugnisses,
soweit daoselbe nicht nach den Landesgesetzen verweigert werden darf, z. B. die
eigene Mitschuld der Zeugen betrifft, oder sich auf Umstände erstrecken soll, welche
mit der Anschuldigung nicht in naher Verbindung stehen, nöthigenfalls anzuhalten;

2) amtliche Besichtigungen vorzunehmen und den Befund zu beglaubigen;
3) Angeschuldigten, welche sich im Bezirke des ersuchten Gerichtes aufhalten,

ohne dem Staatéverbande des lehteren anzugehören, Vorladungen und Erkennt-
nisse behändigen zu lassen;

4) Uebertreter und deren bewegliche Güter, welche im Bezirke des ersuchten
Gerichtes angetroffen werden, anzuhalten und auczuliefern, insofern nicht jene
Uebertreter dem Staatererbande des ersuchten Gerichtes oder einem salchen dritten

Fürsll. Schw. Ruvolst. C###jamml. AlV.
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Staate angehören, welcher durch Verträge verpflichtet ist, die fragliche Uebertre
tung seinerseits gehörig untersuchen und bestrafen zu lassen.

.26.
Es sind in diesem Kartel unter „Ein-, Aus= und Durchgangs-Abgaben-

gesehen“ auch die Ein-, Aus- und Durchfuhr-Verbote und unter „Gerichten“ die in
jedem der contrahirenden Staaten zur Untersuchung und Bestrafung von Uebertre-
tungen der eigenen derartigen Gesetze bestellten Behörden verstanden.

g. 20.
Durch die vorstehenden Bestimmungen werden weiter gehende Zugestandnisse

zwischen den contrahirenden und anderen dem Vertrage vom heutigen Tage und
diesem Kartel auf Grund des Artikels 26 des ersteren beitretenden Staaten zum
Zwecke der Unterdruckung und des Schleichhandels nicht aufgehoben oder geandert.

IV.

Münz-Kartel.
S. 1. «

JedckdercontrahikmdenTheileVerpflichtetsich,seineAngchdcigcnwisgmeines
in Bezug auf die von dem anderen Theile geprägten Münzen, auf das von demselben
ausgegebene Papiergeld oder auf diejenigen öffentlichen Credit-Papiere, welche er
seinen Munzen als Zahlungomittel geletzlich gleichgestellt hat, unternommenen oder
begangenen Verbrechens oder Vergehens eben so zur Untersuchung zu ziehen und mit
gleicher Strafe zu belegen, als wenn das Vrrbrechen oder Vergehen in Bezug auf
die eigenen Münzen oder das eigene Papiergeld stattgefunden hätte.

5 2. .

Jeder der contrahirenden Theile ubernimmt ferner die Verpflichtung, die in
seinem Gebiete sich aufhaltenden Fremden, von welchen ein solches Verbrechen oder
Vergehen in Bezugauf die Münzen, das Papiergeld oder die im §. 1 bezeichneten
Credit-Papiere des andern Theiles unternommen oder begangen worden, auf Re-
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quisition des letzteren an dessen Gerichte auszuliefern. Sind jedoch dergleichen Per-
sonen Angehörige eines Staates, welcher dem Vertrage vom heutigen Tage und
diesem Kartel auf Grund des Artikel 26 des ersteren beigetreten ist, so steht diesem
Staate vorzugsweise das Recht zu, die Auslieferung zu verlangen und es ist der-
selbe deshalb auch von dem requirirten Staate zunächst zur Erklarung überdie Aus-
übung dieses Rechtes aufzufordern.

g. 3.
Die im §. 2 ausgesprochene Verpflichtung zur Auslieferung soll nicht eintreten,

wenn der Staat, in dessen Gebiete ein solcher Fremder sich befindet, entweder
a) in Gemaßheit eines zwischen ihm und einem dritten Staate vor Verkündi-

gung dieses Kartels abgeschlossenen allgemeinenen Vertrages über die gegen-
seitige Auslieferung der Verbrechec verpflichtet ist, denselben dahin auszu-
liefern, oder

b) die Untersuchung undBestrafung selbst verhängen zu lassen vorzieht. Im
letzteren Falle soll jedoch die im §. 1 eingegangene Verpflichtung gleichfalls
Anwendung finden.

(. 1.
Die contrahirenden Theile wollen die Bestimmungen der 36. 1—3 auch auf

Verbrechen und Vergehen, welche die betrügliche Nachahmung oderdie Verfälschung
der von einem von ihnen aucgestellten Staatoschuldscheine und zum Umlaufe be-
stimmten Papiere, sowie der von anderen juristischen Personen unter Genehmigung
des Staates auf jeden Inhaber ausgefertigten Credit. Papiere, soweit auf solche
nicht der §. 1 Anwendung findet, zum Gegenstande haben, oder die aus gewinn-
süchtiger Absicht oder doch wissentlich unternommene Verbreitung solcher unechten
Papiere betreffen, in der Art ausgedehnt wissen, daß bei der Bestrafung solcher
Berbrechen und Vergehen zwischen inländischen Papieren und gleichartigen Papieren
aus dem andern Staate ein Unterschied nicht gemacht werden, auch binsichtlich der
Untersuchung oder Auolieferung dasjenigeAnwendung finden soll, was in den
K. 1—3 vereinbart ist.

5. ö.

Wenn in einem Staate, welcher dem Vertrage vom heutigen Tage und diesem
Kartel auf Grund des Artikel 26 des ersteren beigetreten ist, dir Unterscheidung
zwischen Verbrechen und Vergehen in der Strafgesetgebung nicht besteht, oder die
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strafbare Nachahmung oder Verfälschung der in diesem Kartel genannten Münzen
oder Credit-Papiere mit einem anderen Namen als mit „Verbrechen und Vergehen“
von dem Gesetze bezeichnet sind, so bleibt es diesem Staate anheimgestellt, bei der
Bekanntmachung des Kartels, im ersteren Falle die auf jene Unterscheidung bezüg-
lichen Worte „oder Vergehen“ wegzulassen, im zweiten Falle an Stelle des Aus-
druckes „Verbrechen und Vergehen“ diejenige Bezeichnung zu sehen, welche seiner
Gesehgebung entspricht.
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 XL. Gesetz,
weitere Erleichterungen des gegenseitigen Verkebro zwischen den Staaten des

Follvercins und den Staaten des Steuervereins betreffend,
vom 21. Sept. 1853.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Guaden, Fürst zu Schwarzburg k.
Nachdem zwischen den zum Zollverein gehörenden Regierungen einerseits und

den zum Steuerverein gehörenden Regierungen andererseitg wegen fernerer Erleich-
terung des Verkehrê mit gegenseitigen Erzeugnissen bei deren unmictelbarem Ueber-
gange auc dem einen in den anderen Verein noch Folgendes vereinbart worden ist:

A. Man wird gegenseitig zulassen:
a) zollfrei

1) Bleiweiß (Kremserweiß), rein oder versetzt;
2) Chlorkalk;
3) Soda, gereinigte oder ungereinigte (bei dem Uebergange in den Zollverein gegen

beglaubigtenesprungezengusst der Verfertiger); -4) Mennige, Schmalte, Kupferoitriol,gemischten Kupfer-und Eisenvitriol, weißen
Vitriol, Wasserglas; Grünspan, raffinirten (destillirten, kristallisirten) oder

emahlenen;5) Lilin und Schwefelsaure;
6) u. Gebleichteo, deögleichen blos abgekochtes, oder gebüktes (geäschertes) Leinen=

garn, sowie gefärbtes Leinengarn;
b. gebleichte und gefärbte beinwand; diese Leinwand jedoch nur auf der Grenze

zwischen dem Hannoverschen Landdrosteibezirke Osnabrück und den angren.zenden Königlich Preuhischen Landestheilen (bei dem llebergange in den Hon.
verein beschränkt auf die mit dem Stempel einer steuervereinoländischenLegge
versehene Leinwand);

7) u. Talg und Stearin;
b. Lichte (Talg-, Wachs-, Wallrath= und Stearin.);

9) Butter, eingeschlagene
9) Pferde, Maulesel, Maulthiere, Esel;

10) Rindvieh und zwar: Ochsen und Zuchtstiere, Kühe, Jungvieh und Kälber;
b) zu einem Jollsatze von 2 Thalern für den Centner:

Möbeln, gepolsterte; 4
c) zu einem Zollsatze von 3 Thalern für den Centner:

achstafft;
h zu einem Zollsatze von 4 Thalern für den Centner:

Papiertapeten.
Fücktl. Schw. Nudolst. Gesetzsamml. XIV. 24



254. 1853.
B. Die Joll · st * Erz WL 8 C insst 4. zulasse

#) gollfrei:
pfenz
b) zu einem Zollsatze von 1 Thaler für den CentneHohlglo, weißes, ungemustertes, welches mit ab ecchtlilenen Stöpseln, Bs-

den oder Rändern versehen, sonst aber nichtgeschligen ist, sofern es von Glas-=
hütten im Steuervereine mit beglaubigten Ursprungszeugnissen der Verfertiger

versede uirnem Zollsatze von 21 Thalern für den CenGod iune Süt, apin Papier mit Gold= oder ern, durchgeschla-
genes Papier; ingleichen Streifen von diesen *

d) zu einem Zollsatze von 3 Thalern für den Centne
farbiges, bemalteo oder vergoldeteo Glas ohne Mneerschie verFormz Glas-
waaren in Verbindung mit unedlen Metallen und anderen, nicht zu den Ge-

(pinnsten gehörigen Urstoffen, deögleichen Spiegel, deren (Mnoken nicht
über 288 Preußische Uoll das Stuck messen, sofern diese Waaren von Gla--
büttenim Steuervereine mit beglaubigten Ursprungözeugnissen der Verfertiger
versendet werden:

so verordnen Wir, im Anschluß an das Gesetz vom 30. März d. J., Erleichterun-
en des Verkehro zwischen den Staaten 9## Zollvereino und den Staaten desHaurroeranl betreffend (Ges. Samml. S. 59 ff.), daß die vorstehend unter A.

und B. gedachten Zollbefreiungen und Jollermäßigungen dem deshalb Helgesfn
weiteren Uebereinkommen gemoh vom 21. September dieses Jahreo an in Unserem
Fürssenpm in Wirksamkeit treten sollen.rkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und mit UnseremFürsiurhin Insiegel versehen lassen.

SogeschehenRüdolstadt, den 21. September 1853.
(L. S.) Friedrich Günther, F.zv. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. tr
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Gefetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

* Achtzehntes Slüch vam Jahre 1833.

 XII. Ministerial-Bekanntmachung,
die zeitweise Aufhebung der Eingangszollen für Getreide, Hülseufrüchte und

Mehl betreffenb.
Zufolge einer unter den Regierungen der Zollvereinöstaaten erfolgten Verein-

barung wird in Rücksicht auf den ungünstigen. Ausfall der Erndte und die statt-
findende Theuerung die Erhebung des Eingangszolleo für Getreide, Hölsenfrüchte
und Mehl vor der Hand bio Ende dieses Jahres eingestellt werden und eo wird
solcheo mit dem Bemerken effentlich bekannt gemacht, daß die Einstellung der
Erhebung deo Zolles mit dem 15. dieses Monats eintreten und sich auf Gerreide,
Hülsenfrüchte, Mehl und andere Mühlenfabrikate, nämlich: gesshrotete und ge-
schälte Körner, Graupe, Grieo und Grüte, deogleichen auf gestampfte oder ge-
schalte Hirse erstcecken wird.

Diejenigen, welche dergleichen Gegenstände innerhalb des erwähnten Zeit-
raums aus dem Vereins-Auslande in das diesige Fürstenthum zollfrei einzuführen
beabsschtigen, haben vorgängige Anzeige davon bei dem, dem Bestimmungoorte
junächst gelegenen Fürstlichen Rent-, und Steueramte zu machen und von diesem
weitere Eröffnung zu gewärtigen.

Rudolstadt, den ln. Sept. 1863.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm, Abtheil, der Finanzen.
Th Schwartcz. *’ute

Brsil. Echw. Rudolsi. Gesesamml. XIV. 35
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 NXIII. Bekanntmachung
bes Fürstlichen Ministeriums, Abtbeilung des Innern, vom 12. October 1858,
betreffend das dem Ingenieur Jean Louis Vergniais zu. Lyon ertheilte

Patent auf eine neue Art Hängebrücke.

Nachdem von Sr. Hochfürstlichen Durchlaucht, Unserm gnadigstregierenden
ürsten und Herrn, den Ingenieur Jean Louis Vergniais zu Lhon ein

Privilegium auf den Bau einer neuen Art Hängebrücken füur den Umfang des hie-
igen Fürstenthume gnädigst ertheilt worden ist, so wird dasselbe nachstehend zur

allgemeinen Kenntniß und Nachachtung Fbraacht. NRudolstadt, den 12. October 185
Fürstl. Schwarzburg. Mntstertew, Abth. des Innern.

Scheidt.eidt

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gunden, First zu Schwarzburg r.
thun hiermit kund und zu wissen, wie Wir Und auf Nachsuchen deo Kaufmanns
J. H. F. Prillwitz zu Berlin bewogen gefunden haben, dem Ingenieur
Jean Vouie Vergniaic zu Lyonauf eine für eigenthumlich befundene, durch
die bei Unserem Ministerium, Abtheilung des Innern, niedergelegte Zeichnung und

Beschreibung nachgewiesene Construction der Hängebrücken ein Privilegium auf
fünf nach einander folgende Jahre, vom heutigen Tage an gerechnet, dergestalt zu
ertheilen, daß Niemand ohne Zustimmung des genannten Erfinders imBrreisle
Unsers Furstenthums eine Hangebrucke von derselben Einrichtung herzustellen be-
fugt sein soll, wobei jedoch die Neuheit und Eigenthumlichkeit der Erfindungim
* der nach der Bekanntmachung Unsereo vormaligen Geheimeraths-Collegiums
 12. April 1833 bei Ertheilung von Erfindungs-Patenten in den Jollvereins-

jinen zu beobachtenden Grundsätze ausdräcklich vorausgesebt und bestimmt wird,
daßdieses Privilegium alsdann ale erloschen betrachtet sein soll, wenn die Aus-
führung der fraglichen Erfindung im hiesigen Fürstenthume nicht binnen Jahresfrist
nachgewiesen wird und sich ergiebt, daß obiger— der Neuheit und Eigen-thümlichkeit der Erfindung nicht begründet gewesen
. Urkundlich unter uu eigenhandigen Unteischrit und beigedrucktem Fürstl.

nsiegel.
Se geschehen «

Rudolf-abt,den-it).Sepkenk(sec-1853.
(l«.s.) FriedrichGünthcr,F-szs

Scheidt.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Urunzehntes Stück vam Jahre 1833.

—-#
 AXLIII. Berordunng

wegen Abänderung des Vereins-Jolltarifs, vom 24. October 1858.

Wir Friedrich Günther, von Gotteb Guaden, Fürst zu Schwarzburg z
Die Regierungen der zum Zollverein gehörenden Staaten sind übereingekom-

men, den seit dem 1. October 1851 gültigen Zelltarif in einzelnen Bestimmungen
weiter abzuändern und zu ergänzen.

Demzufolge wird hierdurch bestimmt, daß nachstehende Abdnderungen und
Zusäbe zu diesem Tarife, welcher mit den seit der Publication desselben ergangenen
Verordnungen im Uebrigen in Kraft bleibt, vom 1. Januar 1851 an in Wirksam-
keit treten sollen.

Erste Abtheilung des Tarifs.
Den Gegenständen, welche keiner Abgabe unterworfen sind, treten

aus der zweiten Abtheilung des Tariso folgende Artikel hinzu:
aus Pos. I.: Abfalle ven Glaohütten, desgleichen Scherben und Bruch von

44n Glac und Porzellan; von der Bleigewinnung (Bleigekräz, Blei-
Abzug oder Abstrich und Bleiasche) von der Geld= und Silber-
bearbeitung (Münzgrätze); von Seifensiedereien die Unterlauge;
Blut vongeschlachtetem Vieh, sewohl flüssiges als eingetrocknetes.

aus Pos. 7: Wasserblei (Reißblei), Kobalt in folgender Fassung: Graphit
(Wasserblei, Reißblei); Kobalterze.

aus Pos. 17.: Karden oder Weberdisteln.
aus Pos. Zun.: Topferthon für Porzellanfabriken (Porzellanerde).

ußerdem:
Abfälle von Seidencocons, ingleichen Flockseide (Abfälle vom Haspeln und

Spinnen der rohen Seide.)
Hürstt. Schw. Rudolsl. Gesetzsamml. XIV. 36
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Zweite Abtheilung des Tarifs.
Bei den Gegenständen, welche bei der Einfuhr oder bei der Ausfuhr einer

Abgabe unterworfen sind, treten folgende Abänderungen ein:

A. In Bezug auf die Zollsatzet
I. Vom Ausgangozoll werden befreit:

Roheisen aller Art; altes Brucheisen, Eisenfeile, Hammerschlag (Pof. 6.
Eisen und Stahl).

II. Von folgendenbiöher theils i inder ersten aheindes Tarifs stehenden,
theils im Tarif nicht g ikeln sind die beigefugten Eingangs-
zollsatze zu erheben und zwar:

1.

*

vonEisenbeien, einschließlich Eisenrostwasser 73 Sgr. oder 261 Kr. vom
Zentner (Pos.5. Droguerie= c. Waaren);
von nochstehenden Waaren auch in Verbindung mit Gummi ela-
sticum oder Gutta percha, alo: Waaren ganz oder theilweise aus
edlen Metallen, aus frinen Metallgemischen; aus Metall echt vergoldet oder
versilbert; auo Schildpatt, Perlmutter, echten Perlen, Korallen oder
Steinen gefertigt, oder mit edlen Metallen belegt, 50 Rthlr. oder Z7 Fl.
30 Kr. vom Zenener (Pos. 20. kurze Waaren 2c.);

von Krahzenleder, auch kunstlichem, für inländische Krabenfabriken auf Er.
laubnißscheine unter Kontrole vom Zentner 3 Rthlr. oder 5 Fl. 15 Kr.
(Pos. 21. Leder c.)
von allen mit Gummi elasticum oder Gutta percha überzogenen Geweben
vom Zentner 20 Rthlr. oder 35 Fl.;
von Gummidrucktüchern für Fabriken auf Erlaubnißscheine unter Kontrole
vom Zentner 10 Rthlr. oder 17 Fl. 30 Kr. (Pos. 30. Wachsleinwand 1c.).

III. Von nachfolgenden Artikeln sind anstatt der bisherigen Ein= oder Aus-
gangcgollsätze die beigefügten Sätze zu erheben und zwar:

von schwefelsaurem Natron (gereinigtem, ungereinigtem, calcinirkem kry-
stallisirtem), beim Eingange vom Zentner 15 Sgr. oder 327 Kr. (Pos. 5.

Drogueri #c. Waaren);von Myrobalanen und Palmnüssen nur beimAubgange vom Zentners Sgr.
oder 173 Kr. (Pos.ö.Droguerie-2c. Waaren);
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3. von Ziegenhaaren nur beim Ausgange vom Zentner 5 Sgr. oder 177 Kr.
(Pos. 11. Hdute 1c.)

4. von Schreibfedern aus Stahl oder Metall-Composition beim Eingange vom
Zentner 50 Rthlr. oder 87 Fl. 30 Kr. (Pes. 20. kurze Waaren 2c.);
von Mühlsteinen mit eisernen Reifen beim Eingange vom Stück 2 Rthlr.
oder 3 Fl. 30 Kr. (Pos. 113. Steine 2c.)
von rohem Zink beim Eingange vom Zentner 1 Rthlr oder 1 Fl. 46 Kr.
(Pos. 12. Zink ic.).

B. In Bezug auf die Tarastze.
An Tara wird bewilligt für:
Tabackéblätter, unbearbeitete, und Stengel (Pos. 25. v. 1.);

a) in Seronen (nicht von Thierháuten) 12 Pfund vom Zentner Brutto-

r

— 1*.

gewicht;
b) in Thierhäuten 8 Pfund vom Zentner Beuttogewichtz;

2. Tabackofabrikate (Pos. 25. v. 2, E undg6)inKanasserkörben 12Pfund vom
Zentner Bruttogewicht.

C. In Bezug auf die Fassung einzelner Positionen.
1. In der Pos. öI. „Schwefelsaures 2c. Kali“ fallen die Worte: „alle Ab-

sälle von der Fabrikation der Salpetersure“ hinweg.
2. An die Stelle der Anmerkung 2. zur Pos. GC. „Eisen und Stahl“ tritt fol-

gende Bestimmung:
Von Rohstahl, seewärts von der Russischen Grenze bis zur Weichselmön-
dung einschliehlich auf Erlaubnißscheine für Stahlfabriken eingehend, wird
nur die allgemeine Eingangsabgabe erhoben.

3. Bei Pos. 6T2. „Grobe Eisen= und Stahlwaaren“ fallen die Worte:
„Maschinen von Eisen“ hinweg.

1. Die Ausnahme zu Pos. 22c. „Rohe Leinwand 2c.“ soll känftig dahin
lauten:

Ausnahme. Rohe, ungebleichte Leinwand geht frei ein:
an. in Preußen:

auf den Grenzlinien von Leobschutz bis Seidenberg in der Oberlausitz und
von Gronau bis Anholt nach Bleichereien oder Leinwandmarkten;
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pb. in Sachsen:

auf der Grenzlinie von Ostritz bio Schandau auf Erlaubnißscheine.

Dritte Abtheilung des Tarifs.
Bei der Durchfuhr von Waaren, wolche

A. rechte der Oder, seewärts oder landwärto über die Grenzlinie von Memel
bis Myslowitz (die Eisenbahnstraße über Myölowitz auogeschlossen) ein-
und über irgend welchen Theil der Vereinszollgrenze wieder ausgehen; des-
gleichen welche

u durch die Obermündungen oder links der Oder eingehen, und rechts
der Oder seewärts oder landwärto über die Grenzlinie von Memel bis
Myslowitz (die Eisenbahnstraße über Myglowitz auogeschlossen) wleder
aucgehen;z und endlich, welche
auf der Eisenbahn über Myolowitz ein= und rechte der Oder wieder
ausgehen,

wlrd — mit Ausnahme der unter Nr. S., H. und 10. des ersten Abschnittes genann-
ten Gegenstände, für welche die bioherigen Sätze gültig bleiben — erhoben vom
Zentner 37 Sgr. oder 121 Kreuzer.

O

Fünfte Abtheilung des Tarifs.
Die Bestimmung im zweiten Sah unter Ziffer V., wonach, im Fall eine

Waare aus Seide oder Floretseide in Verbindung mit andern Gespinnsten aus
Baumwolle, Leinen oder Wolle besteht, die Declaration alo „halbseidene Waare“
genügt, findet auf Gold= und Silberstoffe und auf Bänder keine Anwendung.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Furstl.
Insiegel. « "

So geschehen
Rudolstadt, den 2.4. October 1853.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v.Bertcab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Zwonzigstes Stüch vom Jahre 1833.

 XILIV. Bauregulativ
für die Fürstlichen Gebände, vom 80. September 1853.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg #c#.
Nachdem für nothwendig erachtet worden ist, auf den Grund der gemachten

Erfahrungen die Bestimmungen des Bauregulativs vom 24. Dechr. 1834 einer
Revision zu unterwerfen, verordnen Wir nach deren Erfolg untic Aufhebung dieses
Regulativ, wie folgt:

S. 1.
Die Bau= und Reparaturkosten in Fürstl. Gebäuden, die an Andere verpach-

tet oder zur Benutzung oder als Besoldungstheil überwiesen sind, werden entweder
aus Fürstl. Cassen, oder von dem zeitigen Inhaber der Fürstl. Gebaude und Grund-
stucke bestritten.

8. 2.
Dle Bau, sc. Kosten Aus Firstl. Cassen sind dieienigen Kosten zu bestceiten,

betressend, welche ans welche aufgewendet werden
Fürstl. Cassen zu be- 1) für die Unterhaltung der Gebädude in Dach und

streiten sind. Faach;
2) für die Erhaltung und eventuell Erneuerung der Grund-, Um fassungs.,

Brand= und aller innern Mauern, der hölzernen oder Fach-
wände, der Keller= und anderen Gewölbe eines Gebaudes, insoweit nicht
im &amp;. 3 sul 5 deöhalb etwas anderes bestimmt wird;

3) für Erhaltung, eventuell Erneuerung der Umfassungsmauern und Um-
fassungswände der Höfe, Gärten u. s. w.;
 für Erhaltung und Erneuerung der Schornsteine, Einheitzkamine,
Vorgelege, Rauchfänge, Backöfe , bedingungsweise auch der Back.
ofenheerde, welche jedoch in der Regel nach . 3 sub7dem Ichaber oblicgt

Lürstl. Schw. Rudolst. Gesezsamml. XIV.
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5) fur Anschaffung neuer Defen oder neuer Ofentheile, neuer Kochma-
schinen und Bratröhren, sowie für Erneuerung der durch den Gebrauch
unbrauchbar gewordenen Raminthüren und Thüren vor Feue-
rungen;

0)für die Erneuerung und Erhaltung der Dach= und Deckengebälke und
der Decken nebst deren Betünchung, insofern deren Erhaltung und Er-
neucrung nach §. 3 suh 5, 17, 18, 19 und 20 nicht dem Inhaber obliegt;

*7) für die Erhaltung und Erneuerung der Kehl= und Dachrinnen und

S) für Erhaltung und Erneuerung der hölzernen und steinernen Treppennebst Gelander
9) für die Erwenerong, von Fenstern und Läden nebst Beschldgen, Has-

pen, Schlôssern, Anketteln, Anwürfen und Anstrich, insofern
nachgewiesen wird, daßsolche durch Alter unbrauchbar geworden und einer
ausreichenden Reparatur nicht mehr fähig sind.

10) für Auobesserung, eventuell Erneuerung der Thore und Thüren, insoweit
erstere nicht nach 6. 3 sub 22 dem Inhaber obliegt;

11) für Erneuerung, Umlegung und Auebesserung hölzerner Fußböden,
jedoch nur insoweit solche nicht durch zweckwidrige Behandlung herbeigeführt
worden ist;

12) für Erneuerung resp. Umlegung und Erhaltung des Steinpflasters, der
Platten- und Backsteinbelege auf den Hofen und in den Ställenu. s. w.,
insofern die Unterhaltung des Pflasters und der Plattenbelege nach §.3sub17,
18 und 10 nicht dem Inhaber obliegt; ferner für Erneuerung der Dresch-
tennen, insoweit im F. 3 sub 23 nicht etwas anderes bestimmt wird;

19) für Erneuerung und Erhaltung der hölzernen und gemauerten Abtritte,
Abtrittsschläuche und der Düngergruben;

1 für Erneuerung und Erhaltung der nothwendigen Wasserbehälter, Was-
sertröge, der Röhren= und Wasserleitungen mit ihren Schachten
und Verdeckungen, der Brunnen mit ihren Saug= und Druckwer-
ken, Windezeugen, Deckeln, Ueberdeckungen, Brunnenketten
und Eimern, und zwar bezüglich der letzteren, insofern dieselben nicht durch
zweckwidrigen Gebrauch abgenutzt worden sind;

15) für Ermneuerung der Krippen, Futterndpfe und Futtertröge, der
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battirb#ume, #attliwände, Raufen, Geschränke, der Schal-
hölzer, Ueberbretterungen und Verschalungen der Decken und der
Bohlenbelege und Schalhölzer der Fußböden der Stände in den
Pferde-, Rindvieh, und Schafställen, und zwar bezüglich der Schal-
hölzer, Ueberbretterungen und Verschalungen der Decken und der Bohlenbe=
lege und Schalhölzer der Fußbeden in den Ständen, insofern es sich entweder
um totale oder doch um Erneuerung ganzer Felder und Quartiere,
und nicht um die Ergänzung einzelner Schalhelzer, Bohlen und Bretter han-
delt, indem dergleichen kleinere Reparaturen nach §. 3 sub 18, 19 und 20 dem
Bewohner resp. Pachler zur Last sallen;

16) für Erneuerung der Federvieb= und Hundeställe, insoweit verpachtete
Güter resp. Forst= und Jagdstellen in Frage kommen; cir. . 3 sub 16 und
C. 6 sub 5;

19 für Ausbesserung jedes Baugebrechens in Amts-, Schreib= und andern dergl.
blos zum öffentlichen Dienste bestimmten Geschäftszimmern mit deren Zu.
gängen, sowie in denjenigen Theilen des betr. Gebäudec, welche dem Bewoh-
ner nicht in Gebrauch gegeben werden, sondern zu andern Zwecken bestimmt sind;

18) für die Erneuerung und Ausbesserung des Tünches der Wände, insofern
nicht der Inhaber nach F. 3 sub 5 für dessen Ausbesserung auf eigne Rechnung
zu forgen hat;

19) für die Erneuerung und Erhaltung des Mauerwerks an den Feuerungen
der Waschkessel, Brankessel, Branntweinblasen und der Malz-
darren mit ihren Zügen, Feuerungskanälen und Rosten, ferner der Aschen-
gruben und Kohlenbehälter, insofern diese vorstehend zub Ne. 19 auf-
geführten Anlagen nicht etwa Eigenthum derbetr. Inhaber der Gebäudesind;

20) für Erneuerung und Ausbesserung der Braupfannen und Braukessel,
insofern solche nicht durch nachldssigen und zweckwidrigen Gebrauch
nöthig geworden ist;

21) für Erneuerung schadhaft und unbrauchbar gewordener Sdulen an den
Viehbarrieren, insofern solche nicht durch nachlässige und zweckwi-
drige Behandlung bedingt worden ist;

22)für Erneuerung und Erhaltung der Stakete, Spaliere, Gitterwerke,
Stangen= und Bretterzäune, insofern deren Erhaltung nach §. 3
sub 21 nicht dem Inhaber obliegt; #a-
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23) für Erneuerung und Unterhaltung der Brücken, Stegeund Wässerungs=
wehre mit ihren Mauern und Geländern;

21n) für Erneuerung und Erhaltung der Schlagbáume und Laternen an den
Chausseehäusern, sowiederzurChausseegelder-Erhebungerfor-
derlichen Geräthschaften, jedoch mit Ausnahme der Erhaltung der
Stempelzeuge in Rücksicht auf deren Vollständigkeit. clr. S. 3 sub 31.

g. 3.
Die Vau-· ee. Kosten Den Bewohnern rosp. Pachtern Fürstl. Gebäude fallen

betr., welche von den dagegen folgende Kosten zur Last:
Bewohnern resp. Pach, 1)für Ausbesserung an allen als Inventarienstücke
tern Fürstl. Gebsude zu mit übergebenen Haus= und Wirthschaftsge-

tragen sind. räthen, als z. B. an Schiff und Geschirr,
Stallgeräthen, Schäfereintensilien (Horden, Raufen, Schäferhüt-
ten resp. Buchten u. s. w.), Fruchtreinigungsmaschinen, Tränk-,
Futter-und Stampftrögen, Gefäßen und Werkzeugen aller Artz;
Futterkäsken, Scheuern-, Boden-, Küchen-, Brennerei-, Braue-
rei-, Backhaus-, Garten-, Fischerei= c. Geräthen, Jauchen-
pumpen u. s w.;

2) für Erneuerung von dergleichen vorstehend od 1 gedachten Inventarsenge-
genständen, insofern solche abgängig werden;

3) für solche Einrichtungen, welche nur auf innere Verzierungen oder son-
stige beguemere Einrichtungen, oder auf besondere bei der Verpachtung
oder Ueberweisung der Gebaude u. s. w. nicht berücksichtigte Nebenzwecke
Bezug haben;

) für das Aus weißen aller innern, geweißt übergebenen Raume eines Gebau=
des, welches in bewohnten Zimmern und benutzten Küchen alle zwei, längstens
alle drei Jahre, in geweißt übergebenen Stallen alle Jahre, immer aber in den
lehten vier Wochen vor der Abgabe eines einem Fürstl. Diener oder
einer andern Person zur Benutzung überlassenen Gebäudes oder Raumes von
dem auoziehenden Inhaber resp. von seinen Erben vorgenommen werden muß;

5) für Ausbesserung des Tünches an den Wänden und des Tünches an den
Decken, insofern dergl. Reparaturen durch zweckwidrige und unvor-
sichtige Benutzung, oder durch den gewöhnlichen Gebrauch der
betr. Räume überhaupt herbeigeführt worden sind;
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0) für Verstreichung, Anschwärzung, Reinigung und Umsehzen der
Oefen, letzteres, wenn es durch die Reinigung nöthig wird; für die Erhal-
tung der Aufsätze der Oefen mit ihrem Anstriche; für die Ausbesserung

der Bratrorenz fürdie vollstän halt d Ausbess der Küchenheerde, Darr-

ofen und Kochmaschinen, ingleichen derBackofenheerde, insofern letz-
tere durch den Gebrauch und nicht durch andere Umstände schadhaft und abge-
nutzt worden sind; ferner für nöthige Ausbesserungen an den Kaminthüren
und Thüren vorden Feuerungen und den daran befindlichen Beschlägen;

9) für die jährlich zum mindesten 3 Mal vorzunehmende Reinigung der
Schlöte, Ofenröhren, Rauchfänge, Kamine, Räucherkam-
mern u. dgl., wenn der Schlotfeger dies nicht unentgeltlich zu besorgen hat,
und wird dabei dem Bewohner resp. Pachter die Ancrdnung einer mehrmali-
gen Reinigung zur Pflicht gemacht, wenn solche nach der besonderen Loralität,
Bauart, eder wegen stärkerer Feuerung, z. B. bei Kochmaschinen u. s. w.
nöthig ist. Auch hat derselbe den Schlotfeger, insofern dieser die Reinigung
der Schlöte u. s. w. unentgeltlich zu besorgen hat, und darin säumii sein sollte,
zur Erfüllung seiner desfallsigen Pflicht zeitig anzuhalten, und trifft den Haus-
bewohner die Verantwortung und der Ersatz jedes aus vernachlässigter Reini-
gung der Schlöte, Ofenröhren u. s. w. hervorgehenden Schadeno;

9) für Unterhaltung der Fenster in Beschlägen,in Glas, Blei, Wind-=
eisen, Verkittung, sowie für Erneuerung einzelner Rahmen=
stücke, elr. §. 11;

10) für Ausbesserung der Fenster= und anderer biden und der Jalou-
sien, so lange dieselben noch reparaturfähig sind

11) für Erhaltung der Gitter von Holz und Draht iniesed in Vor-
rathskammern, Stallen u. s. w., sowie für deren Erneuerung im Falle der
Unbrauchbarkeitz

12) für Ausbesserung der Thor-, Thür= und Ladenbeschläge und Schlös-
ser, so lange dieselben noch reparaturfähig sind;

18) für Reparatur und Erneuerung der Schlussel, letzteres auch dann,
wenn Schlüssel hie und da fehlen sollten, indem bei der Zurückgabe der betr.
Gebäude und Grundstücke zu den vorhandenen Schlössern die dazu gehörigen.
Schlüssel mit übergeben werden müssenz
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14) fur Reinigung der Dachrinnen und Rohren, welche, so oft es nothig,
in einem Jahre aber mindestens einmal geschehen muß;

15) fürMalen und Tapeziren der Zimmer, insofern deren Bewohner es
wünschen sollten;

16) für die bauliche Erhaltung der Federvieh= und Hundeställe, sowie
der Taubenschläge, insofern dieselben nicht ganz neu hergestellt wer-
den müssen cir. g. 0 sub 5;

1y/ für vollständige Erhaltung resp. Erneuerung der über den Schweinestäl-
len unmittelbar befindlichen Decken, mit Ausnahmeder Kosten für etwa neu

einzuziehende Balken; ferner für vollständige Erhaltung resp. Erneuerung des
in den Schweinestauen belindlichen Pflasteré, sowie der deren Fußböden
bildenden. Platten-, Backstein= oder Bohlenbelege;

18) für Auobesserungen an den Krippen, Raufen, Lattirwänden, Lat-
tirbäumen und an den Schalhölzern, Ueberbretterungen und
Verschalungen der Decken, ingleichen an den Bohlenbelegen und
Verschalungen der Fußböden in den Ständen der Pferdeställe, und
zwar bezuglich der Krippen, Naufen, Lattirwände und Lattirbaume, insoweit
dieselben noch teparatur fähig sind und nicht erneuert werden müssen,
und bezüglich der Schalholzer, Ueberbretterungen und Verschalung der Decken
und der Fußböden in den Ständen, wenn nur einzelne Schalholzer, Bohlen
und Bretter und nicht ganze Felder und Quartiere erneuert werden
müssen, indem dergleichen größere Reparaturen aus den Fürstlichen Cassen
bestritten werden sollen (cir. K. 2 suh 15); ferner für Auobesserungen an dem
Mlaster und an den Plattengängen in diesen Stallen, insofern sich nicht eine
totale Umlegung nöthig macht.

Das an den Krippen, Raufen und Lattirbäumen befindliche Eisenwerk
haben die Bewohner resp. Pachter ebenfalls so lange lediglich auf ihre Kosten
zu erhalten resp. zu erneuern, alo nicht eine Erneuerung dieser Gegen-
stände (nämlich der Krippen 2c.) stattfindet.

Werden ganze Pferdeställe oder einzelne Stände für die Pferde Fürstlicher
Personen, odernicht beständig anwesender Fürstlicher Diener, oder für Dienst-
pferde ausschliehlich benutzt, so fallen die desfallsigen Unterhaltungskosten dem
Inhaber nicht zur Last;

10) fur Ausbesserungen an den Raufen, Futternapfen und Futtertrogen,
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Krippen, Geschränken, Pflaster und Plattengängen der Rind-
viehställe, insofern diese Gegenstände noch reparaturfähig sind und
nicht erneuert resp. total umgelegt werden müssen;

ferner für Auobesserungen an den Schalhölzern, Ueberbretterun-
gen und Verschalungen der Decken und an den Verschalungen und
Bohlenbelegen der Fußböden in diesen Ställen, insofern es sich um klei-
nere Reparaturen resp. um Erneuerung einzelner Schalhölzer, Bohlen und
Bretter handelt. Mossen dagegen ganze Felder und Quartiere erneuert
werden, so fallen nach §. 2 sub 15 die desfallsigen Kosten den Fürstl. Cassen
zut Last.

Das an den Krippen, Futtertrögen, Futternäpfen, Raufen und Geschrän-
ken befindliche Eisenwerk haben die Inhaber so lange auf ihre alleinigen
Kosten zu erhalten resp. zu erneuern, alo nicht eine Erneuerung dieser Ge-
genstände (ndmlich der Krippen) stattfindet;

20) für kleinere Reparaturen an den Schalhölzern, Ueberbretterungen
und Verschalungen der Decken in den Schafställen, insofern es sich nur
um die Erneuerung einzelner Schalhölzer und Bretter, nicht aber um Erneue-
rung ganzer Felder und Quartiere hawdelk, indem die Kosten für der-
artige größere Reparaturen nach §. 2 sub 15 aus den Fürstlichen Cassen zu
bestreiten sind;

z!) für die vollständige Ausbesserung und Erhaltung der Bretter- und Stan-
genzdune und der Stakete, Gitterwerke und Spaliere, insofern
es sich nur um die Befestigung resp. Erneuerung fehlender Bretter und Latten
und nicht um Umlegung ganzer Felder und Einziehung neuer
Riegel handelt;22) für die Sasinns= Erhaltung und Ausbesserung der Scheunen-, Stall.,
Garten= und anderen Thore und der Thüren, insoweit es sich um
Einziehung neuer Streben, Bretter und Füllungen u. s. w. handelt,
und nicht deren totale Umarbeitung resp. Erneuerung nöthig wird;

28) für Auobesserungen der Dreschtennen und deren Erneurrung, insofern
letztere durch zweckwidrige und unachtsame Behandlung, als z. B.
Aufstellung von Vieh u. U#l. m. bedingt worden istz

2#0 für Reinigung der Dünger- und Abtrittsgruben
25) für Reinigung der Brunnen, der Brunnen= und Röhrenleitungen,
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sowie aller zum Nutzen des Vewohners resp. Pachters oder zur Sicherheit des
Gebdudes gereichenden Wasserbehálter und Wasserleitungen, wenn
zu diesem Zwecke besondere Brunnenwärter nicht angestellt sind;

26) für die Aufräumung und Unterhaltung der nicht gemauerten Abzugs= und
Waässerungögräben und Canäle und der darin befindlichen Schütze,
bezüglich welcher letztern der Inhaber auch die Erneuerungskosten zu tragen hat;

20) für Erneuerung und Ausbesserung schadhafter Thüren, Thore (nebst Be-
schlägen), Riegel und Bäume an den Viehbarrieren;

28) für die Wegräumung der Sträuche und Bäume, deo Schuttes und
Mistes und der Erde von den Schwellen und Wänden der Gebaude und
der Umfassungmauern der Höfe und Gärten, wenn solches von der verpach-
tenden und vorgesetzten Behörde resp. von den Baubeamten für nöthig befun-
den wird;

29) für die Reinerhaltung aller dem Bewohner resh. Pachter überlassenen
Räume, sowie derjenigen Straßenstrecken, die dem Gebäude, welches sie
inne haben, zur Reinigung resp. Aufeisung polizeilich überwiesen worden
ind;

30) für vollständige Erhaltung und Erneuerung sämmtlicher lebendiger und
todter Dorn= und Heckenzqune;

31) für Erhaltung der den Chausseegelder-Einnehmern übergebenen Stempel-
zeuge, indem dergleichen im Falle der Unbrauchbarkeit für Fürstliche Kosten
zwar erneuert resp. ausgebessert werden sollen, wogegen aber die betr. Einneh-
mer diese Stempelzeuge auf ihre Kosten in ihrer Vollständigkeit zu er-
halten haben.

. 4.

Bestimmung für dieje, In allen solchen Fällen, die durch die beiden vorstehen-
nicen Fälle, in denen es den 9. nicht getroffen werden, behalten Wir Uns die Ent-
zwelfelhaft sein könnte, scheidung darüber vor, ob die Kosten für einen Bau oder
ob Bau= resh. Nevara: eine Reparatur auß den Fürstlichen Cassen oder vom Be-

4u%v Gsteeen wohner resh. Pachter deo betr. Gebäudeo oder Grund=
betr. Bewohner resh. stückeo zu bestreiten sind. Diese Entscheidung wird nach
Pachter eines Jürstl. dem Grundsatze gefaßt werden, daßdie Kosten für die Her-
Gebäudes oder Grund, stellung solcher wesentlichen Bestandtheile, ohne welche der
stäckes zubestreiten sind. beabsichtigte Hauptzweck des Gebäudes oder Grundstückes
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nicht gehorig erreicht werden kann, aus den Furstlichen Cassen, dagegen aber die
Kosten für Ausbesserungen, welche entweder durch den Gebrauch selbst veranlaßt,
in kurzen Zwischenrdumen regelmaßig wiederkehren, oder durch die Schuld der Be-
wohner bei zweckwidriger Benutzung entstehen, oder nur auf innere Verzierungen,
bequemere Einrichtungen, oder auf andere bei der Verpachtung oder Ueberlassung
der Gebäude und Grundstücke nicht berücksichtigte Nebenzwecke Bezug haben, den
Bewohnern resp. Pachtern zur Last fallen.

. 5.

Bestimmungen für den Fur den Fall, daß ein Bewohner rosp. Pachter wun-
Fall, daß dle Bewobner schen sollte, bauliche Verdnderungen oder Einrichtungen
r . Pachter bauliche irgend einer Art, durch welche entweder gröhere Bequem-
Veränderungen oder „% . .

Gatschmmmapkibn lichkeit oder andere Zwecke erreicht werden sollen, auf seine
Kosten machen lassen Koston machen zu lassen, so hat er vorher die Geneh-

wollten nigung der verpachtenden odervorgesehten Behörde ein-zuholen, undbleibt iim untencnsinenafall= diesen Behördenin jeder Hinsicht verant-
wortlich. Wird die Genehmigung ertheilt, so kommen, wenn nichts anderes
verabredet wird, beim Ende der Pachtzeit, oder bei der Jurückgabe der Ge-
bdude und Grundstücke überhaupt, lediglich die Bestimmungen des §. 15 zur An-
wendung.

F. 6.
Gegenstände, weiche Nachstehende Gegenstände sollen weder aus Fürstl.

auf Jürstl. Kosten we, Cassen angeschafft noch unterhalten werden:
der augeschafft noch 1) Tapeten, eingelegte Fußböden, mes-

anterbalten werden. singene Schlösser und BeschlägevonThü-
ren, Fenstern und Laden, Wandspiegel und andere luxuriöse
Verzierungen;

2) Vor= und Doppelthüren mit ihren Fenstern, Jalousien und Dox-
pelfensterz

3) Wandschränke, Schüsselbretter, Fleischklötze, Lagerhölzer,
entbehrliche Bretter und Lattenwändez

4) Fensterbretter, Vorhangsbretterod.StangenundBeschläge;
5) Federviehställe jeder Art, welche nicht zu Pachtgütern gehören, ingleichen

Hundeställe, die sich nicht bei Dienstwohnungen für Forst= und Jagd-
officianten befinden und Bienenhduserz

Hürstl Schw. Ruolst. Gesesamml. XIV. a8
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6) Wirthschaftsgeräthe aller Art Gid. g. 3, 1 und 2) und Fischkästen

oder Behälter, wenn nicht durch besondere pachtcontractliche Bestimmun-
gen in einzelnen Fällen ausdrücklich etwas anderes bestimmt worden istz

7) Treibhäáuser, Mistbeetkésten und Mistbeetfenster, Blumen-
bretter, Gestelle und Spalierwände in Garten und an Gebäu-
den, Wänden und Mauern u. s. w., die zur Obst= oder Blumenzucht,
oder zu ähnlichen Zwecken benutzt werdenz

8) Schellen= und Hausthürzüge, Aufziehrollen mit ihren Seilen
und Beschlägen, Laternen und dergl. Gegenstände,insofern nicht rücksicht-
lich der Aufiebrolln. und Laternen Chausseehäuser in Frage kommen
(esr. 8. 2.8) Se. hneile und dazu gehörige Schlussel.

. §-7.

diesseits-angestau-FukalleFurstLGebåudemussemInsofcrnesnochmcht
III-entstiein geschehen ist, genaue Hausinventarien über die betr.

bewegli von den Baubeamten unter geeigneter
Mitwirkung der betr.Rentbeamten doppelt aufgestellt und von diesen und den Be-

wohnern resp. Pachtern unterschrieben werden. Letztere erhalten ein Exemplar
davon und das andere wird in der Repositur der betreffenden vorgesetzten Be-
hörde aufbewahrt.

F 6.

Die Obliegenhelt der Wenn Gebäude von mehreren Bewohnern gemein-
baulichen Unterhaltung schaftlich benutzt werden, so soll bei entstehenden Zwei-
einesGebudesbelmeh, feln über die Frage, wem, oder zu welchem Theile jedem
reren Bewohnern des. die bauliche Unterhaltung, Reinigung rc. obliege, von den

6 selben. Baubeamten unter billiger Rücksicht auf das verschiedene
Verhältniß des Miethwerthes und des Gebrauches eine gütliche Einigung versucht,
und, wenn diese nicht zu Stande kommt, die Entscheldung der vorgesetzten resp.
verpachtenden Behörde überlassen bleiben.

S. 9.
Ungescumte Besor, Die Bewohner und resp. Pachter Fürstlicher Gebäude

Ensg der den Bewoh= haben dle ihnen zur Last fallenden Bauten und
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ners resp. Pachtern Reparaturen an Gebauden und andern Gegenständen
Färstl. Gebäude oblie, ohne Zögerung vornehmen zu lassen, und dadurch zu
genden Reparaturen, verhüten, daß durch Unterlassung der Reparatur 2. der
sorgfältige Mufsicht be! Schade sich vergrößere, und bleiben dieselben im Unter-

Feuer und Liche de. Lassungfalle der vorgesechten resp. verpachtenden Be-
hörde für allen aus der Unterlassung entstehenden Nachtheil verantwortlich.

Es wird ihnen zur besonderen Pflicht gemacht, streng darauf zu sehen, da die
ihnen zum Gebrauche überlassenen Gebäude und andern Gegenstände nicht durch
zweckwidrigen, oder gar muthwilligen und nachlässigen Gebrauch rui-
nirt werden; inobesondere haben sie darauf zu achten, daß die Luftzüge in den Stäl-
len immer gehörig und hinreichend offen erhalten werden, damit letz-
tere durch den Viehdunst nicht leiden, ferner daß die Thore, Thüren, Fenster
und Läden immer gehörig befestigt gehalten werden, damit dieselben keine
Beschádigung durch den Wind oder auf andere Weise erleiden. Für alle aus der-
artiger nachlässiger Beaufsichtigung entstehende Beschábigungen bleiben
die Bewohner resp. Pachter der vorgesetzten oder verpachtenden Behörde verant-
wortlich und haben die dadurch etwa verursacht werdenden Kosten allein zu
tragen.

Sie müssen ferner dafür sorgen, daß alle, Feuerögefahr erregende Gegen-
stände möglichst entfernt, die Schornsteine, Kamine, Rauchfänge, Oefen und Ofen-
röhren vorschriftsmäßiginder bestimmten Zeit gereinigt und die etwa an den Schorn-
steinen, Brandmauern u. s. w. entdeckten Risse sogleich verkittet und ausgebessert,
auch nicht ordnungowidrig feuergefährliche Gegenstände in die Gebäude gebracht
und überhaupt, daß die feuerpolizeilichen Bestimmmungen überall aufs
Genaueste befolgt werden.

Tuch ist darauf zu sehen, daß einzelne Theile der Gebäude nicht mit großen
Lasten übermäßig beschwert, daß die innern Räume nicht mit schädlichen
Dingen belegt, daß Salz, Oel, Karteffeln u. dgl. nicht in einer den betreffenden
Räumen schädlichen Weise aufbewahrt, auch daß in den Gebäuden keine Ar-
beiten, welche das Gebäude durch starke Erschütterungen beschädigen, z. B.
Flachsklopfen, Holzspalten 2c., oder es durch dauernde Nässe u. dgl. m. an-

greifen, oder ihm Nachtheil drehen, vorcnommen werden, und endlich, daß die Ge-bäude fortwährend reinlich gehalten wer
Ferner sind die Pachter resp. Bewohner *r Gebäude gehalten, auf die
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Vertilgung der Ratten, Mause u. dgl. Ungeziefers auf ihre Kosten
Sorge zu tragen, damit die Wände, Mauern und Fußböden der Gebäude nicht durch
derartiges Ungeziefer ruinirt werden.

S. 10.

Ersorderliche Geneh. Ohne vorherige Genehmigung der vorgesetzten oder
mignug zu den auf Fstl. verpachtenden Behörde darf keine aus der Fürstlichen
Kosten vorzunehmenden Casse zu bestreitende Bauarbeit angeordnet und vorge-

Bauarbelten. nommen werden. Auch selbst wenn der Bewohner resp.
Pachter auf eigne Kosten eine an sich ihm nicht obliegende Bauveränderung über-
nehmen will, ist desfallsige Genehmigung vorher auszuwirken, indem für dergleichen
in nicht repentinen Fallen ohne vorherige Genehmigung unternommene Bauten
nicht nur nichks vergütet wird, sondern der Unternehmer auch außerdem noch gehal-
ten sein sell, auf den Fall, daß die vorgenommene Bauveränderung die erforderliche
Approbation nicht erhalten sollte, das Gebdude voer Grundstuck auf cigene Kosten
wieder in den vorigen Stand seßen zu lassen.

In dringenden Fällen, wo unaufschiebbare in den Bauvoranschlägen nicht
genehmigte und vorgesehene Reparaturen zur Verhütung eines größeren Schadens
schleunigst vorgenemmen werden müssen, haben die Rent= oder Baubeamten
dieselben zwar zu veranstalten, indessen ist über dergleichen Füälle sofort an die vor-
gesetzte Behörde zu berichten.

Die Bewohner resp. Pachter Fürstl. Gebäude sind in jeder Hinsicht verbunden,
jedes Baugebrechen, besonders wenn Feuerögefahr damit verbunden sein konnte,
nach dessen Wahrnehmung schleunigst bei dem betr. Baubeamten oder Rentbeamten
anzuzeigen.

Bei Neubauten und Reparaturen dürfen die Bewohner resp. Pachter dieübrig
bleibenden Baumaterialien und Abfaälle sich nicht anmaßen, sondern essollendergl.
vielmehr nach Befinden entweder aufbewahrt, over von dem betr. Beamten für Rech-
nung Fürstl. Casse verwerthet werden.

S. 11.
Anzeige zufälliger Be. Wenn Furstl. Gebude durch Blitz, Hagel, Sturm,

schädlgungen. Wasserfluthen, Feuer öbder dergl. Naturereig-
nisse beschädigt worden sind, so ist es Pflicht der Inhaber, davonsofort dem betc.
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Bau= oder Rentbeamten Anzeige zu machen, damit die Besichtigung unverzüglich
vorgenommen, der Schaden beurtheilt und nach vorher erstattetem Berichte und
erfolgter Genehmigung die Ausfbesserung oder Herstellung bewirkt werde.

Die Kesten der Wiederherstellung sind jedoch auc der Fürstl. Casse nur insoweit
zu bestreiten, als die Bewohner resp. Pachter, oder deren Hausgenossen sich keiner
Nachldssigkeit oder Unvorsichtigkeit schuldig gemacht haben, und als nicht die im
K.6 aufgeführten Anlagen und Gegenständein Frage kommen.

8. 12.
Haftung für jeden In solchen Fallen, wo ein Furstl. Gebaude oder Grund-

durch elgene Schuld ver. stück durch die erwiesene Schuld seines Bewoh-
ursochten TZchaden. ners resp. Pachters, oder dessen Hausgenossen,

beschädigt worden ist, muß der Bewohner resp. Pachter fürjeden Schaden, ohne Be-
rücksichtigung seiner Beschaffenheit und Größe, einstehen, und denselben auf eigne
Kosten unter beitung des Baubeamten herstellen lassen. Bei etwaiger Beschiädigung
durch ein wirkliches Verbrechen kommen die einschlägigen Vorschriften deo Strafge-
setzbucheo zur Anwendung.

S. 13.

Aufficht der vorge- Die vorgesetzte oder verpachtende Behorde soll durch die
sesten oder verpachten. Baubramten genau darauf sehen, daß alle den Bewoh-
den Behörde und der nern resp. Pachtern Fürstl. Gebäude nachdiesem Regu-
Bewohuner resh. Pochter latide obliegenden Verpflichtungen gehörig erfüllt werden.

Furstl. Gebäude. Zur Erreichung dieseo Zweckeo sind bei den Baurevi-
sionen die Gebäude qu. mit Hinzuziehung des Bewohners resp. Pachters
in allen ihren Theilen zu untersuchen und die sich daran ergebenden Auobesserungen,
in sofern solche auf Kosten des Rubiesers zu bestreiten sind, von dem betr. Bau-
beamten in ein Verzeichniß zu bringen, welches dem Inhaber mit Bestimmung der
Zeit, in welcher die fragl. Baugebrechen hergestellt sein müssen, zu übergeben ist.

Bei der ndchsten Baurevision, oder nach Befinden auch früher, hat der Bau-

beamte bei strenger Verantwortlichkeit über beevorschriftomäßmn bewirkte Auofüh=
rung der vorgezeichneten Ausbesse
undin dem Falle, daß dieselbe ganlich oder hheilweise unterblieben wäre, sofort
über die nicht hergestellten Baugebrechen mit Angabe der etwa vom Bewohner resp.
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Pachter ten Entschuldi der Einwend b„ tabellarischen Berichtnach dem * — ten Schemacan die vorgesetzteBehordezu erstatten, von welcher
Behörde die unverweilte Herstellung und die Beitreibung der dem Bewohner resp.
Pachter zur Last fallenden Kosten alobald verfügt werden muß, es wäre denn die
Verbindlichkeit des Inhabers zweifelhaft und erst nach §. 1. festzustellen.

Tuch haben die betr. Bau= und resp. Rentbeamten sorgfältig darauf zu achten.
daß die Pachter und sonstigen Bewohner Fürstl. Gebäude denselben durch Ueber-
tretung der im 2. Satze des g. Denthaltenen Ver= und Gebote keinen Nachtheil zufügen,
unddie Zuwiderhandelnden zur ungesäumten Wegraumung der bemerkten schädlichen
Gegenstände und zur Herstellung der dadurch beschädigten Stellen anzuhalten, auch
jeden Fall dieser Art berichtlich bei der vorgesetzten Behörde anzuzeigen.

Die Bewohner resp. Pachter sind auch ganz besonders verpflichtet,
bei allen für Rechnung der Fürstl. Cassen ausgeführt werdenden Bauten und

Rearatarn nicht allein darauf zu ahen, daß diebeschäftigten Arbeiter mit FleißArbeiten um T

zhnlern sondern sie haben auch dieBaumaterialVorräthe gehörig zu beaussich-
tigen und ein Arbeitsverzeichniß zu führen, auf Grund dessen die Richtigkeit der
Arbeits= und Lohnzettel von ihnen attestirt werden kann.

Bemerken die Pachter oder sonstigen Bewohner Fürstlicher Gebdude, daß die
Arbeiter die ihnen übertragenen Arbeiten nachladssig auoführen, daß dieselben nicht
mit dem nöthigen Fleiße arbeiten, oder daß sie die Arbeitostunden nicht gehörig ein-
halten, so haben sie sofort hiervon bei dem betr. Baubeamten Anzeige zu machen.

Ueber die vorhandenen Baumaterialien haben die Bewohner resp. Pachter,
wie schon erwähnt, gute Aufsicht zu führen, damit womöglich nichts entwendet oder
unnöthiger Weise vergeudet werde.

Diejenigen Abfälle und Materialien, welche bei einem Bau etwa übrig bleiben
sollten, haben sie nach Anordnung des Baubeamten an einem schicklichen Platze
für künftigen Gebrauch, oder zum Verkaufe aufzubewahren.

b. 11.

Weltere Vermietbung Ohneausdrückliche Genehmigung der verpach-
Iestlicher Gebäude. tenden oder vorgesetzten Behörde ist es keinem Bewohner

resp. Pachter eines Fürstlichen Gebäudes oder Grundstückes erlaubt, dasselbe ganz
oder zum Theil an Andere zu vermiethen, oder irgend einen Theil der Nebengebäude
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gegen eine Vergeltung zu überlassen, od stlich and i, welchtnicht zum Hausstande gehoren, fur * d Wohnung darin eieaen,tn

S. 15.
Zurückgabe der Ge- Die Bewohnerresp.Pachter, so wiederen Erben, bleiben

bäude. verbunden, die zinsfrei, pacht, oder miethweise bewohnten
und zur Benutzung überlassenen Gebäude nebst Jubehörungen in demselben we-
sentlichen und gereinigten Zustande zurückzugeben, wie sie ihnen übergeben,
oder im Verlaufe der Benutzungszeit eingerichtet worden sind, wobei sie blos für
die durch die Zeit und den vertragsmäßigen Gebrauch bei gehöriger Erfüllung der
ihnen nach gegenwärtigem Regulative obliegenden Verbindlichkeiten erfolgte Ab-
nuhung nicht einzustehen haben.

Baulichkeiten, welche der Bewohner resp. Pachter auf eigne Rechnung hat
machen lassen, und welche in die Kategorie des Erd-, Wand-, Band-, Mauer-,
Niet= und Nagelfesten gehören, oder auch blos wegen der Bestimmung und des Ge-
brauches als Pertinenz des Gebäudes resp. Grundstückes zu betrachten sind, dürfen
beimEnde der Pachtzeit, oder bei der Zurückgabe des Gebaudes resp. Grundstückes
vom Bewohner resp. Pachter oder dessen Erben ohne Genehmigung der verpachten-
den oder vorgesebzten Behörde nicht weggenommen, sondern mussen auf deren Ver-
langen ohne Entschädigung zurückgelassen werden

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 30. September 1853.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Anlage zu §. 13.
Verzeichniß

kusenenn baulichen Mängel, welche bei der in dem (Bezeichnung des Gebäudes)
18 vorgenommenen Baurevision vorgefunden und deren Ab-

hrlng dem Bewohner (Name desselben) uberwiesen wurden, aber von ihm bei

der heutigen Besichigung noch nicht brserge war.
nBenennung der Eiwaige Einwen-

NeparaturmitAn-dungendes Be brameen (von ihm gen durch ren Vanbeamten.
gabe der zu dieser wohners (we mög-i#nierschrieben.)

Herstellung erfor- 4% rn Asen Un-derlichen Kosien. rift).

k Ehale sistauch4%OI ber — des Bewohners durch bloßeufuhrung der und u diesem Regulative ober di a Vvorhandemen besonderen NMs bisenn anzugeben. zuch nähert Bezeichning des
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Einundzwanzigstes Skäch vom Jahre 1833.

 XLV. Ministerial-Bekanntmachung,
die weitere Einstellung der Erhebung des Eingangozolles für Getreide, Hülsen-

früchte, Mehl und andere Mühlenfabrikate betreffend.
In Gemähheit einer unter den Regierungen der Zellvereing-Staaten neuer-

lich stattgehabten Vereinbarung ist die vor der Hand bio zum Schluß des lau-
fenden Jahres verfügt gewesene Einstellung der Erhebung des Eingangszolles
für Getreide, Hütsenfrüchte, Mehl und andere Mühlenfabrikate nämlich: ge-
schrotete und geschälte Körner, Graupe, Grieo und Grütze, gestampfte oder ge-

schälte Hirse bis Ende September des künftigen Jahres I#4 auogedehm wor-
den,was hierdurch mit Bezugnahme auf die betreffende Ministerial-Bekanntma-
chung vom 13. v. M. zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Rudolstadt, den 21. October 1853.

Färstl. Schwarzb. Ministerium, Abtheil, der Finanzen.
Th. Schwarg. e 40

 XLVI. Ministerial-Bekanntmachung,
betreffend den Beitritt der Herzoglichen Regierungen von Modena und Parma

zu dem Preußisch-Oesterreichischen Handels= und Jollvertrage.

Nachdem dieHerzoglichen Regierungen von Modena und Parma dem zwi-
schen Preußen undOesterreich abgeschlossenen Handels= und Zellvertrage vom
19. Februar 1#853 auf Grund des Artikels 26 diesesVertrage beigetrei, auch

Fürstl. Schw. Rudolß. Gesehsamml. XIV.
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über diesen Beitritt die nöthigen Erkldrungen auSgetauscht worden sind, so wird
solches hierdurch nachtrdglich zu der Bekanntmachung vom 9. v. M. (Gesetz-
Sammlung S. 209) zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 27. October 1853

Fürstl. Schwarzb. Ministerlum.
v. Bertrab.

 XLVII. Ministerial-Bekanntmachung,
die zeitweise Einstellung der Erhebung des Eingangszolles für Reis betreffend,

vom 9. November 18533.

Nachdem die Regierungen der Zoll-Vereinostcaten übereingekommen sind,
die Erhebung des Eingangezolles für Reis vom 10. des laufenden Monats
November an bis zum Schlusse dieses Jahres einstellen zu lassen, so wird solches
andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 9. November 1853.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abtheil., der Flnanzen.
Th. Schwart. **b’B

 XLVIII. Vertrag
zwischen Prensien und mehreren anderen deutschen Regierungen über die Grund=
sätze, welche gegenseitig in Bezug auf die Verpflegung erkrankter und Beerdi-

gung verstorbener Angehörigen des anderen Staatte Amvendung findensollen, vom 11. Juli1
Die Regierungen von Preußen, Sachsen, e, Kurhessen, Groß-

berzogthum Hessen, Sachsen-Weimar, Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-
Suelicz, Oldenburg, Braunschweig, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg,
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Sachsen-Coburg-Gotha, Anhalt- Dessau-Cothen, Anhalt· Bernburg, Schwarz-
burg Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen, Schaumburg-Lippe, bippe,
Reuß dlterer und Reuß jüngerer Linie, sowie die freien Städte Frankfurt und
Bremen sind übereingekommen, über die Grundsätze, welche gegenseitig in Be-
zug auf die Verpflegung erkrankter und Merdigung verstorbener Angehbrigen
des anderen Staateo Anwendung finden sollen, sich vertragomäßig zu einigen
und haben zu diesem Zwecke Bevollmächtigte ernanm und zwar:

die Königlich Preußische Regierung
den Geheimen Ober-Regierungerath Frant und
den Geheimen Legationgrath Hellwig,

die Königlich Süchsische Regierung
den Regierungsrath Schmalz,

die Königlich Hannoversche Regierung
den Geheimen Regierungsrath Bening,

die Kurfürstlich Hessische Regierung
den Regierungs= und vortragenden Rath im Ministerium des Innern

von Stiernberg,
die Grohherzoglich Oessische Regierung

den Geheimenrath Freiherrn von Stark,
die Großherzoglich Sächsische Regierung

den Geheimen Regierungsrath Schambach,
die Grohherzoglich Mecklenburg-Schwerinsche und
die Großherzoglich Mecklenburg= Strelitzische Regierung

den Regierungsrath von Bassewitz,
die Grohherzoglich Oldenburgische Regierung

den Ministerialrath Buchold,
die Herzoglich Braunschweigische Regierung

den Kreiodirector, Kammerherrn von Hohnhorst,
die Herzoglich Sachsen-Meiningensche Regierung

den Staatsrath Oberlánder,
die Herzoglich Sachsen=Altenburgische Regierung

den Regierungspräsidenten Schuderoff,
bie Herzeglich Sachsen-Coburg= Gothaische Regierung

den Ministerialrath Brückner,
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die Herzoglich Anhalt-Dessau-Cstheusche Regierung

den Ministerialrath Walther,
die Herzoglich Anhalt-Bernburgische Regierung

den Regierungsrath Zachariae,
die Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtische und
die Fürstlich Schwarzburg-Sonderohausensche Regierung

den Geheimen Regierungsrath Schambach,
die Fürstlich Schaumburg-Lippesche Regierung

den Regierungbrath von Campe,
die Fürstlich Lippesche Regierung

den Regierungsrath Meyer,
die Fürstlich Reuß-Plauische Regierung alterer eenie und
die Fürstlich Reuß-Plauische Regierung jüngerer Linie

den Geheimen Regierungs-Rath Schambach,
die freie Stadt Frankfurt

den Dr. von Boltog und
die freie Stadt Bremen.

den Senator Olbers,
welche demgemäß mit Vorbehalt der Genehmigung ihrer Regierungen folgende
Bestimmungen vereinbart haben:

8. 1.

Jede der contrahirenden Regierungen verpflichtet sich, dafür zu sorgen,
daß in ihrem Gebiete denjenigen hülfsbedürftigen Angehbrigen anderer Staaten,
welche der Kur und Verpflegung benöthigt sind, diese nach denselben Grund-
sätzen, wie bei eigenen Unterthanen, bis dahin zu Theil werde, wo ihre Rück-
kehr in den zur Uebernahme verpflichteten Staat ohne Nachtheil für ihre oder
Anderer Gesundheit geschehen kann.

 ——t

Ein Ersat der hierbei (. 1) oder durch die Beerdigung erwachsenden Kosten
kann gegen die Staats-, Gemeinde= oder andere öffentliche Cassen desjenigen
Staates, welchen der Hlfsbedürftige angehört, nicht beansprucht werden.
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g. 3.

Für den Fall, daß der Hülfebedürfeige oder daß andere privatrechtlich
Verpflichtete zum Ersatz der Kosten im Stande sind, bleiben die Ansprüche auf
letztere vorbehalten. Die contrahirenden Regierungen sichern sich auch wechsel.
seitig zu, auf Antrag der betreffenden Behörde die nach der Landeogesegebung
zuladssige Hülfe zu leisten, damit denjenigen, welche die gedachten Kosten be-
stritten haben, diese nach billigen Ansätzen erstattet werden.

F. 4.
Gegenwürtige Uebereinkunft tritt mit dem 1. Jannar 1854 in Kraft. Mit

demselben Tage erlischt die Wirksamkeit derjenigen Verabredungen, welche bis-
her über den gleichen Gegenstand zwischen einzelnen der contrahirenden Regie-
rungen bestanden haben. Die Dauer der Wirksamkeit der gegenwärtigen Ueber-
einkunft wird zundchst auf den Zeitraum von drei Jahren verabredet. Sie ist
aber auf je weitere drei Jahre als in Kraft befindlich für jede der contrahi-

. renden Regierungen zu betrachten, welche nicht spältestens sechs Monate vor dem
Ablaufe der Gültigkeit der Uebereinkunft dieselbe gekündigt hat.

 nr'

Allen deutschen Bundesstaaten, welche die gegenwärtige Uebereinkunft nicht
mit abgeschloss.sen haben, steht der Beitritt zu derselben offen. Dieser Beitritt

wird durch eine, die Uebereinkunft genehmigende und einer der contrahirenden
Regierungen Behufo weiterer Benachrichtigung der übrigen Contrahenten zu
übergebende Erklärung bewirkt.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten die gegenwärtige Ueberein-
kunft unterzeichnet und untersiegelt.

Eisenach, den 11. Juli 1853.

(. S) Carl Friedrich Frantz. (I. S.) Friedrich Hellwig. (I. 8.) Carl
Schmalz. (I. 8.) Heinrich Bening. (I. 8.) Heinrich Eduard von
Stiernberg. (I. 8.) August Rinck Freiherr von Stark. (l. 8.) Fer-
dinand Schambach. (A. 8.) Friedrich von Bassewitz. (I. 8.) Carl
Bucholtz. (1. S.) Friedrich Eduard Oberländer. (I. S.) Hermann Schude-
roff. (I. 8.) Carl Christian Rudolf Brückner. (1. 8.) Carl Heinrich
Adolph von Hohnhorst. (I. s.) Franz Walther. (. S.) Friedrich Wil-
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belm Zachariae. (I. 8.) Ferdinand Schambach für Schwarzb. Sudessaund Sondershausen. (I. S.) Franz Alerander von Campe. (I. ) ern-
hard Meyer. (1. 8.) Ferdinand Schambach fur Reuß alteret und jungerer
Linie (L. S.) Dr. zur. August von Boltog. (I. S.) Georg Heinrich Olberé.

Vorstehender Vertrag wird, nachdem derselbe von sämmelichen contrahi-
renden Regierungen ratificirt worden ist, hierdurch mit dem Bemerken zur
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß in Gemäßbeit des §. 5 die Regierungen

1) von Oesterreich mittelo Erklärung vom 27. October d. J.
2) von Württemberg mittels Erklärung vom 10. September d. J.
3) von Nassau mittels Erklärung vom 25. September d. J.
1) von Waldeck mittelo Erklärung vom 15. August d. J. sowie
5) die freie Stadt bübeck mictels Erkldrung vom 23. Juli d. J.

beigetreten sind.
Rudolstadt, den 11. November 1850.

Fürstl. Schwarzburg. Ministerium.
v. Bertrab.

# XLIX, Gesetz
Über die Bestrafung der Jollvergehen gegen freude 7 in welchen duch

Handels-Verfräge die Gegenseitigkeit verbürgt ist, vom 15. Nov. 1853.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 1c.
verordnen hiermit was folgt: «

Artikel L
Wenn von einem fremden Staate, in Erfüllung eines, die Gegenseitigkeit

bedingenden Handels-Vertrages, die Vergehen wider die Jollgesetze des Fürsten-
thums unter Strafe gestellt sind, so sollen zu Gunsten dieses fremden Staates
die nachstehenden Strafbestimmungen eintreten:

4. 1.
Wet es unternimmt, Gegenstande, deren Ein-, Aus- oder Durchfuhr in dem

fremden Staate verboten ist, diesem Verbete zuwider, ein= aus= oder durchzu-
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führen, hat die Konfiekation der Gegenstände, in Bezug auf welche das Ver-
gehen (die Kontrebande) verübt worden ist, und zugleich eine Geldbuße verwirkt,
welche dem doppelten Werthe jener Gegenstände, und wenn solcher nicht zehn
Thaler = 17 Fl. 30 Tr. beträgt, dieser Summe gleichkemmen sell.

. 2.

Wer es unternimmt, dem fremden Staate die Ein., Aus, oder Durchgangs=
Abgoben zu entziehen, hat die Konfiskation der Gegenstände, in Bezug auf
welche das Vergeben (Zolldefraudatien) verübt worden ist, und zugleich eine
dem vierfachen Betrage der vorenthaltenen Abgaben gleichkommende Geldbuhe,
welche jedoch niemals unter Einem Thaler = 1 Fl. 15 Kr. betragen soll, verwirkt.

g. 3.
In allen Füällen, in welchen die Konfiskation der Gegenstände, in Bezug auf

welche die Kontrebande oder Zolldefraudation verübt worden ist, nicht vollzegen
werden kann, ist stalt derselben auf Erlegung des Werths der Gegenstände,
und wenn dieser nicht zu ermitteln ist, auf Zahlung einer Geldsumme von Fünf
und zwanzig bio zu Eintausend Thalern = 10 Fl. 45 Kr. — 1750 Fl. zu erkennen.

S. 1.
Wer in anderer, als der im F. 1 und 2 erwähnten Art die Zollgesetze des

fremden Staates übertritt, hat wegen dieser Kontravention eine Ordnungsstrafe
von Einem bis zu Zehn Thalern = 1 Fl. 15 Xr. — 17 Fl. 30 Tr. verwirkt.

ö. 5.
Wenn eine Geldbuße von dem Verurtheilten wegen seines Unvermögens

nicht beizutreiben ist, tritt an deren Stelle nach den Bestimmungen des Straf-
gesetzbuches eine verhaltnißmäßige Gefängnißstrafe, welche jedoch die Dauer von
Einem Jahre nicht übersteigen darf.

Artikel Il.

Die Untersuchung und Bestrafung der Vergehen und Uebertretungen wider
die Jollgeseve deo fremden Staato erfolgt durch dieselben Behörden und in den-
selben Formen, wie die Untersuchung und Bestrafung der Vergehen und Ueber-
tretungen wider die Zollgesetze de Fürstenthums.
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Artikel IIl.

Die Maßgaben, untet welchen dieses Gesetz zu Gunsten eines fremden Staates
zur Anwendung kommen soll, werden nach sedesmaligem Abschluß eineo Handels-
Vertrages von Unc im Wege der Verordnung besonders bestimmt werden.

urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel

So geschehen
Rudolstadt, den 15. November 1853.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

 L. Berordunng
wegen Anwendung des Gesetzes vom 15. November 1853 auf die Vergehen

gegen die Kaiserlich Oesterreichischen Zollgesetze, vom 17. Nov. 1858.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen auf Grund des Vorbehalto in dem Artikel UI. des Gesetzes vom 15.
d. M. über die Bestrafung der Zollvergehen gegen fremde Staaten, in welchen
durch Handelo-Verträge die Gegenseitigkeit verbürgt ist, daß die Vorschriften,
welche in den Artikeln I. und II. deo Gesetzes vom 15. d. M. in Bezug auf die
Verfolgung und Bestrafung der Uebertretungen von Ein-, Aus- und Durch-
gangs-Abgaben-Gesetzen anderer Staaten erlassen worden sind, nach Maßgabe
der Verabredungen in den §. 12 und folgenden des Zoll-Cartells mit Oester-
reich (Gesezsammlung von 1853 Seite 243 ff.) vom 1. Januar 1854 ab für
die Dauer des Joll-Cartells auf die Uebertretungen der Kaiserlich Oesterreichi-
schen Ein-, Aus= und Durchgangs= Abgaben-Gesebe Anwendung finden sollen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 17. November 1853.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.



1853. 285

Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg--Rudolstadt.

OIweinndzwanzigstes Slück vom Jahre 1853.

 LI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 28. Nov. 1858, im Betreff des Beitritts der freien Stadt Hamburg zu

dem Gothaer Vertrage wegen Uebernahme der Auozuweisenden.
Unterm 14. dieseo Monats ist auch die freie Stadt Hamburg dem Vertrage

wegen Uebernahme der Auszuweisenden d. d. Gotha, den 15. Juli 1851 (Gesetz-
Samml. de anno 1851 S. ö1) beigetreten, was anmit öffentlich bekannt gemacht

wird. Rudolstadt, den 28. November 1868.

Fürstl. Schwarzb. Mimsterium.
v. Bertrab.

 LII. Verordnung
wegen Benutzung der Dienstgrundstücke, vom 9. December 1858.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzöurg r.
Da wegen der Benutzungsart und Instanderhaltung der Fürstlichen Dienern

zum Gebrauche überwiesenen Dienstgrundstücke an Feldern, Wiesen, Gärten und
dergleichen allgemeine Grundsähe biöher noch nicht aufgestellt worden sind, dies
aberfin mehrfacher Hinsicht nothwendig erscheint, so verordnen Wir, wie folgt:

 I1.
Aufrechterhaltong Diejenigen, denen Felder, Wiesen, Gärten oder andereder-

*8 Swoeb der gleichen Grundstücke zur Benutzung als Besoldungsemolu.
genngung e ment überwiesen worden sind, haben vor Allem streng darauf““Grundstück zu sehen, daß die Integritckt der betreffenden Grundstücke

in jineeHinsicht auftea erhalten und dieselbein keiner Weisebeiinträcheigewerde.
Fürstl. Schw. Rudolsl. Gesetzsamml. XIV.



i 1853.

Es haben daher die zeitigen Inhaber fortwahrend ein wachsames Auge darauf
zu richten, daß die Grenzen nicht verlechzt, die Grenzmarken nicht verrückt oder wohl
gar herausgerissen, daß die betreffenden Grundstücke weder mit irgend einer bisher
noch nicht vorhanden gewesenen Servitut belastet, noch einer vorhandenen Gerecht-
same durch deren Nichtausübung verlustig werden.

Bemerken die Inhaber von Dienstgrundstücken, daß von Dritten eine bisher
nicht bestandene Servitut, z. B. eine Wegeservitut und dergl., prätendirt, oder
daß die Ausübung einer dem betreffenden Grundstücke zustehenden Gerechtsame ver-
hindert wird, so haben sie, bei eigener Verantwortlichkeit, sofort bei der vorgesetzten
Behörde Anzeige zu machen, damit zur Wahrung und Aufrechterhaltung der Rechte
des betreffenden Grundstückes das Erforderliche verfügt werden kann.

Werden Grenzmarken verräckt oder herauogerissen, so haben die Inhaber der
Grundstäcke zuvörderst ein gütliches Abkommen mit den betreffenden Grenznachbarn
zu versuchen und dafür zu sorgen, daß die Steine unter Beobachtung der gesetzlichen
Vorschriften wieder auf die alte Stelle gesetzt werden, wenn dies aber nicht gelingt,
sofort bei der vorgesetzten Behörde Anzeige zu machen, damit von dieser das weiter.
Erforderliche angeordnet werden kann.

. 2.

utzungsart der Die Fürstlichen Diener haben die ihnen überwiesenen
ur Dienstgrundstücke pfleglich und so zu benutzen, wie es einem
guten Hauswirthe zukommt, damit dieselben in keiner Weise verschlechtert und etwa
gar ruinirt werden. Eo ist daher darauf zu sehen, daß die Grundstücke gehörig
gedüngt, resp. beartet, daß dieselben von Unkraute und aufschießendem Gestrüppe
rein erhalten, daß insbesondere auf den Wiesen und in den Gärten eifrigst auf Ver-
tilgung der Maulwürfe, Einebnung der Maulwurfs- und Ameisenhügel Bedacht
genommen, ferner daß die übergebenen Obstbäume gehörig gewartet und vollzählig
erhalten und die abgängigen durch mit guten Sorten veredelte, jedoch auf Kosten
des Inhabers ersetzt werden, wogegen das Holz der abgängigen Obstbäume dem
Inhaber zur Benutzung überlassen bleibt.

Wos bie an den Fluß= und Bachufern und auf den Wiesen stehenden und mie
zur Benrchung übergebenen Erlen-, Pappeln-, Weiden= und andere Baume anbe-
langt, so müssen dieselben, insofern dergleichen Fürstlichen Dienern künftig noch mit
our Benutzung überwirsen werden, gut bewirthschaftet und dürfen, mit Ausnahme
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der Durchforstung, unter 15 Jahren und ohne vorherige Anzeige und eingeholte
Genehmigung der vorgesebten Behörde nicht abgeschlagen werden. Diejenigen von
dergleichen Bäumen, welche alo Kopfholz benutzt werden, dürfen nicht unter 3 Jah-
ren geköpft, und die von diesen als Kopfholz benuhzten Baumen abgehenden müssen,
sobald als thunlich, durch einzusetzende Pflänzlinge resp. Satstämme ergänzt werden.

Eine die Substanz der Grundstucke verändernde Bewirthschaftungsart, z. B.
die Umwandlung einer Wiese in Feld, oder umgekehrt eines Feldec in Wiese, oder
eines Grasgartenod in Grabeland u. s. w., dürfen die Inhaber nur nach zuvor ein-
geholter Erlaubniß der vorgesehten Vehörde vornehmen, und bleiben sie im Zuwider=
handlungöfalle dieser Behörde in jeder Beziehung verantwortlich (viäl S. J. A. Nr. 4.)

Jede Verpachtung oder Ueberlassung der Dienstgrundstücke oder einzelner
Theile derselben an Dritte ist unter allen Umständen unzulässig, es sei denn, daß
deshalb zuvor die Erlaubniß der vorgesetzten Behörde eingeholt worden wäre.

g. 3.
Kosten und Aus- Rücksichtlich der auf die Erhaltung der Dienstgrund-

Ven nd stücke zu verwendenden Kosten treten, insoweit nicht schon
verwenden flad. durch das Bauregulativ vom 30. September d. J., auf
welches hiermit ausdrücklich verwiesen wird, das Erforderliche festgesetzt ist, fol-
gende Bestimmungen ein:

A.
Aus Fürstlichen Cassen sollen folgende Ausgaben be-

#rsten * us stritten resp. folgende Kosten bezahlt werden:„vwver2 ., r 1) die auf Dienstgrundstücken schon liegenden oder auf
( Wint solche noch gelegt werdenden Grundsteuern, insofern be-
aus den betreffenden züglich der schen darauf liegenden nicht etwa die den

- zu be. betreffenden Beamten ertheilten Besoldungodesigna-
tionen etwas anderes vorschreiben;

2) die Kosten der Instandsetzung und Wiederherstellung der durch Narur-Ereig-
nisse, z. B. Ueberschwemmungen, Verschlämmungen, Erdrutschen, Erdfälle
u. s. w. beschädigten Grundstücke, insofern die deofallsigen Kosten mehr als
3 Thlr. — 5 Fl. 15 Kr. betragen (viäl. unt. B. Nr. 1);

3) die Kosten für Anlage jeßt noch nicht vorhandener, aber doch unbedingt nöthi-
ger Umfriedigungen, in welcher Beziehung die Entscheidung der rong ob die
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Befriedigung qu. unbedingk nöthig ist, lediglich von dem Ermessen der vorge-
sebten Behörde abhängt;

4) die Kosten für die Anlage dauernder Verbesserungen, z. B. für Be, und Ent-
wässerungs-Anstalten, Einebnungen und Ausfüllungen des Bodens u. s. w.,
insofern dergleichen Anstalten und Verbesserungen von dem Inhaber gewünscht
und von der vorgesetzten Behörde für nöthig befunden werden sollten und unter
den in jedem Falle besonders festzusetzenden Bedingungen;

5) die Kosten für Erhaltung der Ufer von an Bäche und Flüsse grenzenden Feld-,
Wiesen= und Gartengrundstücken, insofern diese Ufer von den Angrenzern zu
erhalten sind, wenn die desfallsigenKosten den Betrag von 3 Thlr. = 5 Fl.
15 TKr. übersteigen;

0 die Kosten für Wiederherstellung verrückter oder herausgerissener, ingleichen
für Einsetzung noch fehlender Grenzmarken und

)) die Kosten für Anzeige und Untersuchung von an Dienstgrundstücken verübten
Freveln, insofern letztere nicht die Früchte betreffen und insofern rücksichtlich
der unter 6 und 7 aufgeführten Fälle die gehörige Sorgfalt stattgefunden hat
und demjenigen Genüge geschehen ist, was in den 6F. 1 und 2 bestimmt ist.

B.

Kosten, welcher- Die Inhaber von Dienstgrundstücken haben dagegen
PiedsntLaßfolgendeKosten aus eigenen Mitteln zu bestreiten:

1) Die Kosten für Wiederherstellung der durch Naturer-
eignisse den Grundstücken zugefügten Beschädigungen, insofern diese Kosten sich
nicht über 3 Thlr. — 5 Fl. 15 Kr. belaufen (vid. oben A. Nr. 2.);

2) für Herstellung und Erhaltung nicht vorhandener, zwar wünschenswerthen,
aber doch nicht unbedingt nöthigen Einfriedigungen (vid. oben A. Nr. 3.);

3) für solche von den Inhabern gewünschteUmwandlungen an Dienstgrundstücken,
durch welche deren Substanz verändert wird, z. B. Umwandlung einer Wiese
in Ackerland, eines Grasgartens in Grabeland u. s. w.; ferner

4) die Kosten für die Wiederinstandsetzung solcher Grundstücke, welche durch
schlechte Bewirthschaftung deteriorirt, oder ohne zuvor eingeholte Genehmi-
gung der vorgesehten Behörde in ihrer Substanz verändert worden sind;
Vid. §. 2 und die vorhergehende Nr.);

5) die Kosten für Erhaltang von Be. und Entwässerungs-Anstalten, insofern
das Bauregulativin dieser Beziehung etwas anderesniche vorschreibt und zwar
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auch in solchen Fällen, wenn dergleichen Anstalten erst auf Rechnung der
Fürstl. Casse hergestellt worden sind (vid. oben Nr. 4.);

Odie Kosten für Erhaltung der Ufer von an Flüsse und Bäche 2c. grenzenden
Aeckern, Wiesen und Feldern, insoferndiese Kosten den Betrag von 3 Thlr. =
5 Fl. 15 Kr. nicht übersteigen (vid. oben A. Nr. 5.).

8. 1.
Beaasßchtigungder Die den betreffenden Fürstlichen Dienern vorgesetzten
e Grernee Behärden haben die Dienstgrundstücke von Zeit zu Zeit und
Bebörde des betref, wenigstensalle3JahreeinerRevisionzuunterwerfen.Sollte
lenden Dieners sich bei solcher Gelegenheit ergeben, daß die Inhaber von
Dienstgrundstücken die ihnen nach diesem Regulative obliegenden Verpflichtungen
nicht erfüllen, die Grundstücke schlecht bewirthschaften und dadurch deterioriren, die
von ihnen zu bestreitenden Reparaturen nicht rechtzeitig oder gar nicht vornehmen
lassen u. s. w., so ist dem betreffenden Inhaber zur Abstellung der bemerkten Män-
gel eine angemessene Fristzusehen,nach deren fruchtlosem Verlaufe die Ausführung
der erforderlichen Verbesserungen und Auöbesserungen u. f. w. von der vorgesetzten
Behörde für Rechnung des Inhat s u verfügen sind undfür Wiedererlangung der
deshalb verausgabten Kosten voreh Ash von dessen Besoldung Sorgezutragen ist.

Insofern jedoch die schlechte Bewirthschaftung und dadurch herbeigeführte De-
terioration von Grundstücken in Frage kommt, so hat die vorgesetzte Behorde zuvor
unparteiische, nöthigenfalls gerichtlich zu vereidigende, sachverständige Oeconomen,
Gärtner u. s. w., mit ihrem Gutachten über den Zustand des betreffenden Grund-
stückes und ihren Vorschlägen zur Wiederherstellung zu hören, ehe wegen der letztern
das Nöthige verfügt wird. Die dembetreffendenFürstl. Diener vorgesetzte Behörde
resp. der mit der Revision der Dienstgrundstücke beauftragte Beamte hat jedoch,
wenn eine nachtheilige und gegen dieses Regulativ laufende Behandlungsweise 2c.
der Grundstücke bemerkt werden sollte, in jedem Falle, und namentlich bevor etwaige
Reparaturen auf Kosten des betreffenden Dienero angeordnet, oder das Gutachten
Sachverständiger eingehelt wird, Bericht an die belreffende Abtheilung des Fürst-
lichen Ministeriums zu erstatten.

k 5.

Abtretung der Rücksichtlich der Abtretung von Dienstgrundstücken kom-
Dieustgrundstücke, men die Bestimmungen de5 . 13. des Gesetzes über den Eivil-

Staatodienst, vom 1. Mai 1850, zur Anwendung. Fürdeen Fall, daßdieAbtretung
der Dienstgrundstücke in Folge des Todes des derzeitigen Inhabers stattfindet, so
bleiben dessen Erben der vorgesetzten Behörde wegen aller dem verstorbenen Inhaber
nach diesem Regulative obgelegenen und nicht erfüllten Verpflichtungen verant-
wortlich. Frankenhausen, den 9. December 1858.

" (I1-s-I Friedri . z. S.

v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.



290 1853.

 LIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 19. Dezember 1853, betreffend den Verkrag zwischen Preußen und den
übrigen Jollvereinsstaaten cinerseits und Waldeck andererseits wegen der Fort-

dauer des Anschlusses de Fürstenthums Pyrmont an dad Zollspstem
Preusens und den übrigen Staaten des Zollvereins.

Nachdem von Sr. Durchlaucht, dem Fürsten, der nachstehend abgedruckte
Vertrag vem 3. September d. J. zwischen Preußen und den übrigen Staaten des
Zollvereins einerseito und Waldeck andererseito wegen der Forkdauer des An-

schlusses deo Fürstenthume Pyrmont an das Zoll- Syhen Preußens und der übrioen Staaten des Zollvereins ratificirt worden, auch die Auswechselung der gegen-
eitigen Ratifications Urkunden erfolgt ist: so wird solches hiermit zur öffentlichen

Kenntniß gebracht.
Rudolstadt, den 19. December 1853.

Färstl. Schwarzb. Ministerium, Abtheil. der Finanzen.
Th. Schwartz. 2%

Bertrag
zwischen Preusen, Bapern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden, Kur-
hessen, dem Großberzegtume Hessen, den zu dem Thüringischen Zoll= und
Hamels-Vereine gehörigen Staaten, Braunschweig, Oldenburg, Nassau und

der freien Stadt Frankfurt einerseits und Waldeck andererseits,
die Fortdauer des Anschlusses des Fürstenthumes Pyrmont an das Zoll-System

Preusens und der übrigen Staaten des Zollvereins betreffend.
Bei dem bevorstehenden Aklaufe des Vertrages vom 11. Dezember 1841

über den Anschluß des Furstenthumes Pyrmont an das Zoll-System Preußens
und der übrigen Staaten des Zollvereins haben die kontrahirenden Theile, in An-
erkennung der wohlthätigen Wirkungen des gedachten Anschlusses für den Handel
undVerhor der beiderseitigen Unterthanen, zum Zwecke der Verlängerung jenes
Vertrages Unterhandlungen eröffnen lassen und deßhalb zu Bevollmüchtigten er-
nannt:

einersei 4Seine Majenkt, ftder König von Preußen, für Sich und in Vertre-
tung der öbrigen Muchaan dee kraft derVerträgevem 22. und Märzund 11. Mai 1833, 12. Mai und 10. Dezember 1835, 2. Janua 2
8. Mai, 19. Oktober und 13. November 1841, jrlulih vom 4. !“ 1853
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bestehenden Zoll= und Handels-Vereined, namlich der Kronen Bayern,

achsen, Hannover und Württemberg, des Großherzogthumes Baden,des Kurfürstenthumes Hessen, des Grrißztzrgthuns Hessen, der den Thü-
ringischen Zoll- und Handels-Verein bildenden Staaten — namentlich
des Großherzogthumes Sachsen, der Herzogthümer Sachsen-Meiningen,
Sachsen-Altenburg und Sachsen-Koburg-Gotha, und der Fürstenthü-
mer Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarzburg-Sondershausen, sowie
der Fücstlich Reußischen Lander älterer und jüngerer Linie — desHerzog-
thumteo Braunschweig, des Großherzogthumes Oldenburg, des Herzogthu-
mes Nassau und der 6% Stadt Frankfurt:

Allerhöchst Ihren geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Leopold
Henning un .

Allert bchst Jpren geheimen Legations-Rath Alerander Mar Phi-ipsborn
und andererseits

Seine Durchlaucht, der Fürst zu Waldeck und Pyrmont:
öchst Ihren Geheimrath Carl Wilhelm von Stockbausen, von

welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalt der Ratification, folgender Ver-
trag abgeschlossen worden ist.

Artikel 1.
Der wegendes Beitritts Sr. Durchlaucht des Fürsten zu Waldeck und

Prmont mit dem Fürstenthume Pyrmont zu dem Zoll-Systeme Preußens und
der übrigen Staaten des Zollvereines am 11. Dezember 1821 abgeschlossene Ver-
Fach soll bis zum letzten Dezember 1865, jedoch mit nachfolgenden Veränderungen,verlängert werden.

Artikel 2.
Seine Durchlaucht, der Fürst zu Waldeck und Pyrmont, öbernehmen auch

erner die Verbindlichkeit, im Fürstenthume Pyrmont den im Inlande bereitcten
übenzucker derselben Besteuerung zu unterwerfen, welche in den übrigen Staaten

deS Zollvereins besteht. Zu dem Ende sollen wegen Anwendung der dieserhalb
im Zollvereine bestehenden geseglichen und administrativen Bestimmungen und Ein-
richtungen im Fürstenthume Pyrmont und wegen deren etwaiger künftiger Abap-
derung dieselben Verabredungen maßgebend sein, welche in den Artikeln 2 und 3
des Vertrages vom 11. Dezember 1841, den Anschluß des Fürstenthumes Pyrmont
an das Zoll. System Preußeno und der übrigen Seaaten des Zollvereins betref-
send, und in dem dazu gehörigen Separat-Artikel 2 in Bezug auf die Zölle ge-
troffen worden sind. In Folge dessen wird zwischen dem Königreiche Preußen
und den mit ihm zum Zollvereine verbundenen Staaten und dem Fürstenthume
Apemont6 ferner eine Gemeinschaft der Rübenzucker-Steuer Statt finden und der

rtrag dieser Steuer nach dem Verhältaisse der Bevölkerung getheilt werden.
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Artikel 3.

Soweit sich nach der bisherigen Erfahrung einzelne Abdnderungen, Ergän-
zungen und nähere Bestimmungen der bestehenden Vereinbarungen alo im Bedürf-
nisse liegend zu erkennen gegeben haben, ist darüber eine besondere Uebereinkunft ge-
troffen worden.

Artikel 4.
Die Einrichtung der Zoll= und Rübenzucker= Steuerverwaltung im Fürsten-

thume Pyrmont soll, soweit sie einer Abanderung bedarf, in gegenseitigem Einver-
nehmen mit Hülfe der von beiden Seiten zu diesem Behufe zu ernennenden Ausfüh-
rungs-Kommissare angrordnet werden.

rtikel 5.
Wenn der gegenwartige Vertrag nicht spatestens neun Monate vor dessen Ab-

laufe gekündigt wird, soll derselbe auf zwolf Jahre und so fort von zwolf zu zwolf
Jahren als verlangert angesehen werden.

Derselbe soll alobald sämmtlichen betheiligten Regierungen vorgelegt und
sollen die Ratifikations-Urkunden mit möglichster Beschleunigung, spctestens bin-
nen vier Wochen, ausgewechselt werden.

gu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmachtigten den gegenwarti-gen Verttag unterzeichnet und untersiegelt. «
So geschehen Berlin am 3. September 1853.

(gez.) Friedrich Leopold Alexander Max Carl WilhelmL Henning. Fipsborn. von Stockhausen.
(1. S.) (1.8S.) ( S.)

 LIV. Verordnung,
die Einberufung des Landtags betreffend, vom 28. Derember 1858.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg u.
verordnen hiermit, daß der am 12. August 1852 vertagte Kandlag auf den 18.
Februar 18—4 in Unsere Residenzstadt Rudolstadt wieder zusammenberufen werde,
und beauftragen Unser Ministertum mit der Auoführung dieser Verordnung.

zusnalih unter Unserer eigenha#ndigen Unterschrift und deigedrucktem Hürs.
lichen Insiegel.

Rudolstadt, den 28. December 1853.
L. S.) Friedrich Güneher, JF. z. S.

v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Berichtigung. In f. 3 des Ba lativs vom 30. September d. J. (Ges-SammlumngS. 261 fl.)Fnts .6 n. # alln. auuiheigen aa 0t 1. ¾ w.)-
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